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VORWORT. 



Das vorliegende Werk verdankt seine Entstehung einem 
von der philosophischen Fakultät der Universität Göttingen 

namens der Beneke- Stiftung erlassenen Preisausschreiben vom 
I. Mai 1S89. Am 11. März iHr)2 wurde der von mir eingereichten 
Arbeit der erste Preis zuerkannt. Der |)hilosüpliischen Fakultät 
schulde ich für die wohlwollende Beurteilung (vgl. Nachrichten 
von der Königlichen Gesellschaft der Wissenschaften und der 
Georg- Augusts- Universität zu Göttingen J. 1892, Nr. 4) grossen 
Dank. Dieser gilt insbesondere Herrn Professor Dr. von 
Kiuckhohn, welcher sich auch dadurch ein Verdienst um 
das Werk erworhen hat, dass er mir Winke in Bezug auf die 
Vervollständigung und Vervollkommnung desselben erteilte. Auch 
Herrn Geh. Justizrat Professor Dr. Frensdorf f verdanke ich 
manche freundliche Anregung. 

Für den Gang der Arbeit ist das Preisausschreiben vom 
T. Mai 1889 massgebend gewesen. Die Fakultät sprach in dem» 
selben den Wunsch aus, dass für die ([uellenmässige Dar- 
stellung der inneren Geschichte Hannovers, und zwar sowohl 
derjenigen Landesteile, die früher oder spater mit dem Konig- 
reiche Westfalen vereinigt, als auch jener, die dem franzr)sischen 
Kaiserreiche einverleibt wurden, auch das bisher nicht benutzte 
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archivalische Material nach M<>glichkeit herangezogen werden 
möchte. Es soUte ferner der Arbeit zur Empfehlung crereichen, 
wenn sie auf die erste Okkupation Hannovers durch die 
Franzosen und die nachfolgende preussische Besitznahme zurfick» 
greifen und also auch aus den Jahren 1803— 1806 Neues bei* 
bringen würde. Als die Hauptaufgabe wurde die Darstellung 
der Verwaltung in ihren wichtigen Zweigen mit besonderer 
Rücksicht auf das Finanzwesen und den Volkswohlstand be- 
zeichnet. Endlich sollten neben den politischen Zuständen 
auch Personen, einheimische und fremde, welche in her- 
vorrai^endt r Weise in der VervvaltunL^ (U;s Landes oder einzelner 
Teile desselljcii thiititr crfwt^sen siiul, üire Würdigung linden. 
Es wurde der Hi»ri"min<; Ausdruck }^e<j;el)eii, dass zu diesem 
Zwecke auch ungedruckte Faniilienpapiere nutzbar gemacht 
werden könnten. 

Ich habe mich bei meiner Arbfit mißlichst an die im 
Vorstehenden wiedergegebenen Bedingungen gehalten. Nur 
insofern bin ich über den Rahmen der Preisaufgabe hinaus- 
gegangen» als ich, statt nur einleitungsweise auf die Geschichte 
der Jahre 1803— 1806 zm>Ückzugreifen , vielmehr der ersten 
französischen Okkupation und der preussischen Besitznahme 
besondere Abschnitte widmete. Auch habe ich nicht allein die 
inneren Zustande des KurfQrstentums geschildert^ sondern auch 
den Gang der äusseren Ereignisse zur Darstellung gebracht 
und bei der Geschichte der mit dem Konii^reiche We<tJciK n 
vereinigten Landestrile mich nicht auf die.se beschränkt, sondern 
eine Darstellung der jjjesauiten westtälischen Verwaltung gegeben. 

Im wesentlichen beruht die Schrift, namentlich die von den 
französischen Okkupationen und der preussischen Besitznahme 
handelnden Abschnitte, auf bisher von der Forschung un- 
berührtem archivalischen Materiale. Die grösste Ausbeute 
lieferte das Königliche Staatsarchiv zu Hannover, in dem sich 
eine geradezu ungeheure Aktenmasse aus der französisch- 
westfälischen Zeit findet In zweiter Linie habe ich das 
Königliche Geheime Staatsarchiv zu Berlin und die Königlichen 
Staatsarchive zu Marbuig und Osnabrück benutzt. Das Gehdme 
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Staatsarchiv kommt vorzugsweise für die Geschichte der 
preussischen Okkupation in Betracht, die Staatsarchive zu 
Marbuug und Osnabrück für das Königreich Westfalen, das 
letztgenannte Archiv auch för die Frankreich einverleibten 
Gebiete. Den Beamten der -von mir besuchten Archive sage 
ich auch an dieser Stelle für ihre freundliche Unterstützung 
meinen aufrichtigen Dank. 

Ungedruckte Familienpapiere sind mir nicht in dem ge- 
hofften Masse zug^änglich geworden. Auf zahlreiche Anfragen 
erhielt ich inei<t zur Antwort, entweder dass Familienpapiere 
niclit vorhanden, oder das^ iil)er deren Verbleib nichts bekannt 
sei. Hier und da stie'ss ich auch auf ein geringeres Entgei^en- 
kommen, als im Intere-^se der Sache wünschenswert gewesen 
wäre, l'm so dankenswerter ist die liebenswürdig:« Bereit- 
willigkeit, mit welcher Frau Major von der Decken in Hannover 
mir Einsicht in die hinterlassenen Aufzeichnungen ihres Vaters, 
des Oberamtmanns Meyer gestattete, welcher während der 
französisch »west&lischen Herrschaft als Polizeidirektor von 
Hannover und später als Fräfekt des Norddepartements eine 
bedeutsame Rolle spielte. Auch Herr Oberlehrer a. D. Dr. S t ü v e 
in Osnabrück hat sich durch Überlassung der Papiere des 
Bürgermeisters und Maires von Osnabrück H. D. Stüve ein 
Verdienst um die Arbeit erworben. 

Vor der Drucklei^un«^ haben einzelne Teile der Sclirift, so 
namentlich die Abschnitte über das Königreich Westfalen und 
die mit dem Kaiserreich vereinigten hannoverschen Gebietsteile 
grosse Hrweiterungen erhalten. 

Den von der philosophischen Fakultät gew^ählten Titel habe 
ich, obwohl er sich mit der Arbeit nicht völlig deckt, dennoch 
beibehalten zu sollen geglaubt. 

Der vorliegende erste Band umfasst ausser einer Einleitung 
über die inneren Zustände der hannoverschen Lande zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts die Geschichte der ersten französischen 
Okkupation von 1805— 1805, der preussischen Besitznahme im 
Jahre 1806 und der zweiten französischen Okkupation von 
1806 — 1810. Der zweite Band, welcher das Königreich West- 
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falen und die mit Frankreich vereinigten Landesteile behandelt, 
wird noch im Laufe dieses Jahres folgen. 

Für Nachweisung weiteren Materials zur Geschichte der 
Frondherrschaft, insbesondere hinterlassener Papiere von her- 
vorragenden hannoverschen Persönlichkeiten, werde ich sehr 
dankbar sein. 

Göttingen, im Mai 1893. 

Friedricli Thimme. 
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Einleitung. 



Hannoversche Zustände zu Beginn des 19. Jahrhunderts. 

Wenn von dem Kurfürstentume Hannover') zu Beginn des 
10. Jahrhunderts die Rodo ist, so darf man nicht an den Umfang 
denken, den es durch die Schhissakte des Wiener Kon^'resscs erlangt 
hat. Weder gehörten damals die Fürst enlümer Hildesheim und 
Ostfriesland, noch das Herzogtum Areni)ei*g-Meppen oder die Graf- 
schaft Lingen zu den Kurlanden. Die Grafschaft Bentheini befand 
sich bloss in hannoYerschem Pfandbesitze (seit 1753) und kann 
daher als ein wirklicher Bestandteil des hannoverschen Staatswesens 
nicht angesehen werden. Eine ganz junge Erwerbung war das 
FOrstentum Osnabrück: es war erst infolge des Luneviller Friedens, 
kurz vor dem Eintritte der französischen Okkupation in welßschen 
Besitz gelangt. Der gesamte hannoversche Staat, bestehend ans 
den weifischen Stammlanden Lüneburg, Calenberg und Grubenhagen 
und den späteren Erwerbungen Hoya, Diepholz. Bremen- Verden, 
Lauenburg, Had«'ln und Osnabrück, zählte gegen 550 Quadratmeilen 
und 900 000— 1 DCHJIHJO Einwohner. 

Man kann nicht sagen, dass diese vielen Provinzen in einer engen 
Verbindung gestanden hätten. Nur das Band des gemeinsamen Herrschers 
und der den letzteren vertretenden höchsten Staatsbehörden hielt sie 
zusammen, im Obrigen waren Verfassung und Verwaltung der einzelnen 
LandesteUe durchaus verschieden. Nichts charakterisiert die Trennung 
besser als der Umstand, dass die Landschaften durch Zollschranken von 



1) rnfcr dfm Kurrihsteiifum Hannover sind die gesamten Besitzungen des 
Kurhauses Braunschweig- Lüneburg in Deutschland zu verstebeu. Zu dem Kur» 
■taate als Bolcfaem gehörten allerdings nm die Provinaen, wdche bei Erlangung 
der Korwflrde (169S) in welßschem Bentze waren. Also weder Bremen und 
Verden, noch I^uenbur^ xim] HadeliL Vgl. Spittler, Gesehiebte des FQrsteiitunis 
Hannover, 2. Aufl. II, 35'.», :{(is. 

Ttiiniino, Okkii|tft:i<>ii Htvnuovcrs. 1 
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einander abg-espent waren. Es mangelte eben dem hannover- 
schen Staatswesen ganz und ^ar an der Kraft der Centralisation. 

Dass dem so war, iiudet seine Erklärung zuui grossen Teile 
darin, dass die Kurlande seit der Obeisiedeluiig des Welfenhaoses 
auf den englischen Thron im Jahre 1714 das persOnliehe Regiment 
des Forsten entbehrten. Unter den beiden ersten Georgen machte 
sich das weniger fühlbar; denn diese warai von Haus aus mit den 
hannoverschen Verhältnissen vertraut und frischten die Beziehung^ 
zu dem Stanimlande durch wiederholte längere Reisen nach Han- 
nover auf. Zudem hatte Geoi^ II. das Glück, in Gerlach Adolf 
von Münchhausen einen Minister zu finden, wie Hannover ihrer nur 
wenige gesehen hat; der nicht allein im 7jährigen Kriege das Kur- 
fürstentum auf den Gipfel politischer Bedeutsamkeit erhob, sondern 
auch in der friedlichen Thfitigkeit ffir das innere Wohl des Landes 
Erfolgreiches und Ausgezeiclmetes leistete. Doch vermochte auch 
er nicht den Naditdlen ganz zu wehren, welche die Verwaisung des 
Landes im Gefolge fiOhrte, und welche sich namentlich seit dem 
Tode Georgs IL (1760) geltend machten. 

Der Regierungsantritt Georgs III. bezeichnet für das Kurfürsten- 
tum sowohl in Bezug auf die Politik, als auf die umere Landes- 
Terwaltung eine unheilvolle Wendung. Hatte Georg II. sich in seiner 
äusseren Politik vielfach durch die Rücksichtnahme auf Hannover 
leiten lassen, so Hess sein Enkel es nihig geschehen, dass das Land 
seiner Väter rücksichtslos der en;jlisclien Politik dienstl)ar gemacht 
wurde. Georg III. war sich eben im Gegensatze zu seinen Vor- 
gängern seiner deutschen Abkunft nielit mehr bewusst, sondein 
fühlte und handelte ganz als Engländer '). Für seine deutschen 
Lande bat er, so eifrig man auch in Hannover an seine väterliche 
IMbe zu den angestammten Unterthanen glaubte, ein sonderliches 
Interesse nicht gehabt. Er hat es nicht fQr nötig gehalten, während 
seiner langen Regierungszeit auch nur em einziges Hai die Reise 
Ober das Meer zu machen, um seine deutschen Unterthanen zu be- 
suchen und bei ihnen nach dem Rechten zu sehen. Da er nun die 
Kurlande nie betreten hatte, so fehlte es ihm auch an jeglicher 
Einsicht in die hannoversehen Angelegenheiten und Verhältnisse. 
Zwar richtete er eine sogenannte „Deutsche Kanzlei" in London ein, 
welche ilim über alle Vorgänge von Erlicbliclikeil Bericlit zu er- 
statten hatle; das vermochte aber die mangelnde eigene Anschauung 
in keiner Weise zu ersetzen. 



1) VgL 0. V. Heiuemauu, Geschichte von Braunscbweig und Hannover III, 
186ff. 
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Bei einer solchen Sachlage konnte es nicht ausbleiben, dass 
das Regiment mehr und mehr aus den Hftnden des Landi sherm 
auf die , Königlich Grossbritannischen, zur Kurfürstlich Braunschweig- 
Lünebur^risrhenRegieninf» verordneten hcimfrclassencn Geheimen Räte" 
übei^ing. Sie waren bereits durch das Rejrienmgsre;j:leiiient vom 
29. August 1714'! mit den ausgedehntesten VoUmachten bekleidet 
worden. Nur bei widitigen politisclien Anizelegenlieiten, wenn ,es 
auf Exekution schon gemachter toederum oder sonst auf res pacis 
et beUi* ankam, waren ne Tolnmden, bistruktionen und Befehle 
von London einzoholen, und auch dann bloss, wenn «kein periculum 
in mora war, sondern die Zeit es erleiden konnte". Wohl hatten 
die Geheunen RAte daneben fortlanfende Berichte an den König, 
bzw. an den »deutschen Minister bei der Person des Königs", welcher 
an der Spitze der Deutschen Kanzlei stand, einzusenden und es war 
Regel, alle Sachen von einiger Bedeutung dem Könige zur Be- 
stätigmig vorzulegen. Allein bei der steten Abwesenheit des Könige 
und seiner dadurch bedingten Unkenntnis der hannoverschen Ver- 
hältnisse und Arijjelegenheiten war es nahezu unvermeidlich, dass 
die Entscheidun}?en nach dem Gutachten der Geheimen Räte in 
Hannover ausfielen. Sie brauchten, um dessen gewiss zu sein, nur 
emige Rfldcsicht auf die geradem krankhafte Abneigung Georgs III. 
gegen alle Neuerungen und nebenbei auf die Person des Londoner 
Kollegen zu nehmen. — Liess der König-KurfQrst efaimal aelbstfindige 
Befehle über das Meer ergehen, so hatten die Behörden in Hannover 
es in ihrer Macht sie unwirksam zu machen. Es ist nicht selten 
vorp:ekommen, dass Weisungen aus London in der Hauptstadt des 
Kurfürstentums so interpretiert wurden, dass das Gegenteil von 
dem geschah, was der König beabsichtigte 2). Wer wollte die Geheimen 
Räte auch in ihrem Thun und Lassen überwachen? Der Minister 
von Lenthe in London hat es seihst ausgesprochen, dass er es nicht 
für Sehlen Beruf halte, »jede Vernachlässigung' im Lande auszuforschen 
und dann zum Vorwurfe eines Vortrags an des Königs Majestät zu 
machen*^. Von den Unterthanen aber wagte niemand so leicht, 
sich direkt an den König zu wenden. Der Zutritt zum Könige war, 
wenn auch nicht geradezu verboten, so doch deimassen erschwert, 
dass der Versuch im PublOrom als aussichtslos und für den Petenten 
gefahibringend galt^). 

1) tiedruckt bei Spittler D, Anhang, S. IM ff. 

3) Beispiele daft^r werden Wir noch kennen lernen. Vgl auch Rehberg, 
S&mUiche Schriften 11, 15ü. 

S) ZdtscfariR des Historischen Vereins jftUr Niedersachsen J. 1866, S. 167. 

') Vgl. darüber die BroscbQrenlitteratnr des Jahres 1808; namentlich die 
Schriften des Dr. jnr. Seuninich. 
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So waren die Geheimen Räte zu Hannover die eigentlichen 
Regenten iin Lande. Zumal in Personenfragen entschieden sie mit 
souveräner Willkür. Im Grunde genommen ernannte nicht 
Georg III. die Geheimen Räte und andere einflussreiche Staats- 
diener, sondern diese kooptierten akh genehme PenOnKehkeiten« 
Es war ,nar menschlich*, wenn sie dabei «die Interessen ihrar 
Freundschaft und Familie* wahrnahmen. Unter solchen Um- 
ständen waren Nepotismus und Protdctionswesen unausbleiblich. 
, Einflussreichen Familien galt", um mit Havemann zu reden, 
»die Bekleidung der höchsten Ämter als Erbe und umsonst 
suchen wir (unter Geoi^ III.) nacli Männern, welche, wie unter 
Emst An^st und Georpr Ludwig, durch Talent und Unvcrdrossenheit 
eine Stellung er innere n, die sich später von den Vorzügen der Geburt 
abhängig zeigen sollte" 

So ausgedehnt aber die Machtvollkoninienheiten des Geheime- 
Ratskollegiums nach oben hin waren, so wenig kamen sie auf dem 
Gebiete der inneren Landesrowaltung zur Entfaltung. Denn hier 
war dem Kollegium durch die Befugnisse der ProTinzialstfinde eine 
enge Schranke gezogen. Es gab nicht etwa eine Gesamtvertretung 
des Landes; nein, mit Ausnahme von Diepholz hatte eine jede 
Provinz ihre besonderen Stftnde^. Alle wollten gefragt sdn, wenn 
es sich um wichtige Verftnderungen in Verfassung und Verwaltung, 
etwa um die Einführung einer neuen Steuer handelte. Dies machte 
die Regierungsmaschine, welche schon durch die weite Entfernung 
zwischen HannoTcr und London sehr behindert war, vollends zu 
einer unsäp-lich unbeholfenen und srhwerfAllipen. In Sachen, wo 
die Zustiuiiuun},' der Stände eingeholt werden niusste, ist es zu einer 
einheitlichen, über den Rahmen der einzelnen Provinzen hinaus- 
gehenden Gesetzgebung niemals gekommen. 

Audi hier erwies sich die Abwesenheit des Landesherm von 
nachteiligem Einflüsse. Wie anderwftrts, so war auch in den Braun- 
schweig*Ltineburgischen Landen seit dem Emporkommen der ab- 
sohlten FQistenmacht im 16. Jahrhmidert dte Bedeutung der Pro- 
vinzialstftnde mehr und mehr gesunken. Die letzten Herzöge von 
Galenberg und Lüneburg hatten bereits so gut wie ganz unabhängig 

•) Geschichte <Wv T.ande Braunschwei und Lünelunv III, r,;ri, 

Zur Zeit der scbwediscben Uerrschafl waren die Stande der Provinz 
Voden mit den Bremischen SUnden Tcreinigt worden. Im Jahre 1729 aber hatten 
sich beide Stande wieder van einander getremit. (Manecke, Kur- und farstlich 
Braunsrhwpi? - I-Onoburgischp> Staatsrecht S. ?or) ) Tm Jahre 1801 setzte die 
Regierung nach langen Verhandlungen die Vereinigung^ der grubenhagenschen 
Stände mit den calenbergischen durch. Rehherg, Sämtliche Schriften II, 170 f. 



Digitized by Google 



5 



von ihnen geherrscht. Nach der Entfci-nung" dos Fürstongeschlechtes 
erhoben aber die Stände wieder ihr Haupt und setzten der Regierung 
überall, wo sie ihre Hechte und Privilegien gefährdet glaubten, einen 
z&hen und ermüdenden Widerstand entgegen. Ein Gelieime-Rats- 
Kollegium konnte begreiflicherweise längst nicht den Emlluss auf 
die Stftnde gewinnen, welchen ein ImiflTOll auflretenderHerrscher duidi 
persönliche Einwirkung außgeObt haben würde. Durch besondere 
hartnäckige Opposition thaten sich die calenbergiscfaen Landstftnde 
hervor. Erst im lefasten Jahisefante des 18. Jahrhunderts, als A. W. Reh- 
bergs geschickte Hand die Regierung unterstützte, konnte diese hier 
einigen Einfluss erringen. 

Ans dem Gesagten lässt sich mit Leichtigkeit ersehen, welchen 
Charakter die innere Regierung Hannovers, namenthch in der zweiten 
Häifte des 18. Jahrhunderts tragen musste. Auf der einen Seite 
wollte der König keine Neuerungen, auf der anderen sperrten sich 
die Stände gegen alle vernünftigen Reformen; wie sollten die han- 
noverschen Behörden es da fertig bringen, das Staatswesen aus den 
Bahnoi des mittelalt^Hdien Fei^alstaats herausiulenken? In ohn- 
mftchtiger Schwftche liess die R^erong die Dinge ihren herkömmt 
liehen Gang nehmen, ohne viel einzugreifen, und suchte, aus der 
Not eme Tugend machend, ihre Ehre darin, sich jedes energischen 
Vorgehens, jeder durchgreifenden Strenge zu enthalten*). Dies trug 
ihr den Ruhm väterlicher Milde ein. Eine Zeit lang galt sie gar als 
die mildeste Regienmg im ganzen Deutschland 2). Selbst einsichts- 
volle Männer, wie der Professor Spittler in Göttingen konnten mit 
Bezug auf Hannover sagen: ^\\o ist das deutsche Land, das gerad' 
in dem Zeitalter, da alles nacli despotischer Gewalt ringt, da alles 
unter despotischer Gewalt immer tiefer versinkt, seine mildeste 
Regierungen genoss, seine au^ebildetesle Freiheit ungeki-änkt be- 
hauptete" ? 3) Gewiss war dieses Lob nicht ganz unberechtigt. Das 
ergiebt sich sofort, wenn man die Zustfinde anderer deutscher 
Territorien, etwa von Hessen -Kassel zur Vergleichung heranzieht 

Über den wahren Charakter der hannoversehen Regierung unter 
Georg III. darf man sich aber dadurch nicht täuschen lassen. Aus 
der. Zeit Georgs ü, lassen sich doch eine Reihe schöpferischer Re- 
gierungsthaten von bleibender Bedeutung verzeichnen: der Bau der 
für jene Zeit grossarUgen Wesecschleuse bei Hameln (1734), die 

I) Vgl Ldunann, Scbaraborst I, 8401 

h Hietoriadie Beriebügmifeii des OlÜentlichen Urtdb Ober die dnxeh die 

französische Okkupntion des Kotfttnteatimis Hannover daeelbst vennlaasteii 

militnrisehen Massregeln S. 10. 
•i) II, 378. 
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Errichtung des Landgestüts zu Celle (1735), die Gründung des 
Schullehrerseminars zu Hannover (1751) und vor allem die Gründung 
der Universität Göttinj^^en (1737), das eigenste Werk li ^ unsterblichen 
Münchhausen. Vergebens sehen wir uns aber waiirend des Zeil- 
raumes von 1760—1803 nach solchen Tbaten um^). Am ersten 
geschah noch etwas auf demjenigen Gebieten der Staatsverwaltung, 
wo der Widerstand der Stünde nicht in Frage kam« wie in der 
Landesökonomiegesetzgebung. Dagegen that man »nicht viel zur Ver- 
besserungnnd Abstellung sogar auffiülender Mängel* in Verfassung und 
Verwaltung und hr wenig in der Gfesetagebung, weder der bürger- 
lichen noch der peinliche* u. s. w.^). — Will man den Gesamt- 
charakter der Periode von dem Refriomnfrsantritte Georgs III. bis 
zum Beginn der französischen Okkupation im Jahre 1803 mit einem 
Worte bezeiclinen, so kann man nur sagen, dass sie keinen Fort- 
schritt, sondern Stagnation bedeute. 

Was die Organisation des haimoverscheu Staatswesens anbetrifft, 
SO haben wir, wie bereits angedeutet ist, in dem Geheime - Rats- 
kollegium die oberste Regiemngs- and Verwaltungsbeh6rde des 
KurfÖrstentums zu sehen. Diese Behörde bildete von Haus aus die 
Regierung für die altwelflschen Provinzen. In den Gebietsteilen, 
welche nach 1714 zu dem Kurfürstentum kamen, in Bremen-Verden, 
Lauenburg und Osnabrück bestanden besondere Regierungen zu 
Stade, Ratzeburg und Osnabr&ck. Doch waren die letzteren dem 
Geheime -Ratskollegium untergeordnet, welches auf solche Weise 
zur allgemeinen Landesregierung der lianr.ovrrschen Provinzen 
wurde. Überhaupt waren alle Landesbehürden dem Geheinie-Rats- 
kollegium subordiniert mit alleiniger Ausnahme der Domänenkanuuer 
und der Kriegskanzlei. Faktisch standen auch diese unter jenem 
Kollegium, da an ihrer Spitze Geheime Räte standen, welche die 
wichtigeren Ressortangelegenheiten vor das Plenum des Geheimen 
Rates zu bringen pflegten. 

In den Jahren 1801 und 180S wurde das Geheime -Rats- 
kollegium emer Reorganisation unterzogen. Der Charakter der- 
selben kündigt sich in der Bezeichnung .Königlich-kurfürstliches 
Staats- und Kabinettsministerium", an. Es wurde eine Zweiteilung 
des Kollegiums herbeigeführt, in der Weise, dass ein Teil der Re- 
gierungsgeschäfle von der Behandlung im Plenum eximiert und 
einem besonderen Kabinettsministerium übertragen wurde. In erster 
Linie waren dies die Saclien, „welche aus besonderen politischen 
Ursachen ein genaueres Geheimnis erforderen", mit anderen Worten, 

*) llislonsche Berichti^ngen S. 10 f. 
«) Rehberg, Sämtliche Schrlflea II, 160. 
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die Angelegenheiten der äusseren Politik. Dazu kamen alle ^Haupt- 
verändemngen in der Einrichtung^ des Dienstes", und die allgemeine 
Aufsicht über die Verfassung und Verwaltung des Landes. 

Die Geschäfte, welche dem Staatsministerium verblieben, ge- 
langten entweto w das Plenum, — die »interna generalia" — 
oder wurden in den DefMurtements erledigt — Gewisse Departements 
hatten sieh bereits im Laufe des 18. Jahrhunderts gebildet Durch 
das Reglement Tom 5. Januar 1808 wurden von dem Könige 
17 solcher Departements festgesetzt und den einzelnen Mmistem zu- 
gewiesen. Es waren folgende: 1) Das General -Polizeidepartemenl; 

2) das calenberg-grubenhagensche Polizei- und Städtedepartement; 

3) das lüncbiirgische und hoya>r1ip PoVv/M- und Stfldtedeparfenienl; 

4) das landschaftliche Licent-KoulrilMii ons- und Schatzdepartenient; 

5) das bremensche und verdensclieDeparieuirnt ; 6) das lauenburgische 
und hadelnsche Departement; 7j das bentheimsche Departement; 
8) das Grenz- und Hoheitsdepartement, zu welchem auch die Laudes- 
ökonomiesachen gehörten; 9) das Lchnsdepartement; 10) das Justiz- 
departement; 11) dasKonsistorialdepartement; 12) das Post-; 13) das 
Kloster-; 14) das Universitäts- und Schul-; 16) das Harz-; 16) das 
Kommerz- und Manufaktur-, und 17) das Wegebau -Departementi). 

Man sieht, es fand eine Verquickung des sograannten Realsystems 
mit dem S\'stem der Provinzialverwaltung statt. Im flbngen war 
die Verfassung des Staats- und Kabinettsministeriums eine rein 
koUegialische. In dem Kabinettsministerium hatten nur die eigcnt- 
hchen Kabinettsminister Sitz und Stinmie, im Plenum des Staats- 
ministeriunis sowohl die Kabinetts- als auch die Staatsminister. Die 
imter den Ministem stehenden Referenten, die Geheimen Kabinetts- 
rftte (vor 1802 „Wiridiche Geheime Sekretäre" genannt) und 
die Geheimen Kanzleisekretäre, welchen die Bearbeitung und 
Eäqpedition der Ministerialgeschflfte oblag, hatten nur ein votum 
consultativiun. Wenn sie gleichwohl einen grossen Einfluss be- 
sassen und nicht selten ihre Vorgesetzten beherrschten, so hatte 
das seinoi natürlichen Grand darin, daas die Referenten in der 
Regel die Akten allein bearbeiteten und durch ihren Vortrag auf 
die Entscheidungen der Ifinister einen bestimmenden Einfluss aus- 
üblen. Im Publikum wurde die Einrichtung, dass die Sekretarien, 
w^elche die Entscheidung Ihatsächiich in den Händen hatten, weder 
ein Votum decisivimi belassen, noch irgend welche Verantwortung 
trugen, vielfach als unnatürlich und unhaltbar getadelt. 

•) Die Verteilmlp dieser Departements unter äle einzelnen Minister und Geh. 
KanzleisekrelAre s. im Königlich Grossbritannischen und KurfQrsÜich Braunschweig- 
Loneburgischen SttAtskalender auf das Jahr 1803 S. 4 S. 
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Die zweite GentralbclKade im Kurstaale war das K.immer- 
koUegiuiii. Gleich doin Ministeriuni stand die Kaniiuer unmittelbar 
unter dem Könige und hatte die Befugnis direkt an denselben zu 
berichten. — Ihre Verfassung war dieiifalls eine koUegtalisehe. An 
der Spitze stand eine Anzahl Geheimer Eammenftte, unter welchen 
stets mehrere Minister waren. Der erste Mhiister pflegte zugleich 
Kammeiprflsident zu sem. Auch in der Kammer lag die eigentliche 
Bearheitung der Geschftfte und der Vortrag den Subaltemheamten, 
oder, wie sie hier genannt wurden, den Kameralen ob*). 

Das Kammerkollegium halle die gesamte Verwaltung der landes- 
herrlichen Dom.lnen unter sich. Bedenkt man, dass die Domänen 
zu jener Zeit im Staat sliaushalte (Mue bei vviMtem grössere Rolle 
spielten als heutzuta^'f, und dass die landesherrlichen Einnahmen 
sich hauptsächlich aus den Überschüssen der Donianiaiamter zn- 
»ammensetzlen, so wird man es begreiflich finden, dass die Kammer 
noch im 18. Jahrhundert als die wichtigste Staatsbehörde angesehen 
wurde. 

Die Kompetenz der Kammer war jedoch nicht auf die Ver- 
waltung der Domänen beschrflnkt Das ganze Forstwesen, die 
Bergwerke und Satinen, die Deich- und Strombausachen, das Zoll- 
wesen, das Landgestüt zu Celle und eine Reihe anderer G^en- 
siftnde standen unter ihrtf Dii ektion. Über die ihr unterstehenden 
Beamten — das Gros der Staatsdienerschaft — übte die Kammer 
eine nahezu unumscluänkte DiscipHnar^jewalt aus. Sie durfte die 
Beamten selbst nacli Delieben absetzen, oluu^ dass die Betroffenen 
Rekurs einle^^en konnten. Femer hatte die Kunnuer eine Menge 
polizeilicher und gerichtlicher Befugnisse. Ihr kam es zu, gewissen 
Klassen von Gewerbetreibenden, den Gastwirten und Krügern auf 
dem Lande, den Branntweinbrennern, Musikanten, Schornstein- 
fegern etc. die nötigen Konzessionen zu erteilen. Sie übte die guts- 
heirlichen Rechte Ober die zahlreichen herrsdiafllichen Meier und 
Neubauer aus. Etwaige Streitigkeiten Ober den «modus serritionim* 
bei den Meiergütern entschied sie eigenmächtig in erster und letzter 
Instanz 2). Diese Kamerayustiz war um so bedenklicher, als nicht 
etwa innerhalb des Kolleg^iums eine besondere Kammerjustiz- 
Deputatiun bestand, wie das bei den Krien-s- und Domänenkammem 
im Preussischen der Fall war. Vielmehr wurden die Entscheidungen 

1) Eb waren ein Kammermäster, €in Gehebner Kammeraelcretftr, 10 Kammer- 

sekretdre, 2 Kammerregistratoren etc. Vgl. Ifaneefce, Kur- und flinüieb Braun- 
icbweig-l.nnf'l)urf:<ches Staatsrecht B. lf)2. 

3) Vgl. die Gohrder KonsÜlulion vom 19. OkL 1719. Corpus ConsÜtuÜonmn 
Daeatus Lunebuigid et Comitatua Hoyenms IV» 3 ff. 
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im Plenum der Kammer gefällt. Wie es du um die r?;ir;uitie einer 
unparteiischen Rechtsprechung bestellt war, lässt sich denken. 

Auch die dritte Centralbchörde, die Kriegskan^lei, hatte eine 
kollegialische Verfassung. In der Regel gehörten ilu- zwei Älinister, 
ein Geheimer Kriegsrat und vier Eriegsräte an, von denen aber nur 
die wenigsten in Hannover anwesoid zu sein und ihren Sitz ein- 
zunehmen pflegten >). Der Eriegskanzlei fiel die Sorge fOr ,die Er- 
fordernisse und die Verpflegung" des Hilitfirs, mit anderen Worten 
der ganze miUtfirische Haushalt zu. Die Ausgaben für das Militär 
wurden von ihr aus der Kriegskasse bestritten, deren Einnahmen sich 
vornehmlich aus den bedeutenden Beiträgen der Landschaften zum 
Militäretat zusammensetzten 2). Die Bewillig-ung der Ausgaben, welche 
nicht stehend waren, stand allerdings nicht der Kanzlei, sondern 
dem Ministerium zu. — In die Militärgerichtsbarkeit teilte sich die 
Kriegskanzlei mit dem Generalkommando, ersterc übte die Civil-, 
letzteres die Kriminaljustiz aus^j. Die Angelegenheiten, welclie sich 
auf den eigentlichen militflrischen Dienst bezogen, oder« wie man 
damals sagte, die militaria", war^ aussdiUesslidi dem Ge- 

neraikommando vorbdialten. Das YerhAltnis zvrisehen General- 
kommando und Kri^kanzlei wir ein wenig freundliches und lartete 
immer mehr in das eines fast offenbaren Krieges aus**). Deon die 
letzgenannte Behörde, welche lange Zeit hindurch nur aus Nicht- 
mllitärs bestand, betrachtete als ein vorwiegend finanzielles Kollegium 
die militärischen Angelegenheiten lediglich aus dem „ökonomischen' 
Standpunkte und war überall auf Erspnrnngen bedacht^). Das 
System des Sparens ging soweit, dass die Kanzlei und das von 
dem gleichen, engherzigen Geiste beseelte Ministerium sicli allen 
von der Generalität beantragten militärischen Reformen wider- 
setzten, nur weil sie Geld kosteten. Das hatte natürlich die 
schlimmsten Folgen fOr den Dienst und fOhrte schliesslich eine 
völlige Desorganisation im MUitflrwesai herbei, die nachmals im 
Jahre 1803 yerhftngnisvoU werden sollte. 



') Im Jahre 1803 waren von den 7 Mitgliedern der Kriejrskanzlei nur 3 im 
Itüaude. Die übrij^cn bekleideten zugleich gesandtschattlicbe l'osten im Auslande, 
wie denn Oberhaupl die Akkumulation von Ämtern in einer Hand im Hannover- 
8ch«n etwas Gewöhntichcs war. 

2) Vgl. S. 20. 

3) Manecke S. 199. 

Historische Berichtigungen S. 43. 
*) Das. S. 37ff.; vgl. t. Ramdohr, Versuefa einer körten aber treuen Dar- 
stellung des von den Franzosen im Monate Juni 1803 untemommpn. n und voU- 
ffthrten Einfalls in die KurhannOverscheii Lande. Archiv des Uistor. Vereins Ott 
Wiedersachsen J. 1846, S. 30 f. 
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Ebenfalls erstreckte sich auf das ganze Land die Kompetenz 
der obersten Justizbehörde , des Ober-Appellationsgerichts zu Gelle. 
Dieses hatte im Jahre 1713 eine sonst tr^käie CM>eT^Appd]atic»is- 
ordnung erhalten, welcher im Jahre 1733 ein neues Reglemoit 
.wegen Terbesserter Einrichtung des Ober^Appellationsgericbts* folgte. 
Nur schade, dass der GeschAflskreis des AppeHatiimshofes nicht 
Uar und scharf gegen das Ministerium und die Kammer abge- 
grenzt war. 

Jüngeren Datums waren zwoi andere Centriilbchördpn: da? 1786 
gegründeto Kommerzkollegium und das im Jahre 1800 errichtete 
General-Postdirektorium. In dem Koiimierzkolli -mm, welchem die 
.beständige Besorgung aller Kommerz-, Fabrik- und Manufakturan- 
gelegeiilunten" ciblag. sassen zwei Minister und vier Kommerzräte; 
ausserdem geiiOrtc iiim eine Anzahl teils von den Landschaften und 
den Städten pr&sentierter, teib yon der Regierung aus der Eanf- 
mannsehafl hinzugezogener Personen an. — Das General - Post> 
direktorium, bestehend aus 3 lütgliedem, darunter einem Oberpost- 
direktor und einem Postdirektor, hatte unter Aufsicht eines 
Ministers «überhaupt alle und jede Postsachen, mithm auch die 
öconomira und Rechnungssachpn zu respicieren* *), 

An Frovinzial- oder Mittelbehorden finden wir ausser den schon 
erwähnten Provinzialregierungen zu Stade, l'atzeburg und Osnabriick 
die Justizkanzleien und iiofgeri( hte zu Hannover (für Galenberg- 
Gnihenhagen, Hoya und Dippholz), zu Celle, Stade und Ratzebun-% 
die Konsistorien zu Hannover, Stade, Ratzeburg und Osnabrück, 
sowie die Oberforstämter zu Hannover, Güttingen, Celle, Nienburg, 
Harburg und Laueoburg. — Die Re^erungsgeschAfie des Landes 
Hadeln besorgte der sogenannte Grftfe, welcher mit d&n. ersten 
Mitglied« der Bremen- und Verdensehen Regierung zu Stade identisch 
zu sein pflegte. 

Einen bescmderen Blick müssen wir auf die osnabrückschen 
Verhältnisse werfen. DanAmlich dasHochstifl erst gegen Ende 1802 
an Hannover gekommen war, so hatte in den Verhältnissen des- 
selben durch die hannoverschen Organisations-Kommissüre bis zum 
Eintritt der französischen Okkupation noch niclU viel geändert werden 
können. Immerljin war genug geschehen, um eine lebhafte Unzu- 
friedeniieit mit dem hannoverschen Regimente herbeizufüliren 2). — 

1) Voordnuiig wegen Erriditang des General*Postdirectorii Tom 9. Mai 1800. 

Ebhardt, Sanimliin^^ dt r Verordnungen flir das Kflnigreich Hannover ans der Zeit 
vor dem Jahre 1803 11, 5JJ. 

Vgl. V. BqIow, Beuierkungen, veranlasst durch des Herrn Hofrats Rebberg 
Beoiteilnng der KgL Prenadsdien StaatsverwaHiing und Staatadienersdiaft S. 960 
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Die höchste Behörde im Osnabrückschen war der Geheime Rat 
oder die Regierung, welche auch im Jahre 1802 intakt blieb, nur 
dass sie dem Ministerium in Hannover untergeordnet wurde. Sie 
bestand aoft einem bis zwei 6eheinienRAteD,eineinGeheimenReferendar, 
dessen Stelle Iftngere Zeit bindurcfa Justus H öser bekleidet hatte, 
zwei Sekretfiren, einem Obenablkommissar und anderai Beamten. 
Ihre Qualit&t war eine doppelte; euunal war sie Domfinenkammer 
und zweitens Provinaalreg^ierung. Auch die ,Land- und Justiz- 
auch Lehnsicanzlei*, war nicht bloss eine Justiz-, sondern zugleich 
eine RLfrierungsbehörde. Sie berief z. B. die Landstände, erkannte 
in den Steuersachen und übte die mannipfalti(2r?tcn polizeilichen Be- 
fugnisst' aus. Ausser diosen Loid^^n Rohörden und dom evangelischen 
Konsistorium existierten zu Osnabrück ein katholisches Ofücialat- 
prericht und ein Genetals ikariat. Von liannoverscher Seite wurde 
endhch eine General -hiterims- Administrationskommission zur Ver- 
waltung der s&kularisierten geislliehen Güter errichte. 

Unter den Unterbehörden im Hamunrersdien nahmen die erste 
SteUe die Domanialftmter ein, welchen ein Amtmann oder «erster 
Beamter* und ein, bei grösseren Ämtern auch mehrere Amts- 
sdireiber, oder «zweite Beamte"*) vorstanden. Hinsichthch ihrer 
Grösse und ihrer Güederung in Unterabteilungen ^viesen die Ämter 
die erheblichsten Unterschiede auf. Während manche von ihnen 
nur wenig g^liedert waren, zerfiel die Mehrzahl in mehrere Vo>ftMien, 
Gografschaflen, G(^ericlite, Börden u. s. w., diese wieder in Kirch- 
spiele, Dorf- und Bauernschaften und ähnliche Abteilungen. Es 
zeigte sich hier ein Reichtum historischer Entwickelungen, wie er 
kaum grösser gedaclit werden konnte. Von oben herab aber liatte 
man nichts gethan, um durch Amts- oder Landgeraeindeordnungen 
in das Chaos Ordnmig zu bringen. 

Die Domanialflmter vereinigten die gesamte niedere Verwaltungs- 
und Regierungsthätigkeit in sich. Regelmassig waren die Amtm&mer 
Pächter des Domanialgutes. Erst zu Beginn des 19* Jahrhunderts 
begann man, die Pachtung^ von den Ämtern zu trennen. Die 
»Beamten" verwalteten die maimigfaltigen Domanial- und Amts- 
gefälle, führten die Amtsregister und legten der Kammer von dem 
grämten Amtshaushulte Rechnu?!/ ab. In die Polizeistrafgewalt 
Aber die Amtsunterthanen teilleii sich die «Beamten" mit der 

Anin. und Heinrich DsticI SUm, Doktor dar Rechte und BflrBermcister der Stadt 

Osnabrück S. 59 f. 

Unter »Beamten* ver^lantt man ftamal- im Hannoverschen ausschliesslich 
die Amtinänner, Amtsschreiber und Amtsauditoren. Die übrigen Staatsdiener 
nannte man IMiento oder Angestellte. 
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Domänenkammer. Die ersteren hatten bei allen Vergehen gegen die 
Sicherheits-, Haus- und Feuer-, Feld- und Forstpolizei die Untere 
siiefamig zu flUiren. Die Strafansetzung wurde aber bis mt Ab- 
haltung der jfthrlicheii „Landgerichte" verschoben, und hier durch 
landesherrliche Eominissflre ans der Kammer, meist durch die 
Minister selbst vorgenommen. Gegen die Erl^enntnisse dieser 
Kommissäre gab es (nach der Gdhrder Konstitution) keinedei 
Appellation. 

Die ,Lanfl}^erichte' waren zugloich eine All Amlsvisitalion. 
Die Kommiüsäre hatten die Pflicht, sich davon zu überzeugen, ob 
die „Beamten* die Haushaltungen gut verständen und auf zweck- 
mässige und gemeinnützige Verbesserungen, süwüIiI in Hinsicht auf 
die Domänen, als auch auf die Wüiiltalut der ünterthaiien Bedacht 
nähmen 1). Bei der Eilfertigkeit, mit welcher solche Visitationen 
von den Kammerr&ten abgehalten wurden*), kam ihnen jedoch nur 
geringe praktische Bedeutung zu. 

Ausser der polizeilichen Strafgewalt hatten die Ämter auch die 
Civil- und Kriminalgerichtsbarkeit in «rster bistanz. fa Qvilsachen 
entschieden die Beamten selbständig, in Kriroinalsachen hatten sie 
bloss die Instruktion, während das Urteil von den Justizkanzleien 
gesprochen wurde. Im übrigen erfreuten siih die Beamten in ihrer 
Qualität als Justizbcamte einer vöUigen Unabhängigkeit von den 
höheren Justizkollegien und dem Justizdepartement; sie waren 
ja lediglieh dem KammerkoUepium subordiniert. Wenn nicht 
mehr über die Hechtspflege bei den Ämtern geklagt wird, so ist 
das nui der aiierkunulcn Rechtlichkeit des hannoverschen Beamten- 
standes zuzuschreiben 3). 

Eäne Trennung von Jurisdiktion und Verwaltung findet sich 
bloss im Lande Hadeln, welches eine ganz eigentOmliche Gerichts- 
verfassung besass, und im OsnabrQckschen. hi letzterer Provmz 
waren die von «inem Landdroaten und einem Hentmeister versdioien 
Ämter durchaus getrennt von den Gogerichten, welche die 
Jurisdiktion in erster Instanz über die lands&ssigen Unterthanen . 
ausübten. 

Eine zweite Klasse von Untergerichten ■wurde durch die zahl- 
reichen Patriraonialgerichte gebildet. Die Patrimonialgerichtsbarkeit 

0 Kanuneravsschreiboi vom 3. April 1778b Spaogenberg, Sunmlmig der 
Voordnungan und AusBebraben, wdcbe fikr •Untlielie Proviiucn des hannover- 
sehen Staats bis zur Zeit Her feindlichen Usurpation «rgangett sind. II, 67Sff. 

2) Vgl. V. Bülow, Bemerkungen S. 189, Anm. 

^ Vgl. ttbrigenä v. Btilow, Bemerkungen S. 193 und Stflve, Über die gegea« 
«artige Lage des Konigreidie Hannovw S. 37. 
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stand bald Stiftern und Klöstern, bald den Städten, bald auch 
Privatpersonen zu. In den Städten befar 1 -ich ihre Ausübung 
durchweg in den Händen der Magistrate. Die adeligen Gerichte be- 
standen in der Regel nicht aus geschlossenen Bezirken, sondern 
umfassten, je nach der Ausdohnnng der Gutsherrliohkeit eino grössere 
oder geringere Anzahl von zerstreut liegendon Höfen. — Die Kompetenz 
der Patrimonialgerichto war eine beschritnkU . Im Besitze der pein- 
lichen Gerichtsbarkeit btlimd sich nur ein Teil derselben; meist 
erstreckten sich ihre Befugnisse nur auf die niedere Civil-, hier und 
da bloss auf eine Art Pfiihlgerichtsbaikeit 

Sehr füUilbar machte sich in der Justizpflege der Hangel an 
einheitlichen Gerichtsordnungen. Es gab eine namhafte Anzahl von 
Unteigerichtsordnungen, alle Ifingst voaltet und in keiner Hinsicht 
mehr genügend. Eine rühmliche Ausnahme bildetie allein die Bremen- 
und Verdensche Untergerichtsordnmig vom 5. November 1753. Von 
. den höheren Landcsjnstizkollegien halte fast ein jedes seine be- 
sondere Gerichts- und Prozessordnung. Noch mehr tritt der Mangel 
an Einheitlichkeit in dem Sportelwesen hervor. Angeblicli existierten 
in dem Kurfürstentume „wenigstens hundert verschiedene und doch 
unvollständige Taxen dieser Art* '). 

Bei solchen Verhältnissen ist es nicht verwunderlich, dass man 
es zu d«r Ausbildung eines eigenen Landrechts nicht gebracht halte >). 
War man doch nicht einmal soweit gekommen, die empfindlichsten 
Lücken des römischen Rechtes zu ergänzen. Vergebens suchen wir 
nach angemessenen Konkurs*') und Hypothekenordnungen. Auch 
an Vormimdschaftsgesetzen fehlte es; die einzige Instruktion vom 
1. Mai 1801 galt nur für das platte Land in den Alteren Provinzen* 
Ganz verwahrlost war das Xotariatswesen, welchem noch immer die 
Notariatsordnung Kaiser Maximilians I. vom Jahre 1512 zu Grunde 
lag. — Nicht weniger zurückgeblieben war man im Strafrechfe. In 
der Kriminaljustiz machte die »peinliche Halsgerichtsordnung " Kaiser 



>) Das Königreich Hannover nach tdim. oOeiitlidien VerhilüiiBMa etc^ nun 
Druck b«(lDrdert dnreb H. Luden, S. 284; t. Bfilow, Bemerkongen S. tfw 

') Dieser Manpel war einsichtsvollen Männern nicht verborgen geblieben. 
So machte G. H. v. Kühling (118 Entscheidungen des kurhannöverschen Ober- 
appellationsgerichts zu Celle. 1805. Einl.) den Vorschlag, das preasaiscbe Land- 
recht in Hannorar dmufohren. For dia faannoT«nch«n Staaten, in denen seit 
30 Jahren nichts Erhebliches für rli^' (le^etzppbung ^'cschehen sei, meinte Rohlinjr, 
könne nicht wr)h!tfiäti"/'^r gr^nrgt werden, als wenn man das preussische Landrccht 
mit denjenigen Mudilikationeu, welche Landesobsenranzen, Statuten und Lokalitäten 
nfttig machen mochten, als flDrmliches XjandesfeseU annähme. 

3) Eine Ausnahme bildete alldn die Osnahrttcksehe Konknnotdmuig vom 
November 1777. 
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Karls V. das Grundstrafgesetz aus. So kam auch die Tortur noch 
häutig in Anwendung. 

Doch nahmen die Kiuiimaipiozesse seit der Knniinalinätruktiou 
▼cm il. Mai 1736 einen einigermassen prompten Verlauf, während 
bei den Obrigen Prozesfien eine ungeheuerliche Weitläufigkeit tmd 
ein unsagbar schleppender Geecfa&ftsgang heirschte. Es galt schon 
als ungemein viel, wenn ein durch alle Instanzen laufender Pnness 
binnen 2—3 Jahren zum Ende gelangte. Dass solche Prozesse 10 bis 
20 Jahre dauerten, war nichts Seltenes, ja,; es wird von Rechtshändeln 
berichtet, deren Dauer weit über das gewöhnliche Menschenalter 
hinaus reichte '). Der Ruhm einer miisterhaflen Rochtspflogp, in 
welchem die liannnverstlie B^ amtenwelt sich sehr geüel, stand 
demnach nicht auf festen Fü ^ n-). 

Das landesherrliche Finanzwesen, zu dem wir jetzt ühorgehen, 
besdiiänkle sich auf die sogeaaimleii ganz- oder lialbpiivaUv irtschaft- 
Uchen Staatseinnahmen; das Stenerwesen unterstand der landständi- 
schen Verwaltung. Leider sind wir Aber die landesherrlichen oder 
herrschaftlichen Finanzen nur wenig unterrichtet. Denn es ruhte 
damals tUier ihnen ein undurchdringlicher Schleier. Den Stfinden 
und dem Publikum war jegliche Kenntnis des kurfatstlichen Finanz- 
wesens gänzlich vorenthalten 3). Niemand wusste zu sagm wie es 
mit den herrschaftlichen Einnahmen bestellt sei, und es war eine 
oft anffrcwnrfcnr Frafre. ob die Überschüsse der Doinanialcinkünfle 
nacii Enpland giiifren, oder insgeheim zu Hannover aufj^ehäufl 
würden. In Wirklichkeit sind wenigstens unter der Regierung 
Georgs III. beträchtliche Überschüsse überhaupt nicht er/iell worden '*). 

Die Einnahmen des Landesherm waren, wenn man von den 
an die Kriegskasse abgeUeferten landschaftlichen Beiträgen zum 

'] V. Bülow, Bemerkungen S. 187. 

Vgl. auch Historische Berichtigungen S. 13 und (Opp«nnann), Zur Ge- 
sdiichle der Ihitwii^elung und Thfttigkeit der allgemdnen Stftnde des Königreichs 
Haonofw S. 1& 

3) Noch im Jnhre durfte der Vorstand dei Gi tioralkasse auf eine Frage 
des präsumptivpn Tliroufoigers nach der (irßs^e des Domanialeinkornmens nicht 
eher Antwort erteilen, als bis der Köni|< unil das Ministerium ihn ausdrücklich 
daxu «niiäcbtigt hatten. Roscher, System der Finanswiesenschaft, S. 16) Anm. 8. 
Das Publikum ist tlber das landesherrliche Finanzwesen erst durch die AufschlQsse 
aufgeklärt worden, wolcho der Geh. Kabinettsrat Rn?e in einer vor der zweiten 
Kammer der Allgememen ätandeversammlung am 3U. Juni gehaltenen 
Rede gab. 

*) Vgl. Meiners und r^pittler, Göttingisches Historisches Ttfagariw JQ, 79 ff. 
und die Ausf^lllrun^'en des Cieli. Kalnnetl^rats Rose über das sogen. »Gewölbe" 
nnd die königliche bcbatullkasse in seiner Üede vom 3Ü. Juni 183i. Hannoversches 
Poftfolio n, 361 ff. 
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Militftretat absieht, wesentlich identisch mit den Einkünften der 
unter dem Kammerkollrfnum stehenden Hauptkammerkasse oder 
Rentkammer. Zwar hatten auch die Ministei ial - Departements eine 
Reihe verschiedener Kassen unter sich, z. B. die Klosterkasse, die 
Chausseeliaiikasse, die Altfürstlich - Braunschweigsche Allodialkasse, 
die Universitätskasse, die Lotteriekasse etc.; allein von diesen 
Kassen hatte jede ilue besonderen Zullüsse und Ausgaben und 
bildete so eiaea für sich bestehenden, von der eigentlichen Finanz- 
verwaltung vöUig abgeschlossenen Haushalt. Reichte eine jener 
Kassen mit ihren Einnahmen nicht aus, so empfing sie nicht etwa 
Zuschüsse aus Staatsmittebi, sondern musste die nötigen Summen 
Anleihen, TieUeicht von solche Kassen, welche Übersdiflsse aufm- 
weisen hatten. 

Die Einkünfte der Rentkammer*) bestanden in der Hauptsache 
aus den Überschüssen der Domanialämter. Die letzteren setzten 
sich aus den verscbiedeuartigsten Einnalimen zusammen. Da waren 
zunächst die Pachtgelder von *lf^n T) uianialgrundstöcken. Wenn sie 
nicht mehr als etwa 20U UDO im Jahre betrugen, so lag das 
daran, dass die Douiauialgüter regelmässig zu einem überaus billigen, 
mit dem wahren Ertrage in keinem Verhältnisse stehenden Preise, 
meist an die Beamten selbst veipachtet wurden^. Welt grosseren 
Ertrag lieferten die verschiedenen Zinsen und Zehnten: Ton ihnen 
bfachten in dem Rechnungsjahre vom 1. Ifai 1802 bis dahin 1803 
die Meier- und Grundzinsen nebst den Weinkaufsgefällen 112 %0 
ein, die Herrendiens^elder, mit welchen die herrschaftlichen Meier 
die Hand- und Spanndienste abzukaufen pflegti n, 251 102 die 
mannigfaltigen Korn- und Schmalzehnten 5?22 013 i^, die Häuslings-, 
Schutz- und Dienstgeldcr 22 055 u. s. w. 

Auch die Zölle, namentlich die Elbzülle, warfen dem Landes- 
herm bedeutende Überschüsse ah, die sicli im Durchschnitte auf 
'/3 Million Thaler veranschlagen lassen. Nach ihnen kamen die 
Forst- nnd Masteinnahmen mit einem jährlichen Ertrage von etwa 
SSO 000 4. Femer standen der Kammer betrftchtlicbe AlLtivlcapitalien 
zn, welche eme Höhe von 4660205 erreichten, und Ton denen 
4210522 zu 3% bd der englischen Bank angelegt waren. 
Geringer waren die Erträge des Postwesens, der Salmen u. s. w., 

>) Die Angaben nher die Einnahmen und Ausgaben der Kammer sind 
durchweg aus den Akten der Okkupationszeit entnommen. 

s) Haben die Kurbrftunsdiweigisciien Unterkhanai Umehe, sidi Aber die in 
Ansehung ihrer 1806 getroffenen Kttniglich Preussischen Entschliessungen zu 
freuen? ?. 68. Vgl. (Oppcrmann) , Zur Gescliiehte und Tfafttifkeit der allge- 
meinen St&nde des Königreichs Hannover S. 8. 
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da sie grosstnteils durch die Betriebskosten aufgezehrt wurden. Die 
Berg\verke des Harzes, weit entfernt grosse Überschüsse abzuwerfen, 
erforderten im Gegenteil Zuschüsse. So halte die Harzer Bergbau- 
kasse in dem Rechnungsjahre 1801/2 neben einer Einnahme von 
610035 4 eine Ausgabe toq 634658 if, wies also eki D^t von 
24623 4 auf. — Alles in allem haben sich die jahrlichen EinkOnfte 
der Kammer zu Begimi des 19. Jahrhtmderts auf etwa 2 Millionen 
Thaler belaufen. 

Ein nicht unbeträchtlicher Teil von den landesherrlichen Ein- 
künften ward nun auf das hannoversche Militflr verwandt. Im 
Ordinarinm sollen jährlich 200000 aus den Kammerintraden zum 
Militäretat zugeschossen sein, in vielen Jahren stieg dieser Zuschiiss 
aber auf das Doppelte und Drelfadie i). — Die Hofhaltung zu 
Hannover, welche trotz der Abwesenlieit des HeiTSchers beibehalten 
■wurde, erforderte einschliesslich des kurfürstlichen Marstalls jährlich 
an die 250000 J(>. Auch die Zinsen der sich auf etwa 4 Millionen 
Thaler belaufenden Domanialsdiuld waren recht beträchtlich. — 
Eine andere Hauptausgabe der Kanmierlcasse bestand in den Be- 
soldungen der Staatsdienerschaft, welche wenigstens i/s Million 
Thaler in Anspruch nahmen. Zu ihnen gesellten sich die unyer- 
hftttnismftssig hohen Pensionen, mit deren Erteilung man im Han- 
noverschen geradezu verschwenderisch umgingt). Es kam selbst 
vor, dass auswärtige Fürsten mit Pensionen bedacht ^vurden: so 
erhielt der refrierende Herzog von Mecklenburg-Strelitz eine Pension 
von 2000 4', anderer Prinz aus demselben Hause, weicher 
hannover« her General gewesen war, erfreute sich einer solchen 
von tiUHj '^). — Weiter sind die Bau- und ünterhaltun^'skosten 
der herrschaftlichen Gebäude zu erwäluien: sie erforderten Jahr aus 
Jahr ein an die 100 000 4 und darüber. Nicht minder kostspielig 
waren die Deich- und Strombauten, besonders in solchen Jahren, 



1) Nach Akten ans der OkknpatioDBMtt. — Der Geheime Kebtnettent Rose 

hat in seiner Rede vom 30. Juni 1832 angeführt, das Domauium habe unter 
Oeorg III. jährücti 34äCXX> zum Militäretat hergegeben. Dagegen giebt ein 
anderer Kenner der hannoverschen Verhältnisse^ Kanunenneister HoCrat Patje, 
(Aometfcunc za dm tiden Sdiriften Ober die hannoveneben ADgelegenhdten) an, 
auf das Hilit&r sei aus den landesherrlichen EinkQnftcn jahrhch eine halbe Million 
Thaler verwandt worden. Vgl. auch Meiner» undSpitÜer, Gottingisches Utstoriscbes 
Magazin II, 81. 

3} Vgl. HanBrnann, Erinnemngen S. SO. 

^ Das galt nicht bloea vom CHtÜ' sondern auch vom Milit&rdiensL Im Jahre 

1803 sollen bei einer Armee von nicht völlig 130Ü0 Mann tibi r 7000 prnsionicrto 
Soldaten und Lnterofliziere im Lande gewesen sein. Historische Berichtigungen 
des öffentlichen Urteils I, 17. 
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wo Hochfluten und Überschwemmuiigen ätatlgefundeii hatten. Weniger 
erheblich gestalteten sich die Kosten für die sehr im iVi^gcn liegenden 
Gefängnisanstalten, an deren Spitze das Zuchthaus zu Celle stand, 
für den Strassenbau, die Moofaidageii im Bremischen, das Land- 
gestüt zu Gelle mid für andere Zwecke mehr: alles in allem 
erreichten sie aber gewiss die Summe Ton mehreren 100000 Thalem. 

Naeh allem diesen wird es begreiflich scheinen, daas von hohen 
Oberschüssen der landesherrlichen Finanzen nicht die Rede sein konnte. 

Dass die Verwaltung der kuifürsllichcn Finanzen an manchen 
Fehlem krankte, kann nicht übeiTaschen. Wir haben in der Zer- 
splittoninp: des Kassenwesens einen der schwersten kennen gelernt. 
Dieser hing wieder eng damit zusammen , dass es an einer ein- 
heitlichen Finanzbehörde fehlte. In die Regelung des Finanzwesens 
teilten sich nicht weniger als drei Kollegien: das Ministerium, die 
Kammer und die Kriegskanzlei. Die erstgenannte Behörde hatte 
insofern den Vorrang, als ihr die Bewilligung aller nicht st&ndigen 
Ausgaben über 50, sp&ter über 100 Thaler vorbehalten war. Da- 
gegen wurden die laufenden Ausgaben bei der Civil- und Militftr- 
verwaltung allem durch die Kammer und die Kriegskanzlei geregelt 
und bestritten. Eine eigene Kasse stand dem Geheime-RatskoU^um 
bis zum Schlüsse des 18. Jahrhunderts nicht zu. Erst im Jahre 1800 
wurden die Einnahmen und Ausgaben, welche nicht zu den 
eigentlichen Dom.lnen gehörten, der Rentkammer abgenonunen, und 
einer neu errichtet«-?), unmittelbar unter dem Ministerium stehenden 
„Genci-alkasse"' beigelegt. — Kurze Zeit darauf ward auch die 
Einrichtung getroffen, dass die MinisterialdeparLements, welche bis 
daiun ihre Bedüifnisse in uiibestiiiuuten Summen aus der Kanuner- 
kasse erhoben hatten, eine gewisse nicht zu überschreitende Summe 
angewiesen erhielten >). Das war ein grosser Fortschritt gegen 
früher; zu einem j&hrlichen, nach der Höhe der wahrscheinlichen 
Einkünfte berechneten FinanzpUine hatte man es aber damit noch 
lange nicht gebracht. Hit einem Worte, es fehlte dem landesherr- 
lichen Finanzwesen ganz und gar an der notwendigen Klarheit und 
Übersiclitlichkeit. 

Neben der iandeslierrlichen Regierung und Vpr^valtung, welche 
bislang unsere Aufmerksamkeit gefesselt hat, nahm <he land?!tändi- 
sche Admmistration ein giosses (jebiet ein. Eine jede Provinz hatte 
ihre besondere ständische Verfassung. Nur in dvin einen Punkt 
glichen sich die verschiedeneu provinzialständischeu Verfassungen, 
dass von einer organischen Vertretung aller Volksklassen in ihnen 

1) Aach ein Wort Uber die Civiladministraüon der Kurbannoverscben Lande 
S. 85. 

Tb Imme, Okknpatlon HtmoovMrs. 3 
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auch nicht entfernt die Rede war. Siehl mau von dem Läiidchen 
Hadeln ab, so behauptete der Adel überall ein grosses Übeigewicbt. 
Am wenigsten war dies nodi im Galenbergischen der Fall, wo sich 
die DreUmrienteilmig faktisch erhalten hatte, und wo dem Adel auf 
den Landtagen nur eine Euriatstimme zustand. Auf den Obrigen 
Landtagen, wo die Abstimmung nicht nach Kurien, sondern nach 
Stimmenmehrheit erfolgte und jede Stimme gleichviel galt, übte da- 
gegen die Ritterschaft eine unbestrittene Herrschaft aus. Obendrein 
war es der letzteren im Lürieburpischen [jclun?pn. den Stand der 
Pralaleii in den HinteppTund zu dränj^en. In den Provinzen Hoya, 
Bremen, Verden und Lauenbui^ hatten sich die Prälaten j^'un/. aus 
den Lan(Ua;/en verdrängten lassen. Auch die Zalü der lancitag.s- 
föhigen Städte war mehr und mehr herabgegangen. Der Bauern- 
stand als solcher war in den Landtagen überhaupt nicht vei-treten; 
von ihm galt ja das klassische Wort des Wiener Reichshofrats vom 
Jahre 179S, ,dasa der angebliche Bauernstand in der deutschen 
Verfiissung unerfindlich sei*^. 

Das Plenum der Provinziatständc wurde nur in seltenen F&Uen, 
namentlich bei landschaftlichen Waiden, einberufen. Statt dessen 
traten in kürzeren Zwischenräumen engere ständische Ausscliüsse 
zusammen. Calenberg - Grubenhag-en und Hoya z:\hlten drei solche 
Ausschüsse: den grösseren Ausschuss oder das landschaftliche 
Deputations - Kollegium, den engeren Ausschuss und ilas Schatz- 
kollegium. In den übrigen Provinzen war nur ein Ausschuss, die 
sogenannte Landschaft, vorhanden, in den caleubergischen Aus- 
schüssen, aber auch nur hier, hielten die Vertreter der Prftlatur und 
der Stfldte dem Adel wenigstens numerisch das Gleichgewicht. In 
Hoya lag das Verhfiltnis bereits m Gunsten des Adels und in den 
Ausschüssen der übrigen Provinzen dominierte der Adel ganz ent- 
schieden. — Sehr bald konzentrierte sich in den AusschOssoi die ge- 
samte Macht der Landstände. In Galenberg konnte es schon um 
das Jahr 1700 geschehen, dass der landschaftliche Ausschuss dem 
Kurfürsten Gcir? Ludwig zum Zwecke seiner englischen Thron- 
besteigung noonno 4' (i^^"!" ständischen Kasse bewilligte, oime 
dass die übiigen AhtgUeder des Landtages davon die mindeste 
Kenntnis erhielten ■'*). 

Die hauptsächliche Bedeutung der Stände lag auf dem Gebiete 
des Steuerwesens. Ohne Zustimmung und Mitwirkung der Stände 
durfte von der Landesherrschaft weder eme neue Steuer eingeführt 

I) über die dortigen eigentümlichen Verhältnisse vgl. Mauecke ä. tUtt. 
^ Gottinger ProKktontsNde vom 4. Juni 1888 von L. W«ilttnd S. 11 
^ Rehberg, SImtliehe Sebrilten II, 158. 



Digitized by Google 



19 



noch eine Veränderung der bestehenden Stettem vorgenommen 
werden. Auch an der Verwaltung des Steuerwesens hatten die 
Stände grossen Anteil. In den älleron Pro^nnzon, welche den Kur- 
staat im eng-cren Sinne ausmachten, in Calenberg -Grubenhagen, 
Lüneburg und Hoya, venvalteten die Stände die Steuern so gut wie 
gan^ allein- Organe der ständischen Steuerverwaltung wai'en in 
Calenberg -Grubenhagen die Licent - Kommissarien und hispektoren 
nebst dem Schatzkollegium, in Lüneburg und Hoya die Land- 
koDunissarien und das Schatzkollegium. Die Erhebung der Steuern 
erfolgte in Galenbeig-Grubenhagen und Lüneburg durch eigene land* 
schaftiiche Einnehmer, in Hoya dag^en durch landesherrHche Be- 
diente. In Bremen -Verden, Lauenburg und OsnabrQck war der 
EinHuss der Regierung auf das Steuenvesen ein grösserer. Hier lag 
die Erhebung der Steuern ausschliesslich in den Händen landes- 
herrlicher Beamten, während die Veranlagung der Steuern und die 
Überwachung des gesamten Steuerwesens von der Regierung und 
den St&ndcn gemeinsam besorgt wurde. 

Die Bewilligung sämtlicher Steuern, selbst derjenigen, welche 
nach der Verfassung des Landes nicht wieder abgescliaHt werden 
durften, erfolgte immer nur auf ein halbes Jahr, damit, »weim ein 
besserer modus contribuendi wQrde erforschet werden, solcher sofort 
zur Hand genommen werden ktone*. Mit solchen Verbesserungen 
des Steuerfusses hatte es freilich seine guten Wege. Vielleicht gab 
es im hannoverschen Staatswesen kein Gebiet, wo ein Ärgerer 
Schlendrian und eine grössere Stagnation stattgefunden hAtte, als 
in dem Steuerwesen. Eine neue Katastrierung der Grundstücke war 
bis zu Ende des 18. Jahrhunderts bloss im Osnabrückschen in An- 
griff genommen worden. In den übrigen Provinzen behalf man sich 
schlecht und recht mit dem althergebrachten Grundsteuerfusse, mochte 
dieser auch gänzhch veraltet sein. Und doch bildete die Gnmdsteuer 
oder , Kontribution" in allen Landesteilcn die Ilauptsteuer. Nur im 
Calenbergischen und in einigen Städten des Lünebui^ischen war an 
ihre Stelle eine indirekte Steuer, der Konaumticakslicent, getreten i), 

>) Der calenber^sGlieKonmnnUoiisnecttt ist dn« der wenigen Steuern, ttber welche 

uir ^'eriauer unterrichtet sind. Im Jahre 1 784/85 belief sich der Ertrag des Ucenlt auf 
310004 >| D i r s ^ Summe setzte sich in der Hauptsache ausfolgenden Posten zasammen: 



Wein und Most 33343 4 

Bnontweinsehrol 3tfi06 , 

Mals S6«8 . 

Brotknrn 64163 , 

Mahiweizen 14 B82 , 

Schlachtvieh 58 457 , 

Kalbe, Thee^ Kakao 9805 > 



239813 4 
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welcher ausser dem Brotkorn und Srlihrl^tvioh besonders die 
geistigen Getränke traf. An diese Steuer scliloss sich eine bunte 
Reihe der verschiedenartigsten Abgaben. Jede Provinz hatte ihr 
besonderes SteueräysLeni, wenn man es so nennen darf, eins 
immer kompUzierter und verworrener als das andere. Bloss darin 
stimmten sie überein, dass sie Torwi^end auf dem Landmann 
imd dem Bfliyer lasteten, den Adel und die Geistlichkeit aber so 
ziemlich ganz freiliessen. Wir können hier nicht nfiher auf die einzebien 
Steuern der verschiedenen Provinzen eingehen, schon weil wir, von 
dem calenbergischen Steuerwesen abgesehen, nur höchst ungenflgend 
darüber unterrichtet sind. 

Die Ertrüge der landschaftlichen Steuern fanden eine zwiefache 
Venvendung. Den einen Teil der Gelder liof< rten die Stände an die 
landeslierrlichen Kassen, und zwar vorwic^jcnd an die Kriegskasse 
als Beitrag zum Militftretat ab, den anderen verwandten sie zu 
eigenen Ausgaben. Zu Ende des 18. Jalirhunderts beliefen sich die 
Beiträge der ProvinzialstAnde zur Kriegskasse insgesamt auf 

1023551 4 U mgr b d)^). 
Davon entfielen auf die einzelnen Landschaften: 



Galenbeig-Grubenhagen 


363278 


4 


3S mgr 5 ^, 


Lüneburg 


297539 


n 


27 . - 




78 381 


« 


18 , - 




14 500 


* 


" n 


Amt Wildeshausen ^) , . 


3(X) 


w 






4200 


• 


» "~~ 




15 100 




n 




11 200 








239 051 







_ 1023 551 4 14 mgr 5 ^3). 

Heinere und SpitÜer, GöUingisches Historisches Magazin Yll, 537. Der 
ilnrehscluiittHdi« JahKsertng des LioantM betrug in den Jaliren 1798—1803 
S79857 4 11 ffHf S ^- übrigHl calenbergischen Steuern ergtben SU Beginn 
des 19. Jahrhunderts eine Totalsumme von 171060 ^ 5 mgr. Davon waren 

Schatzgefälle und Viehtxiflsgelder 4!2 372 10 

Personen* und Pferdesteuer 64688 , 29 , 

Defensionsetemr 64149 » — . 

171 060 5 mgr. 

(ALtcii der Okkupationszeit .) 
1) Manecke S. 4^. Vgl. Meiners und SpitÜer, Gottingisches Historisches 
Magazin II, 76 und Havemann lU, 648 f. 
>) 1808 an Oldenbuig abgetreten. 

3) Etwas anders stellen sich die Zahlen nach Akten aus rlcr Zeit der preussischen 
Okkupation (1S06). Damach war die Gesamtsumme der Beiträge (exkl. üsnabrQck) 

1010018 4 16 myr 1 4. 
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Hierzu kamen im Jahre 1803 die osnabrücks( lu ii IViträ^^e. Die 
LandstAnde des Fürstentums erklärten am G. April 1803 jährlich 
131 000 an die Kricgs^kasse abfüiireii zu wollen*)- Die kurz dar- 
nach eintretende IVanzösische Okkupation machte diese Bewilligung 
freilich Ulusorisch. 

Ausser den Beitrftgen an die Eriegskaase hatten die Land- 
schaften an die landesherrlichen Kassen fixierte Geldsummen zu 
Terschiedenen Zwecken zu zahlen, so IQr die Universitftt Güttingen^, 
Ar das Ober-Appellationsgericht 3) und die Hofgerichte, den CSuuasee- 
bau (Calenberg und Lüneburg) und andere Gefrcnstände mehr. 
Die Gesamtsumme dieser Beiträge mochte sich auf 60 000—70000 
Thaler stellen. Über die Höhe der Gelder, welche die Stände für 
die eigenen Bedürfnisse, als für Verwaltung des Steuerwesens, Zinsen- 
zahlunf» etc. verwandten, liegen keine Angaben vor. Man wird aber 
kaum fehl gehen, wenn man annimmt, dass sie zwischen '/o und 
1 Million Thaler betragen haben *). Danach würde die Gesamt- 

Die Beitrage der einzelnen I.undschaften waren: 

Caleoberg-Grubenhagen 3Ö8Ö98 .f ä6 ntgr 5 4 

Lttndnug 993448 , 3 , ~ , 

Hoya ' 77 8t2 , — , — , 

Diepholz Ib-lib . -Id , 4 , 

Holinstein ..*.. 4 Ö9Ü , — , — , 

Lauenbu^ 17313 , — » — i. 

Radeln IISOO , — , — , 

Bremen -Verden , 13 1 800 . 27 . — , 

1010018 1^ 16 1 ^ . 

1) Nimlicb: 

190000 4 ad atatmn miUtiae, 
5 €00 » Magazinkosten» 
6000 . Legationak ortan. 

Sa. in 1 000 4. 

Ausserdem bewiUigten die osnabrOckschen ätände t^sou ßir den Wegebau, 
19000 Jf fbr die Unhcrrittt GOlUngen und «rkürten .verbftltniimStrig* Ar das 
Ober-ÄppeUationmieridil lu Cdte lahlcn m woUen. (Aktea ans der iireaMiecheii 

Okkupationszeit.) 

3) Die Beiträge der Landschaften für die Universität betrugen 12 80Ö 
E. Brandes, Über den gegenwärtigen Zustand der Universität Gottingen S. 387. 

3) Die von den vencbiedenen l«eiidBcfa«ften an&iibriii^den Qdder ftr des 

Ober-Appellalionsgerichl betrugen im Jahre 1720 2-2 750 ^. In den .50er Jahren 
des 18. Jahrhunderts trat eine Erhnhun? der Beitrfig^e ein. v. Bülow, Uber 
die Verfassung, die Geschäfte und den (ieschütlsgang des Ober-Appellationsgericbtä 
am Cdle I, 354ft 

4) Im Calenbergischen (exkl. Grubenhagen) tragen die sämtlichen Steuern 
nach einem öjfiliri^rcn Fxlrakt <itT Ijcentrechnnnfren und Steuerregislcr (1798 bis 
1803) durchschnittlich im Jahre 450917 4* t^ ^ ^ ein. Das Quantum 
ordinerinm Ar die KriegdBBSBe betrug 945887 SU mj/r 5 4, folglich wArea fftr 
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«umme der vom Lande aufgebrachten Steuern sich auf etwa 2 Millionen 
Thaler belaufen. 

Von hannoverechen Geschichtschreibern wie Haveiuann ist die 
Anschauung verbreitet worden, als habe sich das hannoversche 
Volk unter dem wohlwollenden, vftterlichen Regimente Georgs HL 
und seiner Rftte, welches einem jeden gestattet habe, sich innerhalb 
seiner SphAre bequem auszubreiten, Qberaos wohl und glücklich 
gefühlt 1). Das ist aber nichts weniger als riditig. Wohl und glflddich 
befanden sich im Grunde bloss die , privilegierten' Klassen der 
Bevölkerung; die breiten Schichtf^ii dt^s Bür^'or- und Bauemstandes 
hatten wenig Anlass zufrieden zu sein. Was zunächst den Bauern- 
stand betriff!, PO waren die Zeiten zu Ende des IS. Jahrhunderts 
allerdings für die Landwirtschaft verhältnismässig gunstig. Die seit 
den achtziger Jahren erhehlicli gestiegenen Kornpreise hatten den 
Erwerb der ackerbautreibenden Klassen nicht wenig erhüht. Auch 
war inHannov^ manches zur Hebung der Landwirtsdiaft geschehen. 
Am bedeutsamsten war in dieser Huisicht die Gründung der land- 
wirtschaftlichen Gesellschaft zu Gelle im Jahre 1764. Ihrm Ein- 
flüsse ist es hauptsftcfalich zuzuschreib^, dass ein rationeller Betrieb 
der Landwirtschaft in weiteren Kreisen eingeftihrt wurde. Vielseitig, 
wie die Gesellschaft war, wandte sie ilure Aufnierksamkelt nicht 
allein dem Ackerbau zu, sondern auch der Hebung der Manufakturen, 
des Handels und der Künste. Den grössten Erfolg hatte sie in ihren auf 
dieGemeinlieitsteilungen und Verkoppekmgcn gerichteten Bestrebungen 
zu verzeielmen. Es war wesentlich iiir Werk, wenn sicli auch die 
Landesbehurden für die Sache erwärmten und im Jahre 1802 eine 
ausfüluliche Geraeinheitsteilungs - Ordnunj^ zunächst für das Lüne- 
burgische erliessen, zu deren AusftUuiing em besonderes Landes- 
ökononüe-KoUeghun mit dem Sitze zu Celle eingeriditet wurde. Andere 
Massregeto der Regierungkamender Landwirtschaft wenigstens mittellrar 
zu gute: so die Errichtung des Landgestflts zu Gelle, die den Grund 
zu der hohen Blüte der liannoverschen Pferdezucht gelegt hat, die 
Anlage lunfassender Moorkulturen im Bremischen, der Erlass zweck- 
mässiger Deich- und Wegeordnungen u. s. w. 

Alles dieses hatte aber doch nicht die Wirkung, die materielle 
und rechtUche Lage des Bauernstandes erheblich zu bessern. Man 

die landächafUiclie VerwaUuu|; nicht viel weniger als 200000 geblieben, in 
LSa^nig «oll ikih die Summe «BmtUeher Steuera naeh einem Gjlbrigeii Durdi- 
schnitte von 1797—1802 auf 122 4- 11 »n/r 2 •! Ijelaufen haben. (Vgl. v. BQlow, 
Bemerkungen S. 2il.) Das wflrde für die st&ndischen BedOrfoisae, Ziiuenuhlniig etc. 
ca. 140 000 4 ergeben. 

1) VgL Havemutn m, 696. 
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muss wissen, dass dor Bauer damals sich nur selten im Besitze 
freien Eigentums befand. Wo dieses der Fall war, in den frucht- 
baren Elbniarsclien und im Lande Hadeln, da zeigte sich auch 
grosse ^\'ü}i]habenheit, ja Reichtum. In den Elbmarschen soll 
die Landbevölkerung einen Auiwund gelrieben haben, wie er 
sonst im ganzen Lande, selbst In der Hauptstadt niclit anzutrefl'en 
war'). Von den hadelnschen Bauern heisst es: .Man wird in 
DeufBcfaland schwerlich eine Gegend finden, wo der Bauer so gar 
nicht gedrückt wird, und wo er so vieler Freiheiten und eines so 
hohen Wohlstandes gewiss ist, als in dem an dem Aussersten Winlcel 
von Deutschland hingeworfenen hadeler Ländchen**. Chtisse Bauern- 
höfe mit 30—40 Pferden sollen hier nichts Seitraes gewesen sein 2). 

Solche Zustände waren indessen Ausnahmen. Durchgehends 
herrschte im Hannoverschen die Meion'crfassanp, welche den Land- 
niann bald von dem Domanium, bald von dem Adel, weniger von 
der Kirche abhängig machte. — War der vielgeplagte Bauer schon 
uiiverhältnismAssig mit Steuern belastet, so drückten ihn noch mehr 
die mannigfachen gutsherrlichen Dienste und Abgal>en. Dai^u ge- 
sellten dcfa Kommunallasten und öffentliche Frohnden. Zusammen- 
genommen erreichten diese Lasten viel&ch eine solche Höhe, dass 
sie den Ertrag des Ackerbaus ganz absorbierten. Die zahlreichen 
Steuerremissionen und der Nebenverdienst, den insbesondere die 
bedeutende Leinenindustrie dem Bauer verschaffte, erWftren allein, 
wie ein Mderhof trotz fortlaufenden Defidts bestehen konnte^). 

Ein grosser Übelstand war, dass es an hinreichenden gesetz- 
hchen Bestimmungen über die Meierverfassung fehlte^). In manchen 
Gegenden, wie im Göttingischen war am Schlüsse des 18. Jahr- 
hunderts noch nicht einmal die Vererblichkeit der Meiergüter durch- 
gedrungen^). Anderwärts herrschte die Vererbung thatsäciilich. aber 
ohne rechtsgültig festgelegt zu sein. Nur die tiuzige von dem Vice- 
kanzler Strube entworfene calenbergische Meierordnung vom 
Jahre 1773 erhob die Vererbung zur gesetzlichen Norm. In der 
Provinz Lfineburg unterbrach die französisehe Okkupation die 

Patje, Kurzer Abriss des Fabriken-, Gewerbe- und HanillungszusUndes in 
den Kurbnuuuchweig-LftnebiirKischen Luiden S. Sl £ 

2) Meiners und Spittler, Goltingisches Historiacbes Magazin II, 513. 

3) Vgl. V. Berlepsch, Pragmatische Geschichte des landsi hafüichen Finanz- 
und Steuerwesens der FOrstentUmer Calenberg und Golüngen S. 39, Anm. und 
Stfive, Ober die Lnaten des Gfimde^entume und Verndnderang denelben in 
RHekeicfat auf das Königreich Hannover S. 56. 

*) Vgl. V. Bülow, Bemcrkun^'en S. 43tt 
ä) Grefe, Hannovers Hecht 11, 108. 
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geplante Einführung' einer Meierordnunp: i); dort wio in den Graf- 
schaften Hoya und Diepholz txistierten nur wenige Bestimniungtii 
über einzelne Zweige des Meierwesens, während es in nronien und 
Verden so gut wie ganz au solciien fehlte^). Von einer Ablösungs- 
gesetzgebung Ikiid sUh keine Spur. Als natHriidie Folge eii^ 
sidi eine grosse Recfatsonsicherfaeit auf diesem ganzen G^iete, die 
nadi dgraer Angabe der lündburgischen Stflnde »unzählige* Prozesse 
erzeugte und dem gaiuen gemeinen Wesen ,häuügen und sehr 
nachteiligen Schaden* zufügte 3). 

Neben den frei^ ESgentümem und Meiern gab es auf dem 
platten Lande noch eine grosse Menge Häuslinge und Anbauer. Ihre Lage 
war eine bef?onders gedrückte. Spittler berechnet, dass im Calen- 
bergischen ein amier Häusling mit Frau und 2 Kindern über 
14 Jahre, wenn er auch keinen Schuh breit Landes besitze, und kein 
einzipres Stück Vieh halte, jälirlich 9 an Steuern und Abgaben 
entrichten müsse 

Eigcntämliche Verhältnisse bemerke wir im OsnabrOckscben. 
EQer fanden sidi noch vielfoch Anklänge an die altgermanischen 
Agiaizustände. Freies Eigentum var in dem Hochstifte in viel 
grosserem Umfonge vorhanden als im übrigen Hannover; noch im 
Jahre 1667 kamen 18 602 Morgen freies Ackerland auf 71 506 guts- 
h^enpflichtiges^). Die Freien auf dem Lande zerflelen in die 
sogenannten Biesterfreien, welche in Ermangelung ehelicher Leibes- 
erben von dem Landesherm beerbt wurden, und in die Xot- und 
Kurfreien, welche sich, um der Beerbung durch den Landeslit'rrii 
zu entg-ehen, in die Ilode d. h. Pflege eines Schulzlierm begaben 
und dafür dem letzteren eine jährliche „Urkunde'* an Wachs oder 
Geld, das sogenannte iiodegcld, entrichteten*»). Die zahlreichen 

•) Das landschaftliche Kollepum der Provinz I.Oneburp hatte hereifä um 
17. Dec. 1779 dem Geheiine-Ralskollegium die Notwendijjkoit und den Nutzen einer 
ftlr das Ldneburgisch« zu erlasaenden Meierordnung vorgeätellt Die Geheimen 
Räte liidten es aber nicht ciiunal für nötig» auf dieae VorBtallnng «ine Antwort 
zu erteilen. Auch eine zweite Eingabe vom i. Mai 1788 blieb g&nzlich unbeachtet. 
Erst eine dritte dringendere Vorstellung vom 1& Dec. 1797 führte dazu, dass von 
der Kammer ein Entwurf zu einer Meierordnung für das Lüneburgische aus* 
feazbdtet wnrde. Die Veihandlimgai sogen «idi aber l>la zum Beginn der fran- 
zösischen Okkupation liin» obne zum Abscbluss zu kommen, v. Lenthe^ Archiv 
für 6e:^clii< hte und Verfassung des Fürstentums Lüneburg V, 288. 

2) Vgl Grefe, Hannovers Recht II. 15:2 ff. 

>) Lenthe^ Atcfaiv V, 371 

4) II, 3i9. Anm. 

ß) Stove, Über die Lastf»n des Grundeigentums S. Iii f. 
6) Möaer, Osnabrückische Geschichte. 3. Aufl. I, 69 if.; Klöntrup, Handbuch 
der besonderen Rechte und Gewohnhwlen d«a Hociutifts Osnabrüdi 1, 151 ff. ; II, 166ff. 
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»Heuerlinge" oder Heuerleute, welchen von den Besitzern der 
Höfe oder sogenannten Krbe, eine VVühmin^ und ein Stück Land 
»verheuert* wurde, besasscn in der Hegel kein freies Eigentum, 
waren aber doch persönlich frei. Dagegen war die einen grossen 
Teil der BevOlkening ausmachende Klasse der Leibeigenen oder, wie 
man sie Toizngsweise nannte, der EigenbehArigen, nicht bloss wirt- 
schaftlich, sondern auch persönlich unfirei. Die za Mosers Zeit ge- 
machten Versuche, die Leibeigenschaft in fireie Erbpacht zu verwandeln, 
hatten keinen Frfo]:^ |rehabt. Die hauptsächlichen, aus der Eigen- 
behörigkeit entspringenden Rechte des Gutsherrn waren folgmde: 
Der Eigenbell örige hat seinem Gutsherrn für die Überlassung des 
Hofes jährlich eine bestimmte (leldsunime als Pacht zu entrichten, 
ausserdem die üblichen Naiuraldienste zu leisten. Stirbt er, so 
hat der Gutsherr auf die Hälfte aller liinlerlassenen bew^lichen 
Habe Anspruch. Der Eigenbehörige, bzw. sein Anerbe muss die 
vom Hofe abgehenden Kinder vermittelst des Freibriefes, der durch- 
scbnittlicfa SO^SS llialer kostete, loskaufen. Vor dem Abgange 
muss ein jedes dieser Kinder dem Gutsherrn noch den Zwangsdieost 
leisten, d. h. ihm ein Jahr lang ohne Lohn als Knecht oder Magd 
dienen, ^un Eingehe von Heiraten, zum Abschluss der meisten 
Reehts^'cschäfte etc. bedarf der Eigenbehörige der gutsberrlichen 
Einwilligung 

Ausserh:db der Provinz Osnabrück existierte die Leibeig:enschafl 
im TTannoverschen nur hier und da, so namentlich in der Grafschaft 
Hov i. ilh r waren aber die Bestimmungen weni;^'er Iiart-). 

Aus dem Gesagten erhellt, dass das Los der ländliciien Be- 
völkerunf? in Hannover zu Ende des vorigen Jaiu iiunderts, wenn 
auch relativ günstig, so doch keineswegs zufriedenstellend zu nennen 
war. £hi GIdches gilt ym der Lage des Büxgerstandes. Keine 
einzige Stadt hatte sich von den vernichtenden Schlagen des 30jährigen 
Krieges ganz zu erholen vermocht Vielmehr waren die Stfidte in 

1) Ob«r die LdbagenMilult in OanabrOdi vgl. die onubrAckBche fSgentimtB- 

ordnun^' vorn ^5. April 1723, (Ebhardt, Saininlung der Verordnuri^'en vor 1813 
I, .370 ff.; und den Aufsalz .Über die Lfibt.-iKenschall in Westfalen* in Schlözers 
Slaataanzeigen lU, 408 S. laiev^ssaixi sind die krälligen Handbeinerkunt^en SchlOzers 
Xtt dieaem Aubatse. Nach ihm ift die UnterdrQckung, in weldiar die Gutsbesltier 
den bei weitem grösseren Teil ihrer Landsleute hielten, mit anderen Worten die 
Leibeigenschafl, nicht besser wie Slrassenraub. Den Menschen, welcher sich ohne 
Not einem anderen zum Leibeigenen ergebe, erldfirt der berUhmte rublicist für 
einen Unsinnigen, der sieh »ultra dimidinra lädiefe* und en kdnen Kontrakt ge- 
bunden sei. Noch weniger, behauptet SchlOzer, seien es die Regierungen; diese 
dürften, ja müssten vielmehr, wenn sie anders konnten, den Kontrakt rescindieren. 

2) Stttve, Über die Lasten des Grundeigentums S. 13£; Grefe, Hannovers 
Recht II. 339. 
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der zweiten Hälfte des 17. und im Verlaufe des 18. JahrliLUidcrls 
mit alldniger Ausnahme der Residenzstadt Hannover, die, nebenbei 
bemerkt, zu Ende des 18. Jahrhmiderts nicht mehr als 16600 Ein- 
wohner ziUte, in stetem Niedeigange begriffen. In reehtlicher Be- 
ziehmig trat an die SteUe der früheren städtischen Autonomie 
Abhängigkeit von dem Landesherrn und seinoi Behörden und 
innerhalb der St&dte selbst eine drückende Magistratsoligarchie, 
neben welcher die ehemalige lebhafte Beteiligung der Bürgerschaft 
am Stadtregimentc keinen Platz fand '). Noch schlimni»>r stand es 
um die „bürgerlichen Nahrungs- und Erwerbszweige Der Handel, 
diese Hauptqiielle des städtischen Wohlstandos, war trotz der 
günstigen Lage des Kurfürstentums-) überall in den <,'rüsslen Verfall 
geraten; nur der Transithandel behauptete sich aui einiger Hohe. 
Börsen, Banken und ähnliche Institute waren im ganzen Umfange 
der haimoTerscheD Lande nicht vorhanden; ja man hatte es nicht 
einmal zu der Kinfahrong eines Wechsehedits gebracht, während 
doch die Staaten ringsum schon längst — unter anderen das Herzogtum 
Braunschweig seit dem Jalire 1715 — ihre Wechselordnungen hatten'). 
Hit dem benachbarten Braunschweig konnte sich keine einzige Stadt im 
Hannoverschen an Bedeutung für den Handel auch nur entfernt messen. 

Nicht weniger lagen Industrie und Gewerbe darnieder. Unisonsl 
sehen wir uns nach grösseren Fabriken und industriellen Betrieben 
um: was davon vorhanden war. fristete ein kümmerliches Dasein. 
Von wirklicher Bedeutung war bloss die Leinenindustrie, die aber 
längst ihren Hauptsitz auf dem Lande gefunden hatte, und meist 
als Nebengewerbe vom Bauer betrieben wurde 4). Das städtische 
Handwerk vrar durch die engherzig ausgeObte Zunftverfassung lahm- 
gelegt. So fehlte viel daran, dass der Warenbedarf durch die em- 
heimiscfae Industrie gedeckt wäre. Es gab kein Land in ganz 
Deutschland, das mehr von englischen Waren üherschwenunt, mehr 
von dem englischen Handel und der englischen Industrie abhängig 
gewesen wäre als gerade Hannover*). 

1) SlÜve, Tber die gegen wfirti^,'e La^'c des Küni|;reichp H innover S. 24; 
(Oppermann), Zur Geschiebte der Entwickelung und Thätigkeit der aUgemeinen 
Stände des Königreichs Hannover S. 16 f.; Havmann III, 470 ff., 66S ff«; 
Heineinaiin in, 193 IK 

2) Vgl. Patjf, Kurxer Abris« S. 7 f. 

3) Vgl. Patje S. 00 ff., v. Marlene. Versuch einer historisclien Entwickelung 
des wahren Ursprungs des Wirchtielrechts S. 78 f. und Dedekind, \ ergangenheit 
und GegHiwarl des dcutsehea Wedtaelmbts S. S5, 73. 

4) TyL ober dieselbe Palje S. ISl ft. und (Scbelver), Das KurflUrstentnm 
Hannover unter den Franzosen in den Jahren 180.'J, 1804, 1805 S. 23. 

(Oppermann), Zur Geschichte der Entwickelung und Tbätigkdt der 
allgemeinen Sttnde S. 17. 
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Von offiziöser Seite wurde der Niedergan? von Handel iind 
Gewerbe aiif den (Üiarakter des iiannoversclien Volkes zurückgulülirt. 
Ein henorragender hannoverscher Beamter jener Zeit, der zugleich 
ein gründlicher Kenner der wirtschaftlichai Verhältnisse Hannovers 
war, Tersicbert uns: in der Denkungsart der Nation liege vieles» 
was dem Handlungsgeiste zuwiderlanfe. Es fehlte den Hfumoveranem 
an der Lebhaftigkeit des Geistes, welche zu dem Betriebe der 
Handlung erforderlich sei, an sdmellem Umhersehen, schnellem 
Entschliessen und schnellem Zugreifen. Auch der Unternehmungs- 
geist und die Lust et\vas zu wagm sei bei den Bewohnern des 
Landes gering entwickelt. Vor Neuerungen habe man eine solche 
Abneigung, dass man in einem Maime, der eine neue Idee äussere, 
gemeiniglich einen Projektenmacher oder gar einen Windbeutel sehe. 
An mechanischen und ciiemischen Kenntnissen mangele es im 
Hamioverschen fast gänzlich, so dass man Mühe habe, gewöhnliche 
ildaschinen in Gang zu bringen und nur selten jemanden finde, der 
angegebene Ideen aussufOhren hn stände sei. Selbst „gut gesumte* 
Leute seien vielfach von Vorurteilen gegen die Verbreitung der 
Maschinen eingenommen. Endlich sei auch die Simplidt&t und 
Oenflgsamkeit der Bevölkerung dem Handlungsgeiste nicht günstig. 
Durchweg ziehe man einen Uemeren aber gewisseren und ge- 
mftchlicheren Zuwachs des Vermögens tmem gKteseren aber tm- 
bnlenteren Gewinne vor. Daher finde man es bequemer, leichter 
und sicherer „ein Pontenirpr zu sein oder eine gute Bedienung zu 
bekleiden, als ein Kauiniaim zu sein**). 

So unreclit hatte man ja damit nicht. Allein man wird nicht 
behaupten können, dass die RegTerunjr an dem Verfall von Handel 
und Wandel ohne Schuld gewesen sei. Nicht, als ob sie es gänzlich 
an Bemühungen bitte fehlen lassen, Handel und Industrie zu heben. 
Der Einsetzung eines besonderen KommerzkoU^iiums ist sdion obm 
gedadit. , Diese Behörde setzte sofort eine Enquete über den Zustand 
der Handlung, der Gewerbe und der Fabriken in das Werk^ und 
war nach Möglichkeit bemüht, die Fabrikanten durch Bevirilligung 
von Prämien und ansehnlichen Gelddarlehen aufzumuntern und zu 
unterstützen. Die Vorschüsse erreichten am Schlüsse des Jahres 1794 
bereits eine Höhe von über 1(X)(KX) •^^). — Dem städtischen Hand- 
werk suchte die Regieiimg dadurch aufzuhelfen, dass sie die Nieder- 
lassunj,' von Handwerkern auf dem Lande erheblicii erschweile, ja 
wohl ganz verbot. Die Leinenindustrie förderte man durch die 

1) Vgl. Patje, Kvanve Ahxim S. 13 ff. 

2) Das. S. 4. 
^ Daa. S. 50. 
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Einriclituiig von Scliauanstalten oder Leggen. Von grossei' Bedeutung 
für Handel und Wandel war auch die Inangriffiiahme von Chausseen 
(1768). Bis dahin hatte es an gepflasterten Strassen gänzlich gefehlt, 
und die »natflrlichen* Heer- und Landstrassen, deren Unterhaltung 
den angrenzenden Gemeinden zukam, befanden ach durchweg in 
einem ganz vernachlässigten und trostlosen Znstande i). 

Um so nachl&ssiger zeigte sich aber die hannoversche Regierung 
in den Bestrebungen, die heimische Industrie, dem Auslande und 
namentlich England gcfrcnüber konkurrcnzfrihip' zn marlien. Einige 
schwache Vorsuche, die ausserhalb Hannovers verfeitigten Waren 
einem Eingangszollc zu unterwerfen, hatten bei der laxen Konfrole 
so wenig Erfolg, dass der gesamte jAhrliche Ertrag aller hiipo^Un 
von den z. T. hoch belegten Waren nur die lächerlich geringe 
Summe von 2000 erreichte 2). Freilich daif man nicht ausser 
Acht lassen, dass bei der Verbindung, in welcher das Kurfürstentum 
mit England stand, eine Icrftflige Zollpolitik gerade diesem Lande 
gegenllber kaum möglich war. Schwerer fällt zu Ungunsten der 
Regierung in das Gewicht, dass sie nicht das Geringste that, um 
die Zollschranken, welche die einzelnen Provinzen Hannovers von 
einander trennten und den Handelsverkehr zwischen ihnen sehr er^ 
achwerten, zu beseitigen. 

So unbefriedigend nun die Lage des Bauern- und Bürgerstandes 
war, so sehr hatte die Aristokratie Grund zufrieden zu sein. — 
Der Adel hat im Lande an der Leine so gut wie in anderen deutschen 
Territorien von jeher eine grosse Rolle gespitlt. Das lag in der 
historischen Entwickelung der Dmge begründet und nicht zum 
mindesten in den Verhältnissen des Grundeigentums: weite Kreise 
der ländlidien Berölkerung befanden sidi ja in wirtschaftlicher 
Abhängigkeit Ton dem Adel. Bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts 
war die Macht und der Einfluss des Adels aber von der fürstlichen 
Macht m Schranken gehalten worden. Noch im vorhergehenden 
Jahrhunderte war es nichts Seltenes gewesen, <1as> Männer ohne 
Ahnen, wie Ludolph Hugo u. a. m., zu den höchsten Staatsämtem 
befördert wurden. Das hörte mit der Entfemung des Fürstenhauses, 
welche das Regiment in die Hände der adi Ilgen fJeheimen Räte 
legte, auf. Dass der Adel, einmal an das Huder gekommen, darauf 
ausging, die wichtigeren Stellen des Staatsdienste-; mit seinesgleichen 
zu besetzen, kann kaum belVemden. Bald gab es keinen Zweig der 

') Eine ergötzliche Schilderuag des Slrassenwesens. wie es zu RctririM dieses 
Jahrbunderl-^ war. findet sich in (Pelri), Aus deutscher Kullurpes<hi(>hte lG8ff. 

2) Tatje, kurzer .\briss S. 4(i. Vgl. die Verordnung über die Erhebung des 
Handlungsimposles vom 36. Juni 1770. Das. S. 514 ff. 
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Slaalsvonvaltun^'' mrlir, bei (1cm die vomolimsten rmd einträglichsten 
Stellen nicht dem Adel zugewandt wären. Unter anderem wurden die 
Ministerstellen, die Hatsstellen in der Kammer, der Krieg'skanzlei und 
den Regierungen zu Stade und Ratzeburg, die Gesandtschaftsposten, die 
sämtlichen Hofchargen, die Offizierstellen in den beiden Garderegimentem 
etc. ausschliesslidi mit Adeligen und in der Regel mit Personen aus 
dem alten stiftsmfissigen Adel besetzt^). Besonders frappant zeigte 
sich die Begönstigong des Adels in dem sogenannten Beamtenstande* 
Ein Adeliger wurde meist nach kurzem Dienst als Auditor gldeh 
zu einer der lukrativen ersten Beamtenstellen mit df ni l^rostt^ntitel 
befördert, während seine büi^erlichen Kollegen zunächst eine zweite 
Beamten- oder Amtsschreiberstelle erhielten und erst nach Iftngerer 
Zeit in die ersten Beamtenstellen aufrückten. 

Durch die gerade bei den höheren Staatsämtern nMchlich be- 
messen(^n Besoldungen und Pensionen lloss ein grosser Teil der 
Staatseinkünfte dem Adel zu. Dasselbe galt von den oft implaublich 
billigen Domanialpachtungen, welche mit den ersten lieamtenstellen 
▼erbnnden waren. » Dass trotz der Abwesenheit des kmfiArsUichen 
Hauses der Hofstaat in Hannover beibehalten wurde, hatte freilich 
das Gute, der Residenzstadt eine wichtige Erwa4»qttelle und dem 
Lande einen Teil der DomanialeinkOnfte zu erhalten; die zahlreichen 
Hoflmtear bildeten aber einträgliche Sinekuren für den Adel. 2) So 
wurde »ungemeiner Reichtum aus den Mitteln des Staats dem Adel 
zugewendet" 3). 

Kaum bedarf es der Erwähnung, dass auch die landständische 
Verfassung den Adel hervorragend begünstigte. Dass die Ritterscliaft 
in den Provinziallandschaflen ein entschiedenes OlKugewicht über 
die anderen Stände hatte, haben wir bereits gesehen. An der alt- 
hei^ebrachten Exemption des Adels von den ordinären Steuern und 
Zöllen konnte darum mit Erfolg nicht gerüttelt werden. Der Adel 
verstand es selbst, sich solchen Lasten zu entziehen, zu denen er 
nach der Natur der Sache hfttte beitragen mflssen. So brachte er 
es im Calenbergischen dahin, dass der Zehnt- und Scheifelschatz, 
dne Abgabe von d^ gutsherrlichen Gefällen, welche der Adel im 
Jahre 1614 zur Tilgung fürsthcher St huldeii übernommen hatte, in 
den 20 er Jahren des 18. Jahrhunderts auf die Hälfte herabgesetzt 
und bald darauf ganz auigehoben wurde, während eine zu gleichem 

1) Man vergleiche dtrOber die BroschttrenUttentar d« Jahres 1808, ins- 
besondere die Schrift: «Ob«r den hsmtoverschen Adel und die hanno?encben 

Sekretarien*. 

2) Stove, rt>er die gegenwärtige Lage S. :24. 

3) Das. S. 25. 
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Zwecke auf den Bauern- und Bürgerstand gelegte Steuer, der so- 
genaxmte Dorf- und Stfldte-Dingtaxt, bestehen bliebt). Als die durch 
den 7jfthrigen Krieg herbeigeführten Schulden in der Provinz Galen- 
b^ die Anlage neu» Steuern erheischten, da wusste der Adel, 
nidit zufrieden mit dar Einführung einer Personensteuer, die jeden 
Einwohner über 14 Jahre, gleichviel ob reich oder arm, ob der erste 
Gutsbesitzer oder der letzte Häusling, einem Kopfgelde von 4 Groschen 
monatlich unterwarf, abermals emssa geringeren Ansatz seiner Beitrflge 
zu erwirken 2). 

Es begreift sich leicht, da.-^s diese so weit getriebene Bevor- 
zi^mg des Adels bei den niedti^n Vulkskiassen viel böses Blut 
erregte. Dies war uui so mehr der Fall, als die Aristokratie im 
Hannoverschen sich durchgehends eines offen zur Schau getragenen 
Hochmuts befleissigte. So ezUusr? wie im Hannovefsdien 
war der Adel vielleicht in keinem anderen deutschen Lande. 
Freilich die bOrgerliche Beamtenhierarchie machte es nicht 
besser: auch sie scfaloss sich nach unten auf das Strengste ab. 
Das „Kaistaiwesen'' feierte im Hannoverschen seine höchste 
Blüte 3). — Und wie die verschieden«! Stünde sich gegen 
einander naeh Möfrliehkeit absperrten, so auch das ganze Volk 
gegen das Ausland. „Mnn bekümmert sich", schrieb ein hannover- 
scher Schriftsteller im lilii 17i^9, „wenig oder gar nicht um die 
kleinerem Streitigkeiten des grossen allpremeinen Vaterlandes. Wir 
lebi^n wie Insulaner, und sind aueli oft so ununterrichlet, wie diese 
es gewöhnlich sind' '•). Fremde kamen nur selten nach Hannover, 
wo «nichts Auffallendes die Augen auf sich sog'^). Auch verhielten 
sich die Bewohner des Kurfürstentums AuslAndem gegenüber im 
allgemeinen so steif und unliebenswürd^, dass sie bei den Reisenden 
vielfach in den Ruf einer »nation inculte et presque sanvage' Icamen^. 
Die Verbindung mit England führte zu einer lächerlichen Anglomanie, 
besonders in Adelskreisen, ohne, dass der freiere Geist, der jenseits 
des Meeres herrschte, auf die Hannoveraner übergegangen wftre. 

1) Uehberif, Sämtliche Schriften II, 168. 

Das. S. 164 (Oppcnnaiin), Zur Gesduchte 8. 9 t. 

9) Vgl. den Aufsatz von E. Brandes: «Über die gesellschafllicben Vergnügungen 
in den vornehmsten Stsdten des Kurfürstentums* in den Annalen der Braun- 
schweig - Lüneburgischen Kurlande J. III, Bd. I, S. 7C1 ff. und Hausmann, 
Erinnennigeii ans dem adrtsigjährigen LdMn «nss haimoTetsdieD Bfiigers S.3Df. 

4) Brandes a. a. 0. S. 770. 

5) Das. S. 7G8. 
Das. S. 77üf. 

^ Apergu statistique de rfilectorat d*Hanom dans sotr etat aetuel et de ce 
qu^U deviMidniii par sa rtaniim anx fitats da Roi de Pnuse. Paris. An IX S. 6. 
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Von einer gesunden öfTentlichen Meinung und unabhängigen 
Gesinnung konnte bei solchen Verhältnissen kaum die He<li^ sein. 
„Eine wahre Geistessperre*, schrieb der damalige hannoversche Kapitän 
Scharnhorst im Jahre 1793, »bezeichnet unser Land in jedem Be- 
traciit, man sclieut hier alle Publicität* Zu freimütigen Äusseningen 
über die hannoverschen Verhältnisse war der phlegmatische, .nicht 
leicht in ein lebhaftes Interesse zu Tersetoide' und sich nur schwer 
aus geistiger Trflgfaeit emporarbeitende niedersächsische Charakter 
schon an sieh wenig disponiert zudem konnten derartige Urteile 
infolge der streng gehandfaabten Gensur nicht an die öffentlidikeit 
dringen 3). Eine Presse im heutigen Sinne gab es damals noch 
nicht Die wenigen Bl&tter, welche in Hannover erschienen, — die 
von dem Intelligenz-Comptoir herausgegebenen „Hannöverlschen An- 
zeigen von allerhand Sachen, deren Bekanntmachung dem gemeinen 
Wesen nötig und nützlich" imd das .Hannoversche Magazin" — 
waren durch und durch unpolitisch: das erstere war lediglich An- 
zeigenblatt, das zweite nur der Verbreitung gemeinnütziger, speziell 
wirtschaftlicher Kenntnisse gewidmet. — Schlözers gewaltige Staats- 
anzeigen, die 80 viel dazu beigetragen haben, eine öffentliche Meinung 
in Deutschland zu erwecken, haben gerade im Humoverschen weniger 
Wirkung gehabt, als in dem übrigen Deutschland, m Osterreich, m 
der Schweiz u. s. w.; aus dem einfadien Grunde, wdl der welt- 
er&hrene SchlAzer, ein so abgesagter Feind aristokratischer Re- 
gierungen er sonst auch war, es soi^fältig imterliess, die heimischen 
Zustände und Behörden seiner schneidenden Kritik zu unterziehen. 
Als er diese Vorsicht sp&ter ausser acht liess, blieb das Interdikt 
nicht aus*). 

Auch die Universität Güttingen, welcher SchlOzer angehörte, 
hat auf die Erweckung politischen Bewusstseins in der hannoverschen 
Bevölkerung keinen nennenswerten Eintluss gehabt. Wold genoss sie 
der Lehr- und G^raurfireiheit, wie sie sieh überhaupt dner fibotalen 
Behandlung von Seiten der Regierung zu erfreuen hatte dank den 
Männern, welche ihre Geschicke vorzugsweise leiteten: dem hoch- 
verdienten Münchhausen und den beiden Brandes. Jene Lehr- und 

1} Lehmann, Scharnhorst I, 86. 

^ Vfl. den erwähnten Auhati von E. Brandes S. 763 ff., wo sieb eine 

ausföfirlitiie Schilderung' des liannoverschen Volkscharakters findet. 

3j Die Bfliauptuiij? von Brandes fa. a. 0. S. 765), es sei nicht niöjrlich, eine 
edlere und autj^eklärtere Deukungäart Uber die Sprechfreiheit zu haben, als daä 
bannoTeredie MinlBteriain heg«t wttrde mebr Cßsuben verdieneo, wenn jener nicht 
zu eben diesem Ministerium gehört und sidi weniger beflifMO geieigt hätte, die 
Massnahmen der Refc'ierunp panegyrisch zu verherrlichen. 
Allgemeine Deutsche Biographie XXXI, 58». 
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CenäUi*freiheit bestand aber nur dem Aiimen nach. Münchliaubcn, 
dem sie zu grossem Ruhme angerechnet worden ist, verstand es im 
gegebenen Falle sehr wohl, sie illusorisch zu machen <). Im übrigen 
huldigten die Göttinger Gelehrten duichweg, wie in der Lehre so 
auch in der Politik, einem untadeligen Konservatismus und Hessen 
sieh, um mit dem grossen Juristen Pütter zu reden, alles gefallen, 
was ihre Oberen beschlossen -i. 

Von grösserer Bedeutung für die Erstarkung politischen Be- 
wusstseins im TTannoTcrschen ist die fninzösische Revolution frc- 
wesen. Dass es nicht an begeisterten Anhfirigera der Revolution 
fehlte, mag das Beisfuel des be^nibten, mit Unrecht in Vei-gesseiiheit 
geratenen osnabrikkschen Dichters Th. W. Broxterraann beweisen, 
den die Hinneigung zu den republikanischen Grundsfit2en in den 
Dienst der balavischen Republik führte 3). — Bekannter sind der 
Freiherr A. von Knigge^) und der »calenbergische Mirabeau* 
F. Ifc yon Berlepsch, der im Landtage von 1793 jenen fomosen 
Antrag stellte, man mdge den KOnig von England auffordero, mit 
der franzßdsehen Republik Frieden zu schliessen, und im Falle 
dieser nicht darauf eingehen sollte, der franzftsischoi Nation er- 
UAren: die calenbeigiscbe Nation wolle keinen Krieg mit ihr und 
nehme keinen Anteil an dem, welchen der König von England in 
seiner Eigenschaft als Kurfürst mit ihr führet). 

Nach welcher Richtung,' sich die (lincli dip französische Revolution 
geweckten Wünsche des hannoverschen Volkes bewayten, mag man 
aus einer Eingabe ersehen, die von einigen aufgeklärten Mäimern 
in Celle der lünebui-gischen Landscliaft (Deceraber 1792) emgereicht 
wurde »Audi in unserm Lande", hdsst es da, .dänkt uns, sei 
die Menschheit zu einer solchen Periode gekommen, wo manches 
des alten Hergebrachten nicht mehr passt. Privilegierte z. Ex. 
müssen jetzt cessieren, weil ihr in alten Einrichtungen liegender 
Grund schon Iflngst weggefallen ist. — Rühmlich ist die Gerechtigkeits- 
liebe, welche dieses schon in Ansehung einiger Punkte des Steuer- 
systems ausgeführt hat. Legen Sie nun, erhabene Volksrcpräsentanten (!) 
die letzte Hand an dieses jrrossc Werk, heben Sie allen Unterschied, 
alle Vorzüge im Staatssystem auf; machen Sie alles gleich: nur das 

1) Vgl. i- rensdorff in dei* Ällgemeineii Deutschen Biographie XXII, 742. 

2) Vgl. Göttinger PiwektotstaKd* wm 4. And 1889 von L. Weibttid S. 16 f. 

3) Vgl. Th. W. Broxtemwmis rilmtlidie Werke, gcsamineH und hemugegeb«! 

von Ed. Wedpkind. (Osnahr. l*ttt ^ S. 55. 

*) Vgl die oben erwiilmt.: frorektoralsrede von L. Weiland S. 8. 
i) Rehberg, Sämtliche Schriften II, 173 0*. 
^ Seidoxen StaatsaiiMigeii Xvm, 35601 
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sei inskünfligc der Unterschied, dass der Staatsbürger, welcher 
viel besitzt, auch für den iiiehrcreii Schutz, welchen ihm der Staat 
für sein inehreres Eigentum gewährt» mehr zu den Kosten des 
Staates beitrage; dass also jeder proportioniert, nach den Re;.'eln 
der distributiven Gereciiliykeit, die Last des Staates trage". Weiter 
wurde Publidt&t in den landschaftlichen Rechnungen und eine ge- 
rechtere Repräsentation der steuerzahlenden Volksklassen gefordert^). 
Charakteristisch ist die Antwort der Landschaft. Sie ging dahin, Vor- 
stellui^n, weldie auf die Vmiiditiuig von Gerechtsamen hinaus- 
liefen, die in Recessen und in dem HOTkommm b^ründet seien, könne 
man nicht an den König gelangen lassen, ^weil man es im Diensteide 
übernommen habe, die Privilegien aller Stände aufrecht zu erhalten.* 
Die Göhrang im Lande wuchs, als sich im Jahre 1793 die 
französisch» n Heere dem Lande näherten. In Galenberg, wo längst 
jrrosse ünzufriedenlieit mit d(»r Stenerverfassung herrschte 2), nahm 
die Bewegung einen drolienden Charakter an. „Es erschienen", be- 
richtet uns der oben genaiuiLe Berlepscli 3), „zu der Zeil nicht nur 
verschiedene ausgestreuete unanständige Pamphlets, hin und %vieder 
hingeworfene aufrührerische Zettel und P^uille, vorzüglich gegen 
einige Mitglieder der Ritterschaft, welche man nicht undeuttich mit 
dem Latemenpfahl bedrohte, sondern es entstanden wirklich zwischen 
einigen grossen und kleinen Städten und vielen Landgemeinden des 
platten Landes Zusammoikänfle, Konventikcl und Associationen, 
welche nichts weniger zum Gegenstande hatten, als die bisherige 
Landesrepräsentation und die Grundverfassung der Fürstentümer 
Calenberg und Gt^ttingen völlig abzuändern." Die hannoversche 
Regienmg war khi^' ji:enu;^% das Kopf^^eld, gegen welches sicli die 
L^nzufriedeiiiieit besonders richtete, in eine klassificierte Personensteuer 
umzuwandeln. So wurde hier der drohende Stuim bescliworen. — 
Im Osnabrücksdien, wo namentlich die gutsherriichen Verhfiltnisse 
zur Unzufriedenheit Anlass gegeben hatten, kam aber die Gfthrung 
zu offenem Ausbruch und konnte nur durch milit&rische Massregeln 
gedflmpft werden^). 

') Vgl. auch den ,Aurruf an die Calenberg-, UOllingen- und Grubenttagtin- 
sehen Land- tmd Stadtdtewolmer*, in tvelehem nir Abschaffung .aller veijähiten 
Missbrftuche und offenbaien Unferechtigkeiten, zur WiederheiateUuiig der wahren 

Hechte de«; Mcnr^chen und Rurg:rr-*. mit andcr-n Worten zu einer gründlichen 
Kt^form von Verfassung und Verwaltung aufgefordert wurde, v. Berlepsch, 
Pragmatische Geschichte Anlage VII, S. 493. 

Vgl Rebberg, SBmÜiehA Schriften II, 15& 

3) Pragmatische Grscliiclite S. iMr^f 

■•) Vgl. die interessanten Angaben in der Monographie .Heinrieb David Slüve, 
Doklor der Hechle und liargenueiäter der Stadt OänabrQck* S. 15, iSff, 
Thlmme, Okkopation Hiuinoven. 3 
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N'aclilialli^^t' Wirkungen hat die Iruuzusischc Hevolution im 
Iluunüvorschon nicht hinterlassen. Sieht man von der Ab?:cliaffung 
des Kopfgeldes im Galenbergischen ab, so blieb äusserlich alles beim 
Alten. Die hochgesteigerte Unzufriedenheit mit den bestehenden 
Verhältnissen war freilich nicht wieder zu tilgen. Mehr und mehr 
machte sich die Erkenntnis geltend, dass die Abwesenheit des 
KurfEirsten das HauptQbel sei, an dem der Staat kranke. Ein grosser 
Teil des Volkes wünsclilo flnrum eint' Veränderung in den politischen 
Verhältnissen des Landes, etwa in der Weise, dass das Kurfürstentuni 
an einen pnfrlisrhf-n Prinzen, z. B, an den im Lande bekannten 
und allbchebtrn Herzog' von Cambridge abgetreten werden ni(»;.'e'). 
Iii Osnabrück st lmlt' man sich nach dem Knimmstabe^), im llerzog- 
tume Bremen- Verden nach der schwiMÜschcn Herrschaft zurück-^). — 
Der Wunscli nach einer politischen Veränderung sollte nur zu bald 
in Erfüllung gehen, aber in sehr unerwünschter Welse: durch die 
Invasion der Franzosen im Jahre 1803. 



') Vgl. (Schelver), Das KuiTur-tpntum Hnnnnver unlor d< n Fianzo-oii S. 7!» 
und Apercu slatistique Ue TElectorat d Hanovn? S. 10, wo bohauptet wird, der 
Wunsctk nach einer Verftnderun« sei allerdings nicht vorbanden, .dans la foule 
immenfle des gnnds et des petits nobles qni jonissent des pnirogatives les plus 
etendues, ('lanf exeiiipts de touto esp^ce d'inipöt.«, ni parmi le- employi'^ du 
gouverncmeiit, (}ui sous ua snin eruin loujours preseiit et exer<;ant une «»ut \ >'i]laiu 
cxucle, et suuü uue Constitution uioins bigarree scraient moins nombieux et 
auruent des place» moins lucniüves; man on le (le d^ir) rencuntre toat entier 
dans le citoyen laborieux. 

2) fleinrich David Stüve S. 59 f. 

3) Aper<ju .statisUque 10 f. 
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Sie eiste Okkupation 
Eannovers duidi die £ra«iizos8n. 1803—1805. 



Kapitel I. 

Db Sataslrtplw^). 

Wie kam es, dass Hannover in die Hände der Franzosen geriet? 
Um, diese Frage zu beantworten, mflssen wir etwas wdter ansholen. 

An dem 1793 imtemommenen Reicfaskriege gegen Frankreich 
hatte sich Haxmover direkt nicht betetligti vielmehr die Stellung 
seines Kontingents zur Reicfasarmee mit Geld abgelöst Dagegen 
hatte es ganz unnötigerweise 16000 Mann in englischem Solde 
gpgon die Republik k&mpfen lassen und so den Zorn der französi- 
schen Regierung herausgefordert. — Bei dem unglfu klichen Verlaufe 
des Feldzuges in Flandern musste der Kurstaat bereits des Einfalls 
französischer Truppen gewärtig sein, als der Friede von Basel die 
Gefahr vorläufig beseitigte (1795). 

Durch den Baseler Frieden geriet Hannover in eine eigentümliche 
Lage. Es wurde gleich den übrigen norddeutschen Ständen von 
dem preussischen Nachbar dm^ die Demarkationslinie recht eigentlich 
in den FHedenszustand hinemgezogen. Leider verabs&mnte die han- 
noversche Regierung dem von Kurhessen gegebenen Beispiele zu 
folg^ und den blossen Friedenszustand durch den Abscfaluss emes 
Separatfriedens mit Frankreich in einen festen und förmlichen Frieden 
umzuwandeln. Wäre das doch geschehen! Man hätte damit den 

1) Die Geschiebte der Katastrophe von 1803 ist bereits von F. t. Ompteda 

in t"i'{Tliclit'ri, wenn auch einseitig zu Gunslen der Hannovcran*»-- L^fhaltenen 
Werke ,Uie tibenvälügung Hannovers durcli die Franzo«ea* quellenmässig dar- 
gestellt worden. Ausser dieser* den Rang einer Qudle einnehmenden Arbeit 
kommen eis Qnetten für unsere Darstellung insbesondere die Verteidigungsschriften 

hannovorsrhen Ministers von Lenthe in London und dos Befehlshabers der 
liannoverscheii Armee, Grafen von Wallmoden^Giuibom, von denen weiter unten 
die Rede sein wird, in Betracht. 
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Franzosen frozeipt, dass zwischen England und Hannover, von dem 
lockereii Bande der Personalunion abgesehen, eine nähere Verbindung 
nicht existiere, und dass ein englisch-französischer Krieg das Kur- 
fOrstentum nichts angehe. So schien es aber englisch-haonover- 
sehen Politikern nicht angfing^, dass Georg m. ab König den Krieg 
g^en Frankreidi fortsetze und gleichzeitig als Kurfürst mit demselben 
Feinde Frieden schliessei). Man begnügte sich darum auf han- 
noverscher Seite damitf dem Baseler Frieden zu »acquiescieren*, das 
heisst, man machte sich verbindlich, bis zum al]gemein«i Friedens- 
schlüsse WafTcnmho zu beobachten. 

Der so geschaflene Zustand war für den Kurstaat nicht gerade 
in jeder Ilinpicht erfreulich. Er dem Lande beträclitliche 

pekimifue Opfer auf: als der zunächst l)eteilifrte Staat musste Han- 
nover sich dazu verstehen, einen unverhülliiismässig hohen K«'itrag 
zu den Kosten zu zahlen, welche die von Preussen und Haimover 
gemeinsam bewerkstelligte Besetzung der westlichen DemarkattCHis<- 
linie erforderte'). Unangenehmer moditen die Geheimen Räte zu 
Hannover es noch empfinden, dass der Baseler Friede die Kuriande 
in ein gewisses Abhängigkeitsverbflltnis zu Preussen brachte, auf 
dessen emporsteigende Macht man l&ngst mit eifersüchtigen und 
argwöhnischen Blicken geschaut hatte. 

Objektiv betrachtet war die preussische Tutel ein geringes 
Cbel im Vergleiche zu der französischen Okkuiiation, die Han- 
nover sonst schon damals dauernd ,:etrofT( n haben würde. Selbst 
nach dem Baseler Frieden hätte das iVanzOsisclie Direklurium nicht 
übel Lust gehabt, die deutschen Lande Georgs IIL zu besetzen. Der 
Plan scheiterte nur an der Festigkeit des Berliner Hofes, welcher 

1) Vgl. V. Oniptetla, Die Tb« rwiillifrung Hannovers durcli die Franzosen S. 4. 

2) Vgl. V. Lenthe, AkteniiiHssigt- Darstellung meines Verfahrens in der Z» il, 
wie unser Land mit der nachher würkltch erfolgten französischen Invasion be- 
drohet wurde. Zeitsefarift des Histor. Vereins fttr Niederaaebsen i. 1856 S. 148 f. 
— Wie hoch die Kosten des Kordons sich fQr Hannover belaufen haben, iSsst 
sich nicht genauer bf«jtimmen. Dii- An^jube von Hrnnr-ninnii , ((leschichte von 
Braun^chweig und Hannover III, 31i} dass sie b Millionen Thaler betragen hätten, 
dürfte doeh oberbrieben sein. Der Gdieime Kabmettsnit Rose giebt in seiner be- 
kannten Rede vom dO. Jani i^H an, die Kosten fQr den Kordon hätten sieh auf 
ehva 5 Millionon Thaler bel.iufrti. (Hannoversches Portfolio II. nfj" ) — Von 
zeitgenössischer Seite wird bericlitet. die Unterhaltung der Kordonstruppen habe 
dem Lande so wenig zum Nachteile gereicht, dasä vielmehr Handel und Wandel 
dadurch erweitert, die Industrie beldrt und die arbetteide Mensehenklasse in 
einen höheren Wohlstand versetzt wf»rden sei. A. von Hamdohr, Ver-uili < inrr 
kurzfn nher tr«nn»n Darstellung des von den Frnnznsen im Monate Juni 180H 
unternommenen und vollfttlu-ten Einfalls in die Kurhannöverschen Lande. Archiv 
des Histor. Vereins lür Niedersacbsen N. J. 1846, S. S9. 
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eine Invasion in Hannover für einen Friedensbruch erkl&rte^), den 

er mit WafFon?cwa!t abwehren werde. 

Anders gestaltete sich für« Sachlage, als der Lunevlller Friede 
den Vertrag über die Demarkationslinie hinfällig machte. Nun 
hatte Konig Friedrich Wilhelm III. keinen rechtlichen Anspruch mehr, 
Hannover gegen Frankreich in Schutz zu nehmen. Gleichwohl er- 
forderte das Interesse des preussischen Staates gebieterisch, dass 
das KnrfÜrstentinn vor einer feindlichen Okkupation bewahrt werde. 
Damit stand und fiel ja der vornehmste Gesichtspunkt der damaligen 
Politik Preussens: die Neutralität Norddeutschlands unter seiner 
Schutzherrschaft. Wurde es schon hierdurch der Berliner Regierung 
nahe gelegt, das Kurfürstentum mit den eigenen Truppen zu besetzen, 
so kam noch ein anderer Gmnd hinzn. Friedrich Wilhelm III. war 
im December 1800 der , nordischen Seerieutralitüt" beigetreten und 
wurde von Russland und Frankreich unaufliörlich gedrängt, kräftige 
Massrege hl gegen das unnachgiebige England zu ergreifen. So 
musbte ei- sich entsehliessen, den Englän(h*m die Mündungen der 
Weser und Elbe zu versperren. Es war nur ein SchiiU weiter auf 
dieser Bahn, wenn der König in den letzten Tagen des März 1801 
'seinen TVuppen Befehl gab, in das HannoTersehe einzur&d[en. Ein 
Manifest erkl&rte, ,zur Handhabung des angefochtenen BOndnisses« 
und ZOT Wiederrergeltung des dagegen unternommenen feindlidien 
Benehmens' sehe man sich genötigt, nicht nur die Mündungen der 
Elbe, Weser und Ems zu verschliessen , sondern auch „alle in 
Deutschland gelegene Staaten Sr. britt. Majestät in Besitz zu nehmen". 
Das hannoversche Truppenkorps, welches die Demarkationslinie im 
Verein mit preussischen Regimentern besetzt hielt, ward auf den 
Friedensfuss gesetzt, von dem übrigen Militär oin «verlialtnisrnfissiger 
Teil" beurlaubt. .Der bisherige Administrationsnexus zwischen den 
kurfürstliclion Landeskollegien und des Königs von Grossbritannien 
Majestät" wurde .fürs erste'* aufgehoben. 

Von hannoversctai GesdiiditsBchreibem sind der preussisdien 
Politik aus Anläse dieser Besetzung die schwersten Vorwürfe ge- 
macht word^ Noch neuerdings bat man das Verfahren Preussens 
ein »unerhörtes* genannt >). Man behauptet, der Berliner Hof habe 
schon damals eine «bleibende Eroberung* beabsichtigt, und sucht 
dies damit zu beweisen, dass Preussen auch nach der Ermordung 
des Kaisers Paul von Russland, die das Auseinandergehen des 
nordischen Secltnndes znr Folge hatte, seine Soldaten im Lande 
belassen und sie erst im Oktobt r 1801, als der Friede zwisduui Frank- 

1) Bailleu, Pmissen und Frankreich von 1795 bis iä07 il, Einleilung S.XXX. 

2) Ueinemann Ui. 315. 
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reich lind England seinem Abschlüsse nahe ijcweseii s< i, lu raus- 
gezogcii habe'). Nichts kann ungerechter sein, als eine sohho Ar^rn« 
nientation. Friedrich Wilhelm III. hätte je eher je lieber seine 
Truppen zurückgezogen, wenn nicht die Gefahr eines französischen 
Emmarsehes zu augenfftllig gewesen wftreS). Die französischen 
Tinippen am Niederrfaeine, welche eben damals auf den Kriegsfuss 
gesetzt wurden, warteten nur auf eiro Gelegenheit, um in das 
Kurfärsientum einzufallen^. Im August 1801 machte Napoleon der 
preusfflschen Regierung ganz offen den Vorschlag man möge das 
Hannoversche räumen^ damit die Franzosen dasselbe okkupieren 
könnten*). Preufsisdiorspits lehnte man diese Zurautnnjr ent- 
schieden ab, nicht etwa aus eigrensflciitijrrn Motiven, sondern um 
sich nicht mit Enjrland unversölmlich zu veriV-indt n. Graf Haii^nvitz, 
der damalige Leiter der preussischen Politik, führt in einer Denk- 
schrifl vom 21. August aus, man werde sich durch die Übergabe 
des Kurfürstentums an Franki*eich für immer mit England uber- 
werfen. Auch habe man zu einem so unloyalen und feindseligen Vor- 
gehen gegen England um so weniger das Recht, als man sich nicht 
im Kriege mit dieser Macht befinde^. — Aus den Haugwitzschen 
Auafährungen ergiebt sieh, dass Preussen im EinTemehmen mit der 
brittischen Regieiimg handelte, wenn es Hannover bis zum Friedens- 
schlüsse besetzt hielt. Die offiziellen Noten, in welchen Georg HL 
gegen die preussische Besetzung protestierte, waren nicht ernst gemeint, 
und wurden sehon damals von einem sjin-^-nn Teile des Pnblikiims 
nicht für ernst j-'-rnommt-n''). Auch im Hanno VLTschen hiell sich die 
BevulKcrunp: übir/eu^4. dass die Bi-setzung im geheimen Einver- 
ständnis mit Georg III. uiid nur zu dem Zwecke erfolgt sei, um eine 
Überziehung der Km-lande von selten Frankreichs zu verhindern^). 
Das hindoie aber die Hannoveraner nicht, die Preussen mit grosser 
Killte und Missgunst aufzunehmen und laut äber die finanziellen 
Lasten zu jammern, welche die Verpflegung der preussischen Truppen 
dem Lande auferlegte^. 

») Das.; Havemann III, 703 f. 

2) Vgl Bailleu II, Einleitung S. XVII. 

3) Vgl. den Berieht Lttcchesinb tqbi 35. Hai Baillen U, 44. 

4) Note Talkyrands an BearaonviUe Tom 8. Aug. Bailleu II, SS. 

3) Bailleu II, TuM 

^ Bericht Lucctiesini? vom 25. Mal Bailleu II, 44. 

^ HavemauD, Da» Karfftretentum Hannover unter zehi^fthriger Fremd- 

hemchafl S. 4. 

^) Angeblich hat die preu^sischt' Bi setzung d< in Lande 1 200000 4^ p(4o<tft. 
Heincmann III, 310. Dur hannoversche Minister von Lenthe in London spricht 
▼on einer tftgllchen Ausgabe von müir als eOOO Vf. Aktenm&^dge Darstdlwig S. 159. 
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Die Ruhe, welche dem hannovi r^^chen Lande nach dem Auf- 
hören der preussischen Besetzung be^chieden war, sollte nicht laii;,'e 
dauern. Die Gefahr eine Beule Frankreichs zu werden trat von 
neuem an den Kurstaat heran, als zu Beginn des Jaiues 1803 der 
eben erst geschlossene Friede zwiseh^ Euglond und EVankreich 
ins Wanken geriet. Napoleon machte aus seiner Absicht, im Kriegs- 
falle England in Hannover anzugreifen und durch die Besetzung des 
KurlÜrstentums dn Kompenaationsol^ekt fnr den künftigen Frieden 
zu gewinnen, durchaus kein HehL Bereits im IL rbste 1802 musste 
Talleyrand im Auftrage des ersten Konsuls nach London schreiben, 
allerdinjjrs vermöge England die französische Küste zu blockieren; 
allein in demselben Augenblicke, wo es den Blockadezustand über 
Frankreich veriiäiigeii sollte, würde es einem gleichen Schicksale 
verfallen. Unverzüglich würden in solchem Falle französisciie Trup))en 
die Küsten von Hannover, Holland, Poilugal und Italien besetzen 
Grössere Tnippenanhäufungen mussten dieser Drohung Gewicht ver- 
leihen. So sammelte sich an der hollfindischen Grenze ein Armee- 
korps, dessen zunflchst TerscUeierte Bestimmung, bald durch die 
Benennung: ,Arm6e d'Hanovre* offenkundig hervortrat Das 
Beritner Kabinett, welches anfiüiglich nicht an den Emst der 
Situation glauben wollte, wurde in der zweiten Hälfte des MärZ 
durch die Ankunft des Generals Duroc aufgeschreckt. Dieser erklärte 
im Auftrage Napoleons ohne jeden Rückhalt, die französische Re- 
gierung sei entschlossen, das Hannoversche sofort nach Ausbruch 
des Krieges mit den am Niederrhein zusammengezogenen Truppen 
zu besetzen. 

Natürlich war das Kurfürstentum niclit im >tande der drolieiiden 
Gefahr mit eigenen Kräften zu begegnen. Es konnte seine Rettung 
btoas in der Dazirischenknnft andere Machte suchen; die Frage 
war lediglich, welche Macht Hfilfe gew&hren könne und wolle. 

Gewiss war niemand moralisch mehr verpflichtet, dem Kurstaate 
bdzustehen, als die csiglische Schwestemati«!. Hatte doch allein 
die unglückselige Union Hannovers mit dem Inselreiche die Gefahr einer 
französischen Okkupation heraufbeschworen. Gleiclnvohl durften 
die Hannoveraner von England keinerlei Beistand erwarten. Es 
wäre mehr als vermessen gewesen, hätte dieses mit seiner massigen 
Truppenmacht dem Vordringen Napoleons auf dem l\stlandc ent- 
gegentreten wollen. Und selbst, wenn ein solcher Kamjif nicht 
aussichtslos gewesen wäre, so wfirde die englische Kegierung ihn 
doch um Hannovers willen nimmer unternommen haben. 

1) V. Ompteda S. 21. 
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KiiKlaml hat, wie liier iH-rvuiychoben werden imi-s. sein Verhallen 
gegen die Kuilaude »teU von detn nicksichtslosesl» ii F^;:nismus leiten 
lassen, Dass hannoversche Rej5Mmcnler in seinen Sold traten und 
für seine Interessen Siege erfochten, Hess es sich gern gefallen. Kam 
aber der eigene Vorteil nicht in Frage, so betrachtete man Hannover 
als ein fremdes Land, das England ganz wid gar nichts angehe. 
Mit der grdsstm ESfersucht wachte das Parlament darüber, dass 
die brittische Politik nicht durch die hannoverschen Angelegenheiten 
beeinflusst werde')- Dies ging so weit, dass das Londoner Kabinett 
dem Könige Georg III. nicht gestatten wollte, einen Hannoveraner 
n.ich Amiens zu schieken, \im bei den Friedensunterhandlungen 
das Interesse Hannovrrs zu vertreten. Dem entrlischen Untcrhfindler 
Lord Coniwullis aber wurde ansdrücklich un(ersa;jt, sich des Kurstaats 
in^'endwie anzunehmen, obgleich der König iiun das Land seiner 
Väter in einem eigenhändigen Schreiben empfolileri hatte-). 

Die englische Nation wäre von dem unbequemen Anhängsel nicht 
ungerae befreit gewesen'). Dies wird uns von keinemGeringeren als dem 
hannoverschen Minister bei der Person des Königs E. L. J. von Lenthe 
bezeugt. «Ich glaube", schrieb Lenthe kurz nach den unglücklichen 
Ereignissen des Jahres 1803, .nicht zu viel zu sagen, wenn ich be- 
haupte, dass ein Friedenstraktat, durch weldien der König alle 
seine deutschen Staaten aufgflbe, von vielen für vorteilhaft angesehen 
und allgemein weit weniger Tadel finden würde, als die Abtretung 
irgend einer unbedeutenden Insel- 

Jene gleichgiltige, urn nicht zu sagen, unfreundliche Haltung 
gegenüber dem Kurfürstentum ist von dem brilti.sehen Ministerium 
auch bei der Krisis des Jahres 1803 nicht verleugnet worden. Als 
der preussische Gesandte in London, Baron Jacobi, den Lord 
Hawkesbury auf die schlimmen Folgen aufmerksam machte, weldie 
die Ablehnung der preussisdien Mediationsvorschlüge für die deut- 
schen Lande Georgs III. nach sich sehen müsse, en^^egnete dieser 
gleichmütig, Hannover sei im Falle einer Invasion sehr zu beklagen; 
die englische Nation könne aber auf dasselbe bei der Wahl ihrer 
politischen Massregeln niemals Rücksicht nehmen^). 



') Vgl. V. Ompteda S. (T. 

2) Dass npor;? III. sich solches gefallen li^ss, ist ein Beweis dattir, dass ihm 
das angestanunte Land nicht eben am Herzen lag. Unter Georg II. wäre eine 
denurtige VemacUotsigung der faannoverschen faitereMen niebt denkbar gewesen. 

3) Unthc. Aktenmässi^e Dazstelluiig. Zeitscbrift des Histor. Verdns Atr 

jfiedersach&en J. lS5ü S. 16i f. 
*) Das. S. m. 
») Häuswr II, 4i7 (3. Aufl.). 
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In Hannover war man mit allem dit srn zu wohl vertraut, als duss 
man sich auf englische Hilfe Hoffnuni/ »rcinaf ht hätte. Audi von dem 
deutschen Reiche oder dem Kaiser erwarlcte man keinen Beistand. Es 
heisst der hannoverschen Regieiimg Unrecht thun, wenn ihr schuld 
gegeben wird >), sie habe in dem Glauben, das heilige rönusehe Heida 
werde eine Überziehung des KurfQrstums durch die Franzosen nicht zu- 
geben, ilir Auge vor der Gefahr verschlossen. Wohl wurde noch in letzter 
Stunde (28. Mai) dem Reichstage zu Regensburg und den auswärtigen 
kurfürstlichen Gesandten eine Neutralitätseridftrung von Hannover aus 
zugestellt, welche mit dem Satze schloss, Georg III. vertraue auf den all- 
gemeinen Reichsfriedcii und die allgemeine Reichsgarantie 2). Einen 
praktischen Erfolg' liat aber niemand von einem soklien Schritte er\vart et. 
Am wenigsten die hannoverschenMinister, die auch nach dem Eintritte der 
Invasion es für zwecklos erachteten, sich mit Beschwerden, die „ohnehin 
nichts Wirksames iKuvorbringen würden", an das Reich zu wenden^). 

So blieben nur noch zwei Mächte, auf welche sich die HolT- 
nungen der Hannoveraner richten konnten: Russland und Preussen. 
Das erstere hatte kaum ein unmittelbares huteresse an der Integrität 
Hannovers; desto mehr musste der preussischen Regierung daran 
liegen, die Franzosen von Norddoitschland fem zu halten*). Dies 
war dem hannoverschen Minister in London wohlbekannt. Lenllie 
war von der Überzeugung beseelt, Frii drich Wilhehn III. werde sich 
auch ohneZuthun von hannoverscher Seite erbieten, das Kurfürstentum 
durch seine Truppen besetzen zu lassen; Napoleon aber werde das 
preussisclu' Aru rbioten aceeptieren, um nicht in kriegerische Ver- 
wiL-keluni^'en mit dieser Macht zu geraten 5). Lenthe hielt es also für 
überüüssig Preussens Beistand anzurufen. Ja, sein kurzsichtiges 
Misstrauen gegen die Berliner Politik führte ihn dazu, dem Peters- 
burger Kabinette durdi den hannoverschen Gesandten am russischen 

') Häusser hat dies gethan (Bd. II, 441), gestützt auf einen Aufsatz in 
Arehenbolz, Hinerra J. 1803 III, U3 f. Oer anonyme Verfasser dieae» Aufsatzes 
ist ab«r niefats weniger ak got initeRiehtet, sondern i^ebt bloss Uadlänflga 6e> 

rüchto wieder. Vgl. Ornpteda S. C<^. — Wenn Havcmann, Das Kiirfarstenlum 
Hannover S. ti anführt, mon habe sich in Hannover auf dit? Neutralil.it. welche 
Frankreich den Ländern innerlialb (it;r OeiuarkalionsUnie zugestunden habe (festeifl, 
so ist das ganz falsch. Seit dem Lvnevillcr Frieden war ja der Vertrag Aber die 
Demarkationslinie binfilUig. 

2) Gedruckt bei Ompteda, Die Überwältigung Hannovers S. 345 f. 

3) Das. S. 189. 

Eine reehtliehe Verpflichtung Preuseens, das Kurftlrstentum vor einer 
ftmnsOeisctaen Invasion zu schützen, lag seit dem Luneviller Frieden nicht mehr 

TOr. Die pepentciliKe .Antrabe von Heinemann (III, 3J8) ist unrichtig, 

^) Aktenmassige Darstellung. Zeitschrift des Histor. Vereins far Niedersachsen 
J. 1866 S. 169 f. 
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llofe, Giufeii von Münster, zu insinuieren, es möge sich der preussi- 
scben Besitznahme widersetzen Eine französische Okkupation, 
sagte sich Lenthe, wttrde fireilidi das Land roefai* belasten, aber 
sie würde eme vorObergehende sein, wahrend eine preussisebe 
Okkupation leicht in eine dauernde Terwandelt werden könne. 

Ob Lenthes Politik den Intentionen Georgs DI. völlig entsprach, 
erscheint zum mindesten zweifelhaft. Von zuständiger Seite wird 
berichtet, der König -Kurfürst habe froren Ende März seinem in der 
hannoven'chon Armee als Generalleutnant dienenden Sohne, dem 
Heraoge von ( l.'iinbridfre. diirrh d(^sscn damals in London befindliclu ii 
Adjutanten, M.ijor von der Decken, als stüneii VV'uiiscii melden 
lassen, dass man sich zuvörderst um den Reistand Prenssens be- 
mühen möge 2). Auch die Geheimen Räte zu llamiuver dachten 
vernünftiger als Lenthe. Wenn sich der letztere der Hoffnung hingab, 
Russland werde den ersten Konsul durch ehie kräftige Sprache von 
den Okkupationsgedanken abbringen, so schloss man in der Haupt- 
stadt des KurfOrstentums ganz richtig, dass der Zar bei seiner be- 
kannten Friedensliebe einen Bruch mit Frankreich nicht riskieren werde 
und auf alle Fälle durch die grosse Entfernung ausser stand gesetzt 
sei, den Einmar>rh fi-anzösischer Truppen zu hindern. Zum 
Unglück hielt sich das hannoversehi» Kabinettsministerium ohne 
schriftliche Autorisation von London nicht für heftijrt, die preussischc 
Regierun<r imi Beistand anzugehen 3). Erst /.u Aufantr Mai, alf die 
Gefahr auf das höchste ge^tie^en war, raHlen die Geheimen Rate 
sich zu selbständigem Vorgehen auf und entsandten den Major von 
der Decken nach Berlin mit dem Auftrage, Friedrich Wilhelm III. 
zu bestimmen 4), dass er Hannover in irgend emer Form seinen 
Schutz angedeihen lasse, wäre es auch selbst durch eine preussische 
Okkupation. 

Leider hatten aber die Bemühungen Lenthes und Münsters, 

den russischen Kof ^'e^ren eine Besetzung der Kurlande durch Preu??on 
einzunehmen, vollauf gewirkt. Im Jahre 1801 war Friedrich 
Wilhehn III. von dem Zaren Paul g(M-adczu genötigt worden, seine 
Truppen in Hannover einrücken zu lassen: jet^t marhte de-~«'n 
Nachfolger seinen Einflu?^ im entfregengesetzlt-n Sinne geltend. Kuin 
Wunder, wenn der preussische König, der sclion vor zwei Jahren 

1) Das. S. 175. Vgl. Ompteda S. 104. 

7) Bcomish, Geschichte der Koni^'lich Deutschen Legion I, 4. (Deutsche 
rbersf'tzungr von Nagel.) Ompteda lifilt (S. 85) die Anpahi- von Beamiah ftr 
irrtOuilicb, bringt aber dafür keine durchschlagenden Gründe heu 

3) KoDegialadirdben an Lotthe vom 8. Hai. Omptada S. 8i. 

4) Daa. S. 84 ff. 
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den Befehl zum Einmärsche nur mit grossem Widerstreben ^) g^eben 
hatte, unjl seither durch dip Verdächtij.'ungen, welche sich an die 
Besetzung des Kurfnr«fenUuus geknüi)fl hallen, aufs höchste verstimmt 
war, zu einer neuen Okkupation nicht bewogen werden konnte 2). 

Nicht, als üb Friedrich Wilhehii es an Beniüliuiigen hätte 
fehlen lassen, die von Napoleon angekündigte Besitznahme Hannovers 
abzuwenden. Er beeilte sieb, dringende Voistellimgen gegen einen 
solclien Schritt in Paris zu erheben, und liess sich auch den un- 
dankbaren Versuch nicht verdriessen, zwischen EVanl^reich und 
Ekigland zu vermitteln. Als das eine wie das andere sich als verlorene 
Mühe erwies, kam der preussische Krniu uf den Gedanken, das Kur- 
fürstentum möge die französische Okkupation vermittelst einer Geld- 
zahlung abkaufen 3), In Hannover wäre man herzHch froh gewesen 
auf solche Weise loszukommen. Man bot der preussischen Ver- 
mittelung alsbald zu diesem Behufe bis zu 6 Millionen Livres an ^), 
eine Summe, welche Graf Haugwitz freilich zu niedrig fand. Der 
letztere war überhaupt der Meinung, dass jener Plan bei Napoleon 
nur dann Gehör finden werde, wenn er von der Ankündigung um- 
fassender militArischer Rüstungen begleitet sei. Mit dem Vorschlage 
solche Rüstungen vorzunehmen konnte Haugwitz aber bei dem 
friedfertigen Könige und dessen Umgebung nicht durchdringen^ Erst 
zögerte Friedrich Wilhelm III. mit der EntSchliessung, um dann in 
der Konferenz zu Cörbelitz den Mobilisierungsplan seines Ministei-s 
endgültig zurückzuweisen. Schwerlich hätte auch ein bejahender 
Entschluss flen Einmarsch der Franzosen noch zu hindern vermocht. 
Am 28. Mai fand die Beratung zu Cörbelitz statt, und schon der 
folgende Tag sah einen Teil der französischen Okkupationsarmee 
im Osnabrückschen 

Es wäre von grosser Wichtigkeit gewesen, wenn die tranzüsiächen 
Truppen hier energischen Widerstand gefunden hätten. Durften die 
Hannoveraner auch nicht hoffen, es mit dem Feinde auf die Dauer 
aufzunehmen, so konnten sie ihn doch bei zfther Verteidigung eine 
Zeit lang hinhalten; sie konnten, um mit Ifilusser zu reden ^) „durch 
mutigen Widerstand die Grösseren aufrichten und vielleicht den 
Anstoss zu einem Weltkriege gegen Napoleon geben, der sich doch 
nicht mehr lange abwenden liess*. Davon abgesehen liess sich 



') Vgl. Bailieu II, EinL S. XVL 
2) VgL Oiiipleda S. 197 f. 

9) Vgl. Ompteda S. 100 und Lenthe, Aktenmlseige Duitclinng S. 176 f. 

4) Ompleda S. 107. 

^) Onrken, Das Zeitaller der Revolution 11, 106. 

ft) 11, U± 
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unschwer f-rkpimen. Ha>5 man vom Fiiiuli- liLssere BcUiiigungen 
erlangen werile, wenn nian ihm mutig und kanipt^rtTüstet entgegen- 
trete. Solcher Ansicht war auch Graf Haugwilz, wenn er das 
hannoversche Ministerium durch den Major von der Decken wissen 
liess, man möge alles aufbieten, um den Franzosen das Vordringen 
so viel als möglich zu erschweren In Hannover selbst ist es 
ausgesprochen worden, »wenn man sich in respektabeler Verfassung 
befinde, könne im schlimmsten Falle eine ehrenvolle und leidliche 
Negociation sich leichter treffen lassen" •). 

Unglücklicherweist' war die Lage, in welcher sich die hannoverschon 
Wehranstalten zu Beginn der Krisis befanden, nichts weniger als 
respektabel. Sic niu>s im Gegenteil eine trostlose {jonannt werden. 
Horrschte in der hariiiuversehen Ht <'ivsver\saltiing st-it lanizcr Zrit 
ein arjror Schlendrian, so war seit di'in Frieden zu Bu>» i, welcher 
die Regierung des Kurfürstentums in falsche Sicherheit ein^^ wiegt 
hatte, kaum noch das Nötigste für das Militär geschehen. Die 
preussbche Okkupation im Jahre 1801 hatte die Verwirrung im 
Ifilitflrwesen nur vermehren können. Im Frölgahr 1803 fehlte es 
in der hannoverschen Armee selbst an den notwendigsten Äusrüstungs- 
gegenstAnden'). Namentlich waren Reiterei und Artillerie nur unzu- 
reichend mit Pferden versehen, und das in einem Lande, welches 
1 CO 000 Pferde, worunter 120000 Armeepflichtige, zählte Die 
Festungen Hameln und Nienburg waren völlig verwahrlost und 
daher in wehrlosem Zustande Was das Schlinimsto war, auch 
die Mannschaft wies grosse Lücken auf. Die etatsmässigc Friedens' 

») Oiupteda S. 120, 140. 

2) Das. S. 51. Auch Graf Wallmoden • Gimborn, der Befehlshaber der 
hftnnoTtrechen Armee, Bchrieb am 5. Hai 1803 an da« Ifiniaterittm: «Jede 
geduldige und zalone Cntemcrfting hat noch nie etwas anders ab Ver* 

achtung und nodi h.irtprpn Druck bewirkt, wenn liinpffTf^n Bcwcisp von ver- 
nOnftigem und Qberiegtein iMute und Entschlossenheit jederzeit Achtung und leid- 
lichere Behandlung bewii'kt haben'. (Wallmoden- Gimborn), Darstellung der Lage, 
worin sieh das hannovendie Militär in den Monaten Hai, Juni und JuU des 
Jahres 1803 befand. Beilagen S. 15. Ahnl. Äusserungen Wallmodens S. 11 f., 
n:;. Vprl. auch Ompleda S. 22:2. — In der That rnachtp drr russische Kanzler 
nach der Konvention von Sulingen dem Grafen von .Vlunsler \urwUrfe, dass man 
Ritssland »dureh nicht geleisteten Widerstand' die Mittel benommen habe, dein 
Knrfilrstentuiii nfltzUch zu w^nlrn. Ompleda S. 195. 

3) Historis-clu:' lifrirliti^.'unL.'cn i'"=ifr''n?!if!i.'ii Tttfil- üben* dio durch 
die französische Okkupation des KurlUrstcntuuis Hannover daselbst veranlassten 
militirischen Maesregeln S. 37 ft Lenthe, Aktenm&ssige DarsteUung S. 179. 
Wallnioden, Danteilung der Lage, Bcila^'en S. V) f. 

^ Major von Omptoria an seinen Bruder, den haunovencben Geschäflstrflger 
in Berlin, ü. Mai 1803. Ümpteda S. ^dl. 

6) WaUmoden, Beilagen S. la Ompted« S. 948 fH 
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stärke der hannoverschen Armee betrug 11 440 Mann Infanterie in 
13 Regimentern, 4158 Mann Kavallerie in 11 Regimentern (mit 
3872 Pferden) und 760 Mann Artillerie in 5 Fuss- und 2 reitenden 
Batterien '). Wie gross der thatsächliche Bestand der hannoversclien 
Truppen im März 1803 war, lässt sich nicht genau feststtlleii. Am 
zutreffendsten wird die auch sonst bestätigte Angabe des Majors 
TOD Ooipteda (vom 16. Mai) sein^ dass man im Augenblicke wenig 
über 13000 Mann auf den Platz bringen könne >). Der Obei^ 
kommandierende der harnioverschcn Armee, Feldmarschall Graf Ton 
WaUmoden- Gimborn, behauptet sogar in einer offiziellen Note vom 
5. Mai, dass sich die gesamte hannoversche Macht noch nicht auf 
10 000 Mann belaufe 3). Das ^^'ürde einen Fehlbetrag von über 
6300 Mann, mehr als f/3 der etatsmässigen Stärke, bedeuten. 

Der Gnmd für diese unliebsame Erscheinung ist in erster Linie 
in der Unzulänglichkeit des hannoverschen Werbesystems zu suchen. 
Für die LandesunlerÜianen bestand eine ;-'^t'^^f'l>^li(l"' Verpflichtung 
zum Kriejisdicnst nicht. Die freiwillige Werbunj? im Lande reichte 
um so weniger aus, als sich gegen Ende des Jalirhunderts im Han- 
noverschen eine wachsende Abneigung gegen den Soldatenstand 
geltoid madite, die in eine fArmlidie Animosität gegen das Militär 
ausartete*). Auch die Werbung im Auslände war in den letzten 
Jahren des 18. Jahrhunderts mehr und mehr zurückgegangen. Einen 
tötlichen Schlag erhielt sie, als die iH-eiissische Regionmg im Jahre 
1802 in den neuerworbenen säkularisierten Provinzen, von welchen 
das Bistum Hildesheim und das Eichsfeld die ergiebigsten hannover- 
schen Werbebezirke gewesen waren die fremde Werhnnp^ verbot. 

Wie kläglich das Werbesystem in IJaiinover funkt ii^nirrte, hatte 
sich so recht bei der Mobilmachirnj? des Jahres I7l>3 gezei^d •»), 
Damals war es trotz der gewaj^desten Mittel*) und trotz der Zuhilie- 
nahme einer gewaltsamen Aushebung nicht gelungen, die Feldaimce 
vollzählig zu machen. Seither hatte die hannoversche Regierang 
den Versuch gemacht, dem Übelstande durch die Einführung eines 
Eanton^stems nach Art des preussischen abzuhelfen. Die Provinzial- 

') Onipteda S. 49, Anm. Nach eint-in llfskriple Georgs III. an die Lüne- 
bur^rscbe Landschaft {± Dec. 179ti; sollt« das He«r sogar aus 4070 Pferden und 
15069 Fatagsngeni besteben. Har«immit Gescbiehle der Lande Braunsehweig 

und Lüneburg III, 7()7. 

2) ()mptp<hi S. 3-20. 

^) Walhiiudeji, Darstellung, Beilagen S. 15. 

*) Historisdie Bericblifungen S. 24 f. Ompteda S. SSO. 

*) Ompteda S. 4<j f. Lenthe, AktenmfisBige DaisteHung S. tC5 f. 

8) Lehmann, Scharnfioi«! I, 93 I'. 

') Vgl. auch T. Bulow, Hernerkungon S. :Jöö, Anm. 
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stände widpi selzteii sich aber der geplanten Refona auf die scliroil'ste 
und haitnuckigste Weise. Erst im Frühjahr 1800 kam man einer 
Verständigung nahe: du lic»s die Uegierung — ein sprechender 
Beweis für ihre Indolenz — die Verhandlungen mit den Landschaften 
einschlafen 1). Obwhaupt sind die leit«[iden Krose in Hamunrer nicht 
ohne Schuld daran, dass das Militär nur noch emoi Schatten von 
dem vorstellte, was es im 7jfthrigen Kriege gewesen war. Der 
unzeitigen Sparsamkeit, welche Ministerium uid Kri^skanzlei gerade 
in militflrisc-hen Angelegenheiten beobachtetoi, haben wir schon 
früher gedaciil. Und nicht genug, dass man die Werbung nur 
nachlftssjfr betrieb, man mnsste anch durcli die grosse Leiehtfertip:- 
keit, mit der man bei der Eileilunfr von Abscliieden und l^eusionen 
verfuhr, zu der unaufiiörhchen Verminderung des Militärs beitragen. 
Im Jahre 1803 sollen bei einer Armee von niclit völlig 13 000 Mann 
mehr als 7000 pensionierte Soldaten und Unteroffiziere in den Kur- 
landen gelebt haben ^)! — Dass man bald nach dem flandrischen 
Kri^ 2wei Infanterier^pimenter eingehen Hess und deren Mannschaft 
unter die übrigen Regimenter Terteilte, mochte durch die sdiwachen 
Bestände der Eadres gerechtfertigt sein. Dagegen hiess es sich 
mutwillig eines nützlichen Mittels zur Verteid%ang des Landes be- 
rauben, wenn die Regierung im Jahre 1800 zur Auflösung der 
sogenannten Landregimenter schritt, einer sich auf 5000 Mann be- 
laufenden, „selir brauchbaren, wolü exerzierten und den Kern der 
Nation ;ni-mar!:Piir]en Landmiliz"«*). 

Das Kuriürstentum Hannover befand sich demnacli zu Beginn 
des Jahres 1803 in einem keineswegs wehrfähigen Zustande. Viel- 
leicht liaben die hannoverschen Behörden aber bei der Annälieruiig 
der Gefahr das Versfiumte nachgeholt und es durch kräftige Äiass- 
regehi zu einer .respektablen Verfassung" gelnacht? Die Antwort 
auf diese Frage fiült sehr beschämend aus, für .den Minister von 
Lenthe in London nicht minder als für seine Kollegen in Hannover 
und für den Feldmarschall Wallmoden: sie geht dahin, dass you 
ihnen allen keiner sich darüber klar gewesen ist, was zu thun war, 
keiner es zu planmässi;:^om und thatkräfligem Handeln gebracht hat. 
Die Schriften, welclie Lt iithe und Wallmoden zur Rechtfertigung 
ihres Verhaltens während der Krisis geschrieben haben kOnnen 



ij Liinüie, Aktenm&ssigti Darslulluug S. 106. Lehinanu, Scharnhorst 1, 271). 
Historische Berichtigongen S. 17 tt. 

3) Hamdohr, Vennich einer kurzen aber treuen DuBtdlang. Archiv des 
Uiator. Verrinn für Niwlersachseii I. 1^16 S. 

*) Lenthe, Aktenuiässige Darstellung. Ijiedergeschheben im Decbr. 1804. 
Walhnoden - Gimborn, DarsteUiing d«r Lage Niedeiveschrieben imd Terttffentlieht 
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uns auf keine Weise von dem Gegenteil überzeugen; sie liefern viel- 
mehr auf jeder Seite Beweise von dem kopflosen und schwächlichen 
Benehmen ihrer Verfasser. Was zunflchsl den Mini^^NM- von Lenthe 
betrifFl, so hat er von vornherein das Kurfürstentum verloren ge- 
geben. Er war der Ansielit, dass in Ermangelung fremder Hilfe 
selbst die kräftigste Gegenwehr d;is Land nicht vor einer fremden 
Okkupation relteü könne. Daher sei es nicht zu reclitferüyeu, dem 
Volke die grossen Opfer zuzumuten, welche energische Rüstungen 
erfordern Wörden. WoUe man bloss die Ehre der Trappen wahren 
und dieselben etwa durch Einschifibng nach England retten, so habe es 
keinen Zweck, eine Verstärkung der heimischen Heeresmacht vor- 
zunehmen noch überhaupt grosse Zurüstungen zu machen'). 

Wenn Lenthe wirklich so dachte, so that er sehr Unrecht, das 
Ministerium und den Feldmarschall in Hannover darüber nicht auf- 
zuklären. Lenthe hat dieselben die ganze Zeit hindurch in peinliclier 
üngewissheit über seine und des Königs Intentionen gelassen. Dass 
es zum Wiederausbnirhe des Krieges kommen werde, konnte nach 
der königlichen Botschaft an das Parlament vom 8. März 1803 
niemandem zweifelhaft sein, am wenigsten dem hannoverschen 
Minister, der immer um die Person des Monarchen war. Gleichwohl 
hat Lenthe nach dem 8. März noch an die vier Wochen verstreichen 
lassen, ohne von Georg III. «Befehle zu Anstalten oder Rüstungen 
im Lande* einzuholen, und ohne auch nur eine Warnung Über das 
Meer gelangen zu lassen. Erst am 4. April trv^ er bei dem Könige auf 
die Vornahme der notwendigsten Rüstungen an. Nacli sofort erhaltener 
Genehmigung sandte er am 8. (!) April den Befehl nach Hannover, man 
möge , die jetzige Exerzierzeil dazu benutzen, um die Beurlaubten her- 
beizuziehen und die Anstalten zu einem f'bungslager zu treffen, um ohne 
Aufsehen die Regimenter zusanmieiizuzielien und wenigstens den Fall 
zu vermeiden, dass die zerstreueten Garnisons plötzhch al)geschnitten 
werden könnten* 2). Diese Weisung lies» aber die Hauptfrage, ob 
man sich mit dem Feinde schlagen solle oder nicht, unentschieden. 
Dem Ministerium in Hannover kam es nicht zu, hierüber eigen- 
mächtig zu entscheide; es fragte also, die ^ einen Schritt unter- 
nahm, am 24. April in London an, ob man g^en eine Invasion 

im Attgtut 1801. Die Walbnodeiucbe Schrift i«t in der Zeitschrift Air Kunst, 

Wissenschaft wd Geschichte des Kriegr-s J. 1854, Heft 7 und 8 einer scharfen 
Kritik unterzogen worden. Der Verfasser derselben dürfte allerdings in seinem 
abfälligen Urteile Uber den Feldmarschall, nach welctiem dessen Verhalten an 
LukdesvemU grtniai wfirde^ ni weit gehen. Dagegen urteilt Ldunans in seSnem 
Scharnhorst (I, 168) Ober Wallmoden entschieilen zu gUnstii;. 

1) Lenthe. Aktenmä-sdige Darstellong S. 177 ff. 

2) Ompteda S. nt»-2. 

Tbimm«, Okkupation Uannovers. 4 
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.Ihät liehen niililari^'clicn Widerstand leisten und wie weit solcher 
gehen solle". Die Antwoil (vom 10. Mai) hlieh lange aur^, obendrein 
war sie nichtsaag'-iul. Bei der Ungewissheit der Lage, liiesjs e?, ujul 
bei der weiten Enlternung sei Georg III. auäsei" stände, bestininite 
Befehle zu erteilen. Der König habe sich daher begnügt, die in 
jedem Falle nötige Zttsammenziehung der Truppen vorzuschreiben; 
alles flbrige müsse dem Ermessen des Ministeriums und des Feld- 
marschalls anheimgestellt werden — Ebenso unbestimmt war die 
Weisung, welche Lenthe dem letzteren unter dem 13. Mai erteilte; 
sie besagte, dass auch die äussersten Kräfte des Landes nicht ge- 
schont werden dürften, wenn man Aussicht habe, das Land vor 
eine!- Tnvasion zu schützen; mö?se man sich aber auf die Rettnnp' 
(ii I IVtippen nnd Etlekten beschränken, «o solle man keine Mass- 
legein treilin, deren Druck das unvcrmeidliclie Unglück noch 
verscbiimmern würde '-). 

Unverkennbar ist dem ganzen Vei halten Lenthes das Bestreben 
aufgeprägt, die Verantwortung von den eigenen Schultern auf das 
Hinisterium in Hannover und den Feldmarschall abzuwftken. In 
Hannover aber war man von gleichem Bestreben erfällt Wall- 
moden war ein bald TOjflhriger Gre'is, dem es nicht an persönlichem 
Mute, wohl aber an militärischem Fachkenntnissen und vor allem 
an der Elntschlossenheit und Thatkrafl gebrach, die in seiner ver- 
antwortlichen Stellung so nötig waren 3). Das Kabinettsministerium, 
be.-l eilend aus den Herren von Kielmansegge, von Arnsswaldt, von 
der Decken nnd von (irote, zfddte unter seinen Mitgliedern kein 
einziges, welche- den moralischen Mut gehabt hätte, die Verant- 
wortung auf sirli zu nehmen. Auch der .allmächtige" Geheime 
Kabinettsrat HudloiT, dei allgemein als der eigentliche Leiter und 
die Seele des Kabinetts galt, war einer solchen Situation nicht ge- 
wachsen. In der gegenwärtigen Krisis suchte das Ministerium die 
höchste Tugend darin, sich den von London erhaltenen Befehlen 
auf das genaueste anzupassen und sich sorgfältig jedes selbständigen 
Schrittes, aller eigenen Initiative zu enthalten. Um dies zu erhärten, 
brauchen wir bloss auf die Korrespondenz zwischen dem Ministerium 
und dem Feldmarschall etwas näher einzugehen. 

In der königlichen Verfügung vom 8. April, welche die Zu- 
sammenziehung der liannoverschen Truppen unter dem Vorwando 
ein^ Übungslagers betahl, fand das Ministerium gemäss dem 

1) Oinpteda S. 390 f. 

2) Das. .S. '\-2'^ 

3) Vgl. das. Ü. 45 und die Kritik der Walimodensctjen Schrift in der /»nt- 
sdirift fbr Elllist, WineiiMihaft imd Gesctücbte de? Krieges J. iSöi, Heft 7, ^. 8 f. 
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genauen Wortlaute nur den Befehl, vorbereitende Anstalten zu einem 

Übungslager zu treffen, damit die Truppen eintretenden Falls schleunig 
konzentriert werden könnten. Ausserdem entnahmen die Geheimen 
Räte jener Verfügung die Weisung kein Aufsehen zu erregen. 
Folgerichtipr gaben sie, als der Feldmnrschall ihnen am 20. April 
eine Reihe von Fragen zur Entscheidung vorlebte: Wann die Truppen 
zusammengezogen werden sollten, wo man sieli \er.-annneln, wo 
hinziehen wolle; welches die Mittel ziiir Gepenwelir seien und 
in welcher Ausdehnung von ihnen Gebrauch gemacht werden »olle, 
die Antwort (2f . April) : Ifan erkemie ToUkommoi an, dass zu der 
Zusammenziehung der Truppen noch manche nAheren Bestimmungen 
notwendig seien. .Allein selbige hingen so sehr von der noch un- 
entwiekeltoü Lage der Dinge ab, dass es nicht allem bedenktich, 
sondern auch selbst unthunlich sei, darunter voraumigdien und 
detaillierte Punkte schon mit Zuverlfissigkeit festzusetzen*. Haupt- 
sächlich scheine es darauf anzukommen, ,dass man zur Zeit ver- 
meiden müsse, was Ombrage nnd Aufsehen erwecken konnte, und 
dadurch etwas zu attirieren vermögend wäre*", und dass man, 
„was mög'lich und diensam sei, zu veranstalten und vorzubereiten 
suche, um die bereite vorhandene Willensmeinung des Königs zu 
erfüllen" Unter der »bereits vorhandenen WUlensmeinung des 
Königs* irttstand das Ministerittm, wie wir wissen, nichts weiter als 
Torbereitende Massregeln zum Zweck einer eventuellen Zusammen* 
Ziehung der Trappen. Erst am 6. Mai erklärte das Ministerium dem 
Feldmarschalle, es müsse dafür haltoi, ,das6 der Zeitpunkt eingetreten 
sei, wo der Befehl des Röniirs. die Re^menter in einem Übungs- 
lager zusammenzuziehen, in Erfüllung zu setzen sein werde* 2), 

Wallmoden hat denn aueli bis zu dem 6. Mai nicht die ge- 
ringsten Vorkehrungen zur Koiizeutrierung der Truppen ^zetroffen. 
Er las aus dem Schreiben des Ministeriums vom 22. April heraus, 
dass „fürs erste wohl alleä auf sich beruhen müsse". Denn, 
kalkulierte er, eine jede Massregel müsse Aufsehen erregen und 
Mutmassungen veranlassen, da dergleichen unmöglich ganz unbekamit 
bleiben könne. Mithin könnten auch nicht die geringsten Vor- 
kehrungen irgend einer Art getroffen werden 3). — So beschränkte 
der Feldmarschall sich darauf, das Lauenbuigische und die Um- 
gegend von Bremerlehe und Stade untersuchen zu lassen, um zu er- 
gründen, ob sich etwa feste Positionen fmden Hessen, wo Hülfe 
er\vartet werden könne, oder wo wenigstens eine Rettung der Truppe 

)) Wattmoden, DaiBldfamg d«r Lage, Beilagen S. 7. 

2) Das. S. 18. 

3) Kote WaUmodei» an das Hmtsteriam vom 5. Mai. Das. S. 14. 

4* 
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durch Einsehifrung möglicli w t i de. Alles übrige setzte er beiseite, 
,bis er von d* iii Ministerio erfahren würde, ob und was geschehen 
könne"). Das Ministoriiini wartete hinwieder auf dio Aiitraj^'o dp? 
Feldmar^challs. Die Uiso liin^.-^eworfonc Frnpo dos letzteren, ob man 
die Trup|)*n vermehren könne und wolle (5. Mai), !ie«s es un- 
beantwortet. Endlich lief am 11. Mai von «eiftri des Grafen der 
Antrag ein, das hannoversche Militär durch ein allgemeines Aufgebot 
auf 25 000 — 30000 Mann zu verstärken. Emern so bestimmt ge- 
stellten Antrage war nicht auszuweichen; das Ministerium «rUftrte 
sich einverstanden und rechtfertigte diesen Schritt in einem Berichte 
nach London mit dem .periculum in mctra*^. 

Für die Frage, wie weit Wallmoden an der Katastrophe des 
Jahres 1803 schuld trage, das VerhAltnis in Betracht zu ziehen, 
in welchem er zu dem Kabinettsministerium stand. Man glaube 
nicht, dass der Feldmarschall während der Krisis mit diktatorischen 
Befugnissen ausgestattet gewesen wäre. Vielmehr blieb die ganze 
Zeit über der unsäglich schlepponde Geschäftsgang^ licstehen, wonach 
über jeden einzelnen Gegenstand zwischen tlem (ieneralkominando 
einerseits, dem Ministerium und der Kri«?gskanzlei andt;rtu'aeils weitläufig 
korrespondiert werden mussle. Wallmoden legt auf diesen Punkt in 
seiner Rechtfertigungsschrift grosses Gewicht; er betont wiederholt, 
dass jede Vorkehrung, um Menschen und Pferde zu bekonmien, der 
Zustimmung und der speziellen Befehle des Biinisteriums bedurft 
habe'). War Wallmoden so auf Schritt und Tritt an die Einwilligung 
des Kabinetts gebunden, so war e nf der anderen Seite nicht 
Sache der Regierung, für militärische Massrec^ln Bewilligungen zu 
machen, welche niclit von dem Generalkommando ausdrücklich 'be- 
antraprt waren. Wem es nun im einzelnen Falle zukam, die Initiative 
zu ergreifen und Massregeln vorzuschlagen, welche znf,deicli eine 
luilitärische und politische Bedeutung hatten, dürfte sich schwerlich 
feststellen lassen. 

Es muss demnach dahingestellt bleiben, ob Graf VVallmoden 
die Autorisation des Ministeriums abwarten musste, um die vom 

>) Note Wallruodens an das Minisleriiim vom 5. Mai. Dos. S. 17. Vgl. 

Darstellung S. IG f. 

2) Ompteda S. 51. 

3) Darstellung der Lage S. Sl. In allem, was ,VOn seinem oUdnigen Uessort 
war*, soll Wallmoilen die unermüdlichste Anstrengung und »den soiT,'fäItii,'sfen 
Vorbedaclil* gezeigt liali«n. M^or voa Ompteda an Kriefsrat von Ompteda. 
Sa Hai 1808. Ompledii S. 323. Der von Ompteda ntteilt indessen 
oflteibar zu ganstig von sewem Chef. Vgl. den Brief vom 17. Hei (Ompteda 

i^i^s). wo vnn <'ler .<ich wahrlich jetzt -ehr eklatant zeigenden Überiegenheit 
uud Stirke' des Feldmarscbalis die Hede ist. 
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Könige befohlene Truppenkonzentration vorzunehmen. Jedenfalls 
gereicht es aber rlcm hannoverschen Feldmarschall zu schwerem 
Vorwurfe, dass er sie auch nach dem 6. Mai niriit anordnete. Statt 
dessen fragte der Graf am 9. Mai bei dem Ministerium an, was 
zuerst erfolgen solle, die Zusammenziehunp dt^< La^^ers oder die 
systeinalische Aufzeichnung nnd Klassiükalion der Pferde, die zur 
Ergänzung des Pferdebestandes nötig seien. Gleichzeitig behauptete 
er, »dass von dem T^e an, wo alle Regimenter die Ordre zum 
Aufbruche erhielten, bis zur möglichst schleunigen ESnrückung* 
wenigstens drei Wochen vergehen würden Ja, noch 14 Tage spftter 
machte der Feldmarschall in London allerlei konfiise Vorstellungen 
gegen den Plan, die Truppen in einem Lager zusammenzuziehen^, 
Vorstellungen, die nur dahin zielen konnten, seine bisherige 
Unthätig'keit zu bemfinteln und die Sache weiter b'nnii^7'i?!chieben. 
Ziehe man die Truppen in ihrer ^'e^jrenwärUgen Verfassung zusammen, 
meinte der Graf, so würden si(> nicht mobil sein und gegen einen 
mobil gemachten und vielleicht stärkeren Feind nichts ausrichten 
können; dalier empfehle es sich, die Truppen gleicii völlig auf den 
Kriegsfuss zu setzen und sie »zu einer respektabelen Stärke zu 
vermehren*, wozu bloss weitere 14 Tage (?) erforderlich sein würden. 

Der Antrag, die Truppen auf 25000 bis 30000 Mann zu ver- 
mehrai, der von Wallmoden am 11. Hai eingebracht worden war, 
hätte zu Anfang März Zweck gehabt. Jetzt im Mai war keine 
Aussicht mehr vorhanden, den Plan verwirklichen zu können. Noch 
dazu ging man mit der denkbar grössten Ungeschicklichkeit zu Werke. 
Den Anfang- machte man am 10. Mai mit einer Proklamation, welche 
die ganze mannliche Bevölkerung des Kurfürstentums von 15 bis zu 
50 Jahren aufforderte, sich „im Notfalle zur Verteidigung de?: Vater- 
landes unweigerlich stellen zu wollen*. Wer sich seiner Pflicht 
entziehe, drohte die Regierung, solle „ohne alle /.u iioffende Be- 
gnadigung seines sämtlichen Vermögens verlustig gehen". Dieses 
Madiwerk, allgemein als ein Aufruf zu einem Landsturm autjg^efasst, 
machte das Volk kopfecheu. Ganze Amtsbezirke weigerten sich, 
dem Befehle Folge zu leisten. Vielfach entwichen die jungen Leute 
ins Ausland, um der Aushebung zu entgehen. Hier und da brach 
offene Empörung ans^. Die Strafandrohung wollte um so weniger 

>) Mehrere Rpgimcntschefs erhielten erst Mitte Mai Winke Ober ein e ventuelles 
Zuaammeiuiehen ihrer H^iuenter. Archiv des H. V. für Kieders. J. Ihiti S. '.i-2. 

^ Note des Fddnunetialb vom 83. Mal WaUmodeiii Duitdlang der Lage, 
Beilagen S. 29 (T. 

3) Vgl. Ompteda S. 52ff., iJ;i5; Kamdohrs Aufsatz im Archiv des Hit<tor, VereilU 
für Niedersadisen i. 1S46 S. 33 und Historische Berichtigungen S. 68. 
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verfangen, als die Rf;.Mtiung tVüher bei rdmlichvii bilogrenheiten 
uienials die Eiicrgif besessen hat!*-, die Strafe auch wirklich zu 
vollziehen*). Sclion nach 8 Tagen (24. Mai) sah sich das Ministerium 
zu der Erklärung genötigt, ein Volksaufgf bot habe gar nicht in seiner 
Absicht gelegen; es handele sich im Gegenteil allein um die Er- 
gftnzong der regulären Armee. Was man aber auch sagen mochte, 
das allgemeine Misstrauen liess sich nicht beschwichtigen und die 
Rekrutenaushebimg hatte nur geteilten Erfolg aufzuweisen. 

Man hat denn aiuli für die Landn?vorteidigung nicht den ge- 
ringsten Nutzen von den Rekruten gehabt. An demselben Tage, 
wo die Regierung die erste Bekanntmachung erliess (16. Mai), er- 
folgte die Kriogserklärung Englands an Frankreich. Zehn Tage 
später niarschier{en die französischen Truppi n sclain in das Bent- 
heimische ein. Wie iiätten die Rekruten binnen di(\si r kurzen Frist 
und in den nächstfolgenden Tagen den Regimentern zugeteilt, ein- 
gekleidet und notdurftig einexerziert werden können? So wie sie 
waren, ohne Jegliche roilitftriscfae Vorbildung, nicht einmal im stände 
ein Gewehr abzufeuern, dienten sie dem Heere nur zu einer 
.unbeschreiblichen* Last. Die bei den Regimentern eintreffenden 
Rekruten mussten wieder zurückgesandt werden^. 

So hatte man dem Feinde bloss die ursprüngliche Trappenzahl 
(12—13000 Mann) entgegenzusetzen. Sie würde Manns genug ge- 
wesen sein denselben zurückzuschlagen, wenn sie nur beisammen 
gow'sen wäre. Die französi?:f he Okkupationsarmee zählte nach 
Napoleons eigener Aussage nicht mehr al? IG 000 Mann, nach 
anderen Angaben nicht einmal so viel, und war zudem mangelhaft 
ausgerüstet-^). Der erste Konsul hat selbst eingestehen müssen, 
dass der ausgesandten Truppen .zu wenige gegen eine tapfere und 
venweifelte Armee* gewesen seien, und dass er, um hi Berlin nicht 
durch Absendung grosserer Streitkräfte Besorgnisse zu erwecken, 
riskiert habe, seine Waffen im Hannoverschen zu kompromittieren 
Nichts kann beschämender für die hannoversche Truppenleitung 
.'«ein, als dies GestAndnis des Kot sen '*). Dank seiner Saumsdigkeit 
standen dem FeldmarschaU Wailmoden in der entscheidenden Zeit 

1) TgL HistMfiehe Beriehtigunfen & 12. 

') Major von Omptoda an Kriegsrat von Onipteda in Berlin, 1. Juni 1803. 
Ompteda S. 243 f. Vgl. auch Schreiben vom ItL Joiii S. iö4 und Historische 
Berichtigungen S. 70 f. 

^ In der Sdirift ,Daa Kuifnntentnin HannoTer unter den Franxoeen In den 
Jahren 1809; IflOt^ 1805. . S. 10 wird die Zahl der FnuuoMn auf Ii 000 bis 
15000 Mann angefreben. Hrius<ei (II, 457) ^iiricht sogar Ton nnr 12000 Mann. 

*) Bailleu, Preussen und Frankreich U, 184-. 
Hurtorisehe Beriditigungen S. 81. 
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kaum 8000 Mium zu Gebote Der Rest der hannoTer?chen Armee 
blieb ruhi^' in den (Quartieren im Bremisclien. Lüneliuiv'ischen, 
Götlingi^chen etc. oder ciieiite zur Besetzunp von Hameln und anderen 
Plätzen Selbst jene 8000 Mann waren keineswegs auf einen Punkt 
konzentriert, sondern bestimmt, eine Strecke von 30 Meilen längs 
des Weserstromes zu verteidigen 3). Bei Nienburg, dem Haupt- 
quartier und natArlidien Sammelpmü^te der Truppen, lagen höchstens 
4000 Mann«). 

Dass man «zerstückelt einer Armee keinen bedeutenden Wider- 
stand leisten* konnte, war klar genug. Immerhin wfire es nicht 
unmöglich gewesen, dem r]nrr]i die Grafechaften Diepholz und Hoya 

heranziehenden Feinde den Uberjjang über die Weser eine Zeit lang 
streitig zu maclien. Denn aueli die Franzosen hatten ihre Macht 
nicht zu einem geschlossenen Heerhaufen vereinigt, sondern rückten 
ziemlich unordentlich in mehreren gelrennten Kolonnen vorwärts. 
Es schien, als ob sie es darauf augelegt hätteu eine Schlappe im 
Hannoverschen zu erleiden. In der That endete ein leichtes Vor- 
postengefecht zu Borstel unweit Nioiburg (2. Juni) trotz der Ober^ 
macht der Franzosen mit ihrer Zurückweisung. — Zu einem weiteren 
Zusammenstosse der beiden feindlichen Tru|qpettkürp«r ist es nicht 
gekommen. Man dachte m Hannover nicht an Kampf, sondern an 
ünierwerftmg. Denn man war dort über die wahre Stärke und die 
Bewegungen des Feindes herzlich schlecht unterrichtet. In der 
Angst ver\-ielfachtc man die Anzahl der feindlichen Truppen und 
glaubte 40—60 000 Mann vor sich zu haben 5). Von den eigenen 
Zurüstungen hatten die leitenden Kreise in Hannover eine recht 
geringe Meinung. ,hi den ersten Tagen des Juni*, lässt sich der 
hannoversche Feldmarechall über dieselben aus, „bildeten alle unsre 
übereilten und auf euaander gehäuften Zurüstungen nur noch ein 
unförmliches Cihaos, welches, wenn es in diesem Augenblick 
gebraucht werden sollte, einer unfehlbaren Verwirrung und 



1) Das 4. Reigineiit su Stade erhielt den Befehl zum Abmarsch so spät, daaa 
es erst in Harburg ankam, nh Wallmoden bereits auf dem Rückzüge in Tlzen eintraf, 
aüber die Besitznahme des Kurtürstentums Hannover durch die Neufranken* S. 17. 
Historiflehe Bericbtigungen S. 81. 

3) Wallmoden, DanteUung S. TjO. 

^) Tlistoris« ht' Bi-richtig^nngcn S. 97; Ramdohr, Versuch einer kurzen, aber 
treuen Darstellung S. 4U. Vgl. die Klagen des einsichtigen Majors von Ompteda 
Aber die Zentftekeliing der bamiOTmebeD Truppen. Ompteda S. 840^ S43. 

^) Ompteda S. 242, ä56. Napoleon äusserte in seiner bekannten Untenedung 

mit dem prcussischen Kabinettsrate Lombard zu Brüssel: ,Vou? saver op que 
c'est que le secret militaire; il importait, pour epargner le sang que la terreur 
marchüt devant aies troupes et c'est eile qui en a grossi le norobre*. BaiUealli 184. 
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Vernichtung auf keine Wt isf tatgeheu küiinto". Angesichts solcher 
Lage hielt Walhiioden es für „wahre Tollheit" die Gegtuwehi- zu 
vci*suchen. Da» Ministeiiuiii war der gleichen Ansicht. Man beschloss 
daher, als die Nachricht Ton dem Ausbrache des Kiieges in 
Hannover ankam, sein Heil in Unterhandlmigen zu suchen und eine 
Deputation in das feindliche Hauptquartier zu s«idefl, welche Ab- 
wendung der französisdien Okkupation gegen eine GeldverwilUgung 
und Übernahme der Speming der Elbe und Weser mit den 
hannoyerschen Truppen beantragen sollte'). Man hoffte, »lass 
Preussens Dazwischenkunft die Franzosen geneigt machen würde, 
auf ein solches Anerbieten einjriijrphon. Kitele HofTniin?! Die 
prcnssipche Vcrmittelung blieb aus. Der feindliche Px'fchl.shalxT. 
General Mortier, hatte bt'sfiiiunlf Anweisung' das ^zaiize Kui lürslentuin 
zu besetz»'!!. Die Vorscliläge der iiannoveiäclien Deputierten, Hof- 
richter uiid l^andrat von Bremer und Oberstleutnant von Bock-), 
welche am 2ü. Mai Hannover verlassen hatten und den französisdien 
Befehlshaber nach langem Umherirren in der Nacht vom 31. I^Iat 
zum 1. Juni zu Vechta im Oldenburgischen trafen, stiessen demnach 
auf ein rundes Nein. 

Mortier forderte kurz und gut Unterwerfung des Landes imd 
Krieg^flmgenschan dr s TTo« res. Erst nach vielem Hin> und Herreden 
gab er etwas nach und rücklf mit einem Konvenlionsprojekt heraus. 
Die hannoversche Aiintf sollte darnach ihren Aufenthalt jenseits 
der Eibe im Lauenburgisclien nehmen. Soldaten und Offiziere sollten 
versprechen, so lange sie nicht von England ausgewechselt sein 
würden, nicht gegen Fiunkreich zu fechten. Bei der Okkupation 
des ganzen übrigen Landes aber sollte es bleiben. 

Als die Abgesandten mit diesem Bescheide nach Hannover 
zurOckkehrtoi, konnte sich die Regierung nicht zu dem Entschlüsse 
aufraffen, die Bedmgungen Mortiers zu verwerfen und es auf die 
Entscheidung des Schwertes ankommoi zu lassen, um so wen^er, 
als die hannoverschen Militärs die Stellung des Heeres an der Weser 
für unhaltbar erklärten, und als man naclifrctade einsah, dass die 
Hoffnungen auf preussische Hülfe trügerische seien. Auch 
Wallmoden hat in seiner Furcht vor Verantwortung keinen Wider- 
spruch gegen die Annahme des fianzösist h< n Knnv<'ntionsprojektes 
erhoben. War ihm doch von London aus bedeutet worden, dass 
man dem »Ganzen des Landt s und der Unterthanen*' grössere Rücksicht 
und Sorgfalt schuldig sei, als deui Schicksale der Truppen. Zudem 
hatte der hannoversche Feldraarschall schon früher auf einen Rückzug 

») Ompleda S. 130. 

>) Auf ihren Wunsch seUoss sidi Omen noch der Kommmnt E. Brandts an. 
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der Truppen nach dem Laueiilnuyischen Bedacht gfiioiiinieii und 
sali, wie die Saclien lagen, darin den einzigen Weg das Heer zu 
retten •). 

So mussten die hannorerschen Deputierten den Gang in das 
feiiidliche Lager erneuern, diesnsal mit umfassenden VoUmachten 
versehen. Sie sollten freilich versuchen mildere Bedingungen zu 
erlangen und haben sich audi redlich darum bemäht, doch ohne 
viel Erfolg. Das Produkt der Verhandlungen, die berüchtigte Sulinger 
Konvention vom 3. Juni, ein Seitenstück zu der Konvention vom 
Kloster Zeven^) aus dem 7 jährigen Kriege, wich nur in unwesent- 
lichen Stücken von dem ersten Mortierschen Entwürfe ab. Die 
haMptsflchliclicn Bestimmungen ik'i- Sulinjror Konvent ion waren 
folgende: Die humioversche Armee zieht .^ich liinlei- die KU)»- zurück. 
Offiziere und Soldaten vcriiflichten sich, in dem gegenwärli;:en Kriege 
nicht weiter gegen Fi aakreich zu kämpfen. Alles Kriegsgerät wird der 
französischen Armee ausgeliefert Des Eurf&rstentum vol&lH der 
Okkupation durch die französische Armee. Es hat für die Löhnung, 
Bekleidung und den Unterhalt der Okkupationstruppen au&ukommen, 
nicht minder für die Remontierung der französischen Kavallerie. Zu 
diesem Zwecke wird eine Kriegskonlribution ausgeschriel)« !!, deren 
Höhe der kominandierende General nacli Guidünken l)estimrat. 
Alle Landeseinkünfte, landesherrliche sowohl als auch ständische, 
werden der französischen Regienmgr zur Verfügung gestellt, alle Kassen, 
die einzige Universitätskasse aus;^'eaommen, ^' «jnt strierl. Die gegen- 
wärtige Regierung des Kurstaales hat sich jedweder Ausübung der 
Regierungsgewalt in dem Kurfürstentum, so weil es von dem fran- 
zösischen Heere besetzt ist, zu enthalten. Überiiaupt bleibt es dem 
kommandierenden Generale vorbehalten, in der Organisation der 
Landesverwaltung jede ihm angemessen schein«ide Änderung 
vorzunehmen. 

Emzelne Bestimmungen der Konvention kehren auch den Hass 
des ersten Konsuls gegen England heraus: nach der einen sollen 

') Wallmoden, Darstellung der I>age S. 50 f. ümpteda b. 163, ll± Die 
Bemerkung Omptedas (S. 172 Anm.)> Wallmoden habe eine Wt^fUhrung der 
hannoTendiea Truppen ans dem Leuenburgisehen auf engUscben Transportschiffen 

beabsichtigt, lA unrirlilig. Eine solche Absicht wäre mit der Sulinger 
Knnvpnlion unvi reinbar j-'c-weppn. Wallmoden sagt selbst, nach dem 3. Jtmi habf 
.natürlich von einer JürnschilTung der Truppen, wozu die Franzusea liältea 
einwOligen rnttsscn, gar nieht mebr die Rede wem können*. S. 71 f. 

^ Auch hei der Zevener Konvcntiuii 18. Se]>t. 17Ö7) hatte man sich han- 
noverscherseits verbindlich K«*niaclit. das hannoversche Heer nach dem Herzogtum 
Laueaburg zu QberfDihrcn. Havemann, Geschichte der Laude Braunschweig und 
Laaeborg III. 5M. * 
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alle Gegenstände, welche dem englischen Könige gehöi en, beachlagii.iliiat 
werden, nach der anderen sind aUe im Lande befindlichen englischen 
Soldaten oder Agenten festzunehmen und nach Frankreich abzuftihren. 

Das waren recht harte Bestimmungen, welche der Habsucht 
und Willkür der Franzosen kaum irgend welche Grenzen zogen* Und 
doch hat Napoleon mit den Vorteil^ welche ihm dte Sulingw 
Konvention bot, sich nicht begntügen wollen. £in hannoTcrsches 
Armeekorps jenseits der Elbe war ihm ein Dom im Auge: es galt 
dasselbe auf die eine oder andere Weise unschfldlich 711 machen, 
liier soll das .-thnode Spie! nicht verfolprt werden, wie der rÄnke- 
voUe Korse die von den liannüvtMsciien Behörden unbegreiflicherweise 
übei'sehene oder unbeachtet gelassene Klausel „sauf l'approbation 
du Premier consul- benutzte, um die Konvention für ungültig zu 
erUfiien, nachdem sie ihm bei der gewissenhaft eingehaltenen Aus* 
fGkhrung durch die hannoversche Armee jeden nur möglichen Vorteil 
gebracht hatte. 

Leider ist es dem hannoverschen MQitflr versagt geblieben, fCür 
solche Hinterlist Rache zu nehmen. Wohl war die Position hinter 
der Elbe, die man nunmehr einnahm, stark genug, mn dem Feinde 
wenigstens eine Zeit lang zu widerstehen. Auch waren Wallmoden 

und das fresamte hannoversche Offizierkorps entschlosson , lieber 
toptVr k;impfVn.:l unterzugehen und so die militru'isclie Ehre zu 
rt'tien, als drni entehrenden Vorscbla;^e der Kriegsgefangenschaft 
sich zu füi^'cn. Eine Reihe unglücklicher Erei^isse aber, die 
schmachvolle Eiklüiimg der Landstände, sie würden für den Unter- 
halt der hannoverschen Soldaten in Zukunft nui* dann sorgen, wenn 
sie das Land nicht durch ihren Widerstand in grösseres Unglück 
brächten, die damit in engem Zusammenhange stehende Meuterei 
einzelner Heeresteile, endlidi der Umstand, dass Mortier im letzten 
Momente mildere Saiten aufzog und auf die Kriegsgefangenschaft 
der hannoverschen Soldaten verzichtete, liessen es zu der Konvention 
von Artlenburg, der sogenannten «Elb-Konvention" (5. Juli 1803), 
kommen Genulss derselben wurde die kurfürstliche Armee auf- 
gelöst, das ]\Iilitär gegen das Versprechen, in dem Kriege nicht 
weiter zu dienen, in die Iltnniat entlassen. Die Watfen der han- 
noverschen Soldaten, das noeli vurhandene Geachütz und die Pferde 
der hamiovei-schen Kavallerie fielen der französischen Arniee anheirn. 



I) Ausführlicheres über die Ereignisse zwischen der Sulinger und der Elb- 
Konvt^nlion findet man in Wallmodens Darstellung der La^e, in der Kritik dieser 
Schrift (Zeitschrift iür Kunst, Wissenschaft und Geschichte des Krieges J. ISo^, 
Heft 7 and 8), in Ramdohrs Versuch einer kurzen aber treuen Darstellung, in den ,H.Be- 
richtlgangen*, in den Handbaehem v<»n Hav^aoann und Heineiiiann und a. a. O. radir. 
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Nur die Offiziere durften Dogen, Pferde und Gepäck behalten; doch 
mussten sie sich verplliclitcn, den Kontinent nicht zu verlassen. 

Die Konvention von Artlenburg Im traf, wie man sieht, lediglich 
das UUitftr. Kerne einzige Bestimmung wai' in ihr vorhanden, die 
sidi auf das Land und sdne Verwaltung bezogen hätte. Da die 
Sulinger Eonvention nun durch die Nichtbest&tigung von Seiten 
Napoleons annulliert war, so war das KorllDursteDtum ganz der Gnade 
des Feindes anheimgegeben. Nichts verpflichtete die Franzosen, das 
Land zu schonen j duifte man hofiCm, c^ss sie es thun würdra? 



Kapitel II. 

Die Verwaltiiig des KuflknteiitiiaB wSbgmi der ontn 
friiiMnlei Okkopatiini'). 

Am Nachmittage des 5. Juni 1803 zogen die Franzosen in die 
Residenzstadt Hannover ein. Kurze Zeit darauf war das ganze 
Kurfürstentum in iiiien Händen. Auch das Herzogtum Lauenburg 
wm-de nach der Elb-Konvention von den französischen Truppen besetzt. 
Achtundzwanzig Monate (21/3 Jahre) sollte diese erste firanzösische 
Okkupation andauern: erst im Oktober 1805 hat die firanzOsische 
Armee das Land wieder verlassen, um sich dem Kriegsschauplatze 
an der Donau zuzuwenden. 

Das kurfürstliche Ministerium hatte den Einmarsch des Feindes 
in die Stadt Hannover nicht abgewartet, sondern schon einige Tage 
vorher seinen Sitz nach dem Lauenburgischen verlegt. Nach der 

1) iHe im folgenden gegebene Darstellung von der ersten Okkupation Han- 
noTcr* dnieli die Franaosen beruht grOsBtenleils auf Akten des Königlichen Staats» 

archiTS zu Hannover. Doch konnte aucli die zeitgenössische Litteratur oft heran- 
gezogen werden. VorzQg:lich ergiebig für unsere Kenntnis der ersten Okkupation 
sind iblgeude beiden Scluitlen: 1) Tagebuch der VorlaUe seil dem Ausbruche der 

FdndseUgkeiten twisehen dem Ronige des verdaten Rdclu Groeebritannien und 

der französischen Republik im Hannoverschen, besonders in der Stadt Lüneburg, 
vom 18. Mai 180.3. Heft I und II. Oktob. 18a^ — Jan. 1804. 2) Das Kurfürsten- 
tum Hannover unter den Franzosen in den Jahren 1803, IbOi, lb05, und dessen 
fernere Sdneksale nebst einer genaum Charaktorislik des ikuBOeisdiai Militärs. 
Von einem Augenzeugen (i. e. L. H. Scbelver aus Osnabrfiek) 1806. Von Wichtig- 
keit sind auch die im .4rchiv für Geschichte und Verfassung des Fürstentums 
Lüneburg Bd. I veröffentlichten Aktenstücke der lüneburgischen St&nde aus den 
Jahnn 1803-6. 
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Kapitulation von Artlenburg suchten und ranUcn die l)i-itlcii Kabinetts- 
nünistcr von Kielmansegge und von Arnssvvaldt eine Freistätte bei 
dem Herzoge von Mecklenburg zu Schwerin, wo sie im Verein mit 
dem Geheimen Kabineitsrat Rudioff eine Art yoa Scheinregierung 
bildeten 1). In Hannover verblieb nur der Kabinettsminister von 
der Decken, äusserlich als Privatmann und, wie ein Ausschreiben 
des Ministeriums vom 30. Mai besagte, «ol r He Funktion und Autori- 
sation 7:11 Geschftftsverfügungen, um denjenigen, welche sich an ihn 
wenden würden, mit gutem Beirate behülflich zu sein". — Vor seinem 
Abgange hatte das Ministerium Depntationon in den verschiedenen Pro- 
vinzen anj^eordnot. teils aus Ministerialbeamten, teils aus Mitgliedern 
der Stände bestehend, „zur unmittelbaren Vrrfnunmg desjenigen, was 
von den französischen Generfden und Kuinmaudanten an Fulueii, 
Lieferungen oder sonstigen Frästationen erfordert werden würde'. 
Die landesherrlichen Abgeordneten der Deputation für Calenberg- 
Grubenhagen waren: Eammermeister Hofrat F^lje, Geh. Kanzleisekretftr 
KommerzratBrandesundGeh.Eanzleisekret&rArenhold;die ständischen: 
Konsistorialrat Salfeld, Abt von Loccum, die Landräte von Münchhausen, 
Hofrichter von Bremer und Generalmajor von Wangenhcini, f» rner 
die Bürgermeister der Alt- und Neustadt Hannover Iffland und 
Biester, der Syndikus Köpp und der Syndikus Zwicker. In der 
Provinz Lüneburg «otzto sich die Deputation zusammen aus dem Ober- 
Appellationsrate von Ramdoln- als landesherrlichem Bevollmäcliti^'^fon 
und ans acht landsc haftlichen Abgeordneten : zwei LandrAten (oder einem 
Landrate und cinLin Sihalzrate) und je einem Deputierten der 
RiUerschafl, dcv Prälatur und der drei grösseren Städte. Die Land- 
und Schatzräte, wie auch die ritterschaftlichen Deputierten wechselten 
nach einem vimvOchentlichen Turnus, bei welchem die Reibenfolge 
durch das Los bestimmt wurde ^. 

Mortier liess die in den einzelnen Provinzen angeordneten 
Deputationen bestehen, weil sie seine Geschäfte erleichterten. Nur 
war es ihm unbequem, mit so vielen zerstreuten Autoritäten ZU 
thun zu iiaben Er dehnte daher den Wirkimgskreis der Calenbei^- 
Grubenbagenschen Deputation auf das ganze Land aus und übertrug 

1) Vgl. V. Ompteda, Politischer Nachlass des hannoverschen SUats- und 
Kabiiiotts-Ministers L. v. Oiiiiif''(k au? ilcii Jalncn ISOi-— 13 I, 'M. — Die beiden 
Minister in Schwerin mussteu dem Könige wöchentlich einen Bericht »sowohl 
Aber den Zustand und die I^ge der Dinge Qberfaanpt, als auch l^ber die etwa 
eingetrateiMn VorftUe* einsenden. 

3) Arcliiv für Geschieht« «ui4 Verfasswig des FOnteniunn Lttnebwf ed. 
E. L. von U-n\}><' I. K.ß. 

3) (Rehberg), Zur Geschichte des Königreichs Hannover in den ersten Jalireti 
nadt der Befreiung von der irestftUschen und französischen Herrschaft S. 15. 
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ihr an Stelle der bisherigen Landesregierung die ganze oberste 
Landesadministration M. Letztere u iude aber dem „Landesdopiitntinns- 
KoUegium" in kurzer Fri^t wicdoi' genommen. Am 22. Juni erliess 
der französische Heerführer ein Arrett!- -'), welches den Gang der 
allgemeinen Landesverwalturig deünitiv ordnen sollte. 

Dai-nach sollte die höchste Regierungsgewalt dem kommandiei eu- 
den franz^^sischeii General nistehen. Die hannoverscliai Bdiörden 
sollten »in ihrer bisherigen Verfassung* erhalten bleiben, nur die 
Landesregierung oder das Ministerium sollte fortfallen. Um die 
Befehle und Beschlösse des französischen Generals zu TollzieheOf 
wurde &ne «Exekutivkommission" eingesetzt. Zu deren Mitgliedern 
wurden von Mortier ernannt; Kammermeister Patje, Hofrichter von 
Bremer, Land rat von Meding, Postdirektor und Wegbauintendant 
Hofrat von Ilinnber und Landcsökonomienit Meyer. Die Envählten 
waren prewissenhafi genug, bei dem in ILannnver weilenden Minister 
von diT üe( ken anzufragen, ob sie das ihnen übertragene Amt 
auch annelinien dürften. Dem französischen General erklarten sie 
bei ihrem Amtsantritt, »dass sie das Geschäft nur ijisofern über- 
nähmen, als es ihren obhabenden Pflichten gegen König und Land 
nicht entgegen sein würde, und in der Absicht, das Interesse des 
Königs und Landes, soweit es in ihrem Vermögen stehen würde, 
zu bewahren*. Mortier, weit entfernt, über eine solche freimütige 
Erklärung aufgebracht 2u sein, versicherte, er bezwecke mit der 
Niedersetzung der Kommission nur das eigene Beste des Landes, 
«damit nicht von den französischen Ministem aus Paris Leute 
geschickt würden, welche die Regierunfrsanpelenfenheiton zum Nachteile 
des gemeinen Besten ausrichtet en". Das war nun freilich kaum 
das wahre Motiv: das Wohl des Land« s ^'ult den französischen 
Generellen längst nicht soviel wie der ei^^ene Vorteil; und dieser 
fand seine Reclmung weit mehi', wenn man die Beute, welche die 
Besetzung eines Landes im Kriege einem französischen General zu 
bringen pflegte, mit keinem Dritten zu teilen brauchte. 

Um auf das Arr6t^ vom 22. Juni zurückzukommen, so wurde 
ausser der Exekutivkommisston ein (französischer) Gouvernements- 
konunissar neu eingesetzt. Morüer üliertiug dieses Amt seinem 
Schwager, dem „citoyen" C. F. Durbach, vormaligem „General- 
administrator der eroberten Rheinlande". Durbach erhielt weit- 
gehende Befu!2rni?se. Kr hatte der Exekutivkommission die Befehle 
Mortiers zu übermitteln, in den Sitzungen der Kommission durfte 

I) Verordnung Mortiers vom 13. Juni 1808. HumOTenwbe Anzeigen J. 1803, 
St. 48. 

*) Das. St. 52. Tageliuch der wichtigsten \ ortälle S. 41 ff. 
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er nach Belieben erscheinen und liatte alsdann den Vorsitz /u 
fülireii. Ks kam ihm femer zu, die sämtlichen Aus«/aLen mit Murtiers 
Gentjhmi}.nin^' zu autorijsieren. Auch hatte er sich von den ölVentliclicn 
Einkürifleii und Aus^'abcn genaue Hechenschafl ablegen zu lassen 
und dafür zu sorgen, dass die Überschüsse der Centraikassen un- 
mittelbar an den «Paycur gen^ral de rArmte fhm^se" abgeliefert 
worden; kurz, er hatte die ganze Admintetration des Landes zu 
fkberwach^. 

Das Landesdeputations-Kollegium und die Provinzial-DepiitaÜons- 

Kollegien blieben neben der Exekutivkommission bestehen; doch 
erkannte Mortier von jetzt an in ihnen nicht mehr R^ierungs- 
behörden, sondern blos? die Repräsentanten der Stände, deren 
Aufgabe sich darauf l^'schränkte, Steuern auszuschreiben, Anleihen 
zu negociieren und Kontrakte abzuschliessen, welche durcli die 
Lieferungen für die französische Armee erfordert würden. 

Entsprechend dem durch Mortier auf das ganze Land ausge- 
dehnten Geschäftskreise des Landesdeputations-Kollegiuma gesellten 
Bich za den Galenberg-Grubenhagenschen Deputierten, welche sfimtlich 
in die allgemeine Deputation eintraten, Abgeordnete der übrigen 
Landschaften: aus Lüneburg die Landräte von Grote und von Heding 
und der Kommissar MOller, aus Hoya der Assessor von Pape, aus 
Bremen-Verden der Ober-Appellationsrat von Zesterfleth, aus Lauen- 
btuK der Justizrat von Bülow und endlich aus Osnabrück der 
Justizrat von Bar. 

Damit das numerische Üben?e\vieht der Calenbei-g-Gnibenhagen- 
schen Deputierten nicht zu einer Übervorteilung dt-r übri|j( n Land- 
scliaflen führe, wurde gleich anfangs ausdrücklidi h st^'cstellt, dass 
alle vom ganzen Lande geforderten Lasten verliällnismässig aut 
sämtliche Provinzen zu verteilen seien Die Frage, welche Lasten 
als allgemeine anzusehen seien, ward denmächst dahin entschieden, 
«dass alle Forderungen an Kontributionen, Rationen und Portionen, 
alle geheime und öffentliche Ausgaben, die zum Wohle des Ganzen 
und zur Verminderung der Lasten gereichten, wie auch die 
Kommissariats- und Ähnliche Kosten* von sämtlichen Provinzen ge- 
meinschaftlich getragen werden sollten 2). Des weiteren vereinbarte 
man, um das Übergewicht der calenbergischen Deputierten völlig 
auszugleichen, dass bei den Abstimmimgen im Lande^deputations- 
Kolle^Mum nicht viritim, sondern nach Landschaften abgestimmt 
werdi u sollte. Die landesherrlichen Bevollmächtigten hatten dabei 
nicht hiuerhalb der einzelnen Landschaften zu stinmien, sondern 

•) Lenüie, Archiv I, lü7. 
2) Das. S. 170 f. 
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luachlen zusammen ein votum aus, bildeten gewisscrmassen eine 
eigene Kurie '). 

Bei der Fülle der Geschäfte, weicht' dem Landesdrputalion-- 
KoUegium oblagen, stellte es sich bald als notwendig lierau», nur 
diejenigen Angelegenheiten Tor das Plenum zu bringen, welche von 
erheblichem aUgemeinen Interesse waren, die übrigen Sachen aber 
in gesondertoi Ausschflssen zu erledigen. Solcher Ausschüsse 
wurden vier gebildet: 1) Eän engerer Aussefauss für die mündlichen, 
oft sehr delikaten Verhandlungen mit der französisclien Generalität. 
Er bestand für gewöhnlich aus Palje, Bremer und Meding; bei be- 
sonders wichtigen Suchen wurden noch einige andere Mitglieder 
des Kollogriums hinzugezogen; 2) ein Verpflepninp^«ans?chiiss zur 
Anordnung und Leitung des Verpflegungs- und Fuhrenwesens: 
3) ein Finanzaus.-clniss zur Ausmiftelung und Herbeischaffung dt r 
Geldmittel, deren man zur Befriedigung der französischen Forderungen 
bedurfte; 4) ein llechnungaausschuss zur Direktion und Überwachung 
des Rechnungswesens^. 

In welchem VertiAltnisse das Landesdeputations-KoU^um zu 
den landschaftlichen Deputationen in den Provinzen stand, Iflsst sidi 
nicht genauer feststellen. Wir wissen darüber bloss, dass die Mt- 
glieder des Landesdeputations-Koll^ums aus der Provinz Lünebui-g 
in allen „mit keiner sichtbaren, nahen Gefahr für das Land und 
seine Bewohner verbundenen Sachen" gehalten waren, vor der Ab- 
stimmung an das Dcputations-Kollegium zu Celle zu berichten, mid 
nach der von dem letzteren erteilten Instruktion zu votieren. Nur 
bei eiligen Angelegenheiten, deren schleunige Erledigung keinen 
Aufschub litt, oder bei Gegenständen, welche „ofl'enbar eine ganz 
unbedeutende Beschaffenheit- hatten, waren die lünebui-gischen 
Deputifflien befugt, ohne weitere Anfrage oder Instruktion zu handeln, 
zu beschliessen und zu verfugen 3). 

Jedenfalls war es kein leichtes und erfreuliches Amt, welches 
den verschiedenen Deputations-Koll^;!^ und der Ezekutivkommission 
zu teil geworden war. Wir dürfen glauben, dass es den Mitgliedern 
dieser Behörden überaus hart angekommen ist, die Befehle der 
französischen Machthaber, welche der Hauptsache nach in zahllosen 

1) Lenthe, Archiv I. iG8 

2) Vgl. auch Hausmann, Erinneioingen aus dem NJjdhrigen Leben eines 
humovench«!! Bftrg«n, S. S98 (Airiage I}, wo Mitglieder der eint einen Au8> 
ufattne aurgefülirt sind. Es finden sich indessen dort mehrere In i i: z B. sind 
ökonomierat Meyer und Postdirektor t. HinOber nicht Mitglieder des geheimen 
Ausschuaaes gewesen. 

8) Lenthe, Archiv 1. 168 f. 
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Reqiii?ili(inen und F()i(lfruii;/fii hrsUiiideii, aufzuführen. „SurKcnvoll, 
betrülx'iitl und angrcii'eud " , heisst es in einem ofliziellcii Akten- 
stücke, „sind ilire Bemühungen gewesen. Sie konnten nm- durch 
Verhütung grösserer Obel und durch Uilderung des unvermeidlichen 
Unglücks Gutes zu schaffen suchen, da de der gebieterischen 
Waffenmacht nichts als Bitten und Vorstellungen, der unerbittlichen 
Habsucht nichts als Klagen Über das gq^wArtige Elend, der schlauen 
Arglist nichts als behutsame Vorsicht, der verffinglichen Hmter- 
gehungskunst nur redlichen Biedersmn entgegenzusetzen hatten*. 
Und der Kommencrat Brandes, der eine der landesherrHchen Kommissare 
im T.anrlosdpputations-Kollegium, schrieb im Januar 1805: „Ich für 
mich persönlich wünsctio nichts mehr, als der für mich unertrS Jülich 
quälenden und drücki ndi n Bürde meines Anteils an der Landes- 
deputation entbunden zu sein" -). 

Um so höher ist es den patriotischen Miuniern anzurechnen, 
dass sie persönliche Gefühle hintansetzten und sich der unerquidc- 
liehen Aufgabe unterzogen, Vermittler zwischen den Franzosen und 
dem Lande zu sein. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass die 
Mitglieder der Deputationen und der EzekutiTkommission sich 
wflhr^ der französischen Okkupation die grössten Verdienste um 
das Land erworben haben. Dem Landi'S(1oput:itions - Kollegium 
stellten die hannoverschen Mimster nach dem Abzug der Franzosen 
in einem Berichte an Georjr U\. vom 27. Oktohrr 1805 das lobende 
Zeugnis aus, das Land habe den unerniüdiitLU, sfandhuften Be- 
mühungen desselben sehr vieles zu verdanken. Das Kolh-^Mum habe 
zur Erleichterung' und möglichsten Schonung des Landes alles ge- 
than, was man von „uiierschrückenen, der höchsten Landesherrschafl 
und dem Lande treu und innigst ergebenen Männern nur irgend 
«"warten künne*^. Ein Gleiches Iftsst sicli von den Männern der 
Exekutlvkommisdon sagen. Als ihnen von dem französischen Generale 
ein Gehalt von IS 000 Fr. ausgesetzt wurde, lehnten sie ab und 
baten, dass dieser Geldbetrag zu der Erhöhung der für die landes- 
herrliche Dienerschaft ausgeworfenen Besoldungssumme verwandt 
werde*). 

') Das ist nicht ganz richiii.'. «Verfilngliche Hintergehungsknn-r haben 
aiirh ilie hannoverschen Hehf»rden recht wohl gekannt inul aiisgeObl. Ihtr panze 
Taktik gegenüber den französischen Machthabern bestand in nichts anderem als 
einer Bolchen .Hintergefaungskunst*, wie neh im winteren Veriaufe unserer Dar- 
stellung zeigen wird. 

2) T.pnlhe, Archiv I. 110. 

^) Vgl. auch (Hehbcrgj, Zur Geschichte Hannüvera S. 15 f. 
1) Vgl. Havemann» Das KurflUstoitum Hannover S. 90. 
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Die hervorragendsten und thfltigsten Miffrlirdrr dor Exekutiv- 
komniission und zugleich des Lando^dcputatioiis - Koiiegiuiud waren 
Patje und Bremer. Der crstoro hatte sicli pchon in seinem 1796 
erschienenen »Kurzen Abriss des Fabriken-, Gewerbe- und liaridlungs- 
zustandes in den Eixrlnmiuischweigisch-lüQeburglscben Landen" als 
einen voizOglichen Kenner der wirtschaftlichen Verfafiltnisse Han- 
novers erwiesen. Er war ein Mann Ton umfassender staatswirt- 
schafUicher Bildung, wohl rertiaut mit den Werken der Physiokraten 
und Adam Smith's und von ihren Grundsätzen nicht unbeeinflusst i). 
Dabei war er eine ausgezeichnete Verwaltungskraft und ohne Frage 
einer der tüchtigsten Beamten des hannoverschen Staates. Den 
Franzosen mochte ihn neben der Gr schüft ?gewandtheit namentlich 
seine voUkonnnone Kenntnis d(^r imn/.ösischen Sprache empfehlen. 
Wenn er weniger als manche seiner Kollej^'en den französischen 
BetehL-habein gegenüber die Taktik des gehi'inien, zähen Wider- 
standes belülgte, so liaL ihni das sputer den Vorwurf schwächlicher 
Nachgiebigkeil eingetragen. Thatsächlich bewies Pa^e damit eine 
gründliche Kenntnis des französischen Charakters. Nichts konnte 
die Franzosen mehr erbittern als versteckte Opposition; hingegen 
liessen sie leicht mit sich handeto, wenn man ihnen offen 
und loyal begegnete >). Patje verstand es vorzüglich, sich das Ver- 
trauen der französischen Befehlshaber zu erwerben; der Marschall 
Bernadotte, welcher im Juli 1804 dem General Mortier im Kommando 
foln:tp. nannte ihn bloss „mon eher ami". Von allen hannoverschen 
Beamten hat darum auch niemand einen solchen Einfluss bei den 
Franzosen erlangt, als gerade Patje 

Bienicr war von 1786 — 1796 knrhannoverscher Beisitzer des 
Heichskammergerichts zu Wetzlar gewesen und hatte dort beieils 
den General Mortier kennen gelernt. Gewiss hatte er dieser Be- 
kanntschaft die Ernennung zum Mitglicde der Exekutivkommission zu 
verdanken^). Bei den oft schwierigen und heiklen Geschäften mit 
der französischen Generalität bewies Bremer grosse Geschicklichkeit 
und ein hervorragendes diplomatisches Talent Bei d^ französischen 
Befehlshabern war er gleichfalls persona trrata. 

Die übrigen Mitg^eder d<M Exekntivkommission sind weniger 
bedeutend. Mediog vrar ein echter Vertreter des geheimen, oft bis 



Vgl. die Einleitung zu dem Patjeschen Werke. 
^ Bdege daftr wird die Geschichte der mlen franzOsisehen Okknpation 
Uefem. 

3) Vgl. (Schelv. r), Das Kurfürstentum Hannover unter den Franxoaen S. 30 
und Hausmann, Erinnerungen S. 44. 

*) Vgl. Historische Berichtigungen S. 89 f. 
T b tmm e, Okkupation BauDOTW«. ^ 
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zur BoraierÜieit starren Widerstandes gegen die Franzosen. Er 
witterte Qberall zu grosse Nachgiebigkeit und pflegte bei den 
Abstimmungen in der EzekutiTkonmusdon und demLandesdeputalions« 
Kollegium ein negatiyes Votum abzugeben. — Dem Landes- 
Okonomierat Meyer, Ämtoiann des eintrftglicfaen Amtes Goldingen, 
fiel namentlich die Besorgung der Li( feningsangelegenheiten zu. 
Kr stand zugleich an der Spitze des Kriegskomroissariats und der 
General - Magazindirektion, welche die Verpflegung des französischen 
Heeres zu leiten hatte, hi dprarti^en Geschftflen leprte er grosso 
Gewandtheit an den docli liat er sich von dem Vo^^^^l^fo des 

Eigennutzes nicht frei zu lialten vei inochl Das am wenij^^slen 
fähige Mitglied der Kommission scheint der Postdirektor von Hinüber 
gewesen zu sein. Er hat in ihr nur eine untergeordnete Rolle ge- 
spielt. Auch um seine Postverwaitung war es schlecht bestellt, 
wenigstens wurde viel über sie geklagt 2). 

Unter den Hitgfa'edem des Landesdeputations-KoUegiums finden 
wir gleichfalls manchen tücht^en, um das hannoTersche Land wohl- 
verdienten Mann. Was Emst Brandes für die Universität G&ttiogen 
gethan hat, wird stets unvergessen bleiben, mag: im übrigen sein 
Chaiakter auch manche Schwäche zeigen. Der Land- und Schatzrat 
O. von Münchhausen hatte sich als Dro?t m Hardegsen (1778 bis 
17%) in Ix'sonderem Masse durch väterliche Fürsor|.'e für seine 
AaitsunterKebenen ausgezeichnet: man rühmte ilim nach, dass in 
seinem Amtsbezirk wiilirend seiner langen Dienstzeit nie ein schrift- 
Ucher Prozess anhängig gemacht worden sei 3). Um die Hebung 
des Kirchen- und Schulwesens hat sich der Abt Salfeld manches 
Verdienst erworben. Den Generahnigor und Landrat von Wangen- 
heim nannte der preussische Staatsminister von Schtdenburg im 
April 1806 .einen altoi Mann und distinguierten Soldat^*, der sich 
in Indien ausgezeichnet und unter anderem den Marschall Bemadotte 
als UnteroCQzier gefangen gttiommon habe. Der letztere soll ])ei 
seiner Anwesenheit in Hannover den hannoverschen Geuejnd oft an 
diese Episode erinnert haben*). 

Es schien, als ob durch die Eiiisctziinp des Landesdeputat ions- 
Koilegiums und der Exekutivkommission der bisherige Geschäftsgang 



(Moller), Hannover, wie es war, ist und werden wird, lieft U, S. 68fif, 
Vgl. auch Spangenberg, Vaterllndisches Archiv J. 1897, II, 160 IL 

2) Hannover, wie es war S. 12 f. 

3) Spangenberg, Vaterland. Archiv J. 182S, H, :M6 f. 

*) Leider bieten die Akten kaum irgend welches Material Uber die Persönlidi- 
keiten der Mitglieder des LandesdepnUtions • Kollegiums; von einer weiterai 
Charakteristik mow daher hier ahgeeehen werden. 
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in den R^ierungsangelegenheilen des Landes gänzlich frestört worden 
müsste. Dies nach Möglichkeit zu verhintlern, lifss sicli der in 
Hannover zurückgebliebene Minister von der Decken, zu dem sich 
bald wieder der Minister von Grote gesellte, angelegen sein. Decken 
traf gleich anfangs mit dem Landesdeputatious-Kollegium unter der 
Hand die Verabredung, daas alle vor dasselbe gebrachten Regierungs- 
sadien, welche nicht zu der dem Kollegium von dem Ministerium 
angewiesmen Kompetenz gehMen, sofcnt den Referenten der ver- 
schiedenen Ifinisterial'DepartementszugestdHwärden. DieRef(N^t^ 
soüten ihm (dem Minister) Aber die fraglichen Angelegenheiton 
Vortrag halten und nach getrofTener Entscheidung die Beschlüsse 
ostensibel im Auftrage des Landesdeputations-Kollegiums ausfertigen, 
ohne dass sich dieses ^s•citc^ in die Sache einmische. — Demgemäss 
wurden die Regierungs- oder Kanzleisekretäre und Expedienten von 
dem Landesdeputations-Kolleginm ange"\\nesen, sich ,ex commissione 
hujus collegii der ferneren Besorgung der ihnen angewiesenen Ge- 
schäfte nacli obhabenden Pflichten und geprüften Kenntniasen mid 
Überzeugung ohne Unterbreclnmg'^ zu uikeiziehai. Die Einsetzung 
der Exdiutivkommission Änderte an diesem Abkomme nichts. Die 
Mitglieder derselben haben sich jeder Einmischung in die Regic»imgs- 
sachen sorgfUtig enthalten >). So wurden die unmittelbar vor das 
Ministerium gehörenden Departements- und inneren Regieiungssachen 
von Decken und Grote ganz nach alter Weise besoi^t, mit der 
alleinigen Abänderung, dass die Ausfertigungen nicht die Namens- 
unterschrift der Minister, sondern die des betreffenden Kanzleisekretärs 
trugen. Die beiden Minister verfuhren daltei in der Weise, dass 
Angelegenheiten, welche sonst vor das Ministerial}>lenum geliörten, 
auch von ihnen gemeinschaftlich in geheirneti Privalzusammenkünftea 
beraten und entschieden, die blossen Depaiteraentssachen dagegen 
unter sie beide verteilt und von jedem einzeln erledigt wurden. 

Nicht ganz leicht erschien es, den Ausfertigungen eine solche 
Form zu geben, dass ihre Recbtsbest&ndigkeit und öffentliche 
Gültigkeit unbezweif^dt sei. Dieser Schwierigkeit wurde dadurch 
abgeholfen, dass der Staatsminister und Ober-AppellaÜonsgei ichts- 
Präsident von der Wense 2), der das Jnstizdeparteraent unangefochten 
von Celle aus versah, sich bereit finden liess, diejenigen Reskripte 
unter seiner Namensunterschrift „aus dem Justizdepartement " aus- 
fertigen zu lassen, welclie. um rechtsgültig m sein, einer „oü'eullich 
anerkannten Autorität'' bedurften. Angelegenheiten, bei denen eine 
Entscheidung des Königs nol\v(Midig war, suchten die beiden Minister 

1) (Schelver), Das Kurfürstentum Hannover S. 30 f., 33. 
3; Über denselben s. Spiel, Vaterländisches Aicbiv J. 1819, I, 73 fL 

6* 
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von dei- Decken und Grote „in einer solchen interimistisdien Lage 
zu erhallen, dass man der Köni<:lichen Entschfidun^' in niclils vor- 
greife". Überhaupt wurden alle wichtigen und iniL besonderen 
Schwierigkeiten verknüpften Sachen auf bessere Zeiten vertagt, 
soweit das ohne Nachteil für den Dienst geschehen konnte. Dahin 
gehörten unter anderem die Lehenssachen und die osnabrQckschen 
Angelegenheiten. 

Solchergestalt blieb der Terfassongsrofissige Gang in der Landes- 
vcnvaltung wfthrend der ganzen ersten Okkupation bestehen, wenn- 
gleich Decken und Grote nicht öffentlich funktionieren duiften. 
Allemal, wenn »Sachen vorkamen, welche von den Referenten nach 
der Vcrfassun;.'^ nicht eigenmächtig entschieden worden durftpn, 
beiiUen <'u\i diese, die Willensmeinung der Minister oinzuholen, 
Uiu su \i <lann auf das genaueste nach derselben zu ri( litcn. Wie 
sorgsam die Referenten selbständigem Dt-nkea und Handeln in dt i- 
verantwortungsvollen Zeit aus dem Wege gingen, mag eijie Äusserung 
des uns bekannten Geh. KanzleisekretArs und Kommerzrats Brandes 
darthun. Es handelte sich darum, Stellung zu einem Projekte zu 
nehmen, nach welchem ein jüdischer Negociant dem französischen 
Kommandiownden für die Löhnung und Verpflegung der Armee eine 
bedeutende Summe vorstrecken wollte. Ober diesen Gegenstand 
sprach sichBrandes in einem Promemoria an die Minister (29. Jan. 1805) 
fnlp-endermassen aus: „Noch habe ich keine entschiedene Pilval- 
nloinün^^ Kommen mir LaiAdige hohe Befehle zu, so handele ich 
berstininit niuli diesen. Kommen mir selbige zur rechten Zeit zu, 
so )ik'hi es viellt ii ht Gelegenheit, dass ich noch auf die Ansichten 
anderer etwas einwirken kann. Erhalte ich keine bestimmten 
höheren Befehle, so werde ich, falls sich keine entschiedene Privat- 
meinung zur Zeit der Deliberation über erwähnte Angelegenheit bei 
mir festsetzt, mich den Wünschen des Landes konformieren*. 

Wie bei den Departements- oder Kanzleisachen, so blieb der 
Einfluss der Minister auch bei der Domanialverwaltung gewahrt. 
Zwar durften sie es nicht wagen, an den offiziellen Sitzungen der 
Kammer teil zu nehmen. Es konnte ihnen aber nicht schwer fallen, 
sich von den vorkommenden wichtigen Angelegenheiten eine fort- 
laufende Kemilnis zu verschaffen und durch die Eröffnung ihrer 
Meinungen und durch Erteilung von Ratschlägen insgeheim die 
Kammerangelegenheiton nacli ihrem Willen m leiten. Ein „aus- 
nehmend grosser Gewinn" war es, wie Decken und Grote in einem 
Berichte an König Georg III. vom 3. Februai* 1804 hervorheben, 
dass das Domanium nicht, wie es bei der Okkupation im 7jälirigen 
Kriege geschehen war, unter eine französische Regie gezogen, oder 
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gar einer Konipag^nie fninzüsischer Financiers in Pacht gegeben 
mirde. An Antrfi^'eii dazu hat es auch dieses Mal nicht gefehlt. 
Sü befand sich im Juli ISOi ein Unteniehmer an« Pari?. Namens 
Levasseur, in Hannover, welclier die .^ämllichen Einkünfte des 
Kurfürstentums in Pacht zu nehmen begehrte. Glücklicheivveiae 
wurde die Gefahr hintertrieben, imd die Kammer hKeb während 
der Dauer der ersten Okkupation von nachteiligen Eingriffen in 
ihren GeschAflskreis im grossen und ganzen verschont 

Anfänglich schien es freiUch, als ob einzelne Zweige der 
Domanialverwaltun^s n&mlich das Bergwerks- imd das Forstwesen, 
französischer Einmischung unterliegen würden. Denn es fanden sich 
auf dem Harze zwei französische Bergbeamte ein, um die dortigen 
Ben^werke zu inspizieren. Wir vernehmen aber, dass ihr Eingreifen 
It! die Geschäfte durch das ebenso einsichtsvolle als vorsichtige 
Benehmen des Geh. Kammerrats nnd Hei-gliauptmanns von Meding 
unseliadlich gemacht worden sei. Ebenso durchstrichen mehrere 
französische Forstbeamte, deren oberster ein „Inspecteur des Korets" 
GbauTet war, die haunoverschen Waldongen, um das für die fran- 
zösischen Schiffswerfte brauchbare Holz auszusuchen Doch wusste 
man hannoverscherseits auch diese Nachforschungen so zu Imken, 
dass daraus kein Nachteil für die Forste entstand. 

Von grosser Bedeutung war es, dass die heimische Admini- 
stration der Kammerkasse, und sonstigen öffentlichen Kassen während 
der französischen Besitznahme erhalten blieb. Gleich nach ihrer 
Einsetzimg hatte die Exekulivkommission in prösster Eile eine 
Generalkasse eingerichtet^), um dadurch der drohenden Ernennung 
eines franzfisisclu^n ^Caissier general" zuvorzukommen. Die Ein- 
nahmen dieser direkt unter der Exekutivkümmisaioii stehenden 
Kasse setzten sich aus den Überschüssen der sämtlichen Haupt- 
kassen, namentlich der Kammerkasse und der landschaftlichen 
Landrentereikassen zusammen. Wöchentlich mussten dieRechnungs- 
fOhrer der Hauptkassen einen Etat des Bestandes an die Ezekutir* 
kommission gelangen lassen; bei welcher Gelegenheit anzugeben 
war, wie viel von dem Vorrate entbehrlich sei und mithin zur 
Disposition der Kommission stehe. Letztere hatte ihrerseits aus 
den Beständen der Generalkasse die von den französischen Befehls- 
habern geforderten Gelder an den Generalzahlmeister der französischen 

1) Vgl. auch .Prürung der öOentlicben Erklflning und feierlichen Verwahrung 
des Hoftichtm, auch Land- und Sehatarats von Berlfpsch* S. 14 f, 54. 

2) Cirkular d»?r Exi'kutivkommission nti <lt<> landschafllirhi n KnlL-^-icn vom 
6. Juli 18U3. <?Hnickt in Lenthi-, An liiv 1, 107 f. Die Hechnung übf-r die 
Einnahme und Ausgabe dt-r Generalka^st' führte der Konuuissar Eiscndecber. 
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Armee ;iu>zuxalilen. Über die Venvcndiinj.' ilt r übnVen, von ihr 
selbst verwalteten Kassenbeträge niusstc sie dov liörhsteu französischen 
Behörde die genaueste Rechenschaft ablegen. Kein Pfennig durfte 
auf die heimische Administration des Landes verwandt werden, ohne 
dass Dörbach und MorÜer ihre EinwilUgung gegeben halten. Eben- 
sowenig war es der Kammer gestattet, betrftchtliche Summen auf 
Besoldungen, Baukosten, Zinsen etc. ohne vorherige framsOsische 
Bewilligung auszahlen zu lassen; nur geringe kuirente Geldzahlungen 
durften direkt von ihr vcifügt werden. 

5fan glaube nicht, dass es den hannoverschen Behörden von 
den französischen Befehlshabern prstatt» t worden sei, die Bedürfnisse 
der Landesverwaltniig' in dem ;j<'\vüliriten UmfanL"- m biTriedi^ron. 
Zu Beginn der Okkupation hatte Mortier die Bezahluni? drr silnit- 
ii< iien Besoldiin^rt'n und Pensionen bis dahin suspendiert, dass er 
ein namentliches Verzeichnis der tniplangsberechtigten erhalten und 
genehmigt haben Mrürde. Bei dem Michaelistermin 1803 musstc 
daher ein grosser Teil von den Besoldungen der Staatsdienerscbaft 
röckstftndig bleiben; nur allmählich und der Hauptsache nach erst 
im Jahre 1804 konnte die Auszahlung nachgeholt werden. Am 
16. Februar 1804 ermächtigte Mortier die Ezekutivkonunission, 
jährlich eine Summe von 120 000 auf die Besoldung der Civü- 
bedienten und 20000 auf die Pensionen zu verwenden. Er bedang 
sich dabei aus, dass kein halbjrihrlicher Besoldungsbelra;.' über 
450 1^ hinausziehen dürfe. Die Besoldung der Minister und der 
sonstifren Ministcrial- oder Kanzleibeamten, drr j^'esandtsehafllichen 
und Hofbeamten wurde von Mortier vollständig gestrichen. Trotz 
der vielfachen Kürzuni,'en und Streichungen reichte aber die aus- 
gesetzte Summe nicht hin, um dem Gros der Staatsdienerscbaft den 
Gehalt ganz auszuzahlen. 

hidessen waren den Franzosen manche Zuflösse der Kammer^ 
kasse, welche separiert berechnet wurden und darum bei der aU- 
gemeinen Kammerrechnung, die Durbach vorgelegt werden musste, 
nicht zum Vorschein kamen, verborgen geblieben. Von der Existenz 
einer Reihe von Kassen, welche den verschiedenen Ministerial- 
departements anvertraut wnren, als der Klosterkasse, der Manufaktur- 
und Impostkasse, dei- Hamelnschen Schleusekasse, der We^rfrelds-, 
Lotterie-, Allodial-, Intelli«^'enzeomptoir-, Ct lleschen Beneficialkasse 
und anderen Kasstn mt hr habi n die franzü-;is( hm Behörden ent- 
weder gar keine Kenntnis erlialten, oder sie liaben sich doch nicht 
im geringsten um deien Verwaltung gekümmert. Die Zersplitterung 
des Kassenwesens, die in Friedenszeiten als ein grosser Übelstand 
empfunden war, und das hannoversche Finanzwesen zu einem 
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Äusserst venvickclten und ganz unübersichtlichen gestaltete, hatte 
während der Okkupation die segensreichsten Folp-en. War dadurch 
einerseits für jene abgeschlossenen Verwaltungsgefren.stände auf das 
beste gesoi-gt, so konnte auf der anderen Seite mit den Überschüssen 
der erwähnten Kassen und den anderen geheimen Zuflüssen der 
Kaiamerkasse manchen Bedürfnissen der Landesadministration, für 
weldie die Franzosen die nötigen Gelder nidit bewiDigen wollten, 
abgreifen werden. Auf diese Weise wurde es erreicht, dass Ostern 
1804 die öffentlichen Gi^ilbeamten den vollen Betrag ihrer halb- 
jährlichen Besoldung ausgehAndigi erhielten. Nur diejenigen Beamten 
waren davon ausgenommen, deren Gelialt von den Franzosen 
gestridi^ war. In einem Berichte, den die Ministeram 9. August 1805 
an Georg III. richteten, konnten sie bemerken, man habe es bislang 
noch unter der Hand cnmöglicht, die fälligen Besoldungen an die 
imLaii'l« «i'-h aufhaltenden Beamten sowie die Wilwenpensionen ganz 
und ohne Abzug zu bezalilen. Dasselbe gelte von den Zinsen solcher 
Kapitalien, welche der Kammer von Privatpersonen dargeliehen 
seien, wenngleich hier einige V'erspütuiig juciit zu vermeiden gewesen 
sei Selbst die Gehftlter der G^iehnen Eanzleibeamten seien ganz 
berichtigt worden, und auf den Gehalt der adeligen Hofdienerscfaaft 
sei wenigstens eine Abschlagszahlung geleistet 

Übler als die GivUdienerschaft war das MilitAr daran. Wohl 
hatten die Provinzialstände gelegentlich der Artlenburger Konvention 
versprochen, für das Militär zu soigen. Den Unteroffizieren und 
verheirateten Gemeinen war die hannoversche Pension, den Offizieren 
Hai hsold zugesagt worden. An dem guten Willen, dieses Versprechen 
zu erfüllen, hat es den Ständen auch nicht ;.'efelilt. Auf einer 
Generalversanimlung der landschaftlichen Deputationen, welche zu 
Anfang Septenibir 1803 in Hannover stattfand, wurde einmütig 
beschlossen, ,zu provisorischer Versorgung des hannüverschen MiUtärs, 
sowohl des dienenden als auch des pensionierten, monatlich SOOOOii^ 
zusammenzubringen und diesen Beitrag durch eine in Hannover 
etablierte MOitfirkommission unter die dahin gehörigen Individuen 
verteilen zu lassen' >). 

Allein Mortier hatte der Exekutivkommission schon im Juli, 
als sie sich für das hannoversche Militär venvandte und um An- 
weisung d«" erforderlichen Geldsummen bat, erklärt, er wolle es 
ignorieren, wenn die StHndc etwas für die Tnipi>en thun wollten, 
könne aber eine Autorisation dazu keineswegs erteilen; auch dürfe 
diese Ausgabe nicht den Forderungen für das französische Heer 

1) Vgl. Lenthe, Archiv I, 173 L 
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nachtcilit: sein. Du war guter Rat h-uiT! Denn jene Forderungen 
waren Ijeroils in eiaein solclifii MuaSatalK- an;/olept, dass ilire Be- 
friedigung uiiüiOglich schien. ^\ oher sollte man da die beliiichUiclieii 
Summen für die Unterhaltung des hannoverschen Militflrs nehmen? 

In der Thai sind aus manchen Landschaften die Beitrage zu 
den monatlichen 30000 Thalem Oberhaupt nicht, aus den anderen 
nur sp&rlich und mit Unterbrechungen in Hannover eingegangen >). 
So konnten nur höchst bescheidene Zahlungen an das haimoversche 
MiUtftr geleistet werden. Im September 1S01- musstcn auch diese 
wegen des zunehmenden Geldmangels eingestellt werden. — Vor- 
pchüssp, welche der Herzog von Braunsrliweifr den hannoversrhen 
Behörden zur Unterhalfnn? der nach der Elb-Kunvenlion iui Lande 
verblifbent n Oflizicre und Soldaten hergab -J, reichten nicht liin, 
auch nur die Häinc der Pensionen zu bezahlen. Uni?finst wandle 
man sich von üaiiuover aus an die Minister von Kithnaiisegge und 
von Amsswaldt zu Schwerin, welche bei ihrem Fortgange die 
beträchtlichen Best&nde der Generalkasse mit sich genommen hatten, 
mit der dringenden Bitte um Unterstützung. Ob es nun Hartherzig- 
keit war, oder ob andere Gründe voriagen, genug, die beidoi 
Minister weigerten sich hartnftctig, Geld In das von d^ Franzosen 
besetzte Land zu schicken. Unter diesen UmstAnden konnte es 
nicht ausbleiben, dass ein grosser Teil des hannoverschen Militärs 
in grosse Not geriet. 

Die Thätigkeit der Kricgskaiizlei wurde natürlich während der 
ersten Okkupation sehr eingeengt: sie beschränkte sich auf die Für- 
sorge für das heimisclie Militär. Mit der Verpflegung des fran- 
zösischen Heeres und mit der Regelung der Einquarticrung.slast bat 
die Kriegskanzlei nichts zu thun gehabt; diese Sorge fiel den 
Deputationskollegien und der von derKri^skanzlei ganz unabhängigen 
General -Magazindirektion zu. Auch die Militäigerichtsbarkeit der 
Kriegskanzlei hörte während der französischen Besetzung auf, da es 
hannoversch erseits im Jahre 1803 för zweckmässig befunden ward, 
die heimischen Soldaten der Rechtssprechung der Givilgerichte zu 
unterstellen 3). 

In unge.'^törter und uneingeschränkter Thätigkeit verblieben 
dagegen die Justizkollegien während der ersten Okkupation. Bei 

^} Mit der Verteilung dcrsulbea unter das Uarmoversche Mililiir wurde der 
ObnBUeulnant und Rittenchaftsdeputlerte von Hedenuum beauftragt Aktenstttcke 
der provisorisciien oder enUn aUganeineii Stftndeversamoilung des Königreichs 

Hannover I, 314 f. 

2) Ompteda, Politischer Naehlass 1, 30 f. 

3) Vgl. Tagebuch der VotftUe I, 58 f. 
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dem Anmarsch der Fraiizoson war von dem hannoveis« hen Mini- 
sterium die Anordnung getrotTeii worden, dass das Justi/depui toment 
durch den Staalsmiiiialer und Uber-Appellationsgerichts-l^räsidenten 
von der Wense von Gdle aus vers^en werdoi sollte. Fran- 
zOsischerseits ist daran nichts geftndot worden. Die Hinister von 
der Decken und von Grote führen dies in ihrra Berichten an 
€reorg ni. darauf zurüdc, dass nadh der französischen Verfassung 
mit dem Präsidium des höchsten Justizhofes zugleich die Besorgung 
aller zum eigentlichen Justizministerio gehörigen Sachen verbunden 
sei: hiervon hätten die Frauizosen sogleich auf die hannoverschen 
Verliültnisse Anwendung gemacht. — Wie dem auch sei, jedenfalls 
hat Mortier m wiederholten Malen ausdrücklich erklärt-, dass in den 
Gang der Justiz bei den höheren und niederen geistliilien und 
weltlichen Gerichten der hannoverschen Lande auch nicht auf die 
entfernteste Weise eingegiiü'en weiden solle. Das war auch keine 
blosse Phrase. Die französisch«! Befehlshaber haben in Patten, 
wo sich verurteilte Personen um Milderung des Ürteibpraches an 
sie gewandt hatten, die Petenten gftnzlich abgewiesen. Selbst wenn 
es sich um CSvilklagen französischer Militärs g^n hannoversche 
Landesunterthanen handelte, gestatteten sich die französischen Be- 
hörden keine Einmischung, sondern lies.-eu der Administration der 
Justiz bei den ordentlichen Gerichtshöfen freien Lauf. Nur wurde 
für solche Fälle ein mehr summarisches Verfahren angeordnet. 

So machte sich auf dem Gebiete des Justizwesens kaum eine 
Stüi*ung bemerklich. Man müsste es denn als solche betrachten, 
dass die Bestfitigung mancher Kj-iminalerkenntnisse, welche ver- 
fassungsnius5.ig dem Plenum des Staatsministeriums vorbehalten war, 
jetzt lediglich von selten Wenses erfolgte. Hinsichtlich der Todes> 
urteile glaubte Wense allerdings die Verantwortlichkeit einer soldien 
Bestätigung nicht auf sich nehmen zu dürfen. Er fragte daher in 
London bei dem Minister Lenthe an, ob es genüge, wenn die Minister 
von der Decken und von Grote in den betreffenden Fällen mit ilmi 
einverstanden wären. Lenthe konnte wegen der Krankheit des 
Königs den Fall der königlichen Entscheidung nicht vorlegen; doch 
meinte er, es leide nicht den geringsten Zweifel, dass Geoi-g TIf. den 
Voisdilaur vollkommen billigen werde; man solle nur ruhig nach 
dein ^ II n liandeln. 

\\a- »lie fibrigen höheren Landesbehörden betriirt, so slolUe 
da^ Künjjuerzkullegium seine Zusammenkünfte offiziell ein, um die in 
ihm präsidierendoi Minister mcht blos^ustellen. Die laufenden 
Geschäfte wurden durch Girkulation der Akten und Ausfertigungen 
besorgt. Bei den öffentlichen Ausschreiben des Kollegiums ward 
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dio Vorsicht |t:ol)rau( lit, r^it- nicht von einem dw xMinistt r, sondern 
von cit-m illtcstm Koinineizrate unterächreib(*n zu lassen. — Bei dem 
General - Postdirekloriuiu tritt keinerlei Einwirkung der Okkupation 
zu Tage; es bUeb unter der geiieimen Leitung des Postdepartements 
in ungestörter Th&tigkeit. Ein Gleiches gilt von dem Konsistorium 
zu HannoTer. Der geheime Emfluss des Ministeriums wurde auch 
hier gewahrt, insofern die Besetzung Ton PfonsteUen erst dann er- 
folgte, wenn den Ministem davon Anzeige gemacht worden war. Die 
Bestätigung des Königs, welche hierbei ebenfalls forderlich war, 
musste freiliih für spatere Zeiten vorbehalten bleiben. 

Auch die ständische Verfassiinfr und Vcr^valtiuig ^vu^de durch 
die französische Okkupation längst nicht so sehr br-olnfrächtigt, als 
man erwarft-n sollte. Von einer ordnungsinässigen Konvokation der 
Provinzialstände konnte freilich bei der oftiziellen Auflösung' der 
hannoverschon Regierung keine Rede sein. Soviel man sehen kann, 
haben die iialbjährhchen Zusammenkünfte der grösseren ständischen 
Ausschfisse oder sogenannten landschaftlichen Kollegien, in welchen 
dem Herkommen nach die ordinären Steuern bewilligt wurden, 
während der Dauer der ersten firanzösischen Okkuimtion nicht statt- 
gefunden. Jene Bewilligung liess sich aber um so lichter entbehren, 
als sie seit langer Zeit zu einer blossen Form herabgesunken war, 
auf welche nirgends Gewicht gelegt wurde. Zudem ermangelte 
Mortier nicht, den hannoverschen Behörden und Unterthanen durch 
ein Arrelö vom 12. Juni 1803 einzuschärfen, dass ,die bisher ein- 
geführte ordnungsmässige Verfassung in Kntrichtung und Erhebung 
der öfTentlichen Abgaben" auch ferneihin gebührend beobachtet 
weiden solle. Die stillschweigende Forlerhebung der ordinären Steuern 
fand unter solchen Umständen nii-gends Anstand. 

Sebwferiger lag die Sache hinfflcfatlich der ausserordentlichen 
Steuern, welche man hannoverscherseits zur Befriedigung der 
französischen Fordeningen einfähren musste. Nach Braunschweig- 
Lünebuigischem Staatsrechte durfte ohne die Einberufung und Zu- 
stinmiung der «allgemeinen Landtage" in den verschiedenen Pro- 
vinzen keine neue Steuer ausgeschrieben werden. Nun war aber 
die Konvokation eines allgemeinen Landtages ebensowenig zulässig, 
als ein Zusammentreten der Landtage ohne landesherrliche Kon- 
vokation. Nur im Limeburg-isehen scheint die <'igeiiniächtige Ver- 
sammlung der Landstände l^cchtens gewesen zu sein'). Man musste 
sieh darum he(iuemen, die Rücksicht auf „sonst gebräuchliche weit- 
läufige Formalia"' fahren zu lassen und die ,verfassungsuiitssigc 

1; Manecke, Staatsreclit S. 310. 
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Konkurrenz der sämUicheii Herrn Stände" durch irgend ein Surrogat 

zu ersetzen. 

In den meisten hannoverschen Provinzen sind die ausserordent- 
lichen Steuern von den Deputationskollegieii ausgeschrieben worden, 
hu Calenbergischen und Bremischen wurde das erste Steueraus- 
schieibeD noch Ton einer grosseren landstflndisehen Versammlung 
erlassen. Das caleobeigische Ausschreiben (vom 16. Joli 1803) 
ist unterschrieben von den ,aUhier anwesenden Landständen der 
Fürstentl^er Galenberg und Grubenhagen von der Frfilatnr, Ritter- 
schaft, grossen und kleinen Städten" , und es beisst in demselben, 
dass die Unterzeichner zu dem Erlass der Steuer „von ihren Mitständra 
auf dem jüngst verflossenen Landtage" ermächtigt worden seien. 

Erwähnt zu werden verdient, dass der bekannte ehemalige Hof- 
richter von Berlepsch Ende August 1803 eine Schrift unter dem 
Titel: »öfTentliche Erklärung und feierliche Verwahrung des Hof- 
richters, aucli Land- und Schatzrats von Berlepsch die Besteuer- und 
Beschatzung des Fürstentums Göttingen betreflfend" erscheinen Hess, 
in welcher er die Rechtsbeständigkeit des calenbeigisdien Deputations- 
kollegiums negierte und die von demselben ausgeschriebenen Steuern 
als ilandesverfassungswidrig, ungültig und für die Unterthanen ganz 
unverbindlich* hinstellte. In der That wurde durch diese Schrift 
die Bevölkerui^ im Göttinglschen hier und da verleitet, die Bezahlung 
der Ah^^alM n ZU verweigern. Die Folge war, dass auch die Fürsten- 
tümer Gottiiigen und Grubenhagen, in welche bis dahin keine fran- 
zösisch! n Truppen eingerückt waren, von den Franzosen )h -ctzt 
wurden -j. Dies und eine Reihe von Gegenschriften, in welchen die 
Ausfühningen Berlepschs widerlegt und mit Recht betont wurde, 
dass es bei dem Drange gebieterischer Umstände nicht auf die 
»publicistischen Formen" ankommen könne, brachten das aufgewiegelte 
Piiblikum in Gottingen wieder zur Ruhe. 

In den (Übrigen Provinzen fand die Schrift von Berlepsch weder 
Verbreitung noch Erfolg, obgleich auch hier eine strenge Beobachtung 
der ver&ssung«nä8sigen Formen nicht möglich war. In der Graf- 
schaft Hoya schrieb das DcputationskoUegium die extraordinären 
Steuern »mit Zustimmung des grösseren Äusscfamses von Ritter- 
und Landscliaft aus, während docli der grö>sere Ausschuss zur 
Einhlhrung ausserordentlicher Steuern nicht konipetont war, sondern 
nur der allgemeine Landtag. — Im Lauenbui^iscben wurden die 

•) Hannoversche Anzeigen J. 1803, St 57. 

2) Über die Bi fu^-Tiis d. s Calenberg -Grubenhagenschen Landesdepulalions- 
Koilegiums bei jetziger Okkupation des Landes, gegen von Berle[>8cbs OffcnUicbe 
Erklärung und feiei'Licbe Verwabnug S. 4 f. 
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Steuerausschreiben von der Rep^ierung zu Ralzohurg -inii Beistimmiinf? 
der Stände" erlassen; im üsiiabrückseheii von der Land- und Jusliz- 
kanzlei, ebenfalls mit Zustimmung einer landschaftlichen Konferenz. 

In der Provinz LOneburg, wo die Stftode wobl die umfassendsten 
PffltogatiTO hatten, bot das Rechi, auch obne die Konvokation des 
Landesfürsten zusammenzutreten, die Möglichkeit, die Steuern vor 
ihrer Ausschreibung durch das Ifineburgische Deputationskollegium 
von einer grösseren ständischen Versammlung beraten und genehmigen 
zu lassen. Die erste ausserordentliche Steuer musste allerdings, 
weil Gefahr im Verzuge war, von dem Deputationskollegium selbst- 
ständig anfroordnet werden; man suchti^ aber die Gorprht?amp der 
Stf^nde dadiircli zu wahren, dass mau die ^.'t iluclito Steuer bloss 
]iiüvisoiiscli ausschrieb Um ,den fernereu (Jcbraufh einer ver- 
fuasuu<:siiiüssigen Ordnung mfttriichst aufrecht zu eihalteii", \\'urden 
dann von dem LandschatUdirektoi von Lenthe die im Lande sich 
aufhaltenden «Herrn Beg&terte", die Mitglieder des landschaftlidiai 
Ausschusses und die Vertreter der landtagsffthigen St&dte auf den 
29. September 1808 zu einer stftndischen Versammlung im land- 
schafUichoi Hause zu Celle eingeladen Die «Eigenschaft eines 
wirklichen allgemeinen Landtages' sollte diese Versammlung nach 
d( ui Einladungsschreiben Lenthes nicht annehmen, sie unterschied 
sich aber von einem solchen nur durch den Mangel der wenn auch 
niclit erforderlichen, so doch herjjebraeliten landesherrlichen Berufung. 
Die Versammlung, welche drei Tage währte, war von 38 Personen 
beisncht, darunter von dem Staatsminister von di r Wense und dem 
Gelieinien Rat von Grote. Am ersten Tage bi-aclite der Landschufls- 
direklor u. a. eine hisloriache Darstellung der Begebenheiten seit 
der franzOdschen Invasion zur Verlesung, welche zu den wichtig- 
sten Quellen fOr die Geschichte der ersten Okkupation zfthlt^). 
Demnächst wurden verschiedene Fragen diskutiert:, ob man zur 
Unterstatzung der von der Einquartierung zumeist betroffenen Ort- 
schaften eine Hülfssteuer einführen soUe; wie die Kriegerfuhren und 
Magazinlieferungen auf die Bevölkerung zu repartieren seien; in 
welcher Weise die Exempten zu den ausserordentlichen Lasten bei- 
trap-en sollten u. s. w. Zum Schlüsse ward die Fnijre i rörtert, 
wie es in Zukunft gehalten werden solle, weim neue Steuern aus- 
geschrieben wcnien müssten. Es v^nirden drei Vorschlag«' ;jrmaclit: 
1) Das Deputat ioasküllesrinm möge entacluMden. ^2) Der landsciiaft- 
liche Ausschuss möge zur Entscheidung berufen werden. 3) Zu dem 

») Lenthe. Archiv I, 172. 

2) Das. S 158 f. 

3) Dai. S. 166 ff. 
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landschaftlichen Aoi??chusse möchten noch acht Dopntiortc ans der 
Ritterschaft hinzutrt'ten. Diese VorschhiLro fanden aber keinen Bei- 
fall. Statt dessen wurde beschlossen, bei neuen Auflap^en eine 
älmliche Versanimlunp wie die gegenwärtige zu berufen That- 
sächlich haben während der ersten Okkupation noch viermal ähnliche, 
wenn auch nicht so stark besuchte Konferenzen zur Entscheidung 
fiber Steuerfragen getagt, am 27. Februar 1804, am 10. December 1804, 
am 3. April 1805 tmd am 24. September 1806. 

Hier sei auch einer Generalversammlung der landschaftlidien 
Deputationen gedacht, welche der fk^nzftsische General Mortier auf 
Anfang September 1803 nach Hannover einberufen hatte, wie be- 
richtet wird, aus Eitelkeit, um in einer grossen ständischen Ver- 
sammlung den Fürsten spielen zu können 2). Sie fand statt im 
grossen Rittersaale des königlichen Scidosses und dauerte sieben Tage, 
vom 2. — 8. September. ErOfVnet ward sie von dem Geneiai Mortier 
mit einer langen Rede, in welcher er die Berichtigung des seit 
zwei Monaten rückständigen Soldes und die Sicherstellung der für die 
französische Armee in der nächsten Zeit erforderlichen Ausgaben 
▼erlangte. Die Generalversammlung musste infolgedessen das 
Landesdeputations-Kollegium zu Anleihen auf den Kredit der sämt- 
lichen Landschaften ermächtigen 3). Einen anderen Beschluss der 
Deputierten, för das hannoversche Militär monatlich 30000 zu 
venvenden, so lange die nötigen Mittel vorhanden sem würden, 
haben wir schon früher erwähnt. 

Dass die Generalversammlung es nicht an Vorstellungen nm 
Vermindemng der französischen Truppen im f.ande fehlen liess, 
versteht sich von selbst. Die Spreclier der Stände, Landschafts- 
direktor von Lenthe und ilofrat Patje, versprachen in deren Namen 
für jedes abziehende Regiment die sofortige Auszalilung des rück- 
ständigen Soldes. Auch bat man Mortier um Festsetzung ,emes 
die Kräfte des Landes nicht fibosteigenden monatfichen tmwandel- 
baren* Pauschquantums, ohne aber mit solchen Vorstellungen Erfolg 
zu haben. 

Was die Erhebung der Steuern betrifft, so haben sich die 
Franzosen in dieselbe nur insoweit gemischt, als sie ein oder das 
andere Mal auf das Ersuchen der hannoverschen Behörden eine 

„colonne de punition" gegen widerspenstige Steuerzahler an?«andtfn. 
Auch die Verwaltung des landschaftlichen Kassenweseus blieb von 

1) Lenthe^ Archiv I, 165. 

') Heinrich David Stüve S. 63. 

3) Lenthe S. 174 f. V'^\. Tagebuch der VorRlüf I, 75; (Sclielver), Das Kur- 
fürstentum Hannover S. 49 und Hausmann, Erinnerungen S. 43. 
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den Franzosen unbehelligt. Es verblieb 1x1 (li»?sen Venvaltungszweigen 
alles beim Alten. Nur lieferten die Landrontereien die Gelder zum 
Milil.ü.i-elat, welche sonst in die Kasse der Kriegskanzlei geflossen 
waren, jetzt an die neu errichtete Generalkasse ab. Ob auch die 
«etwaigen ÜbenchusQgelder" der Landschaften an die Generalkasse 
abgeliefert sind, wie dn Ausschreiben der ESzekutivkomniisston vom 
6. Juli 1808 verlangte, muss dahingestellt bleiben. Jedenfalls haben 
die Stfinde fiberall die zur Bestreitung der landschaftlichen Ver- 
waltung und namentlich zu der Auszahlung der Zinsen erfordorlichai 
Geldsummen zurückbehalten. Die Berichtigung der Zinsen von den 
landschafilichen Schulden ist während der Jahre 1803 — 5 stets 
prompt erfolgt. 

Im grossen und ganzen blieb also die Adtninistraüon des han- 
noverschen Landes in den Händen der heimischen Beliördon und 
koimte, worauf die hannoverschen Minister besonders Werl legten, 
.nadi deai Tofassungsnifi^igen Principiis* besorgt wad» Daran 
Änderte auch der Wechsel der französischen Befehlshaber nichts. 
Der General Hortier wurde nAmlich im Februar 1804 nach Paris 
zurückberufen, um dort ein Kommando in der Eonsulargarde zu 
übemehmf'ii. In Hannover glaubte man allgemein, dass die Ab- 
berufung Mortiers das Werk einer Intrigue seines Generalstabs-Cbe£B 
Berthier, eines Bruders des französischen Kriegsministers, sei. 
An Mortiers Stelle trat nach oinom knrzon Intorimskommando des 
Generals DessoUe der Marschall Beraadotte, welcher Anlang Juli 1804 
in Hannover eintraf. Wie gesaut, auch er enthielt sich der Ein- 
mischung in die hannoversche Laiulesverwaltung. 

An Drohungen der französischen Befehlshaber, die hannoversche 
Verwaltung durch eine französische zu ersetzen, hat es freilich nicht 
gefehlt. Namentlich Bemadotte war mit solchen Drohungen schnell 
bei der Hand, wenn das Geld für die Löhnung und Verpflegung der 
Truppen einmal ausging und die Befriedigung der französischen 
Forderiuigen Anstand fand. So drohte der französische 
Marschall z. B. um die Mitte des Jahre? ISOl^, als die I Jczahlung 
des Tmppensoldes auf grosse Schwierigkeiten >lie?s, mit allerlei 
gewaltsamen Massregeln. Er sprach von Einziehung der Be- 
soldungen, Pensionen und aller bislang noch bewilligten 
Zahlungen, von Verkauf der Domanialwaldungeu, Verpachtung der 

1) Andets war es im 7jtiifjgen Kriege geweseD, wo es «teiiier ttDerehmt- 

lichsten Majestät* gefallen hatte, dem Chevalier Baron de Luc»' die .rteiitrat- 
admini?trritinn der Justiz, Polizei und Finrtnzf-n in aüfn erohcHenund in crdhoriiden, 
dem kurfUi-slen von Hannover zugehörigen Landen autzutragen*. (Auä5cliruiLen 
Yom 14w Ang. 1757.) Vgl Havemani] HI, 668. 
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Landesrevenuen an französische ünternelunor. von einer aufzulegenden 
schweren monatlichen Kriegssteuer, ja von einer vollständigen fran- 
zösischen Administration, nicht bloss in dem Finaiizfache, sondern 
auch hl den übrigen Verwaltungszweigen, selbst in der Justiz '). — 
Wrklidi wurde damals Befehl erteilt, alle und jede Ausgaben mit 
Ausnahme der Zahlungen fOr die französische Armee einzustellen 
und 'die Vorräte sftmtlicher dem EammetkoUegium untergeordneter 
Kassen binnen 24 Stunden abzuliefern. Der Marschall liess sich 
aber durch die drmgenden Vorstellungen der hannoverschen Behörden 
sogleich die Modifikation abdringen, dass alle zur Administration 
der Justiz notwendigen Ausgaben mit Einschluss der geringepwi 
Besoldungen, ferner die durchaus erforderlichen Hcbnngskosten im 
Steuerfadie, ebenfalls mit Einschluss der geringeren Besoldungen, 
dann die unbedingt notwendigen und unaufschiebbaren kleinen 
Bausachen und endlicli kleinere Gnadenbewilligungen an notdürftige 
Personen bewilligt sein sollten. 

Um die gleiche Zeit suchte sich Bemadotte durch geforderte 
Berichte auf das genaueste und bis in das kleinste Detail Ton der 
gesamten Verwaltung des Landes zu unterrichten. Darnach scheint 
die Einführung der firanzösischen Administration, als deren Grundlage 
jene Berichte offenbar dienen sollten, für einen Moment ernstlich 
ins Auge gefasst zu sein. Tlannoverscherseits merkte man diese 
Absicht wohl; man trug daher Sorge die Beantwortung der gestellten 
Fragen so lange liinzrr/iehon, bis man durch eine nach langen ver- 
geblichen Untcihaiidlungeu in Bremen bewerkstelligte Anleihe in 
den Stand gesetzt war, den Forderungen Bemadotti\-; wenigstens 
tLilweise Genüge zu leisten. Nun war von der Einführung einer 
französischen Verwaltung voiläulig keine Rede mehr, und auch die 
Zahlungen für das Land wurden wieder frei gegeben. 

Spftter tauchte das Projekt einer französischen Verwaltung von 
neuem auf. Im Januar 1805, wo wiederum eine kritische Lage ein- 
getreten war, hatte Bemadotte mehrere Unterredungen mit E. Brandes, 
in welchen er sich ausführlich über jenen Plan verbreitete. Brandes 
entwickelt in einem Promemoria vom 29. Januar 1805 die Absichten 
des französischen Marschalls folgendermassen : Bemadotte denke 
daran, falls man 7.vi seinen Forderungen nicht Rat schatTe, auf alle 
Revenuen der Kaniiner und der Landschaften Beschlag zu legen 
und zu deren Erhebuni: französische Beamten einzusetzen. Diese 
sollten einen schlecliten Gehalt empfangen, sich aber auf Kosten 

Bericht der Minisl« r zu Hannover an ilire in Schwerin wälenden Kollegen 
(11 Juli 1804). Vgl. Lenthe» Archiv I, 904 f. 



Digitized by Google 



80 



dei Unterthanen cniühieu, wciiii niclit gar bciLiclicni. Die Aus- 
zahlung der Zinsen, Besoldungen und aller übrigen Verwaltungs- 
kosten solle tmterbteib^. Betnadotte habe mit Emphase Tersichert: 
.Ich bedarf Eorer Beamten gar nicht Die wenigen Leute, welche 
ich n6tig habe, werden mich nur ein Geringes kosten. Gerichtshöfe 
und Amtmftnner sind entbehrlich, denn meine Armee wird die Ruhe 
im Lande aufrecht erhalten und die Justiz wird durch das Milit&r 
verwaltet werden. Wenn unter d* n Einwohnern des Landes einige 
sind, die von dem hergebrachten Prozessgange nicht lassen wollen, 
so brauchen sie blos? den ehemaligen Richtern Sportelri /u zahlon; 
Gehalt bekommen die letzteren unbedingt nicht. Die Unterhaltung der 
Strassen wird mir keinen Pfennig kosten; die nötigen Reparaturen werde 
ich venuittelst Frohndtii (curvL os) iiiuchen lassen. Audi Eure Scliuleii 
und milden Stiftungen gehen mich nichts an, ich werde deren Einkünfte 
einziehen." Das waren sdilimme Drohungen. Glücklicherwebe gelang 
es den hannoverschen Behörden auch dieses Mal durch die Ausserste 
Anspannung der Steuerkrftfte des Landes, die französischen Forde- 
rungen zu befriedigen und so die Gefahr zu besdtigen. 

Man darf annehmen, dass den französischen Befehlshabern der 
geheime Eiiifluss, den die hnnnovnsclim Minister auf die Admini- 
stration des Landes ausgeübt haben, nicht unbekannt geblieben sei. 
Sic gaben sicli aber den Anschein, als ob sie jenen Einfluss nicht 
bemerkten und ignoi irrten während der «j-anzen Okkupation die 
Thäti;.'kcit VOR der Deckens und v{»n Grote.- voll-tänrlig. So weit 
ging indessen die Nachsicht der französischen l>eiiOrdi-ii nicht, dass 
sie eine öflfentliche Wirksamkeit der hannoverschen Minister gestattet 
hätten. Wenn man sich hannoverscherseits wiedorbolt bemOhte, 
den Ministem einen öffentlichen Wirkungskreis in den Regierungs- 
angelegenheiten zu verschaffen, in der Art, wie er w&hrend der 
Okkupation im 7jAhrigen Kriege stattgefunden hatte, so war das 
völlig vergeblich. Die französischen Generäle konnten sich nicht 
von der Vorstellung losmachen, als ob das Ministerium des Landes 
ein englisches sei. Napoleon selbst soll die fixe Idee gehabt haben, 
die liannoverschen Minister seien fortwährend bemüht, die Sohfitze 
de? KnrtTir^ten (welche er sich sehr <:io-j vorstellte) seiner Macht 
1111(1 -ein. III Besitze zu entziehen, ( in rhanjit sahen die Franzosen 
das Land als eine englische Provinz an. Es galt ihnen als 
ausgemachte Sache, dass Hannover eine wahre Goldgrube für 
das Inseheich sei, und dass die grössere Hälfte der Landes- 
einkönfte öber das Meer gehe. Vielfach erregte es unter den 
französischen Soldaten, selbst den Offizieren grosse Verwunderung, 
in Hannover als einer englischen Provinz deutsch sprechen zu 
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hören^). Moi lier soll allenEmstes geglaubt haben, dass die Appellationen 
von demTiibunal in Celle an die höchsten engllEchen Gerichtshöfe gingen, 
und er war nur mit Müho davon alizubringen, dies förmlich zu unter- 
safj-en. Unter soldien Umständen mussten die zu Hannover Weilenden 
Minister sich sorgfältig darauf beschränken, im Verborgenen zu 
wirken. Dabei mussten sie sich auf das Äusserste vor dem Ver- 
dachte hüten, als hielten sie die Verbindmig mit England aufrecht. 
Insgeheim haben sie das freilich gethan und, wie wir gesehen 
haben, mehrfach (am 3. Febinar 1804, am 11. April 1804 und am 
9. August 1805) Berichte an den englischen König abgesandt, welche 
die wertvollste und zuverl&ssigste Quelle ffir die Geschichte der 
ersten Okkupation sind. 

Zur Beförderung der Berichte nach England betiutzton die 
Minister in Hannover die Vermittelung ihrer zu Schwerin befindlichen 
Kollc^^'ori ^. Zwischen Hannover und Schwerin wurde eine fort- 
laufende Kommunikation unterhalten, die zu Zeiten eine grosse 
Lel)liaftif:keit aimahm. Den Franzosen, welche überall ihre Spione 
hatten, konnte diese Kommunikation, so sehr sie auch im V^er- 
borgenen betrieben wurde, und so sorgtViltig die Schweriner Minister 
auch »alle Behutsamkeit gebrauchten, nicht coUegialiter als ein 
aktives Ministerium äusseriich zum Vorschein zu kommen", kein 
Geheimnis bleiben. Sie waren alsbald entschlossen, derselben ein 
Ende zu bereiten. Am liebsten hätten sie den Aufenthalt der 
beiden Minister von Eielmansegge und von Amsswaldt zu Schwerin, 
der ihnen zu grossem Ärgernisse gereichte, gänzlich hintertrieben. 
Mortier schickte darum im Oktober 1808 zwei Offiziere dorthin, um 
den beiden Ministem den Vorschlag zu machen, sie möchten nach 
Hannover zurüekkehren und «ich der dortigen Regienmprspeschäfte 
witMlt r annehmen. Die ilückkclir der Minister war freiüch den 
Franzosen nur Nebensache; die Hauptabsieht ging dahin, die 
aus dem Lande geretteten landeshen liehen Gelder 3) und die 
ebenfalls in das Mecklenburgische überfüluien königUchen Marstalls- 

I) Historisehl» Berichtigungen des ünentüchcii Urteils S. 104, Anm. VgL 
(JSciielver), Das Kurfur>ti nhitii Hannover S. 2'>. 

^) Über andere V«>rliiiiilung8wei{e mit England s. (Miersünsky) Erinnerungen 
aus Hannorer und Hamburg aus den Jahren 1803'— tS13 S. Ii. 

3j Die geflüchteten Gelder betrugen insgesamt 430000 4. I^ ' ihr Ver< 
bleiben zu Schwerin bei den NachstclhiDfrpn der Franznefn bcilinklicli schien, 
wurden sie durch den hannoverscbiui Uesandten am Berliner Hofe v. Ompteda 
insgeheim nacii Hamburg geschallt und dort bei dem engKseben Bankhause 
Thornton deponiot. (L. t. Ompteda. Politiscfaer Naehlass I, 31 f.) Ebenso 
trnn>poii;< rri- man <lii- Marstallspfod^ um nicht m ihrer Ausliefemng genötigt 
zu werden, nach England. 

Tb im Ulf, Okkupatiuu Ilajiuuvers. ^ 



Digitized by Google 



82 



lind GestQlspferde aiispreliefert zu erhalten. Die französischen 
Offiziere drohten in Srhwerin, im \Vf i<rnmnrr?fallo werde man in 
Hannover zu den härtesten Massregehi greifen: das Domanium ver- 
üussern und das Privnteigentum der Landesniiterthanen anprrpifen, 
aucli üücnlhch proklamieren, dass die Schweriner Minister an allem 
schuld wären. 

Dieser Eipressungsrersuch verfehlte jedoch seine Wirkung. 
Kielmansegge und Amsswaldt wandten sich nach Petersburg und 
Berlin um HfUfe. Von letzterem Hofe wurde der Gesandte Luechesini 
angewiesen, Reklamationen bei dem ersten Konsul zu erheben. Die 
Antwort, welche aus Paris einlief, bestand nach einem Berichte des 
hannoverschen Gesandten von Omptcda an Georg HI. (17. Nov. 1803) 
wesentlich in folgendem: Napoleon habe alle Ursache gehabt, mit 
Gewissheit anzunehmen, dass in Schwerin sich ein hannnvor?rhes 
Ministerium befinde, welches seine AutoritAt trotz der Besetzung 
Hajinovei"s durch das französischo Heor fort-jesetzt habe. Da der 
König von Preussen aber d.'is Gegenteil versichere, und dpr erste 
Konsul sich diesem in allen Stücken gefällig zu erweisen wünsche, 
so wolle er jenen Versicherungen gerne Glauben beimessen. Die 
ganze Reklamation sei eine Angelegenheit, von der er direkt keine 
Notiz genommen habe, und die lediglich den kommandierenden 
General in Hannover angehe. Er hoffe, dass weiter keine Rede 
davon sein werde. 

Eine Zeit lang verstummtai nun die Beschwerden der Franzosen, 
zumal da die beiden hannoverschen Minister auf den Rat des 
preussischen Ministers von HaTi;nvif7 nnf oinitre Zrit Schwerin ver- 
liesson und nach ihrer Rückkehr dir ^Sorgfalt in » rfordorlirher Ver- 
heiniliehun;^ der stattfindenden Kommunikationen" verdoppelten. 
Es dauerte aber nicht lange, so hatte Bemadotto sich von neuem 
zu beklagen. Im Oktober 1804 äusserte der französische Marschall 
«in ernstem Tone* zu dem Hofrichter von Bremer, er wisse, dass 
die Schweriner Minister noch immer einen thätigen Anteil an den 
hannoverschen Landesangelegenheiten nähmen und Vorschriften und 
Befehle in das Land ergehen licssen. Namentlich geschehe dies 
von Seiten des Grafen von Kiclmanscggc : wenn ein Amt un Han- 
noverschen zu vergeben sei, so schreibe dieser vor, wer dasselbe 
haben solle. Er (Bern.) dürfe und könne solches nicht gestatten 
und werde, wenn nicht hinfort unterbloihe. bei dem mecklen- 
burgi-?fhin Hofe daraufdringen, dass sich die beuten Minister aus 
Si liwi lin entfernten. Ende Febrnnr 18U5 kam Bernadotte in einer 
Unterredung mit dem Minister von Grote auf jenen Gegen>tand 
zurück und erklärte, es durchaus nicht mehr zulassen zu können. 
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dass Graf Kielmansegge sich in die Landesadministration mische, 
oder irgend eine Verfügung in das Ii anno vorsehe Land von Schwerin 
aus erlasse. Als Grote seinem Zweifel, ob dies wirklich geschehen 
sei, Ausdruck j^ab, versicherte Bernadolte ^niit sleitronder Heftigkeit", 
er sei seiner Sache ganz gewiss und könne, was Kielmansegge 
unters<"hrieben habe, vorzeigen. 

Hannovers<'herseits bemühte man sich angelegentlichst, dem 
französischen Mars(-hall den V erdacht auszureden. Wie die beiden 
Minister von Kielmansegge und von Arnsswaldt am 12. November 1804 
an ihren Kollegen Lenthe berichteten, waren die Behauptungen 
Bemadottea thatsächlich .fast ganz unrichtig*, indem sie seit 
langer Zeit keine Vorschriften oder VerfQgungen erlassen, sondern 
sich bei ihrer Korrespondenz mit den zu Hannover weilenden 
Ministem auf »Mittoilnng ihrer Meinungen, Bffliadirichtigmsgen und 
ErlAuterungöii die für Geschäfte notwendig? p-ewesen und gutenteils 
von Hannover ans veranlasst worden seien", beschränkt hätten. — 
Es <?elan^^ denn schliesslich nneh den französischen Marschall zu 
best hwichtigen. Graf Kielmansegge und Arnsswaldt haben ihren 
Aufenthalt zu Schwerin bis zum Ende der ersten französischen 
Okkupation nüjig tortgesetzt. 



Kapitel lH. 

Die fraufitiidieii Fwdenm^eB vibnid der entee Okkipatioii. 

Wenn die Fi unzosen während der ersten Okku{ iati()n die Verfassung 
und Ver\valtun;i- des hannoverschen Landes ini t/rohsen und ^ranzen 
unanpi'ta.-trt liessen, s<t j^^fidiah es aus (h-ui einlachen (irunde, weil 
sie gar kein Interesse daiaii hallen, eine Iranzösische Administration 
im Lande einzuführen. Sie hätten von einer solchen Einfuhrung 
wohl Mühe und Arbeit, aber kaum einen beträchtlichen materiellen 
Vorteil gehabt Ändere als finanzielle Gründe aber waren für die 
französischen Befehlshaber nicht massgebend. Die Zeiten waren 
längst vorbei, wo die Franzosen im ersten Taumel der Freiheit auch 
den benachbarten Völkern eine Umwälzung ihrer Verfassung zu 
bringen trachteten. Es kam den französischen Machthabern jetzt in 
erster und letzter Linit d uauf an, möglichst viele pekuniäre Vorteile 
aus den eroherten Lrindrrn zu ziehen. Wir werden sehen, <lass die 
Bemühungen der hannoverschen Behörden, eme .Milderung der mit 

6* 
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einer feindlichen Besetzung veiltundenen Lasten zu erlangen, Teigeblich 

blieben. 

Eins der ersten Geschäfte fies Landesdeputations-Kollefriuras 
war gewesen, eine Abordnung, bestehend aus dem Ober-Appellatiuns- 
rate von Ramdohr uiifl dem Legationsrate von Hinüber, an den 
ersten Konsul abzusenden. Die Deputation sollte Napoleon vor- 
stellen, dass das hannoversche Land mit dem gegenwärtigen Kriege 
nichts zu thun habe und darum von der Gerechtigkeit und Milde 
der französischen Regierung die Befreiung von den Kriegslasten er- 
warte. Die beiden Abgesandten trafen am 23. Juni in Paris ein. 
Unterwegs hatten de den König Friedrich Wilhehn Ol., der dch 
damab in Wilhehnsbad bcfari'], aufgesucht. Hier hatten sie die 
.gnädigste Aufnahme und allenthalben das teilnehmendste Bedauern 
über die traurige Lage Hannovers gefunden", auch ein königliches 
Srhroiben an den Marquis Lucchesini erhalten, welches diesem befahl, 
sich nach Kräften für die Sache cier Hannoveraner zu venvenden. 

In Paris erfuhren Ramdohr und Hinüber zu ihrem Sclirecken, 
dass Napoleon nach den Niederlanden abgereist sei. Erst um die Mitte 
des Juli erhielten sie die Erlaubnis, dem ersten Konsul nach Brüssel 
zu folgen. Inzwischen hatte dcfa die Sachlage durch die Nicht- 
bestätigung der Sulinger Konvention und den Abschluss der Artlen- 
burger Kapitulation wesentlich gefindert. Die Deputierten mussten 
sich jetzt darauf beschr&nken, um eine schonende Behandlung des 
Landes und namentlich um Venninderung der französischen Truppen- 
zahl in HannoTer, welche mittlerweile auf 30000 Mann und darüber an- 
gewachsen war, zu hilf en. — Vi rhandlungen, in welche Ramdohr und 
Hinüber über diesen I*iinkt zu Hrüj;?el mit dem Coneraladjutanten 
Napoleons, Rapp, eingetreten sinci, scheinen zu keinem Resultate geführt 
zu haben. Rapp forderte, Hannover solle 24000 Mann unterhalten und 
daneben monatlich eine Kontribution von 1 Million Francs zahlen. Dafür 
sollten alle Requisitionen aufhören, alle Truppen, die über jene An- 
zahl hinaus im Lande w&ren, zurückgezogen und die Giviladministration 
sofort den Ständen allein übertragen werden. Eine Beaufsichtigung 
der Stftnde durch einen französischen Kommissar {Durt>ach), meinte 
der General, sei freilich nicht zu umgehen; alle übrigen Personen 
aber, welche nicht unmittelbar zur Armee gehörten, als Forst- 
administratnren, Hergw« rksl» amte etc. würden das hannoversche 
Land unverzüglich zu verlassen haben. 

Nach Rapps Versicherungen waren dieses die äussersten Kon- 
zessionen, welche von dem (t^Icu Konsul m erwarten standen. 
Napoleon, so lies> er sich venieliinen, jrlaube bei der jetzigen Lage 
der Dinge durchaus üÜÜOO Mium im nördlichen Deutschland haben 
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zu müssen und sei schon entschlossen gewesen, die im Hannovei'S( iien 
stehende Armee bis zu dieser Anzahl zu vermehren. Um <las ül)er- 
bürdete Land zu schonen, wolle aber der erste Konsul die Truppen bis 
auf 24000 Mann vermindern und ein Resen ekorps von 8000 Mann 
in Holland stehen lassen. Yielleidit werde Napoleon es in einigen 
Monaten ermöglichen können, ein Mehreres für die Erleichterung 
Hannovers, zu thun, dadurch daas er die Tnq)penzBkl bis auf 
12000 Mann verringere; dies hänge von der Gestaltung der politischen 
Dinge im nördlichen Deutschland ab. 

Wir sind nicht genauer unterrichtet, ob jene Vorschläge han- 
noverscherspits in ernstliafte Enväfnmfr frozofjcn sind. Vermutlich 
ist das Verhalten der hannovei-schon Deputierten ein ablehnendes 
gewesen. Zu einem Abkommen ist es jedenfalls nicht gekommen. 

Audi die Audienz, welche Ramdohr und Hinüber am 25. Juli 
zu Brüssel bei dem ersten Konsul hatten, hat keine wesentli(he 
Klärung in der Lage des Kurstaates herbeigeführt. Napoleon 
soll bei der Gelegeoheit gesagt haben: .Ich inll nicht, 'dass 
das hannoversche ToUe zu Grande gerichtet werde; ich will, 
dass der französische Name bei Euch in Achtung stehe* >). 
Femer erhielten die beiden Deputierten von dem ersten Konsul 
das Versprechen, er wolle alle unnützen Personen, welche nidit 
zur französischen Armee gehörten, abberufen und den Stfuiden die 
freie Administration des Kassenwesens lassen. Die übrigen 
Napoleonischen Zusicherungen: es sollten nicht mehr Truppen in 
das Hannoversche gelegt werden, als das Land wirklich zu unti r- 
halten vermöge, und die von Hannover zu tragenden Lasten sollten 
so genau festgesetzt werden, dass darüber kein Zweifel obwalten 
könne, waren zu unbestimmt gehalten, um von erheblichem Werte 
zu sein. 

Der Legationsrat von Hinüber ist nach der Brüsseler Audienz 
nach Hannover zurückgekehrt. Seinen Kollegen Ramdohr finden 
wir im Herbste 1803 wieder in Paris, wo er seine Bemühungen um 

eine Verminderung des OI±upationsheeres fortsetzte und bis zum 
Juli 1806 in hannoverschem Int(^resse tlifüig war. — Wirklich ver- 
liessen im Oktober 1803 7000 Mann französisdu r Tnippen, grossen- 
teils Kavallerie 2), die Kurlande, welchen dadurdi eine merkliche 
Krleichterung zu Teil wurde. Das dürfte aber niclit sowold durch 
Ramdohi's Bemühungen als durch die hitervention der preussischen 

') »Je ne veux pas que le peuple hanovrien seit pei c. , je veux que le noin 
franqais soit aimu cbez vous*. Archenholz, Minerva i. 1804 1> 503. Vgl. (ScheWer)» 
Das Kurfürstentum Hannover S. 3(>. 

^ 3 Hegfimenter KaTiUerie und 3 Halbbrigaden Infanterie. 



Digitized by Google 



86 



Rtgierunp erreicht worden sein, wie (iciin Hanidolirs Stuike nicht 
auf dem Gebiete der Diplomatie, sondern aul ganz anderen Gebieten: 
der SchriftsteUerd Ober Kunst und lorispiadeiiz lag i). 

Im April 1804 haben sich die hannoTerschen Stände von 
neuem Teranlasst gesehen, eine Deputation — diesmal waren es der 
Hofricfater von Bremer und der Landrat von Grote — an Napoleon 
abzuschicken. Diese hatten am 15. April eine Audienz zu St Gloud. 
Napoleon unterhielt sich mit den hannoverschen Deputierten fast 
eine Viertelstunde über die Angelegenheiten des Kurstaates. Wie 
der Minister von der Decken seinen Schweriner Kollegen mitteilte, 
hatte der erste Konsul unter anderem ^'pAusfert, es «ei unbillig, 
dass die Hannoveraner, welche iiiil dem Kriege nichts zu schaffen 
hätten, die Lasten desselben tragen sollten. Die Unterthanen 
müssten nur die ordinären Steuern zahlen; was darüber hinaus für 
die Zwecke der französischen Armee erforderlich sei, möge man 
durch Verkauf von Domänen herbeischaffen. Als die Deputierte 
hierauf bemerkten, dass die Stände einen Verkauf der landes- 
herrlichen Domänen nicht vornehmen könnten, da die Domanial- 
einkünfte von jeher zu des Landes Nutz und Frommen ver> 
wandt worden wären, und da sli h zudem bei der ungewissen I^e 
Hannovers schwerlich Käufer finden würden, erwiderte Napoleon, 
er werde den Verkauf der Kammergüter garantieren, wa? :nirh das 
zukünftige Schicksal des Landes sein werde. Auf die Kla^rc der 
Deputierten, dass täglich grosse Mengen von französischen Kon- 
skribierti n in dem Lande ankämen und die Zahl der sich dort auf- 
hallenden französischen Truppen vermehrten, gab der erste Konsul 
endlich zur Antwort, es handele sich dabei nur um die Ergänzung der 
durch Krankheit etc. entstandenen Lücken, indessen werde er einen 
Teil der Truppen zurückziehen. 

Einen sichtbaren Erfolg hat auch die zweite Deputation an den 
ersten Konsul nicht gehabt. Napoleon hat überhaupt während der ganzen 
ersten Okkupation wenig Neigung gezeigt, persönlic h in das Geschick 
I&nnovers einzugreifen. Wie Rapp einmal den hannoverschen 
Deputierten mitteilte, war er im Gegenteil sehr frencij^t, alle?, was 
sich auf flie Besetzun«? des Landes bezog, seinen (Jeiieralen zu 
überlassen und sich nicht weiter dämm zu bekümmern. Eine Ver- 
minderung der Truppenzahl hat Napoleon un«?e;ichtel seines Ver- 
sprechens nicht eintreten lassen. Wohl haben nichriach Truppenteile 
das hannoversche Land verlassen, an ilu*e Stelle traten aber andere. 
Im November 1803 wird das Okkupationsheer von Napoleon selbst 

1) Vgl. über ihn F. von Slrombeck, Daxs Leitungen aus meinem I^ben und 
ftus mdner Zelt 2. Aufl. 906. 
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auf 29 600 Mann angegeben Die hannoverschen Angaben variieren 
zwischen 24000 und 28000 Hann. In Ihrem Beriehte vom 11. April 1804 
bemerken die kurfürstlichen Minister, es scheine zum franz<teischen 
System zu gehören, die wahre Stärke der BeseAzungstruppen durch 
aUerhand Mittel nach Möglichkeit zu verbergen, so dass es schwer 
halte genaue Angaben zu machoi. Man wird von der Wahrheit 
nicht weit abiiTen, wenn man annimmt, dass sich durchschnittHch 
25 000 Mann französischer Truppen im Lande befunden haben. 
Erst im Sp:^tsommer des Jahres 1805 sank diese Anzahl auf etwa 
^ 20000 Mann herab. 

Dass Naj)üleüti seine (ienerale im Hannoverschen gewälirtn 
Hess, hat dem Kurstaate manche na( hteilige Veränderungen in der 
Landesadministration erspart. Dafür musste das Land aber recht 
betrftchtMche Geldsummen aufwenden, um sich die Geneigtheit der 
Generalität zu erwerben und zu erhalten* Uneigennützigkeit war 
ein Begriif , der den französischen Befehlshabem jener Zeit mit 
wenigen rühmlichen Ausnahmen g&nzUch fremd gewesen zu sein 
scheint. Ein ausgiebiges Beweismaterial dafOr bieten uns die Protokolle 
des geheimen Ausschusses vom Landesdeputations-Kollegium. 

Am weitesten in seinen Ansprüchen frinpr derselbe General 
Mortier, von welchem (^er französische Gesandte in Berlin, Laforest, 
versichert liat, dass man gerade- ihn mit der Besetzung des Landes 
betraut liabe, um diesell)e in möglichst schonenden Formen ans/.u- 
führen^). Gleich nacli seiner Ankunft forderte Mortier eine Kon- 
iribution von 2 '/j Millionen Fr. von dem hannoverschen Lande 3) ; 
angeblich, um sie zu Gratifikationen f&r das Heer zu verwenden. 
Sie war aber vorwiegend, vielleicht ausschliesslich fOr die Tasche 
Mortiers und seiner nitdisten Vertrauten hestinmit. Hörei wir, was 
der Hofrichter von Bremer in der Sitzung des geheimen Ansschuases 
vom 21. August 1803 darüber vortrug. Bürbach, der Schwager 
Mortiers, berichtete er, habe ihm zu erkennen gegeben, es sei soviel 
Gerede, selbst in Paris über die beim Einmarsch der französischen 
Truppen cutrii hteten ^''^ Millionen Fr. entstanden, dass Mortier 
wohl oder übel eine Million Fr. an den Sfaaisschafz: liabe alihel'ern 
müssen. Da nun dem General diese Summe eulgangeii sei, so sei 
es billig, dass er sie auf andere Weise ersetzt erhalte. Dies lasse 



1) Bericht Lucchesinis vom 30. Nov. 1803. Boilleu, Preiusen und Frank- 
reieh II. 21C. 

2) Ompteda. Die Cberwälliguntr Hannovers S. 14^^, Anni. I. 

3) Ursprünglich soll die Forderung Mortiers 3 Millionen Fr. betragen haben; 
auf die Vorstelliingen der hannoveracben BeiiOrden soll aber von dieser Summe 
ein Sechstel abgesetzt worden sein. Havemann, Das Kurftkrstentun Hannover S. 18. 
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sich in jedem FaJIe leicht bewerkstelligen, da Hortier verordnet 
habe, dass die Magazine für die finuizOsische Armee im voraus auf 

2 Monate gefüllt werden sollten. Die deswegen abzuscl iiiessenden 
Kontrakte böten sichere Gelegenheit, jene Million ohne Aufsehen 
wieder einzubringen. Wolle man aber hannovpr?thersoits dem 
Goneral Mortior die Million erstatten, ohne dass solches im rnindosfen 
l)ekaiiiit wenle, so sei derselbe geneigt, sich jenes Auskunnsiuittels 
zu enthalten und werde dem Lande volle Freiheit bei der Eingehung 
von läeferungs- und VerpflegungskcMilrakten lassen. 

im geheimen Ausschusse hielt man es für geraten auf den 
Vorschlag Durbachs einzugehen. Es war nur zu wohl begründet, 
dass der Genera) MorÜer auf dem bezeichneten Wege mit Leichtigkeit 
eine Million und daräber herausschlagen konnte. Man Überlieferte 
also dem Schwager MorÜers jene Summe in ständischen Obligationen 
und empfing dafür d.os Versprechen, sich auf keine Weise in das 
Ueferuiigswesen einmischen zu wollen. 

Damit war jedoch die Reihe der , Geschenke", welche Mortier 
erhielt, noch nicht zu Ende. Von den Stünden des Landes bekam 
er ein ^don gratuit" von 100 ()()() Fr. Bei einer anderen Cielegenli"il 
erhielt er .':e(hs Gefl( ( ke des feinsten Tischzcn^M-s. — Ein besorniers 
beliebtes und begehrtes Ge<( henk waren Wagen und Pferde. Die 
ganze französische Generalität im Lande, Mortier an der Spitze, 
muaste damit versehen werden. Es kam sogar vor, das französische 
Generäle ein Pferd, welches ihnen aus irgend einem Grunde nicht 
gefiel, oder welches unbrauchbar geworden war, zurückschicken 
und sich ein neues, besseres ausbaten. 

Wir hören, dass die vornehmsten und ersten Würdenträger des 
fhuizüsischen Staates auf den General Mortier wegen seiner Ein- 
nahmen und Geschenke im Hannoverschen ungemein eifersüchtig 
p-ewesen seien. Es fehlte in Paris nicht an findi^'en Köpfen, welche 
Lust verspürten, auch etwas von dem Reii hlume zu erhalten. So 
liess Madame Talleyrand. die Frau tlts bekannten französischen 
Ministers, eines Tages iU-m ( »berappellatinns-liale von Ramdohr 
mitteilen, die hannoverscheu Deputierten (von Bremer uiul von Grote) 
hätten ihr zu erkennen gegeben, dass man in Hannover die Absicht 
hege, auch ihr ein Gesdienk zu machen, sie würde aber hüchstens 
einiges Tafelservice annehmen. Wie Bremer nachher im geheimen 
AuKchuase versicherte, hatte man auch nicht im entferntesten zu 
solcher Äusserung Anlass gegeben. Einem so unvei-blümt aus- 
gesprochenen Wunsche konnte man indessen nicht auf gute Art aus- 
weichen, und so erhielt Madame Talleyrand ebenfalls sechs Gedecke 
feines Tisclizeug. 
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Recht reichlicli lioss sich aucli der Schwa^'^er Mortiors, DurbiK li, 
von den Ständen bedenken. Gleich bei Beginn tler Besetzung lialte 
er ,um nachteilige Terftnderungen in der Administration de» Landes 
abzuwehren", 5000 ^ erhalten. Gegen das Ende des Jahres 1803 
gab Durbadi einen scheinbaren Beweis von Uneigennützigkeit, mdem 
er auf eine ihm von Mortio* ausgesetste Besoldung von monatlich 
4000 Fr. verzichtete. Wie er dem Hofrichter von Bremer bei diesem 
Anlass mitteilte, war es ihm „ Belohnung genug, in seiner Lage vieles 
fur Erleichterung des Landes beitragen zu können". Auch setze ihn, 
fügte er hinzu, sein eigenes Vermögen über die Notwendigkeit hin- 
WPL', fMTio Rp-^l^^l^g anzunehmen. — Es war aber dem französischen 
{jüuveniemtiilskoinmissap mit solrher Gesinnung ni( lit Ernst. Wenig 
spater iimssto ein vertrauter Sekretär zur Kenntnis des geheimen 
Ausschusses bringen, dass Durbach »ein Geschenk zum Andenken 
und zum Beweise des Zutrauens nnd dw Zufriedenheit mit seinem 
Benehmen abseilen der Hannoveraner gerne sehen werde*. Der 
Wunsch des Kommissars richtete sich auf einen iLostbaren Ring, der 
ihm bei einem Kanfinanne in der Stadt Hannover aufgefallen war, 
und welcher einen weit höheren Wert besass, als die von ihm aus- 
gebt lilagene Gehaltssumme betrug. Wenn er diesen Ring zum Ge- 
schenk erhalte, liess der habsüchtige Mann sagen, so werde er sich 
gewiss mögliehst bemühen, dass das Land Erleichterungen erhalte 
\md vor neuen Anforderungen gesichert werde. — Im },'< lieirnen .Aus- 
schüsse erwog man. das«; Durbach thatsächli» h rnandies zum Besten 
des Kurfürstentums getlian und sich den l)eabsiclitij.den Einj^ritTeii 
anderer französischer Beamten in die Landcsverwaliung stets wider- 
setzt habe. Gleichwohl nahm man Anstand, jenem ein so kost- 
spieliges Geschenk zu machen. Als aber Durbach sich im Februar 
1804 zu einer Reise nach Paris anschidtte und als deren Hauptmotiv 
angab, er wQnsdie Napoleon zu überzeugen, dass das hannoversche 
Land über Geböhr und Vermögen belastet sei und darum einer Er- 
leichterung dringend bedürfe, hielt der Ausschuss es fOr notwendig, 
den Schwager Mortiers in so löblichen Gesinnungen zu bestärken. 
Der betreffende Ring wurde für 29 000 i$ angeschafft und ging in 
Durbachs Besitz über. 

Sehr charakteristisch für die französische Generalität ist folgende 
Geschichte. Bekanntlich war durch die Konvention von Artlenburg 
das gesamte Waflfenraaterial der hannoverschen Armee den Franzosen 
zugefallen und zur Fortsdiafiung nadi Frankreich bestinmit. Im 
Oktober 1803 erbot sich nun der ArtiUeriegeneral Dulauloy, er wolle 
gegen Zahlung von 50000 4 ^inen Teil des Geschützes im Lande 
zurQcUassen. Als man hannoverscherseits einwandte: Dulauloy 



Digitized by Google 



90 



könne abberufen werden, und alsdann sei das Geld umsonst ver- 
aus^^^abt, bemerkte Durbach, der auch hier den Zwischenhändler 
spielte, man erhalte melir Sicherheit durch den Umstand, dass 
der Chef des tranzösii?chen Artilleriewesens, General Marmont, um 
du' Suclie wisse. Dieser i)tle{:e von einer jeden Armee im Auslande 
Einkfinrie zu beziehen und liahe den General Dulauloy selbst durch 
einen seiner Adjutanten auf die fragliche Idee gebracht. — Unter 
solchen Umstftnden ging man in HannoTer anf das Geschäft ein, 
zumal da der um Rat gefragte Minister von der Decken die Zu- 
sicherung gab, dass die 50000 den St&nden später aus den 
königlichen Kmsen ersetzt werden sollten. Dulauloy versprach bei 
der Ablieferung der ersten Hälfte des Geldes wenigstens 200 StQck 
Kanonen, 10000 — 15 000 Gewehre, und eine beträchtliche Menge 
Pulver und Blei zurückzulassen. Das aufgewandte Geldopfer ver- 
frhlte aber seinen Zweck. dauerte rifhlijj: nicht lange, so wurde 
Dulauloy abberufen und Marmont vom Artiileriekommando in Paiis 
zur französischen Armee in Holland versetzt. Der Nachfolfrer des 
ersteren, General Eble, einer der wenigen unter den französischen 
Generalen, dem eine .edle, uneigennützige Denkungsar L" nachgerühmt 
werden kann, wollte sich auf ein ähnliches Übereinkonunen nicht 
einlassen und begann gleich nach der Obemabme s^nes Ko mm a n dos 
wieder mit der Äbsendung von Greschützen und Waffen nach 
Frankreich. 

In etwas besserten sich diese Zustände, welche die flnnzösische 

Generalität in wenig günstigem Lichte erscheinen lassen, seit Mortier 
und Durba* b im Februar 1804 nach Frankreich zurückgekehrt waren. 
Der interimistische Nachfolger Mortiers. General DessoUe, hat keinerlei 
Geschenke für seine Person angenommen und nur um eine Gratifikation 
für seinen Adjutanten und ersten Sekretär ^'ei)eten. Audi der 
Marschali Bernadotte hat darauf gcacbtet, dass ilieser oder jener 
General nicht allzu unverschämte Forderungen stellte. Er selbst 
durfte freilich nicht leer ausgehen. Als die Stände ihm bei seiner 
Ankunft nicht gleich ein grosseres Geldgeschenk darbrachten, 
musste der Adjutant des Marschalls recht deutliche Anspielungen 
machen. Danach sollte lUlejrand geäussert haben, Napoleon selbst 
wänsche, dass der Marschall seine Umstände in Hannover verbessern 
möge und sich dort ein Vermögen sammele. Früher, „dans le temps 
oü on parlait encore de vertu", (!) habe der Marschall das nicht 
thun wollen. — Gelegentlich liess Bernadotte selbst in einem Ge- 
spräche mit dem Komnierzrate Brandes eindiessen. er s» i arm. ob- 
gleich er Gelpprcniieit gehabt liabe, sich ein Vermögen vun UxHXHjFr. 
Renten zu erwerben. So mussten die Stände sich wohl oder übel 
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da/u verstehen, dem Marschall ein Geschenk von 100 000 Fr. zu 
machen. Später, im Jahre 1805, musste demselben noch zweimal 
eine gleidie Summe verabfolgt werden. Es war also nicht völlig 
richtig, wenn die hannoTerschen Minister am 9. August 1805 an 
Georg HL berichteten, Bemadotte vereinige .mit einem sehr hellen 
Scharfblicke einen zwar etwas heftigen, aber zugleich eddmütigoi, 
undgennützigen und inonschonfreundlichen Gharakter* 

Alle jene geheimen Verwendungen für die französischen 
Generale etc. wurden aus einer zu solchem Zwecke besonders eta- 
blierten Kn?so bestritten, welelie ihre Zusrhüsse aus den verschiedenen 
landschaftlichen Kassen, namentlich dn- calenbergischen Landrenterei, 
empfinp. Die Rechnung über dies«' sogenannte «Geheime" Kasse 
fühi-tc der calenbergische LanchtiiUiieister Dr. Wendebom, nach 
dessen Abgang sein Amtsnachfolger Hansing. Die Einnahme der 
Geheunen Kasse betrug in der Zeit vom 12. Juli 1803 bis zum 
31. Bfftrz 1806 482778 ^ 5 5 ^, die Ausgabe 465860 id^ 29 f 7 ^. 
Zusammen mit den 8V2 Millionen Fr., welche an Durbacfa für den 
General Hortier ausgezahlt und nicht aus der geheimen Kasse, 
sondern teils aus öffentlichen Landeskassen, teils in ständischen 
Obligationen entrichtet worden waren, macht die Ausgabe eine 
Gesamtsumme von fil)er 5' ., Millionen Fr. aus. 

Zu diesen von dem ganzen hannoverschen Lande aufgebrachten 
Summen kommen noch die oft beträelilliehen , Geschenke", mit denen 
die eiii/.ehien StAdte und selbst Dörfer sich (la> Wohlwollen ihrer 
Kommandanten oder anderer französischer Befehlshaber erkaufen 
mussten. Die Gesamtsumme dei'selben festzustellen ist begreiflicher- 
weise nicht möglich. Die grOssten Geldopfer brachte die Stadt 
OsnahrQck. Der osnabrOcksche Kanzleirat von Bar schrieb darüber 
am 5. Juli 1808 an den Geheimen Rat von dem Bussche: »Leider 
hat man in Osnabrück mehr als in irgend einer anderen Stadt des 
Kurfürstentums — Hannover nicht ausgenommen — und ich fürchte 
ohne allen weiteren Nutzen für das Land, verschenkt" Von zu- 
verlässiger Seife wird bericlitet, dass allein der General Drouet in 
Osnabrück liöOOO Fr. erhalten habo^). 

Legten die goheimen Ver^vendungen und Geschenke für die 
französische Generalität dem Lande und seinen Bewolmern schon 
bedeutende Geidsuniraen auf, so wollten sie doch nielit viel besagen 

>) Vgl. auch (Schelver), Das Kurfllntentum Hannover S. 58f. 

2) SL A. OsnubrücL 

3) Heinrich David Stttve S. 60. — Wegen Hannovers vgl Hausmann, 
Erümemngen ans dem SOjfthrigen Leben eines hannoverschen Bargen 8 46. 



Digitized by Google 



92 



gep^enüber den UDgeheoren Kosten, welche die Anwesenheit des 
französischen Heeres in ITannovor mit sich brachte. Wir haben 
oben {roseb'^r). dass die Zahl der französischen Truppen im Lande 
zwischen 2U0(Ä^ und 30000 Mann schwankte, zeitweise wohl gar über 
30 000 stierr. Der ganze Unterhalt derselben — Sold, Kleidung, 
Verpflegung und sonstige Bedürfnisse — musste von dem Kurfürsten- 
tume bestritten werden. Zu Anfang September 1803, wo die 
Trappenzahl am höchsten war, erforderte alldn der Sold monatlich 
900000 Ft.>). In ihrem Berichte an Georg ID. vom 11. Apr. 1804 
geben die hannoverschen Minister an, die Löhnung der französischen 
Armee betrage gegenwartig hn Monate 178000 (ca. 800000 Fr.). 
Die Verpflegung werde zum Teil durch die NaturalUeferungen 
der Landesunterthanen beschaflfl, doch seien diese so wenig hin- 
reichend, daps vielmehr monatlich an die 70—75 000 au^ den 
landständischen Kassen zugeschossen werden müssten. — Darnach 
erforderten Sold und VerptlegTing zusammen pro Monat aus den 
ftITentlichen Kassen ca. ^rjOOOÜ »f. Für ein ganzes Jahr würde 
das eine Summe von 3 Millionen Thalem oder 13^2 Millionen Francs 
ausmachen. 

Diese Summen sind sich wfthrend der Dauer der französischen 
Okkupation ziemlich gleich geblieben. Wfthrend der zweiten Hftlfte 
des Jahres 1804 beanspruchte die monatliche Veipflegung des fran- 
zösischen Heoes 148 883 ^s). Hiervon sollten vennittelst der Natural- 

lieferungen 76539 4 aufgebracht werden. In Wirklichkeit kamen 
aber bloss etwa G7 000 ^ auf. Folglich reichte auch der Zuschuss 
der landschaftlichen Kassen nicht aus, den Bedarf der Genoral- 
mnfjn>in-!)irektinn, welche die Verpflegung der Truppen leitete, zu 
deelcen. Die Generalmagazin- Kasse blieb somit mit ihren Zahlungen 
beträelillich im Rückstände, was den französischen Generälen 
wiederholt zu lebhaften Beschwerden Anlass gab. 

Gegen das Ende der Okkupationszeit sind die Kosten für die 
Löhnm^ und Verpflegung entsprechend dem yerminderten Bestände 
der Okkupationsannee etwas gesunken. Nach dem ministeriellen 
Berichte vom 9. August 1805 betrug der Sold der französischen 
Trappen im Mai 1805 statt der bisherigen 800 ODO Fr. etwa 700 000 Fr. 
und die Verpflegung 130 000 4. 

Auch für die Bekleidung und Avisrflstung der Truppen hatten 
die Kurlande recht hohe Aufwendungen zu machen 3). Dieselben 
steigerten sich dadurch, dass fast täglich aus dem Inneren Frankreichs 

*) Tagebuch der Vorfälle S. 7ö. 

-) Promemoria des Landesdeptttations-KoUepiums vom 29. Juli ISO.'. 

3j VgL Tagebuch der Vorfalle, Heft II, S. 85 f. und Lenthe, Archiv I, 170. 
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zur Ergänzung der französtsdien Regimentor Transporte von Rekruten 
anlangten, welche auf hannoversche Kosten neu eingekleidet werden 
mussten. Es wird behauptet, dass die jährliche Ausg-abe für diesen 
Zweck 1 840 000 Fr. betragen habe iüerlier gehören auch die 
Ausgaben für die Remonlierung der französischen Kavallerie. Nicht 
allein war nach der Kapitulation von Artlenburg der gesamte 
Plerdebestaiid der haiuiüvei scheu Armee (ca. 3500 Pferde) den 
Franzosen überliefert worden, sondern auch nachher mussten dem 
Feinde mehrfodi grössere Mengen Herde geliefert werden >). Der 
f^aiizösisehe GescMchtflschreiber Thiers giebt an, dass der Besitz 
HannoTe» der Kavallerie seines Landes von sehr grossen Nutzen 
gewesen sei und ihr ein TorzOgliches Pferdematerial verscfaalll habe^. 

Za den bisher angefCkhrten stftndigen kam noch eine grosse 
Menge anderer Ausgaben hinzu. So mussten mehrere Hospitäler 
für die fran/öcischen Soldaten unterhalten werden, welche auch nach 
der ersten Kinrichtung monatlich noch 15000 in Anspruch nnhrnen^). 
Auch die Tafelgeldcr der Offiziere verschlangen grosse buninien. 
Anfänglich sollen sie allein für das Hauptquartier zu Hannover melir 
als 12 000 im Muuule betragen liaben^); später wurden sie durch 
den Marschau Bemadotte auf die HfiUle reduziert. Letzterem wird 
überhaupt naehgerikhmt, dass er eme genaue Spaisamlceit in Beireff 
der Lieferungen fbr die Armee beobachtet habe^. 

Kerne Aasgabe erschien aber der hannoverschen Bevölkerung 
gdiftssiger, als die für eine in dem Kurfürstentum zu bildende 
»Hannoversclie Legion*. Wenn die Franzosen glaubten, die han- 
noverschen Unterthanen würden mit Freuden in den f^lnrreichen 
Dicn^^L der Rejmblik treten, so irrten sie sehr. Statt der n(KX) Mann, 
auf welche man gercchnot hatte, brachte man mit Mühe 3000 Mann 
zusammen, unter denen sich nur wenige Hannovernner be- 
fanden. Die meisten Angeworbenen waren Braunst Ii \v( i;,'er und 
andere Deutsche^). Anwerbung, Ausrüstung und Unterhaltung dieses 
Korps erfolgten natürlich auf hannoversche Kosten. Nach einem 
Schreiben des Ministers von der Dedsen vom IL Juli 1804 an seine 

1) Diese Annrahe dürfte allerdings stark übertrieben «ein. Wenigstens wird 
in dem Tableau über die Kosten der ert»teu französischen Ulckupation die gesamte 
Anagabe der ölfentlieben Kassen f&r ien fraglichen Gegenstand anf bloas i 546 074 F>. 
angegeben. Vgl. S. 9i. 

2) Lenthp, Arcliiv I. 170. 

3) Thiers, Misluiie de l'Empire IV, M)ö(. 

Vgl. (Schelver), Das KurftliBtenluin Hannover S. 39. 
S) Das. S. 41 f. V(.'l. Tagebnch der Voiftlle II, 84, 86. 

Vgl. (Sclu lvt r). Das Kurfürstentum Hannover unter den Franzosen S. 58 f. 
1) Vgl. Hausmann S. 47, Mieninsky S. 10, i^chelver S. oGf. 
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Kollegen zu Schwerin .zeichnete sich dieses verhasste Koiti? durch 
seine Indisciplin aus und veranlasste wegen der häulifzcn Desertion 
immer neue Requisitionen von Pferden, Monlierimgs- und Amnatur- 
stücken, und viele Vexationen und Bedrückungen", Ks bedeutete 
darum eine fühlbare Erleichterung für den Kurstaut, als die Legion 
im Winter 1804/5 nach Frankreidi aufbrach. 

Nach dem vorstehenden wvd es kehieswegs flbertrieben er- 
scheinen, wenn in den Berichten der hannoTerschen Behörden an* 
gegeben wird, dass in der Zeit vom EinmarBche der französischen 
Truppen bis zum 23. Deoember 1803 aus den öffentlichen Kassen 
bereits 13 4r.3 3^^5 Fr oder etwa 3 325 000 4 für die französische 
Armee wirtdich bezahlt, während öSSC^^'l Fr. teils rückständig, 
teils vorlftufig mit Wechseln und sirindischen Obligationen berichtigt 
seien. Darin waren weder die von den Kommnn»^n wej^en der französi- 
schen Armee aufgewandten oft sehr beträchlliclien Kosten, noch die von 
den einzelnen 1 'nterthanen getragenen Einquartienmfrs-, Kriegerfuhren- 
uiui >onstigen Lasten einbegrilTen. — Bis zum xMai 18ü4 stiegen die 
Ausgaben der Landeskassen für die französische Armee auf 25 597 882 Fr. 
FQr die folgende Zeit fehlen leider die Angaben; doch liegt ein 
Tableau über die Kosten der ganzen ersten französischen OlLkupation 
vor, welches von den hannoverschen Behörden zu Beginn der 
zweiten französischen Okkupation (27. Februar 1807) dem Intendanten 
Belleville überreicht wurde. Wir geben es im folgenden wieder: 



1) Kriegskontribution beim Einmärsche des ftan- 

z5si«!( hen Heeres 9 4'.t7 43^ ' j Fr. 

:So]d 22 4«4 3^9 \2 » 

3) Trnitpeiiverptle^nm^.^ (Xourriture) 25 381 791 , 

4) Duivhinarsrh des IVanzOsis» hen Heeres durch 
neutrales Gebiet ») 603 S58 

5) Hospitäler 2 476 125 

6) Tafelgelder 2 038 990 »/2 « 

7) Kleidung (HabiUement) 1546074 

8) Remontierung der fhmzOsischen KaTallerie. . . 1 351 863 

9) Hannoversehe Legion 190845 „ 

10) Artillerie, befestigte Pl&tze und Lager ^ 431S90Va r 

Zu übertragen 59063969 Fr~ 



') Es handelt sich dabei um den Marsch der Hertiadotlcschen Armee im 
Oktober 18t^ nach SuddcuUchland, dessen Kosten von dem Kurlllrstentum 
getrafren wurden. 

2) Es ist nicht recht erslchlhch, was mit diesem Artikel gemeint ist. Wahr- 
scheinlich tiandt'lt sich um Befestip^tinp-arbciten, welche an den Kitstm der 
Nordsee und bei den Festungen Nienlmnf und Hameln vorgeuomiueii wurden, 
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Übertrag 59 Or,2 069 Fr. 

11) Feuerung lOSTGOVa f, 

12) Transportkosten 440 986 »/j * 

IB) Besoldungen und Bureaukosten der im Dienst 

der franzö.si?( lien Armee stehenden Beamten. 675 625^2 i» 

14) Agio, Provisionen und V^eilusle bei den Anleihen 824 710 V2 , 

15) Ausserordenlliclie Ausgaben 1 172 916 

Sa. 62 375 Fr. 

Wir haben keimm Grund an äer Richtigk^t dieser Zahlen zu 
zweifeln. Nur muss von der Tolalsuinine abgoredmet werden: ein- 
mal der darin enthaltene Betrag von 1 099 056 Fr., welcher den 
hannoverschen Stflnden im Jahre 1806 von der preussischen Re- 
^ening vorgeschossen wurde, um den Sold der in der Festung Hameln 
zurückgebliebenen franzAsisclien Garnison zu berichtigen, und zweitens 
eine Summe von 813 Kli Fr., welche der Graf von Bentheim an 
den .,Pav»')ir vM^öral" der franzAsisehen Armee al? einen Teil der 
Ausiüsungasunune für die Grafcehaft Eientheini er)e;.'tc Duich die 
Absetzung die?er beiden BetrAp'e reduzii i't >i( Ii die den ötTentUchen 
Kaisen des kurlurslentumä zur Last geraiiene Geldsumme auf 

60 533 648 Fr. 

Das war zu jener Zeit fftr ein Land wie Hannover eine gewaltige 
Summe, welche (bs gesamte Staatseinkommen um mehr als das 
Dreifache Qbersti^. Wir erinnern uns, dass die öffentlichen Ein- 
künfte des Kurfürstentoms sich in Friedenszeiten im Maximum auf 

4— 4' 2 Millionen Thaler ^ beliofen. Während der Okkupation üinp 11 
die Einnahmen aber um ein Beträ« litlii hes herunter. Denn bei der 
waclisenden Notlage im Lande l)rachten die gewöhnli« lieri Steuern 
längst nicht dasselbe .(Juanlimi" l in. welelies sie vor der französischen 
Invasion eingetragen halten. — Ein (ileiches ^'alt von den Domanial- 
intraden. lo'^besondere wurden durch die über Weser und Elbe 
verhäugle Sperre diu bedeuleudea Kinnuhuien uauienllich der Klb- 
zollämter erheblich geschmälert. Ebenso stockte zum grossen Teile 
der Eingang der Zinsen von den Aktivkapitalien der General- resp. 
Kammerkasse. Von den 4 Millionen Thalem, welche bei der 



ferner um die VerprOTiantieniDff der leUteren Festung im Oktober 1805^ und um 
•Ho Sommerlager, welche 1805 bei Verden, Lttn^ttTg und Hannover tfkt die 

fraiizii-i schon Truppen cin;-'f'rirhto} wiiiMifn. 

^) Bekannllich beland su li die üralscliall BenÜieim .«eil 1753 in hannover« 
Schern Pfandbesitee. Jetzt benutzte der Gmf von Bentbeimt die französische 
Okkupation, um durcli Auszahlung der (hallien) Pfandsumine an Frankreich 
vrieder in den B^-itz <h r ni i^.lian zu gelangen. Vgl. Schelver S. 55 f. 

2J Siehe das einleitende Kapitel. 



I 
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englischen Bank belegt waren, siml die Zinsen z. B. nur bis zum 
Beginn des Jalues 1801 au>pezahlt worden. In einem dem fran- 
zösischen Gouvernement zu Beginn des Jahres 1804 eingereichten 
Promemoria wird die Summe aller Einkünfte des KammerkoUegiums 
auf 1 345 112 ^ imd die Samme der diesen gegenflberstefaendai 
Ausgaben auf 792 925 4 angegeben, nfindich: 



A. Einnahme. 

1) Reineinkommen der sämtlirhen Domänen (inkLZölle) 1 lUMXX) 4i 

2) Bergwerke und Forsten des Harzes 70 OCK) , 

3) Überschüsse der Postämter S:i 072 , 

4) An Agio 21 237 , 

5) Zahlungen von der Kriegskanzlei 14400 , 

6) Zinsen 13821 , 

^ SalEwerk zu Rothenfelde 14000 , 

8) ßnkOnfte aus Bentheim 10000 , 

9) Einkünfte des Gutes zu PaJsterkamp . . * 4448 , 

10) Ausserordentliche Einnahmen 6034 , 

1346112 

B. Aus^'-abo. 

1) T'riterhaltung des Hofstaates 90880 

i') Unterhaltung des adeligen Endehungsinstituts 

Georf?ianum * 18 300 „ 

3) Jaj(ddepartement , 12 385 , 

4) Schlösser, landesherrliche Gebäude ctc 44 400 , 

5) Besoldungen 159 487 , 

6) Pensionen und Gratifikationen 39 611 • 

7) CSbausseebau, wenigstens 27 600 , 

8) Pacht der Saline zu Sahderhelden 4200 , 

9) Landesgestflt za Gelle, sonst 22400 4, jetzt 1 591 , 

10) Vorsrhüsse (darunter allein 100000 li^ für die 
Hal'zbe^g^verke) 124000 , 

11) ÜfTentliche Institute 10 768 , 

12) Kommissionen 3 342 , 

13) Verschiedene Kosten der öÖenÜichen Verwaltung . 91 333 

14) Zinsen 130 000 . 

15) Pensionen an merklenburgische Prinzen 8 000 , 

792 925 4 



Was die Einnahme der Kammer betrifft, so wird ?ie ohne 
Zweifel mclir betragen haben, als der obige Etat an^^ebt. Wir 
haben ja b^its gesehen, dass manche Zuflüsse der Eammerkasse 
den Franzosen verborgen geblieben sind. Die Ausgabe hmwieder 
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würde eine weit grössere gewesen sein, wenn nicht nach der Besetzung 
dos Landes manche Vor^von düngen, so für das Marstallsdepniiement, 
für die Gesa ndi -( haften (40496 ^) und nanientlicl i für das hannoversche 
Militär (220 (a>ü 4') hinweg-gefallen, andere wonitrstcns gekürzt wären. 

Tm übrigen nahnion die französischen Befehlshaber auch nach 
der Einreichung jenes Promemorias (Anfang 1804) noch beträchtliche 
StreichuDgen und Kürzungen in den Ausgaben für die hannoversche 
Verwaltung vor. W^n dadurch auch grössere Summen für die Kosten 
der firanzösisdien Okkupation diqiombel wurden, so agid>t sich doch 
ohne weiteres, dass mit den gewAhnlichoi Einkünften des KurfiMoi- 
tums nur der Uein^e Tdl jener Kostm aui^ebracfat werden konnte. 
Thatsftchlieh sind aus den Rammerintraden nur 10 735 808 Fr. und 
aus den landschaftlichen Einkünften oder Steuern nur 8 G68 629 Fr., 
insgesamt also ans den ordinären Einnahmen 19 403'J37 Fr. auf 
die Befriedigung der französischen Fordoningen verwandt worden ^). 

Wie sich die 8 668 6:29 Fr. im einzehien auf die verschiedenen 
Landschaften verteilen, vermögen wir nicht anzugeben. Die auf 
die Kammer entfallenden 10 735 308 Fr. setzten sich nach dem 
vorhin erwähnten Berichte an den Intendanten Belleville aus folgenden 



Stimmen zusammen: 

1) Kassenbestand am 5. Juni 1803 149 715 Fr. 

2) Eingelaufene Domanialrncksttode 840001 1/2 , 

3) Laufende DomanialdnkAnfte 7 957 831 V2 n 

4) Osnabrücksche Einkünfte 448 OGO V2 • 

5) Bentheimische Rückstände 16 267 »/i » 



6) Überschüsse und Zahlungen der Postä mter . . 1 322 532 

10 735 308 Fr. 

Da nun dio ordinAren Einkünfte bei weitem nicht hinreichten, die 
Ausgaben für die franzosische Okkupation zu decken, so mnsste in 
ausgedehntem Masse von ausserordenthchen üülfsmitteln Gebrauch 
gemacht werden. 

Die Massregel, zu welcher das Landesdeputations - Kollegium in 
erster Linie seine Zuflucht nahm, war die Anlage ausserordentlicher 
Steuern und Auflagen. In den meisten Landschaften sind wfthrend der 
ersten Okkupation drei ausserordentliche Kriegssteuem ausgeschrieben 
worden, die erste gleich zu Beginn der Okkupation, die zweite im 
Februar 1804 und die dritte im April 1805. Das Landesdeputations- 
Kollegium hatte dabei nichts weiter zu thun, als das Steuerquantum, 
welches man aufgebracht haben wollte, auf die grösseren und 

1) Wi« hoch die Summen ;:ewcsen sind, welche wSbrend d«r französischen 
Okkitpntton atif die heimische Verwaltung des Landes venrandt mirden, Iftwt sich 
leider aus den Akten nicht ersehen. 

Thlmme, Okkapation BuoiioTeM. 7 
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kloinoron Provinzen m ropartiomi Bei dem gänzlichen Mangel 
eine» eitiheiüieheii Steuerweseiis musste es den Landschaften über- 
lassen bleiben, auf welche Art und Weise sie die von ihnen zu erlegende 
Steuersumme aufbringen wollten. Da mussten natürlich die in den 
einzelnen Provinzen eingeführten Kriegssteuem in jeder Hinsicht 
grosse Unterschiede aufweisen. 

Die in Galenberg-Grubenhagen unter dem 16< Jtili 1808 aus- 
geschriebene .allgemeine extraordinftre Kriegssteuer" ging in der 
Hauptsache auf die »Defensionssteuer' vom 25. Mai 1798, die zur 
Tilgung der durch die milit;lri?che Besetzung der Demarkationslinie 
vnnir-arhtpn Kosten einjrofülirt worden war, zurück 2). Dio sehr kom- 
pliziert«^ Dt friisioii-steuer ward erhobRi .von allen Einkfinftcii aus 
dem GruiidvtnTnögen des Fürstentunis und dem Ertrage de» (Jo- 
werbes und der Besoldungen, auch übrigen Dionstemolumcnten, und 
von allen weder zum Landhaushaltc nocii zum Gewerbe erforder- 
liche mftnnlidien Bedienten*. Die taxtpfUchtigen Insassen des 
platten Landes und der kleineren Städte mussten dabei das Andert- 
halbfache des gewöhnlichen Dorf- und Stfidte-Dingtaxtes bezahlen, 
einer Abgabe vom Grundbesitze, welche allerdings ziemlich un- 
erheblich war und beispielsweise im Fürstentum Güttingen kaum 
den zehnten Teil des Licentes eintrug*^). Besitzer von taztfreie 
Immobilien, also alle Inhaber von Rittergütern und sonstigen exemten 
Grundstücken auf dem Lando und in don kloinnron Städton. sowie die 
Besitzer von Immobilien in den dem Taxt überhaujU nidit nnter- 
worfeoeu Städten Hannover, GölUngen, Northeim, Hameln und 



1) Im SpatsonuaMT iSOS dnigteb sich dw bmnoyerKli^ Stande dabin, dass, 

50 un von den I'rovinzen die Summe von 100000 ^ aufgdiraeht werden mflsie, 

die einzelnen Provinzen ri)I;.'en<1p Srimmen tragen sollten: 
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Sa. 100 OÜO 4. 

Lenthe^ Archiv I, 171. 

2j Hannoverische Anzeigen J. 179S, St. 53 und 54. 

3) Vgl. Ö. 19 f. — Der Licent trup nneh pinem Diirch?dinitt von 8 Jahren 
(1799— 1807) im GotUngiüchen jährlich 78 4iU «f^, der l'axt nach einem sechstjährigen 
Darehflcbnitte (1801^1807) 7839 4 ein. 
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Münden hatten jährlich 2% vom Ertrage ihrer Besitzungen zu 
entrichten. Von den Pächtern veHnnp^*»' die Defensionssteuer 
1 ®;o des Pachtgoldes. Das Geworbo wnidr von ihr in der Weise 
herangezogen, dass die kleinen Bürger und Inqnilinen, welclie ^ bloss 
von ihrer HAnde Arbeit und zufälligem V^crdicnst lebten oder sonst 
eine unbeträchtliche Hantierung trieben*, jährlich 12 mgr entrichten 
mussten. Handwerker zahlten in drei Klassen 18 m^r, 24 mgr^ 1 
ausserdem für einen jeden Gesellen 12 mgr» Die übrigen Gewerbe- 
treibenden in Stadt und Land: Kaufleute, Bierbrauer, Gastwirte, 
Irzte, Advokaten u. s. w. erlegten 1 % ihres j&hrlichen Erwerbes. 
Auch die Staatsdienerschall batte 1 % ihrer gesamten Diensteinkünfte 
zu entrichten. Endlich wurden ganz allgemein für jeden niclit aus- 
schliesslich zum Ackerbau oder Gewerbe verwandten Dienstboten 
jährlich 4 4> gezahlt. 

Diese Defensionssteuer ward, wie gesagt, der Kriegskontribution 
von 1803 ') zu Grunde pele^'t. In zwei Zahlungsterminen (1. August 1803 
und 15. November 1803) niiBste der ganzjährige Betrag einer solchen 
Defensionssteuer entrichtet werden. Eine Veränderung trat nur insofern 
ein, als die Kriegssteuer auch auf die reinen Einkünfte von Aktiv- 
kapitalien (2 ausgedehnt wurde. Auf der anderen Seite wurden 
die vnrklich mit Emquartierung bdasteten Häuser diesmal von der 
Steuer befreit. 

Die zweite allgemeine extraordinäre Kriegssteuer fdr Calenbeig- 

Grubcnhagen ward am 10. Februar 1804 ausgeschrieben. Sie glich 
durchweg der ersten Auflage, nur fand eine Ermässigung der An- 
sätze auf den l ',2 fachen Bofra? des zweiten Termins, mithin auf 
3/^ dor ersten Steuer überhaupt statt. 

Eine beträchtliche Erhöhung der ursprün^dit hen Ansätze brachte 
hingejren die dritte Steuer vom 2. April 1805. Die Abgabe von 
dem taxtpllichtigen Grundeigtolunie und den Puchtuageu, von den 
Pensionen und den männlichen Bedienten wurde verdoppelt, die 
Abgabe von den taztfrden Immobilien, von den Besoldungen und 
Zinsen verdreifacht. Die städtischen Erwerbs- und Nahrungszweige 
mussten sogar, ,in dem Betracht, dass dieses Steuerobjekt im Ver- 
hältnis dessen, was vom Grundeigentum durch Naturalliefenmgen, 
Fuhren, Emquartierung und andere Prästationen zu den allgemeinen 
Kriegskosten beigetragen sei und noch ferner geleistet werde, weniger 
belegt worden sei", das Sechsfache der Auflage vom Jahre 1803 
zahlen. Erweitert wurde die neue Steuer noch durch eine Hausgenossen« 

•) Das Steuerau-sschreiben vom 16. Juli 1803 ist gedruckt in den ,Han- 
nfiverisrlifn Anzeigen* T. 1S03, Sl. 57. In diesem BlaUe findet man f^flmtlicbe 
KriegsstcuerauBschreiben fOr Calenberg- ürul)«nha^eQ, Lüneburg und Hoya. 

7* 
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und üosindesteuer, fremSss deren das (josinde in vier Klassen 2 bis 
12 wt^r zu entrichten hatte. Zu dem Ge?inde und den Hausgfnossen 
wurden auch Hofmeister und Inslruktort n, (JouvciiianLeii, Verwaller, 
Comptoir- und Haiidiuiigsgehülfen und andere Personen meiir 
gerechnet. 

Ausser den drei allgemeinen Eriegssteuem legte das Calenberg- 
Gnibenhagensche Deputations-Kollegium den von der Einquartienmg 
nicht betroffenen Ortschaften eine Hülbsteuer auf, deren Zweck die 
Unterstützung der durch Einquartierung besonders belasteten Dörfer 

und St'idte war. Die Norm der Ilfllfssteuem war sehr einfach. In 
der Stadt ward ein jed^ Haus im Durchschnitt zu 1 «f , auf dem 
Lande und in Flecken zu V2 4 nngpsetzL Später, im Jalire 1804, 
wurden die ßeihrifrc etwas verringert 

Im FOrstenlunie Lüneburg wurde die erste Kriegssteuer von dem 
lüneburgischen Deputations-Kollegium unter dem 20. Juli 1803 ange- 
ordnet. Es iiandelte sich hier um eine kombinierte „Standes- und 
Aufwands-, Gewerbe- und Laudhauslialtssteuer''. Stand und Aufwand 
wurden nach der Anzahl der Dienstboten oder, wie man damals 
vorzugsweise zu sagen pflegte, der DomestÜEen bemessen. Im all- 
gemeinen mussten fOor einen jeden derselben 10 4^ entrichtet werden, 
nur für Hausknechte und Dienstmdgde galt ein geringerer Satz, 
nflmlich 2 Die Beiträge der Staatsdienerschaft waren besonders 
geregelt und zwar nach der Höhe des Einkommens. Beamte, welche 
ein Dienst einkommen von 1000 ,^ und darüber genossen, mussten 
für einen männlichen Domestiken 10 für zwei oder mehrere 20»^ 
zalilen. Betrug jenes zwischen 400 und lOÜÜ *}'-, so fMif richteten 
die »Angestellten'' nur 5 4\ i^i^' inüchten nun Dienstboten halten 
oder nicht. Bei einem Einkoniuien von 200—400 4 waren 2 ^ 
zu erlegen und endlich bei einem solchen von 150—200 1 «f . — 
Kaufleute entrichteten fdr HandlungsgehCklfen 5 ii^. Handwerker 
zahlten insgemehi 1 ii^, dazu fOr jeden ihrer Gesellen und Lehrjungen 
18«M)fr; sonstige Gewerbetreibende aber 2 ^ und für Geholfen 1 — 
Was die Abgabe Tom Landhaushalte betraf, so waren für einen 
Verwalter 15 i;^, für einen Schreiber 10 zu erlegen. Besitzer von 
Rittergütern und anderen kontributionsfreien Ländereien zahlten, 
von der Aufwands- oder Domestikensteuer abgesehen, für jedes 
Ackerbaupferd 2 4^ IS mgr nnd für jeden Ochsen, der zur länd- 
lichen Arbeit verwandt wurde, 1 »^f H mgr. Die Pächter von 
Domanial- und anderen exemten Gütern über 50 Morgen \yurdcn 

Auch im Bremischen wurde eine HQlfsstcuer ausgeschripbrn (26. Mai 1804). 
Im Lüneburgischen wurde eine solche beantragt, aber abgelehnt. Vgl. Lenthe 
Archiv I, mfL 
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wie freie Eigentümer behandelt; betrug die Pachtung' wenifrer als 
50 Morgen, so hatten sie 5 % des Pachtgeldes zur Steuer bei- 
zutragen. — Recht erlieblich wurden auch die kontributionspfhchtigen 
Bewohner des platten Landes zur Steuer heraMgezof^^en; sie luitten 
ein doppeltes monatliches Kontribntionstriplum, also den sechsfachen 
Betrag einer monatliclien Kontribution in zwei Terminen zu entrichten. 

Bei der zweiten Steuer, welche am 29. Februar 1804 aus- 
gesduieben wurde'), machte sich das Bestreben geltend, die unteren 
Volksklassen, welche durch die Lasten der Okkupation besonders 
niedeigedrQckt waren, m erldchtem. Diese Auflage wurde m 
sechs Klassen entrichtet. Der monatliche Beitrag in den beiden 
Abteilungen der ersten Klasse betrug 1 bezw. 24 mgr, in der 
zweiten Klasse 18 mgr, der dritten 9 mgr, der vierten 6 mgr^ der 
fünften 3 mgr und in der sechsten 1 mgr. Zur ersten Klasse ge- 
hörten alle Personen, welche einen oder mehrere mfainiiche, nicht 
ausschliesslich für den Ackerbau bestimmte Dienstboten hielten, 
ebenso Kautieute, welche einen oder mehrere Comptoir- und Laden- 
bedienten, Burschen etc. beschäftigten. In der untersten Klaisse be- 
fanden sich die geistlichen und weltlichen Beamten, deren Einkommen 
unter 100 betrug, alle ohne Gehälfen arbeitenden Handwerker in 
Stadt und Land, Gesellen und Lehrlinge, welche nicht bei ihrem 
Meister wohnten, Tagelöhner und geringere Dienstmfigde. 

Es stellte sich aber bald heraus, dass diese Ansätze nidit 
genögten. In den Monaten September und Oktober mussten die 
Beiträge daher verdoppelt werden 2). 

Die dritte Kriegssteuer endlich vom 4. April 1805 3) verfügte im 
aügcmeinen eine Verdreifachung der Ansäf/.e vom vorigen Jahre. 
Nur den öftVntliclien I^eamten ward eine Vei-jjünsli^jun^'- zu teil, in- 
dem sie bloss mit deui doppelten fk'traire an^'esct/t wurden. Be- 
sondere Bestimmungen setzten fest, dass von den immatrikulierten 
Gütern der Prälatur und Ritterschaft ausser der Elasaensteuer nodi 
ein Simplum des Matrikularanschlages, von anderen exemtoi Grund- 
stöcken aber drei SSmpla im? Monate erl^ werden sollten. Der 
Pflichtige Bauernstand zahlte in gleicher Weise die Hfllfte eines 
monatlichen Kontributionstriplums. Die Domestiken mussten dieses Mal 
eine GesindesteiMr in drei Klassen (6 mgr^ 3 mgr^ 1 mgr 4 ^) 
entrichten. 



1) Vgl die Verhandlungen der atlndischen Vemmmliing ▼om S7. Ffbnm ISOtw 

Lenthe Archiv I, 196 f. 

2) Lenttie Archiv I, 206. 

3) Vgl. Lenthe Archiv I, 211 f. 
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Die in der Grurüthaft Hoya am S^. Juli 1803 an^euidnete Kriegs- 
^ontribution stellt sich als eine Klassensteuer dar. Bei derselben 
waren Adel und Staatsdienefsduift in fünf Klassen geschieden, deren 
S&tee sich auf 9, 6, 41/3, 3 und S Thaler beliefen. Der BCürgerstand 
zerfiel in vier Klassen za 4, 2, IV2 und 18 ^* Bauemstand 
in fOnf Klassen zu 4, 3, 2, 1 jf) und 18 mgrr. Das Gesinde endlich 
zahlte in zwei Klassen. In der ereten entrichteten männliche 
Dienstboten 1 ^ in der zweiten 1 weibliche Dienstboten erlegten 
dort 27 wj^r, hier 18 nigr. 

Das zweite Kriegssleueran?=chrrib(n vom 12. Februar 1804 
setzte fest, das« von allen in der ritt» rs( liutüichen Matrikel ein- 
geschriebenen Gütern und Pertinenzien der zwölfte Teil des Matrikular- 
ertrages, von den kontribulionspflichtigen Unterthanca aber in den 
Monaten Februar, März und April je ein .extraordinäres Triplum 
contributionis* auigebracht werden solle. Im übrigen ward die Be- 
völkerung nach Stand und Vermögen in fünf Steuerklassen zu 6, 4, 3« 
2 und 1 1$ geteilt. Die Haushaltungsvorstflnde, welche in eine diesor 
Klassen gehörten, mussten ausser dem Betrage für die eigene Person 
für jeden Angehörigen ihrer Famili«' übi r 14 Jahre die Hälfte des 
Steuersatzes entrichten. Das Gesinde scheint dieses Mal mit der Steuer 
verschont gebheben zu sein. 

Die drittf in dor OrafFrhnft Hoya am 1. April 1805 atis^'eschriebene 
Kriegssleut-r brachte wie im (laloiilx-ivischen und Lüiu-bur^ischen 
eine Erhöhung der Steuersätze. Doch ging dieselbe nicht so weit, 
als in jenen Landschaften. 

In ähidicher Weise wie in den bisher erwäluiten Provuizeu 
wurden auch in den übrigen Landschaften KriegskontTibutionen 
euigeführt *). Sie waren durchweg von recht komplizierter Natur 
und suchten in oft sehr wenig rationeller Weise das Ein- 
kommen der Landesunterthanen zu treffen. Eme gerechte Ver- 
teilung der Steuerlast auf die verschiedenen Volksklassen >Mirde 
zwar in die^r und jener Provinz angestrebt, aber nirgends erreicht. 
Die schwerste Last la^r überall auf dem dritten Stande. Adel und 
Geistlichkeit gingen zwar nirgends frei aus, wurden aber in den 
meisten Provinzen veilifiltiiismössifr nur schwach herangezogen. 
Zudem waren sie von den ordinäifii Abfral)en befreit, während auf 
dem Bütycr- und Bauernälaude die dopptltt' E^>ürde ruhte. 

Die Ungerechtigkeit euies solchen Zuslandes, konnte den fran- 
zösischen Befehlshabern nicht entgehen. Schon Mortier hatte 

') Die bteuerverordnurigen von Bremen, Lauenburg und Osiuibrück iiaben 
mir nur zum Teil vorgelegen. Ich bin daher nicht in der Lage auf dieselben 
näber eiinnigeheiu 
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gelegentlich der allgemeim n Sländeversaminlung im September 1803 
an die Deputierten geschrieben: „Sollten Sie genötigt sein, auf Ihre 
Administrierten neue Kontributionen zu legen, so empfehle ich Urnen 
ausdrücklich, so viel wie immer möglich die niedrige Volksklasse zu 
schonen und bei der Vertdlung besonders die Klassen der Edelleute, 
der reichen und wohlhabenden Landeseinwohner zu belasten* >). 

Bemadotte griff die Sache noch energischer an. Als Anhänger 
physiokrat isolier Ideen bewegte er sich in der Voi.-^ftHunfi, dass 
man durch Grundsteuern in erster Linie den Adel treffe. Deshalb 
drang er mit Nachdruck darauf, dass bei der Aiilapfe von ansser- 
ordentlirhen Steuern der Gnindstoiiermodus gewälilt wt-rde^). 
Ül)erhaupt hat der fraiizOsisclie Maiischall den hannoversclien ße- 
liürdon zu wii'dei liolten Malen eingescliäift, dass der Adol vor- 
jichiiiiiih zu den Slcuerii herangezogen werden müsse. Im August 
1805, als der Sold der französischen Truppen wieder einmal für 
längere Zeit rödcstftndig war, befahl Bemadotte sogar, dass das 
Manko aussdiliesslich durch eine Steuo* auf das adlig -freie Grund- 
eigentum gedeckt werden sollte. Von jedem Morgen adligen Acker^ 
und Weidelandes sollte eine Abgabe von 1 Fr. und von Waldungen 
eine solche von 75 Cts. erhoben werden. Falls der Ertrag dieser 
Adelssteuer hinter der Erwartiinj? zurückbleiben ^vürde, sollten die 
Ansätze noch um 50 resp. 25 Cts. erhöht werden. „Ich hege die 
Holinuiig", schrieb Bernadette am 53. Antust an die Exekutiv- 
kommission, ,dass der Adel des Kurfürstentums in Anbetracht 
(li\ssrn, dass er seit dem Einmärsche der französischen Truppen 
keinerlei üidinüie Steuern bezahlt hat, meinen Entschluss nur gerecht 
finden wird. Bisher hat die bürgerliche Klasse alle Lasten getragen; 
es ist billig, dass dieselbe etwas erleichtert wird.* 

Die Stände fanden freilich die von Bemadotte beabsichtigte 
Steuer durchaus nicht gerecht. Sie machten die lebhaftesten Vor^ 
Stellungen und erlangten wenigstens so viel, dass die aufzubringende 
Summe auf 20O0O0 Flr. herabgesetzt wurde. Von der Fordening, 
dass die Steuer allein vom Adel getragen werd^ müsse, Hess der 
Marschall sich jedoch nicht abbringen. In der zweiten Hälfte des 
September 1805 ist in mehreren Provinzen des Kurfürstentums 
wirklich eine Adelssteuer aus<resch rieben worden M l^ i dem um 
dieselbe Zeit be;;innencUMi Abmärsche der RernailoLlesclien Armee 
ist es aber nur zur Zalilung des ersten Termins gekommen. 

>) Archenliolz, Minerva J. 1803, III, 51«, 

2) Heinricli David StQve S. Gi. 

3) Für Lüneburg vgl. die Verhandlungen der sUiiidischen Versammlung vom 
24. September 180(k Lenthe Arohiv I, SlSff. 
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Ausser den Geldstcuem wurden, wie uiiä bereiU bekannt ial, 
während der ersten Okkupation auch eine Reihe von Natural- 
lieferangen aosgeschriebeD. Mit Recht hielt man es auf hannoverscher 
Seite für das Zweckmftssigste, «die erforderlichen Vorräte an Heu 
und Stroh, Hafer und Roggen von sämtlichen freien und Pflichtigen 
Einwohnern des platten Landes aufbringen zu lassen*. Hatte sich 
doch die Herbeischaffung der Fourage und der Mundrationen durch 
eine Kompagnie von Lieferanten in den ersten Monaten der 
Okkupation als übonins kostspielig erwiesen '). In dor That führten 
die Naturalliefemngen grosse Frspaninjren herbei. Man fuhr darum 
mit deren Anordnung von Vierteljahr zu Vierteljahr fort. hi>^:esamt 
sind in den Jahren 1803/5 neun Naturalliererun^en an s;-^esch rieben 
worden "). Doch blieb sich die Grosse der Ilalioiien nicht inmier gleich. 
Bei der zuerst ausgeschriebenen Liefenmg bestand die Tagesration 
aus 10 Pfd. Heu, 10 Pfd. Stroh, 8 Pfd. Hafer und Vi$ Himten Roggen. 

Was die Anlage der NaturaUieferungen anbelangt, so geschah 
sie wie bei den Steuern in der Weise, dass das Landesdeputations- 
Koll^um einer jeden Provinz eine bestimmte Rationenzahl aufer- 
legte. Die Suhrepartition auf die Landesunterthanen wurde von 
den Landschaften vorgenommen. Der Beitrag der Pflichtigen Land- 
leute erfolgte nacli dt in \'erhältnisse des in Friedenszeiten für die 
heimische Kavallerie zu lii feniden Quantums. Was von ihnen über 
den gewohnten Beitrag hinaus entrichtet \vurde, erhielten sie aus 
der Generalmagazinkasse nach dem markf;.';lnjriiren Preise vergütet. 
Im Grunde frenommen bedeuteten die iS'aluialliefenin;,'t'n somit för 
die pfliciiligen Einwohner keine ausserordentliche Kriegakontribution. 
Ob auch die freien oder exemten Grundbesitzer, deren Beitrag sich 
nach der Grösse ihrer Besitzungen richtete, eme Vergütung empfangen 
liaben, muss dahingestellt bleiben. 

Die Provinz Osnabrück hatte während der französischen 
Okkupation ihr besonderes Verpflegungswesen. Es wird berichtet, 
dass die Bewohner des Hochstifls diese Absonderung von dem 
übrigen Hannover mit Freude begrüsst hätten 3). So wenig Sympa- 
thien brachten sie dem weifischen Regimcnle entzerren ! Auch 
scheint die Trennung der Provinz Osnabrürk zmu Voiteil <:ereieht 
zuhaben; zum mindesten wurden dort wrdirend der ersten Okkupation 
bloss vier Natmallieferungen ausgesci uneben. 

1) Vgl. Lenthe Arcliiv I, 173. 

^) Der durclii^clinittlictie Wert des nionatlidi gelieferten Qaantuiiii wird im 
Mäfz ISO*, auf Ü7 (XJO 4 angegeben. Vgl. S. 92. 

3) Heinrich David Stfive S. 60. .Die Massregel gefiel, weil sie von Hannover 
trennte*. 
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Die To lalsumme alles dessen, wap während der Jahre 1803 — 1805 
durch Kriegssteuern und Nutiiralliefeniiipren aufkam und zur Be- 
friedigung der franzöäiachen Forderungen verwandt wurde, belief 
sich auf 16420 877 Fr. 

Neben den auseerordenOicheii Auflagen bedienten sich die 
Stftnde der Anleihen, um das nötige Geld für die Kosten der fran- 
zösischen Okkupation herbeizuschaffen. Am 11. April 1804 berichten 
die Minister von der Decken und von Grote darOber an den König: 
dem Landesdeputations-KoUegium mOsse man das Zeugnis erteilen, 
dass es bei Kontrahierung neuer Anleihen mit rühmlichster Vorsidit 
und Ziirüfkhaltnnfr rorfahre. Teils , erschwere es die ihm ange- 
sonnenon Howillifrungen standhaft, so lanf::e es, ohne dorn Besten 
des I.andos merklich zu schaden und die Domänen, namentlich die 
Forsten und den IJarz, der (Jefahr einer auf lange Zeit hinaus fühl- 
baren Zerrüttung auszusetzen, möglich sei"; teils suche es durch 
ausserord^tliche Steuern herbeizuschaffen, was ohne die I^des- 
unterthanen zu niüiieren irgend aufgebracht werden köraie. Das 
Koll^um nehme denmach .nur in wahren Notßdlen zu dem äussersten 
Mittel einer Geldanleihe seine Zuflucht*. Derartige NotfiUle traten 
indessen hflufig genug ein, so dass man sich hannorerscherseits 
wieder und wieder genötigt sah, zu jenem «äussersten Mittel" 
zu greifen. 

Anfänglich fanden die Stände ohne Schwierigkeiten Kredit. 
Gleich im August 1803 erhielten sie durch Vermittelung Kasseler 
Banquiers von dem Kurfürsten von Hessen 500 (XXJ »f vorgestreckt *). 
Stadtharmoversehe Banquiers und (leschürtsleute gaben bis zum 
24. December 1803 547 '^'2^ 4 K^-Kt-'n Wechsel her, welche allerdings 
in kuizem bis auf einen Rest von 75 000 «fi emgelöst wurden. 
Bedeutende Summen kamen auch durch Anleihen auf, welche von 
den verschiedenen Landschaften im Lande selbst eröflhet wurden. — 
Bis zum Ende des Jahres 1803 waren alles in allem 3 877 056 an- 
geliehen, teils auf den Kredit der sämtlichen, teils auf den der vier 
grösseren (Calenberg, Lüneburg, Bremen- Verden und Osnabrück) 
und teils auf den Kredit der einzelnen Landschaften. So gross 
diese Sthuldenla>t sei, bemerken die Minister in ihren Berichten 
an Georfj III., .so könne sie immerhin bis fa^t an das Doppelte hin- 
angehen, ehe die auf das Fürstentum Calenber;«' entfallende Ouote 
die Höhe von 1 i<X) DUO ^ erreicht habe, zu welcher Sunnne die 
caltnbergische Kriegsschuldenlast im Tjährigen Kriege angewachsen 
sei. Und doch sei jene Schuld ohne den Ruin des Landes glQcIclich 
abgetragen worden. 

») Vgl. Ompleda, ÜlHärwältiguntf, S. 189. 
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Im JaJire 1804 wurden beträchtliche Anleihen bei den Hanse- 
stAdien aufgenommen. Mit der Elbstadt ward im Januar eine 
Konvention abgeschlossen, wonach den hannoverschen Slflnden eine 
Summe von 1 500000 Hark Banko, etwa 707 500 4, vorgeschossen 
wurde. Sp&ter, im Okto))er desselben Jahres, gewahrte Hamburg 
noch einmal ein Darlehen von 284000 Lübeck lieh im April 1^)4 
350 000 Mark Banko her, im April 1805 47 700 4. Auch Brenion 
streckte den hannoverschen Ständen im Seplemi>er 1804 ein Kapital 
von 250 000 1^ vor. 

Man glaube nicht, dass die Hansestädte ihr Geld freiwillig 
gegeben hätten. Sie wurden vielmehr von den französischen BetV liU- 
habem zur Hergabe gezwungen. Als LiiLiacn sich zuerst entscliieden 
weigerte, den hannoverschen Ständen Geld vorzuschiessen, Hess 
Bemadotte dasselbe umzingeln und ihm alle Zufuhr abschneiden. 
Dies dauerte so lange, bis die Stadt sich zu dem Darlehen verstand i). 

Das Widerstreben der Hansestädte ist leicht zu begreifen. Die 
Sicherheit, welche die hannoverschen Stände zu bieten vermochten, 
war bei den kritischen Zeitläufen nicht eben gross zu neiuien. 
Vollends schwand sie dahin, als Georg III. im November 1803 allent- 
halben publizieren Hess, er werde sich durch keinerlei Handlungen, 
die «einem und seiner Lande Interesse zuwiderliefen, für gebunden 
halten und allen auf den Kn dit des I^andes zu m;i( hi nflon Anleihen 
seine Sanktion versagen. Die Tendenz dieser Ma^sregel ging dahin, 
„diejenigen zu warnen, die etwa aus Gewinnsucht oder anderen 
gefälirlichen Absichten ihr Geld leichtsmnig herzugeben geneigt sein 
möchten*. Der Oberbürdung des Landes mit Schulden sollte gewehrt 
und zugleich den Forderungen des Feindes durch die Unmöglichkeit 
dieselben zu befriedigen eine Grenze gesetzt werden >). 

Betr. Hamburgs vgl. Mönckeberg, Uamburg unter dem Drucke der 
Franzosen S. 4. 

>) Die bannoverechen Hinister waren denn aueh keineswegs wOlcns, die 

Hf cht -Verbindlichkeit der banscali-r hen Anleihen anzuerkennen. Kielmansegge 
und Arnsswaldt bemerken in cinoin Herirhte an den König vom 10. Jan. 1805, 
«iie königliche Deklaration sei um su elier aut die Hansesl&dte anzuwenden, ais 
dieselbe diesen wohl Iiekannt gewesen sei, und als sie im Grunde sieh dnreh die 
gevihrien Darlehen nur vor grösseren Vcxalionen und französischer Okkupation 
perpttct hatten. Die Minister trugen (le-^halb darauf an, Lenthe tn^^r- bei Zeilen 
bei dem englischen Ministerium Scbnttc thun, damit bei dem kUntligcn »iedena* 
Schlüsse ja nicht eine Klanset eingerOekt werde, durch welche jene Anlfihfil 
garantiert wQrden. — Zu .Viifang des Jahres 1806 hat Georg III. thatsächlich die 
l-"ngaUigkeit alh^r wühnMid der ersten Okkupation nhne seine Zi)stiirumin? pe- 
machlcn Anleihen proklatuierU Mierzinsky S. li^. Das Landesdeputations-Kollegium 
fthrte dagegen cur Zeit der preussisehen Okkupation (K. Juni 1806) in einem 
gutachtlieben Beridite aus, es sei allerdings wahr» dass die betreffenden Anldben 
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Am d^m j^lriclicn Grunde weigerte maii sich aucli in Loiiilon 
auf das besUuiinlesh', den Kurlanden durch Cl>er\veisuiig von Vor- 
schüssen beizustelieij, so dringend aucli die haniiuverschen Stände 
darum baten, und so nötig die Hülfe war. Der Fall lag folgender- 
massen: Im Apiil 1804 sahen sich die StAnde aus Mangd an Geld 
gflnzlicfa ausser stände, das Verlangen des Generals Dessolle nach 
Sicherstellung des Truppensoldes für die drei folgenden Monate zu 
erfüllen* Dessolle wandte sich darum an ein hannoversches Handels- 
haus mit rlr in Antrage, ihm gegen VeipSSndung sftmtlicher Donianial- 
und Landeseinkünfle und '^o^on Vomalmie eines beträchtlichen 
Holzhiebs in den Domanialwaldungen nebst freien Fuhren füi- dos 
gefällte Holz bis Bremen eine Summe von einer Million Thakr vor- 
zustrecken. Das betreuende Handclslunw war alltMdings patiiotiscli 
genug gesinnt, ihm Antra? abzulehnen; allein ei stand /u l)efürcliten, 
dass andere liankhuuser zu Frankfurt und Berlin oder auch der 
Finanzrat Crelinger zu Hannover» ein Spekulant niedrigster Art, den 
E. Brandes eine „wahre Pest des Landes" nennt'), sich dem für 
das Kurfürstentum ungemein nachteiligen Geschäfte unterziehen 
würden. In dieser Notlage wandte sich der geheime Ausschuss des 
Landesdeputations - Kollegiums am 12. April 1804 mit einem 
Promemoria an die Minister. Könne man zu dem Solde der fran- 
zösischen Truppen nicht Raf schaffen, hiess es darin, so würden 
die Franzosen sich die nötigen Summen selbst mit den gewalt- 
samsten Mitteln vor=rhalTrn; don Woj dazu bioto der fränzlichc 
Ruin der königiiciien ForsUii und willküilich angelegte, durch die 
härtesten Expkutioiisinilti'l bci/ntreihcndi' Steuern auf den noch 
nicht ganz verariuleii Teil der üulerlliaueii. Es sei uiuaüglich, die 
nötigen Gelder angeliehen zu erhalten, da der Kredit des Landes 
gftnzKch erschöpft sei. Das einzige Mittel der Rettung bestehe darin, 
dass der König auf ein sicheres Haus in Hamburg eine Summe von 
wenigstens 600000 ^ anweisen lasse. Die Sache lasse sich ja 
unter dem Scheine eines Anlebens im tiefsten Geheimnisse be- 
treiben; nicht einmal die übrigen Mitglieder des Deputations- 
kollegiums brauchten den wahren Sachverhalt zu erfahren. 

Die Minister von der Decken und von Grote kamen mit den 
Mitgliedern des geheimen Ausschusses überoin, dieses Gesuch durch 

von ilt-r französisclien Generalität vorbereitet, und Ha?« die Verhandhm^'en durch 
Insinuationen, zum Teil auch durch Drohungen und iniUlähsche Voikcliriuigeu 
onterstQlzt worden leien; gldchwohl leien die hannovenehen Lande durch die 
mit dem Bevolbiülehtigten der drei Hanaestadte auf ständische Treue und Glauben 
hlossenen und von jener Seite pünktlich erfblUen Konventionen in eine 
volikuinmene YerbindUchkeit t^eselzt worden. 

>) Vgl. (Maller) Hannover, wie es war, iel und werden wird I, 97 ff. 
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einen Expressen nach London befördern zu lassen. Der Olierst- 
leutnant und göttingische Ritterschaflsdeputierte von Hedemann 
unterzog sich der Sendung. Seine Mission scheiterte aber. Wie er 
am 11. Mai 1804 von London aus an die hannoverschen Minister 
schrieb, war ihm der Zutritt zu Georg HI. weg^en de?>ün GemOts- 
krankhcit nicht gestattet worden. Dagegen hatte ihm der Prinz 
von Walt'> in „hörbpt bestimmten Ausdrücken* erklart: Das Un?rlück, 
welches Hannover >o unverscliuldet LretrolTeii liabe, rüliri; ilm tief, 
und er werde sich auf keinen Fall da> Erbteil seiner Väter nehmen 
lassen. An eme Unterstützung mit Geld sei aber unter den gegen- 
wärtigen Umstünden nicht zu denken. Man müsse es sich gefallen 
lassen, wenn der Feind die Domänen ruiniere; und wenn eins sein 
solle, so sei es ihm selbst lieber, wenn das grössere Unglück auf 
das Eigentum seines Hauses fiele, als wenn es die unschuldigen 
Unterthanen träfe. Die Franzosen würden ihre Forderungen nur in 
die Höhe schrauben, sobald sie merkten, dass Geld von England 
komme. Auf die Dauer könne aber (We Sa< he nicht verbnrjren 
bleiben, chi die nötigen Summen nur mit Bewilligung des Parlaments 
zu erhallen seien. 

In demselben Sinne schrieb Lenthe unter dem i.j. Mai 1804 an 
seine Kollegen zu Haniiover, er habe zwar dem kranken Konige den 
Antrag der hannoverschen Stände nicht vorlegen können, dürfe aber, 
da ihm die Gesinnungen desselben dordi wiederholte Äusserungen 
bekannt seien, mit Sicherheit behaupten, dass Kön% Georg Hl. sich 
in der jetzigen Lage nie zu oner Unteretützung entschliessen wi^e. 
Es sei nur zu gewiss, dass die Franzosen nach Ablauf der nftchsten 
Monate mit n» uen Forderungen hervortreten würden, mit um so 
grösserem Nachdrucke vieHeicht, je vollständiger den vorherigen 
Genüge geleistet sei. Dies sei der Grund, welcher höchsten Orts 
immer für überwiegend gehalten worden sei, und welchem er 
(Lentlie) nichts enfgejren m stellen wisse, so traurig auch die Folgen 
für das Laml sein könnten. 

Nicht minder ablelmend verhielten .sich der Prinz von Wales 
und der Minister von Lenthe gegenüber dem von dem haimoverschen 
Geschftftsträger zu Berlin, L. von Ompleda, gemachten Vorschlage, 
der Henog von Braunschweig möge von London aus veranlasst werden, 
denhannoverscfaen Standen monatlich 1 SOOOPfd. SterL vorzuschiessen^). 
Die Antwort lautete wiederum, den unerroesslichen Forderungen 
könne nur durch deren Nichterfüllung eine Grenze gesetzt werden. 

Es war nicht möglich, sich dem unp'lücklichen Lande vollständiger 
zu versagen, als es das angestammte Fürstenhaus that. Die Aigumente 

1) Omptcda, Politischer Nacblaas I, 351. 
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des Prinzen von Wales und des Ministers von Lenthe können als 
stichhaltig nicht anerkannt werden. Dem reichen Welfenhaiise wäre 
es ein Leichtes gewesen, grössere Geldsnmnum nach Hannover ge- 
langen zu lassen, auch ohne das Parlament anzugehen. Auch sind 
die Forderungen der Franzosen während der ersten Okkupation 
ziemlich stabil geblieben. Was sie verlangten, war die ünterhatUing 
der im Lande befindlichen Truppen; darOber sind sie {von den 
Privatfordemngen französischer Befehlshaber abgesehen) nie wesent- 
lich hinausgegangen* Die ÜQr jenen Zweck erforderlichen Geld- 
summen würden sie aber unter allen Umstflnden erzwungen haben, 
nötigenfalls mit den härtesten Mitteln. Und es fehlte nicht viel, 
dass sie wirklich zu den gewaltsamsten Massregeln pregriflfen hätten. 
Zum grossen Glücke für den Kurstant und seine Bewohner kam 
eben damals die Bremische Anleihe zu stände, sonst hätten die 
Unterthanen es mit ihrem Ruine zu bfissen gehabt, dass man in 
London ihnen in der Kot kaltherzig' den Rücken zuwandte. 

Wie hoch der Gesamtbetrag der Anleihen gewesen ist, welche 
die hannovefschen Stande wflhraid der e»t^ Okkupation auf- 
genommen haben, vermögen wir nicht zu bestinunen. Es fehlen 
hinreichende Angaben Aber die Wechsel und Darlehen, welche den 
Darleihern noch w&hrend der Jahre 1803—5 zurückgezahlt worden 
sind. Dagegen ist uns die Summe überliefert, um welche sich die 
Schulden der hannoverschen Stände während dieser Zeit thatsächlich 
vermehrt haben. wird bei Beginn der zweiten französischen 
Besetzung auf i21 G78 i*.»8 Fr. anpep^eben. Diese Summe stimmt un- 
gefähr mit dvn Angabi^n überein, \\ elchp die hannoversclien Behörden 
der preussi?chen Adniinistralioris- und Ürgaiiiialionskomniission im 
Jahre li>üG macliten, und nach welchen sich die Totalsumme der 
aus jener Zeit herrülirenden Schulden auf 4684 540 4> oder 
21080457 Fr. stellte. Da?on waren gemeinschaftliche Schulden der 
Stfinde 2 736 335 4, Partikularschulden der einzelnen Landschaften 
1948211 ^. Auf die einzelnen Provinzen verteilten sich diese 
Summen folgendermassen: 



Provinz Gemeiinchaflliche SrhuM n PartikularschuldeD 

Calenberg-Grubenhagen 874 801 48U 90G 4 

Lünebuig 758 OO.j , 430 590 , 

Hoya 160 1 Gl , 199 686 , 

Brtin.n- Verden .558 465 , 391 271 , 

Laueidjiirg 4;i 479 , 57 635 , 

lladehi 25 04i2 , 85 730 , 

Osnabrück 282 632 , 251420 , 

Diepholz 27140 , 36003 , 

2736335 .«P 1948211 
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An dieser Stelle <ei noch einiger anderer ausserordrnllirlier 
HülfsqufHeii gedacht, welche man sieh in Hannover trölTncto, um 
die IVaiizöbischen Forderungen zu befriedigen. Da ist zmiächsl die 
Vorausbezalilung der herrschaftlichen Pachtgelder im Jahre 1805 zu 
nenneiu Weil die hannoverschen Behörden ihre Mitwirkung zu dieser 
als .hart und ungerecht* empfundenen Massregel versagten, musste 
Bemadotte das erforderticbe Ausschreiben unter eigenem Namen 
ausgehen lassen. Dies geschah am 27. Februar >). Danach sollten 
alle und jede Pächter der Domanialgüter und Parzellen gf li it' n 
sein, die Hälfte des einijfihrigen Pachtgeldes bis zum 21. Mai als 
eine Vorausbezahlung zu entrichten. Ein jeder Pächter, welcher 
nicht binnen der gesetzten Frist Zahlung leisten würde, sollte 
seiner Padil sotbrt verlustig gehen. Trotz dieser Drohnnp^ liefen 
aber bloss MSü 518 Fr. ein, etwa 150000 Fr. weniger, ais man 
erwartet ImUo. 

Ein weiteres Hülfsmittel zur Hcrbeischaffung von (!i Id bot die 
Vornahme ausscrordenlliclier Hauungen in den landeshcrrliciieii Forsten. 
Man hat sich hannoverscherseits während der ersten Okkupation wieder- 
holt genötigt gesehen zu diesem Mittel zu greifen. Aus dem Verlcaufe 
des Holzes erzielte man insgesamt 2044800 Fr. Den Waldungen 
gereichten die ausserordentlichen Ilolzschlfige zu schwerem Nachteile. 
Im Jahre 1805 wird von den hannoverschen Ministem geklagt, die 
Forsten seien bereits weit Ober Geböhr angegriffen. Müsse das 
einerseits zum Ruin des Forstbestandes fdhren, so verfehle auf der 
anderen Seite die fragliche Massnahme zum grossen Teile ihren 
Zweck, indem das plötslich gesteigerte Angebot die Hokpreise erheblich 
herabged rückt habe. 

Reehnit man den Ertrag der ausserordentlichen Einnahme- 
quellen, welche sieh die Regierung durch die Kriegsküiilrilmtionen 
und Anleihen, die Vorausbezahlung der PaehtL'eldpr und die extra- 
ordinären Holzschläge in den landeshenliclion l'ürölcii erööiiete, 
zusammen, so ergiebt sich die Summe von 41 129 711 Fr. 

Vergegenwärtigen wir uns hier zwecks grösserer Übersichtlich- 
keil, wie viel die ordentlichen und ausserordentlichen Einkünfte 
des hannoverschen Staatswesens zu der Gesamtausgabe von 
60 533 648 Fr.>), welche die französische Okkupation den Landes- 
kassen verursachte, beigetragen haben. 

Es haben geliefert 



>) Hannoverische Anzeigen J. 1805, Sl. 20. 

2) Vgl. a W. 
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A. Die ordentlichen Emnahmen 19403 937 Fr. 

und zwar 

1) landeslierrliche (Domanial-) Ein- 

kunft.^ 10 735 308 Fr. 

2) siandiäche Einkünfte (Steuern) . . 8 6Gb ü:!U , 

6. Die ausserordentlichen Einnahmen 41129 711 , 

und zwar 

1) Steuern und Naturallieferangen. 16 420 887 Fr. 

2) Anleihen 21 678 498 , 

3) Vorausbezahlung der Pachtgelder 985 518 « 

4) extraordinftre Holzschlftge . . . .. 2044809 ^ 

Totalsumme 60 533 648 Fr. 

Damit sind jedoch die Kosten, wcL he die französische Besilz- 
natime den hannoverschen Landen auferlegt bat, nocli lange nicht 
erschöpfend an^^'oijeben. Zunächst müssen zu der auf die öffentlichen 
Kassen entfallenden Siimmr von 60 533 048 Fr. die bcdculeiiden 
Ausgaben hinzn^tM cclinet wri dm, welche den Komniunalkassrn durch 
die Anwesenheit der tVaiizuälsLhi^n Truppen erwucliseu. Wie hoch 
sich dieselben belaufen haben, lässt sich begreitlicherwei^e nicht 
feststellen. In einer Bittschrift des Landesdeputations - Kollegiums 
an Napoleon vom 5. Januar 1804 werden sie bereits auf 7 bis 
8 Millionen Fr. veranschlagt. Das Kriegskoslenregister der Neustadt 
Hannover weist bis zum Ende des Jahres 1805 eine Ausgabe von 
etwa 50000 »f auf. Die Altstadt Hannover hatte nach Berichten 
der hannovf liehen Minister schon im Februar 1804 mehr als 
100 000 wf behufs der fremden Gäste verausgabt'). 

Ferner niuss der Wert der aus dem Kurfürpfontum nach 
Frankreich geschleppten Gegf^n^tändo in Hotracht gezo^'cn ucrdon. 
Der Geldwort de? den Franzo^^cii ans^'elictVtten und von diesen 
fortgeschalVtrn (^e-chüfzcs wird alirin auf lü Millionen Tlialer an- 
gegeben. Von erheblichem W^erte war das Pferdematerial der 
hannoverschen Armee, welches nach der Kapitulation von Artlenburg 
in französische HSnde überging-). Die prächtigen Pferde aus 
dem kurfflrstlicfaen Marstalle waren zum Glücke grossenteils in das 
Mecklenburgische gerettet worden; immerhin fiel den Franzosen noch 
eine Anzahl jener weissgeborenen Rassepferde in die Hflnde, durch 
welche der Herrenhäuser Marstall so berühmt war. Sie wurden in 
Paris für würdig befunden, bei der Krönung Napoleons zum fran- 
zösischen Kaiser den Krönungswagen zu ziehen. — Das kostbare 

') Vgl. Hausmann, Erinnenmppn S. +8 f. 
^ Vgl. Tagebuch der Vortalle 1, 41, 71. 
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Jagdgerät Creoigs U. ward auf nicht weniger als 50 sechsspännigen 
Wagen nach der franzAsischen Hauptstadt geschafft Andere weniger 
kostbare Sachen wurden wegen ihrer Herkwlkrdigkeit annektiert, 
so die antiken Eaiserbüsten in dem Orangeriesaale des UerrenhAuser 
Sdilosses, das grosse Jagdnetz in Und^ die Kanonenbohrmaschine 
des Giessliofes und andere Cr^enstflnde mehfi). Selbst die 
schönsten Hirsche des Deisters musslen die heimatlichen Wälder 
verlas?fn und sich auf die Wandorscliafl nach Paris bpfjoben. 
Nounzchn Fahnen und sechzehn Standarten, welclie die Hannoveraner 
in früheren Kriegen den Franzo^^n nh^'enomnien hatten, fielen jetzt 
in die Ihind«' der Franzosen zurück; sie wurden im Jnvaüdentempel 
zu i ans aufgehängt 2). 

Ganz unberechenbar sind endlich die wirtschaftlichen und 
pekuni&ren Verluste, weldie Einquartierung, Durdunftrsdie und 
Kriegerfohren den einzelnen Landeseinwohnem bereiteten. In dem 
Berichte vom 11. April 1804 führen die hannoverschen Minister an, 
der bei weitem grösste Druck der Unterthanen erwachse aus der 
Einquartierung. Nach der Versicherung sachkundiger Hftnner komme 
den Eiinwohnem jeder Mann im Durchschnitte täglich auf 18 m^rr. 
zu stehen. Bei einer Zahl von 25 000 Mann bedeute das eine 
tägliche Ausgabe von 12 500 ,f und eine jährliche von 4V2 Millionen. 
WHrc diese Berechnung richtig, so wfude die Einquartierung den 
Unterthanen während der ersten Üivkupation auf 10 '/j Millionen 
Thaler zu stehen gekommen sein. Indessen durfte hier eine 
Übertreibung vorUegcn. Dass ein Soldat im Durclischnitle den 
Unterthanen täglich 18 mgr. gekostet habe, kann höchstens fOr die 
erste Zeit der franzAsischen Okkupation zutreffen 3), als die Soldaten 
steh noch zu jeder Forderung berechtigt glaubten. — Später wurde 
genau bestimmt, welche Ansprüche die Truppen an ihre Quartier* 
wirte zu erheben befugt waren. Wie das T.andesdeputations" 
Kollegium am 21. November 1803 durch ein PubUkandhim ^) ziu* 
allgemeinen Kenntnis brachte, durften die Soldaten von ihren 
Wüien nur .Salz, Feuerung, Licht, die zum Kochen erforderlichen 

i) Hausiiiuin, Erinnertuigeii S. 43. 

Tagebuch der Vorfälle II, 87 ff. 
3) In einer im Oktober 1803 erschienenen Schrifl: .Prüfung der öffentlichen 
£rklAruD9 und feierlichen Verwahrung des Hotricbters, auch Land- und SchatzraU 
von Btflcpaeb . .* %rird angegeben, ein Gemeiner habe nach Ahmg der ihm was 

den Magazinen zu liefernden Portion dem Bequarli» rl > n täglich wenipstens 8 m{fr 
gpko-ti'l. ?. 8. Nach Si lit^lver), Das Kuifürs(<-iiUim Hannovor ?. .'0 koslt'to die 
Unterhaltung eines Gemeinen dem yuarlierwirto täglich 8— lü yyr, die Beköstigung 
eines QfBsiera jahriicb dOO-^ 4. Vgl. Tagebueh II, Mf. 
*} Gedruckt, Tagebuch II, 79 B. 
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Gerfttschailen nebst Teller, Messer und Löffel" verlangen. — Die 

Beköstigung der Soldat^ erfolgte von selten der Lieferanten. 
Jedem Soldaten wurden tagtäglich I ^j-, Pfd. Brot, V2 PM. Fleisch, 
2 Lot Reis oder statt dessen 4 Lot trockenes Gemüse und eine 
Portion Bier ausgeh findijrt. In dem (gewöhnlichen) Falle, dass die 
Einquartierten ihre Port innen nicht selbst zubereiteten, sondern sich 
von iliren Wirten beköstigen Hessen, waren ?ie verpflichtet, die 
ihnen von den Lieferanten verabn ieliten Portionrn an ihre Quarlier- 
geber abzuliefern. Nur die Otnzieie niussten von ihren Wirten 
beköstigt werden. 

"Man sonto nach diesen Bestimmungen meinen, dass die Last, 
weldie mit der Einquartierung verbunden war, nur eine mflssige 
gewesen sei. Die Bestimmungen schienen aber bloss da zu sein, 
um übertreten zu werden. Von allen Seiten ertönen laute Klagen 
fiber die übertriebenen Forderungen, welche die französischen Soldaten 
an ihre Wir\e st» Ilten Etwas besser wurde es damit, seit 
Bernadotte den Oberbefehl übernommen hatte 2). Eine grosse 
Wohlthat für die Unterthnnen war die von dem letzteren erlassene 
Verfügung, dass die <I« n französischen Onizicren bisher von ihren 
Hauswirten geleistete bckusti^Min^' gänzlich aufhüreii und durch 
Tafelgelder aus den öflFentlichcn Kassen ersetzt werden solle. Einige 
Erleichterung verschaffte auch die Errichtung von Sommerlagern 
für die französische Armee in der Nähe von Hannover (Ohe bei 
Linden) ^, Lüneburg und Verden. Dennoch mussten die hannoveischen 
Minister am 9. August 1805 an Georg IIL berichten, die Einquartie- 
rungslast sei zwar durch einige Massregeln Bemadottes merklich 
gemindert, aber noch immer äusserst drückend. Die geringeren 
Klassen der Landeseinwohner s(Men gutenteils schon so weit her- 
unterjrekommen, dass sie mit der Reiheeinquartienmfr übergangen 
werden müssten. Mithin fnlle die f^anze Last jetzt auf die besser 
silnit itt n Klassen: dadurch müssten auch diese auf die Dauer zu 
Grunde j/urichtct wer(h'n. 

Lastete die Kinquarlieruag vorwiegend auf den Stfldten, so 
trafen die zahllosen Kriegerfuhren hauptsächlich das platte Land. 
Es wird vielfach geklagt, dass die Landleute ihrer Pferde und Knechte 
fast ganz entraten müssten. Kämen die Pferde von den Fuhren 
zurück, so seien sie so abgetrieben, dass sie auf lange Zeit zur 
ländlichen Arbeit untauglich seien und in häufigen Fällen ganz ein- 
gingen. Besonders mitgenommen durch die Kriegerfuhren wurden 

1) Vgl. z. B. Tagebuch der VoriUle I. 54 f.; II, 83, 86 f. 
2| Schelver S. 89. 

3) Vgl. Hausmann, Erinncrung-en S. 4Ö. 
Tb Imme, Okkupatiuu Haonovers. 8 
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die Provinzen Lünebiirp^ und Osnabrück, erstere, weil bei ihrer dünnen 
Bevülkt'iuii;.' und ihren spärlich zerstreuten Ortschaften den ein- 
zehieii (iespannen längere Wepsln-t ken ziifjemulcl wurden als ander- 
wärts, If Iztcrc. weil sie den Durchmärschen am meisten ausgesetzt 
war, eine natürliche Folge ihrer geographischen Lage 

Es leuchtet von selbst ein, dass der Volkswohlstand bei so 
schweren Lasten die grössten Einbussen erleiden mtisste. Ganz 
allgemein sind die Klagen über die fortschreitende Verarmung, 
namentlich der niederen Volksklassen. Viele Leute suchten sich dem 
unertrftglichen Drucke durch Auswanderung zu entziehen. Andere 
verkauften ihre Häuser, um wenigste der am schwersten em- 
pfundenen Bürde» der Einquartierung, zu ent^'» Ik il Das Mittel 
verfehlte aber seinen Zweck, da sie nun zu lii<iuilinen- und Ein- 
quartierungs - Hülfssteuern herangezogen wurden. Kine erheblitlie 
Steigerung des allgemeinen Notstande? wurde im Jalu<' 1804 
durch das Mis^raten der Ernte herbi ii^'i ■führt , welcliu schon im 
vorigen Jahre wenig LL'friedigcud ausgefallen war. Die Folge war 
eine Teurung der notwendigsten Lebensmittel, namentlich des 
Brotes, wie man sie seit Jahrzehnten nicht gekannt hatte, selbst 
nicht in den berflchtigten Jahren 1770 und 17712). Am höchsten 
stieg dieselbe wfthrend des Soromeis 1805'). Sie wird illustriert 
durch die Thatsacbe, dass die von der liagazindirektion zu Hannover 
im Anfange dieses Jahres abgeschlossenen Lieferungskontrakte 
300 000 ^ mehr erforderten als die vorhergehenden*). Nur den 
mensclienfreundlichen Bemühungen des Marschall? Beriiadotte war 
es zu danken, dass nicht eine förmlirhe Hungersnot entstand. Unter 
anderem eiwirkte dieser von .\ai»ule(ni die Erlaubnis, dass aus 
Frankreich W eizen nach Hannover ein;/eführt werden dürfe Als 
die Bäcker in der Hauptstadl des Landes die obrigkeitliche Brottaxe 

I) Vgl. Tagebuch der VorßÜle I, 80 f. 

Berieht der Ministar an Georg III. vom 9. August 1806. 
^ Der durebeduiittlicbe Markipreia in der Stadt HannoTer betrag: 

Weizen R o ? p o n 

1803 1 4 23 »tffr —4 i 4 h myr -1 4 

1804 1 , 25 , 2 . 1 . 9 , 2 , 

1805 S , 19 , 6 , 1 » i7 , 8 , 

1806 8 , 5 , — . 1 , 28 . 7 . 

1*^07 1 , 18 . — . 1 , 4 . 6 , 

Die Antraben verstehen sich für den iSeubraunschweigischen Himten. — Die Preise 
der Jahre 1800i 1801 und 1803 gideben im grossen und ganaen den Preisen flir 
1803. I Akten der «estftlischen Zeit ) 

Havemann, Da« Kurforstentum Hannover S. i'f^ 
5) PubliJiandum vom i4, Februar ISüO. Hannoverische Anzeigen J. 1805, St 17. 
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dadurch zu umgehen suchten, dass sie dem Brote ni( ht das gehörige 
Gewicht gaben, visitierte Bemadotte die Läden öfters in eigener 
Person und liess das zu leicht befundene Brot unter die Armen 
verleilen Auch sonst liess der französische Mai"schall sich die 
Lebensmitlelpolizei sehr angelegen sein. 

Von dem Drucke der fraiusösischen Okkupation wurde niemand 
hArter getroffen als die Kaufleute und Gewerbetreibenden. Bei der 
schweren Zeit schränkte sich jedennann im Lande möglichst ein, so 
dass Bestellungen und Einkäufe auf ein Minimum herabsanken^. 
Die Anwesenheit des französischen Heeres bot den Geschäftsleuten 
— von einigen Lieferant^ abgesehen — keinen Ersatz, da die 
französischen Soldaten ihre persönhchen Bedürihisse meist ans 
Frankreich bezojren^). 

Ein schwerer Schlag wurde dem Handel und Verkehr durch die 
gegen den enghschen Handel angeordneten Massrej^eln vci-setzt. 
Sofort nacl) der IJesitzuahme des Kurfürstentums lialten die Fran- 
zosen die Eintuiir aller englischen Manufaktur- und Fabrikwaren und 
nicht minder die Einfuhr sämtlicher fremden Erzeugnisse, welche in 
England auf Lager gelegen oder anch nur irgendwelche Abgaben 
erlegt hatten, verboten. Die Engländer antworteten damit, dass sie 
die Weser und Elbe in Blockadezustand erklärtm und mehrere 
Kriegsschiffe an die Mündungen dieser Ströme entsandten, welche 
kein Schiflf, sei es unter englischer oder neutraler Flagge, ein-' und 
auslaufen Hessen. Dadurch wurde alle Schiffahrt auf der Elbe 
und Weser gehemmt und der binnenländische Handel enorm ge- 
schädi^'t. Allniäiilicli lernten die Kaufleute freilich, die ihnen durch 
die Blockade in ihm Wrp i^'elejrten Schwierigkeiten zu umdrehen. So 
hören wir von den Üsnal)rüeker Kaufleuten, welche einen schwung- 
haflen Handel mit Leinwand betrieben, dass sie während der ganzen 
Zeit ihre auswärtigen, grossenteils überseeischen Verbindungen sich 
erhalten und Mittel und Wege gefun^n haben, die Leinwand adier 
über das Meer ihrai Abnehmern zuzuführen*). 

Dem oiglischen Handel, gegen den sich doch die französischen 
Verfügungen richteten, scheint noch am wenigsten Schaden durch 
die Sperre zugefügt zu sein. Statt ihre Waien auf der Elbe und 
Weser nach Kunbur? und Bremen zu senden, schickte die englische 
Handelswelt sie jetzt nach Tönningen an der Eidermündung und 

1) (Hierzinsky), Erinnerungen aus Hannover und Hamburg S. 14. Vgl. auch 
Scbdim S. 6a 

>) Vgl. (Scbelver), Das Kurfurstentam Hannover S. 54v 
9) Hnu«mann, Erinnerungen S. 43. 
*) öchelver S. 23. 

8» 
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nach dem Jalidcbiisen Von Tüiiniii^'en wurden die Waren ent- 
weder auf der Eider und dem Rendsburger Kanal zur Oistspe über- 
geltthlt od» auf dem Landwege nach Hamburg' {a'f'bracht. Ebenso 
ward ein grosser Teil der im ^ahdebusen angelangten englischen 
Waren vermittelst Wagen dnrch das Oldenburgische nach Bremen 
geschafft. Ein anderer Teil gelangte auf grossen Sahnen durch die 
Watten in die Weser hinein bis nach Bremen. 

Wohl wäre es den Franzosen ein Leichtes gewesen, diesen 
Schleichhandel zu hindorn. Die französisclien Beamten waren aber 
der Besl('('liun;r loirhf zu^-^finglich. Es wird berichtet, wenn jemand 
en^lir^' Ik' Waren nach Bremen habe schaflfen woüon. so sei f< voll- 
kommen hinreichend gewesen, dem französisch i ii Kon?iil in Bremen 
zu sajren, dass ilio Ge?.'enstSnde nicht englischen Urspnin^'s seit^n. 
Der Konsul habe duiaufliiu ohne alle Umstände das errorderlichc 
Gertiflkat ausgestellt, natürlich gegen Enirichtmig eines guten Stuckes 
Geld. Jede weitere Untersuchung sei durch das Certifikat, welches 
von dem französischen Militflr stets respektiert worden sei, ab- 
geschnitten. Die ganze Sache habe im Grunde bloss dazu gedielt, 
um den Konsul und mdwere mit ihm einverstandene Personen zu 
bereichern 2). — Von anderer Seite wird da? Verfahren der Fran- 
zosen fol^'endermas=on geschildert: In den Häfen und an den ge- 
wöhnlichen Landungsplätzen seien Waclien aufgestellt gewesen. Jedes 
. einlaufende oder Anker werfende SchifT sei durch die Wache dem 
diensthabenden Offizier oder Unteroffizier gemeldet. Dieser habe sicli 
von dem KaiMtän die Pässe und sonstijren Papiere voi^eipen lassen 
und bodann einen Unteroffizier auf das Schill' geschickt, der sich 
überzeugen musste, ob englische Manufakturwaren an Bord befindlich 
seien oder nicht. Im letzteren Falle habe das Schiff seinen Lauf 
fortsetzen dürfen. Dass hierbei massenhafte Prellereien vorgefallen 
seien, sei unzweifelhaft; nur einmal solle eine Konfiskation englischer 
Waren erfolgt sein^. 

Es lässt sich nach dem Voi-stehenden leicht b^ireifen, dass in 
der Oltkupationszeit eine recht gedrückte Stimmung im ganzen Lande 
herrschte. Zuerst, im Frühjahr 1803, liatte man an die NAlie der 
Gefahr gar nicht glauben wollen. Es sei auffallend, sclirieb am 
17. April 1803 di r hannnversehe Major von Ümpteda an seinen 
Brader, den Gesandten in I5erlin, wie ^das Gros der Menschen in 
Hannover die Straussennatur charakterisiere — die Eigentümlichkeit 

•) Schelver S. 17 IT. 

2) So der preussische Genernlmajor von T^ehnmmer an den Minister von 
Schuleuburg d. d. Bremen. 12. April IfciOtj. Akten des Geb. Si.-A. zu Berlin. 

3) GenetsUeutnant von Plets ui Sehnlenburg dL d. Stade, 17. April 1806. 
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der Geschöpfe, die den stupiden Kopf in einen hohlen Baum ver- 
bergen, um sich über die herrannahendc Gefahr der Jagd zu tfiuschen" 
Als dann die Katastrophe wirklicli liereinfrebrochen war, hatte sich 
ein Sturm der Entrüstung ;regcn die Re^Meiun«,' erhoben. Man er- 
blickte in dem i^'anzen Verfahren derselben allj^^einein eine un- 
veraiilworlliche Nachlässigkeit und höchst strafbare Feigheit; ja ein 
grosser Teil des Volkes glaubte in der Bitterkeit der ersten Auf- 
walluDg steif und fest an Torsätzliche Landesverräterei ^. Der all- 
gemeine Unwille machte sich in einer Flut von BrosehOren und 
Flugschriften Luft, in welchen die heftigsten und bittersten Vorwürfe 
gegen die Regierung des Landes geschleudert werden 3). Wurde in 
den.-dben zunächst das unwürdige, ko| f md mutlose Verhalten der 
leitend eu Kreise während der Krisis beleuchtet, so blieben doch die 
meist anonymen Vorfa??rr dahfi nicht stehen, sondern rmtorzogen 
die Mängel und Schäden in der Verfassung und Verwaltu?i'/ der 
Kurlande einer scharfen und oft ruu- zu sehr bei^MÜndeten Kritik. 
Aller Groll trat jetzt zu Tage, der sicli in den vertlossene^n Jahr- 
zehnten gegen die eigensüchtige Adelsoligarchie aufgehüult hatte 
und nur durch die Zensur zurückgehalten worden war. Es fand 
herben Tadel, dass der Adel in der Verwaltung des Landes so 
überaus vor der bürgerlichen Klasse bevorzugt sei, und dass bei 
der Besetzung von Staatsflmtem nicht das Verdienst entscheide, 
sondern lediglich Geburt und Konnexionen* Man schalt auf den 
masslosen Hochmut der Aristokratie, nicht minder auf die Unthätig- 
keit und Trägheit der höchsten Staatsbeamten, welche alle Arbeit 
von den Sekretären thun Hessen und daher gewöhnlich von den 
letzteren beherrscht würd Man kritisierte die Stagnation, welche 
in der Mehrzahl der Veruallungszweige seit langen Jahren herrschte, 
und beklagte die Abu est nheit des Königs, auf die man mit Vorliebe 
alles Üble im Staatswesen zurückführte. Mit besonderer Bitterkeit 



1) Ompteda, Die Oberwftltiguiig Kannove» dweli die Framoeoi S. 316. 

2) Über die Besibtnahme des KurfttrstentuniB HaimoTer dareh die Xev- 
franken S. 28. 

Historischen und iitterarischeri Werl haben nur die wenigsten von diesen 
BroBcbaren. Hencbe von ihnen gehen in leideDscfaaltiichen Angriffen auf die 
Regierung des Landes entsdueden lu weit und lassen die guten Seilen derselben 
gänzlich ausser acht. Die zaiüreichen Verleidigunjrsschriflen verfallen meist in 
das eutgegengeseUle Extrem. Hier wie dort fehlt es an der wtlaschenswertea 
Objektivität Eine ausAbrliche und, wiemananerkauennrass, aiendieh unbefangene 
und sachgemSsse Besprechung dieser BroschürenliUeratur findet sich in der 
Jenaischen allgemeinen Litteraluraeitung J. 1806, Nr. S7— 34 und 67» öS, auf 
welche hiermit verwiesen wird. 
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wandte sich eine Reihe von FlugachrifUn gegen die Verordnung, 
welche den Unterthanen verbot, den König unmittelbar mit Gesuchen 
und Bittschriften anzugehen. Vielfach sdieute man sogar nicht vor 
der Erörterung der Frage zurück, ob es nicht besser sei, die Ver- 
bindung mit England, welche dem Kurfürstentum so viel Böses ge- 
bracht habe, in irgend einer Weise zu VOsea, Die Antwort auf diese 
Fhige fiel nidif immer zu Gunsten joiiir Verb lud im;.' aus'). 

Im vollsten Masse entlud sic li abt r der allgemeine Unwille über die 
Personen, wolcbt' im Frühjahr 1803 an leitender Stelle gestanden 
hatten. Es war nur eine Stimme daiüber, da«-? sie sich allo als 
völlig unfähig enviosen hätten. Hören wir, wie der Verfasser der 
Schrift , Gedanken eines Hannoveraners \ die den Reigen der Bro- 
schüren eröffnete nnd wegen iiires bis dahin unurhüiien Freimutes 
im ganzen Lande die grösste Sensation erregte, von den Ministem 
urteilt^. Vom Grafen von Kielmansegge beisst es, er sei em guter 
Mann, ]id)e aber die Geschäfte nicht, sondern eine gute Tafel — 
noiabene wenn sie ihm nichts koste Unterhaltung und Anhäufung 
von Geld. Seine Politik beschränke sich darauf, auf die 
französische Republik und Bonaparte zu schimpfen und alles 
7.U vermeiden, was in London missfallen könne. Da er in den Ge- 
schäften nur oberflüclili( Ii beschlagen sei, so lasse er sich völlig 
leiten. — Lenthe in London wird dahin rharakterisieit, er habe 
wohl gute Absichten, es fehle ihm aber an Kopf und gründliclien 
Kenntnissen. Dabei «ei er der grösste Despot und schmiege sich 
unter niemanden als lU n bei der Deutschen Kanzlei in London an- 
gestellten Gelieinien Kubinettsrat Best, weil dieser das völlige Ver- 
trauen des Königs und der Königin besitze. — Dem lliOnister von 
Amsswaldt wird jede Fähigkeit für sein Amt abgesprochen. Ob- 
gleich er «äusserst aufbrausend, heftig und de^otisch* sei, lasse er 
sich doch leicht lenken. Bewandert sei er alleui in der Kunst Geld 
zu sammeln. — Nicht weniger schlecht kommt der Minister von 
Grote w^: „ungeheurer Stolz und Eigendünkel, auch grosse Pai-tei- 
lichkeit für seine Verwandten und Freunde" werden ihm schuld 
gegeben. Der oinzi;;e Ministor, dem der Verfasser der .Gedanken 
eines ITannoveraiier.-- Gnade widerfahren lässt, ist von der Decken. 
Es wird dem letzteren narli;;eiühmt, dass er ein „Biedermann im 
eigenthchsten Worlverstande" und äusserst arbeitsam sei. Dem 

') Vgl. z. n. (Ii.' Broschüre ih's Dr. jur. Seumnich, Ober die Verbindun^r 
Hannovers mit England und deren t'ol^'i a, über die hannover«rlio Verfassung; und 
Uber das Verbalten der Haimoverauer bei der jelzigen Besetzung de» Landes. 
S. 6 ff. 
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Posten eines Kabinettsministetä äoU allerdings auch er ganz und gar 
nicht gewachsen gewesen sein >). 

Es ist anznnehment dass dieses Bild zu sehr in Schwarz gemalt 
ist. Die Thatsache aber steht fest, dass die Eabinettsminister die 
Achtung der Unterthanen verloren hatten. Eine Ausnahme machte 
bloss der Minister von der Decken, dem man es zu hohem Ruhme 
amechnete, dass er in Hannover ausharrte, während seine Kollegen 
»schmählicherweise aus dem Lande flohen". Der letztr-n n nimmt 
sich von den zahlreich erschienenen Entgegnnngrs- und Verteidigungs- 
schriften anch nicht eine einzige an. Man niüssto es denn als eine 
Verteidigung auffassen, wenn in einer Broschüre, die sich spe/.iell 
gegen den Verfasser der „Gedanken" wendet, gesap:t wird: die 
Minister seien freilich nur zu wahr charakterisieii,, aber der Verfasser 
thue Unrecht danui, sie so öffentlich an den Pranger zu stellen. 
Es sei nicht zu bezweifefat, dass bei dem dereinstigen Abzüge der 
Franzosen jene lUflnner wieder an die Spitze des Staates treten 
würden. Da wflrde es denn von dem grössten Nachteile für den 
Gang der Regierungsgeschäfte und für die Bewohner des Landes sein, 
dass den obersten Staatsbeamten öffentlich alle Achtung benommen sei, 
während sie solche ohne die Publikation der „Gedanken' nur im 
Stillen verloren h.iben würden 2). 

Was den Geheimen Kabinettsrat Rudioff betrifft, so erfuiir er 
von seilen des Puhlikiinis um so heftigere Angriffe, als von ihm 
überall angenommen wurde, das.^ er bei seinem ungemessenpn Ein- 
flüsse aui die Minister thalsächlich an der Spitze dv^ Mmi^Urmms 
gestanden und dieses auch während der Krisis nach seinem Willen 
gelenkt habe 3). Wie weit das wirklich der Fall gewesen ist, Iftsst 
sich heute nicht mehr feststellen. Jedenfalls war er seit der Invasion 
der bestgehasste Hann im ganzen Lande. Allgemein wurde er als 
der Hauptschuldige angesehen. Man hörte es öffentlich aussprechen, 
dass er den Strick verdient habe^), und seine Freunde sollen ihn 
gewarnt haben, ja nicht nach Hannover zurückzukehren, da man bei 

1) Eine fthnliche CSbarakteriitik der verachiedenen Hiniiter, wenngleieh nieht 
ganz so scharf gehalten, findet eidi in (HftUer), Hannovo^, wie es war, ist nnd 

werden wird. 

^1 Berichtigung der Broscbdre: Gedanken eines Hannoveraners S. 4fil 

3) Vgl Arefaenhols, Minerva J. 1808 m, 111^ wo es von Rudioff heisst; .Dw 
eigentUche Minister der auswärtigen Angelcgenhetten ist der Geheime Kabioettsrat 
RudlofF, Ahl lu Riirsfrlde. Was (ii>'-er Mann sagt, das i^-urde sonst in Hannover 
betrachtet, als habe es Gutt gesagt, und die Herren von Kielmansegge und von 
AiiMBwaldt waren immer gewohnt zn seinen Voiträgen Amen m sagen'. 

4) Gedanken eines Hannoveraners S. 10. 
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der StiiDmung des Publikums durchaus nicht fflr die Sicbeiiiett 
seines Lebens bürgen könne'). 

Das Verhalten des Grafen von WaUmoden wurde besonders 

von den Militärs l)ifl< t getadelt. Die öffentliche Meinung richtete 

sich — wohl mit Unrecht — weniger gegen ihn, als gegen die 
Minister. Zum guten Teile mag das auf die geschickte Verteidigung 
zurückzuführen «ein, die dorn Feldmarschall von seilon dos Verfassers 
der »Historischen Berichtigungen dos öffi ntliclicn l ittMl- über die 
durch die französische Okknj);itiün des Kurfür.steiituins Hannover 
daselbst veranlur-^ten iiiilitärisclirii Massregeln" zu ti il wurde-'). 

Die leidenschaftliche Erregung gegen die Regierung, welche sich 
in den vielen Brosdiaren und Pamphleten Lufl gemacht hatte, 
verlor sich im Laufe der französischen Okkupation mehr und mehr. 
Nichts war geeigneter, dem Volke die guten Seiten und Vorzüge 
seiner Regierung in die Erinnerung zurückzurufen und die grossen 
Schwächen, welche jener unlfiugbar anhafteten, vergessen zu machen, 
als das harte Regiment der Franzosen. 

Zuerst war man hier und da im Volke geneigt gewesen, in den 
Franzosen Rettor mid Rofreier zu sehen, wolche dem Büi^er und 
Bauern alle Abgaben und La>ton abnehmen und sie der Aristokratie 
auflegen würden "^). Im Osnald ückschen hoiUe man. die Franzosen 
würden die unbeliebte Verbindung mit dem Kurfürst enlunie wieder 
lösen, iiier und vielerorten kam man in der ersten Zeit den fremden 
Gästen freundlich und willföluig entgegen Das änderte sich aber 
schnell, als man die schweren Lasten spürte, welche die Okkupation 
mit sich brachte. Es dauerte nicht lange, so erhoben sich un Volke 
Groll und Erbitterung gegen die Franzosen, die nicht selten zu 
Streitigkeiten und Schlagereien führten. Um solche unliebsamen 
Vorkommnisse nach Möglichkeit zu verhüten, verbot die Exekutiv- 
kommission im Febniui 1804 den Krügern und Gastwirten, Abends 
nach n Uhr in ihren Lokalen Gäste zu dulden, weder Einheimische, 
noch französische Soldaten. Aus dem gleichen Grunde ward den 

>) Arcfaenholx, »mem J. 1803 III. 

1) Der Verfasser derselben ist wahrscheinlich der nachmalige preussische 
Geheime BegierungBrat Koppe. S. Omptedo, Die Überwftitigtuig Hannoren S. 87, 

Aniu. 'i. 

3) Vgl. Historische Berichügungen S. 117, Anm. 

4) Sehelver S. 1186: Vgl. auch Stflye S. 61. .Wohl in keiner SUdt hal 

man so sorglos, ohne RQcksicht auf eigene Ehre dem Feiode sich hingegeben, 
wie dies die hAheren Stände in Osnahrürk thatcn. Hier war von einem Vater- 
lande nicht mehr die Bede, seit man vuri Dt;uU>cbland kauiü wusste, dass es das 
dgenllielw Vateriand eei, und man doeh ohne Recht einem fbemden Hemcber 
(Georg m.) xngeworfen*. 
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Einwohnern von Hannover und änd»en StAdten das Tragen von 
Waffen untersagt, es sei denn, dass ein Erlaubnisschein der fran- 
zösischen Stadtkommandanten hinterle^ werden konnte. Auf dem 
Lande wufden die Schützenfeste, Bauembiere und ähnliche Fest- 
lichkeiten verboten. 

Auf der anderen Seite hielten die französischen Befehlshaber, 
Mortier sowohl als auch Bernadette, strenge MnnrH'>^zucht. Excesse, 
welche die französischen Soldate n sich gegen die Landeseinwohner zu 
schulden kommen Hessen, winden stets prompt untersucht und 
scharf bestraft'). Die hannoverschen Minister erkennen in ilnen 
Berichten an Georg III. wiederholt an, dass die Handhabung der 
Discipiin von selten der französischen Generalität nichts zu wünschen 
übrig lasse. 

Die vereinten Bemühungen der hannoverschen und französisdien 
Behörden hatten denn auch denErfolg, dass Ausserlich ein leidliches Ver- 
hAltnis zwischen den Unterthanen und dem fremden Militflr gewahrt 
wurde. Die vereinzelten Streitigkeiten, welche vorkamen, nahmen 
nirgends einen besorgniserregenden Cliarakler an. Der bdcannte 
Professor H. Steffens fand auf einer Reise durch das Hannoversche 
(1804) bei dem nnterjorhtcn Volke «eine Ruhe und Gleichgültigkeit*, 
die ihm völlijr unt)epi-eilli( h war '^). 

Man rauas sich auch hüten, den Grund, weshalb so viele han- 
noversche Soldaten die Heimat verliessen, um jenseits des Meeres 
in die neugegründete ,Küni^'lich Deutsche Legion" einzutreten, allein 
in dem auflodernden Hasse gegen die Franzosen zu suchen. Gewiss 
spielte dieses Motiv eine Rolle; entscheidend dürfte aber für die 
Mehrzahl der Auswandemden die Elzistenzfrage gewesen sein. Durch 
die »Bäbkonvention* war das hannoversche Militftr, wie wir wissen, 
in eine sehr prekftre Lage geraten und zum grossen Tdle brotlos 
geworden. Auf die Vereprechungen der hannoverschen Stünde war, 
wie sich alsbald herausstellte, kein Verlass. Die einzige Rettung 
vor dem drolienden Elende bot somit der von England aus ertönende 
Werberuf. Rechtliche Bedenken konnten das hannoversche Militär 
um so weniger hindern, diesen Ausweg einzuschlagen, als es bei 
der Ha?;l und Überstürzung, mit welcher die Best immun^'en jener 
KunvenLion ins Werk gesetzt wurden, vurabsäunit worden war, den 
Soldaten das Versprechen abzunehmen, nicht gegen Frankreich 
kämpfen zu wollen 3). Zudem hatte Georg IIL sich beeilt, die 
Konvention für null und nichtig und alle Abmachungen derselben 

'J Vgl. Tagebuch der VoriUUe 1, 21, 1/4 und Hausmann, £rümerungen S. 43. 
S) Steffens, Was ich sdelite V» US f. 
^ Heinenann III, 3S3. 
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fOr imverbindlich za erUAren. So zogen die haunoTerschen Soldaten 
in bellen Scharen nach den Efistengegenden, wo der Oberstleufnant 
Ton der Decken und der Ifqjor Halkett Werbestellen eingetiehtet 
ballen 1). Im November 1803 betrug die Anzahl der m England 

angokommenen und dort in die Legion eingetretenen hannoverschen 
Soldaten bereits gegen 1000 Mann 2). Zu Anfan^^ 1805 bestand die 
Legion aus 2 Reiterregimentern, ß Bataillonen Infanterio, 5 reitenden 
und 3 Fussbatterien^). In der Folge sollte sie im Kampfe gegen 
den französischen lOihfeind «nverwelkliche Lorbeeren erringon. 

In der ersten Zeit wurden der Auswanderung der hannoverschen 
Soldaten von den Franzosen kaum irgendwelche Hindernisse in den 
Weg gelegt. Man scheint dieselbe sogar nicht ungern gesehen zu haben, 
weil man auf diese Weise unbequeme Elemente los wurde, von 
deren Gesinnung man sich nichts Gutes versprechen konnte. Als 
die Auswanderung aber grössere Dimensionen annahm, ergriif der 
Creneral Mortier scharfe Hassregeln, welche ihr Einhalt thun sollten. 
Die Ezekutfvkommission musste am 10. Oktober 1803 eine Prokla- 
mation veröffentlichen, welche alle Personen, die sich mit englischen 
Werbungen Ix schäftigen würden, mit dem Tode bedrohte. In der 
That wurde noch in demselben Monate ein hannoversrher S'^rcvint, 
Namens Ähren«, von einer dazu niedergesetzten Militär- ijpczial- 
kommission wegen „verräterischer Werbung" zu \h Jahren Galeeren- 
strafe verurteilt*). Dies hatte aber nur die Wirkung, dass die 
Werbung weniger aufiföUig betrieben wurde. Aus dem Jalire 1804 
wffd uns berichtet, dass die Werbungen fOr die Englisch -Deutsche 
Legion guten Fortgang gehabt hätten^). Von selten der einheimi- 
schen Behörden fonden sie wirksame und so wenig verhehlte Unter- 
stützung^, dass der Marschall Bemadotte darauf anfinerksam wurde. 
In einem Ausschreiben desselben vom 18. Juni 1805 findet sich der 
bemerkenswerte Passus: »Englische Werber scheinen sich der Unter- 
stützung angesehener Männer im Lande, namentlich der Beamten, 
zu erfreuen". An diesen Satz srhliesst sieh die Drohung, jeder 
Beamte, dt-r in seinem Gerichtssprengel \vissentlich solche Agenten 
dulde, solle verhattet und ausser Landes gebracht; jeder Einwohner, 



1) Heineinaan ill, .H23f. 

Beamish, Geschictite der Königlicti Deutschen Legion I, Sl. 
') Dai. S. 85. 

-<] Tagebuch der VorftUe 66ff. 

5) Mierzinsky S. 12. 

^) Eine hQbsche Geschichte, wie ein französischer Generai von einem Werbe- 
offizicr mit Hilfe eines angcRehoien HannoTeranen dopiert wurden findet ndi bd 
Dammers, Erinnenuigen und Erldiniese S. 7 f. 
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welcher verdächtig sei, sich direkt oder indirekt :iri den W(M'bungen 
beteiligt zn haben, solle vor eine Militärkomriiission gestellt werden. 

Wäluend so viele junge Männer die Heimat verliessen, be- 
mftchtifte sich der im Lande Zurückbleibenden ebie tiefe, von Tag 
za Tage steigende Niedogeschlag^heit. Die Forderungen, welche 
die Franzosen dem Lande auferlegten, schioiai unerschwinglkih zu 
sein und stürzten zahlreiche Familien in bittere Not In ihrem 
mehrerwähnten Berichte vom 9. August 1805 klagen die hannover- 
Bchen Minister über den schweren Drude, der infolge der unaufhaltsam 
fortschreitenden Verarmung der unleren und mittleren Klassen auf 
allf^n GrmOtorn liege, über den daraus entstehenden zunehmenden Mang 
zur Kmigratiüii und über die stttig wachsende Immoraliföt unter den 
niederen Vülksklassen, die sich in iaiiner häufiger werdenden Dieb- 
stählen und Ehestreit igkeiten kund gebe. Auch von anderer Seite 
wird betunt, das» die Aiisvesenheit der Franzosen die Sitten des 
Landes gewaltig verdorben habe. Namentlich die geschlechtlichen 
Ausschweifüngen der Franzosen sollen daran schuld gewesen sein )). 

Eine heisse Sehnsucht nach dem Frieden erfüllte die ganze Be- 
TÜlkenuig. Von dem Frieden allein versprach man sich die Be- 
freiung des Landes von den Franzosen. Woher sollte auch die 
Rettung sonst kommen? England wollte nicht helfen und hätte es 
auch nicht vermocht^). Ein Appell an den deutschen ßdchstag, 
welchrn der knrfnrstliclie Gesandte Freiliorr von Reden Namen 
Seiner Grossbritannischen Maipstüt" im August 1803 eingereicht 
hatte, war wirkungslos verliallt. Auch der deutsciie Kaiser hatte 
tier hannoversi hen Gcsundtscliat't in Wien sein absolutes Unver- 
mögen, für Hannover etwas zu thun, kund geben müssen 3). Die 
einzige Macht, welche für das unglückliche Kuifürstentum eintrat, 
war Preussen. Die Vorschläge, welche die preussische R^erung 
in Paris machte, gingen dahin, Napoleon solle Hannover gAnzlich 
räumen oder doch die dort befindlichen Truppen auf ein Minimum 
reduzieren und den Handel auf der Weser und Elbe freigebe; 
dagegen werde Preussen die französische Republik gegen jede feind- 
liche Unternehmung im nördlichen Deutschland hützen. Der erste 
Konsul erklärte indessen dem Gesandten Luechesini am 27. No- 
vember 1803, so leicht werde es der jjrenssischen Regierung nirht 
gelingen, ihn zur Räumung Hatuiovers zu bewegen, da die Kuriande 
das einzige Pfand seien, welches er gegenüber den Eroberungen 

») Schelver S. 146 f. 

Ültcr die Tetlnahm1o?i;'-keit <ler Engländer bei dem unglQcUicheil Schicksale 
des Kurstaales vgl. Umpleda, Lbei wültigung S. 186 fr. 
9) Das. S. 194. 



Digitized by Google 



lU 



Englands in den Eolonien beatze i). Nicht einmal zu einer Ter- 
ruigming des Okkupationsheoes hat Napoleon sich verstanden, so 
dass man auf pr«is«scher Seite die Verhandlungen als aussichtslos 
abbrach. (April 1804.) Später wurden sie wieder aufgenommen. 
Im Spfttsommer 1805 begehilc Preussen die sofortige Übergabe 
Hannnvor> hi? zum Frieden; die Gegenleistung sollte in der Erhaltung 
der Ruhe und des Friedens in Norddeutschland bestehen. Eine 
Vorständipinp: wurde auch dioRos Mal nicht erhielt: die prcussischon 
Bemühiin;.'('ii für Hannover blieben also olim- allen pojiitivon Erfolg -). 

Ks vcrdiriit Erwähnung, dass mau haimnversclifiM its im Herbst 
ISÜÜ duicli den Abgc^aiKllen von Ranulohr in i'aris t-ineu i'iau vorlogen 
liesä, der sich mit den pi eussischen Inieulionen nahe berührte. Danach 
sollte Napoleon eine zu zahlende Summe angeben, welche den Vor- 
teilen entspräche, die ihm die wirkliche Besetzung des Kurfflrstentums 
bot Gegen die Auszahlung dieser Summe von selten Hannovers 
sollte der erste Konsul seine Troppen aus dem Lande zurückziehen 
und das letztere an Preussen als Depot fibeigeben, welches dann 
eine Besatzung von etwa COOO Mann hineinlegen wflrde. Ramdohr 
erbot sich dem französischen Gouvemement gegenüber, selbst nach 
England zu gehen und die Zustimmung dcv Köuigs (?oorg zu er- 
wirken. — In Paris dürfte man aber den Vor-rhlag kaum in emst- 
liche Emägung gezogen haben. Man -ciiici) es dort auf eine 
möglichst lange andaiicmde Okkupation dr- Kurfürstentums abge- 
sehen zu haben. Da brachte im Okiober 1605 nicht der Friede, 
scmdem &n neuer Kiicg dem hannoverschen Volke eine kurze Er- 
lösung. Unter dem Jubel der Hannoveraner verliess das Bemadotte^ 
sehe Armeekorps das Land, um im Süden Deutschlands an dem 
Kriege gegen Osterreich teOznnehmen. Nor der General Barbou 
blid) mit etwa 3200 Mann 3) in Hannover zurück, zog sich aber 
bei der Nachricht von der Annäherung eines preussischen Armeekorps 
am 25. Oktober in die Festung Hameln zurück. Am 26. Oktober 
löste sich die Exekutivkomraission auf. An dem gleichen Tage 
trafen die Minister von der Decken und von Grote — sie hatten 
-ich nach dem Abzüge der Bernadotteschen Hauptmacht nach 
Hildeslieini geflüchtet, weil dem General Barbou die Absidil nach- 
gesagt wurde, sich ihrer Person zu bemächtigen und sie als Geiseln 

I) y^i. das Schreiben Talleyrand« an Laforest, 8. flnai«ke an XII. BftiUea, 
Preussen und Frnnkreich II, S. 221. 

3) Vgl. BaiUeu II, Einleitung S. XLII, UV, LX. 

3) Vgl. den Brief Sebarahotsts an dea Gcrnndtea toq Ompteda in BerUn 
Tom n, Oktobfir 1806. Omptoda» FoUtiaeher Haehlaas I, 94. 
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nach Hameln niitzuführcn — wieder in Hannover ein. Sie liessoi 
es ihr Erste? sein, sich sofort auf (Inn Ministerium zu einer 
Session zu vereinigten und «dadurch die glückliche Wiederlierstellung 
der vorherigen Vrrliälhii.--i' ötlViitlich kund zu ^rphon". In dieser 
Sitzung wurde dem Lande.-deputation^-Kollegiuni, dessen Mitgheder 
in corpore erschienen waren, um Glückwünsche dai-zubringen, er- 
öffnet, es möge vorläufig noch nicht auseinandergehen, sondern ,in 
Absicht aller aus seiner bisherigen Geschäftsfüiining noch rüde- 
ständigen Sachen in seiner bisherigen Th&tigiceit verbleiben". 

In der Zusammensetzung des Ministeriums traten nach dem 
Abzüge der Franzosen grosse Verfindenmgen ein. Gegen das Ende 
des Jahres 1805 \\ai(l der Hofiichter von Bremer in Anerkennung 
seiner hervorragenden diplomatischen Gewandtheit und der grossen 
Verdienste, die er sich wahrend der franzf)si>chen Okkupation um 
das Land erworben Jiatte. zum Staats- und Kabinettsminister ernannt. 
Bald darauf wurde den beiden Staats- und Kabinettsniinistern von 
Kielmanse^-^^^e und von Arnsswaldt auf ihr Gesuch der Abschied 
erteilt. (11. März 1800.) Ebenso erhielt der Geh. Kabinettsrat 
Rudioff seine Entlassung; an seiner Stelle wurden Palje und Brandes 
,wegen ibres besonderen Wofalveihaltais wfthroid der unglücklichen 
Invasion des Landes' zu Kabinettsräten befördert. 

Auch in der Oiganisation der Landesverwaltung wurden durch- 
greifende Veränderungen geplant. Man hatte in London eingesehen, 
dass die unglückliche Zweiteilung des Ministeriums in die Deutsche 
Kanzlei zu London und das Staats- und Kabinettsministerium zu 
Hannover wesentlich schuld an der Katastrophe des Jahres 1803 
trajre, und gedachte jetzt das Mini?tori!ini in TT.innover der Deutschen 
Kanzlei entscliieden unterzuordnen und so das kurlürslentum hinfort 
einheitlich von London aus zu regieren. Zur Durchführung? dieser 
Kefurm erschien der Graf von Münster, dor im Mai 1805 an LenlliCs 
Stelle Staats- und Kabinettsaiiaisler bei der Person des Königs geworden 
war, in den ersten Decembertagen in Hannov». Noch war er ab^ 
über die ersten Einleitungen zu der geplanten Neuordnung der 
Administration nicht hinausgekommen, als diepreussische Okkupation 
im Jahre 1806 seiner Wirksamkeit ein schnelles Ende bereitete. 



ImmadiallMdeht Tom 97. Oktober 1805. 
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Die Okkapation Eannoveis dmoli die 
Sreusseii. 1806. 



Kapitel L 

Die Bea«tiiiag dM Xnrflinteiitiiig dvcli Premoi'). 

Die mehijährige Anwesenheit eines französischen Heeres im 
Kurfürstentum Hannover (1803—1805) war von der preussischen 
Regierang als ein schwerer Schlag fOr ihre Machtstellung un nörd- 
lichen Deutschland und als eine hestflndige Gefahr fOr die Sicherheit 

der preussischen Monarchie empfunden wordon. Als daher die 
französischen Truppen unter dem Marschall Bemadotte im Sep- 
tombor 1805 bis auf einen schwachen Re?t das Kurfürstentum 
veriiessen, um dem Kricfrsschauplat/.e an der Donau zuzueilen, er- 
wuchs der Berliner Re^Meiun^^ die Aiif;.Mbe, einer abermaligen 
Besetzung Hannovers durch die Franzosen vorzubeugen. Das sicluMste 
Mittel dazu bot die Besetzung des Landes mit den eigenen Truppen; 
es fragte sich bloss, ob ein solcher Schritt mit der Rüclcsicht, welche 
man auf die franzöidBche Regierung zu nehmen hatte, vereinbar 
war. Da trat ein Ereignis ein, welches die preussische Politik jeder 
Rücksicht auf Frankreich enthob: die Verletzung des ansbachisch- 
preossiscfaen Gebietes durch das Bemadottesche Armeekorps. Dies 
hatte zur Folge, dass König Fricdrieli Willielm III. sich entschloss, 
Hannover ohne alle Übereinkunft mit Frankreich in Besitz zu nehmen 

1) Die im folgenden gegebene DenteUang der prenimdiai Okknpetion 
beruht vorwiegend auf bisher ungedrudtten Akten des fidteimoi SUatsarehivs zu 

Berlin und des Staatsarchivs zu Hannover. In dem ersteren befindet sich der 
Schriftwechsel der preussischen Behörden in Hannover mit König Friedrich 
Wilbelm III. und den Organen der preussischen Politik, im letzteren die Korrespondenz 
zwischen den preussisehen und hanno verachen Behörden. 

Thlmme, Okkapttion Humaver*. 9 
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und auch dem Emmaische der mit Österreich Terbttndeten M&chte 

in das Kiirfflrstentuin nklil zu wehren. Am 13. Oktober 1805 erhielt 
ein Teil der preussischen Truppen den Befehl, nach HamiOTer vor^ 
zurucken. Zwei Wochen später, am 26. Oktober, zogen die ersten 
Regimenter in die Hauptstadt des Landes ein'). 

rileichzeitij,' setzte sich von Schwedisch-Poniniern her ein russi- 
sches Armeekorps in Marsch. Am 10. November ging es bei Lauen- 
bui^ über die Elbe und breitete sich zuniVhst in der Provinz 
Lüneburg aus. Den Russen folgten die Schweden auf tlein Fasse. 
Zuletzt erschien (am 16. und 17. November) die , Kings German 
Legion* nebst einer Anzahl englischer Truppen an der Mündong 
der Weser* Alle diese Truppen zusammen, Preussen, Russen, 
Schweden und Engländer zahlten etwa 60000 Mann. 

Die beschämende Thatsache, dass die englisch- hannoverschen 
Truppen, welche docli den ersten Anspruch auf die Befreiung des 
Kurföi-stentums gehabt hätten, zuletzt kamen, wurde hinterher von 
englischer Seite auf die „hartnäckige Daner eines widrigen Windes 
zurürkg^eführt, der ein früheres Auslaufen der Transport schid'e ver- 
hindert habe" -). Allein wie Graf Münf^fer, der liannoversehe Minister 
bei der Person des Kftnip^s in London, an das MinistLriuni zu 
Hannover schrieb (15. Üklüber), hielt man es im brittischen Kabinett 
noch um die Mitte Oktober nicht für ratsam, eine Landung an der 
hannoTerschen Küste in das Werk zu setzen. Allenfalls gedachte 
man die Infanterie und Artillerie der Deutschen Legion nebst einem 
kleinen Detadiement Kavallerie nach Stralsund zu entsenden. Dort 
sollte die Expedition sich mit den Russen vereinigen und aus dem 
Ibomoverschen so viel Rekruten als möglich an sidi ziehen, um 
demnäclist mit mehrerem Nachdrucke wirken zu können. So wenig 
glaubte man in London an die dauernde Befreinnfr des Kurfürsten- 
tums von der französischen Okkupation, dass Münster in dem er- 
wähnten Schreil)en den Rat gab, „alle voreili^'en Explosionen im 
Lande zu verhüten, die, ohne von allgeineinein und bleibendem 
Nutzen zu sein, nur dazu dienen würden, einzehie Personen oder 
Gegenden der Rache des Feuides preiszugeben" 3). 



M Vpl. I.phinnnn, Scharnhorsl I, 351. 

2| Kolle^riMLschri-ibfii dt-s Grafi-u Mfitislcr vnm Nnvt'inber ISfio. Vgl. die 
Proklamation Georgs III. vom 3. December 1805. liaake, DenkwOrdigkeitün des 
Staatskanzlers Forsten von Hardenberg V, 183. 

^ Ent am fb. Oktober eriiielt die Deutscbe Legion Befdil unter Segd ta 
geben. Mflnster an die hannoverschen Minister xn SchweriOi London^ 35. Okt. 
T. Ompteda, Politischer Nachiass I» 93. 
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Was die Russen, Schweden und Engländer im nordlit^hen 
Deutschland wollten, ist nicht recht ersichtlich. Der einzige «greifbare 
Zweck, den sie verfolgten, war die Belagerung der Festung Hameln, 
welche von dem General Barbou mit einigen tausend Mann besetzt 
gehalten ^vurde. Vielleicht wav weiterhin eine Diversinn in das 
Niederländische geplant; die Franzosen wenigstens füichteteu dies 
und suchten sich gegen dnen etwaigen ISnfall durch die Aufstellttng 
eines Trappenkoips an der hoDflndischen Grenze sicher zu stellen. — 
Es sollte aber weder zu der Belagerung von Hameln nodi zu einem 
Einfalle in Holland kommen. Bekanntlich wurde der preussische 
Hinister von Haugwitz auf Grund des Potsdamer Vertrages vom 
3. November IS'^n in der zweiten Hälfte dieses Monats an Napolemi 
abgesandt, um die bewaffnete Mediation Preussens anzubieten. — 
Napoleon schien nicht abgeneigt, auf dieselbe einzugehen, machte 
aber die doppelle Vorbedingung, da?s die preussische Regierung 
einen Einfall der englischen, russischen und schwedisciieu Truppen 
in das Hollfmdische niclit dulde, und dass ein Rayon am die Festung 
Hameln zugestanden werde, innerhalb dessen die französische 
Garnison dch unbehelligt mit Lebensmitteln versehen kdnne>). 
Hierzu Hess man sich in Berlin bereit thiden, vorausgesetzt, dass 
Napoleon sich verpflichte, während der Dauer der Unterhandlung^ 
nichts gegen Hannover zu unternehmen und kern französisches 
Tnippenkoips in das nördliche Deutschland einrücken zu lassen >). 
Demgemäss wurde von dem pn nssischen Oberstleutnant Krusemarck 
ein Abkommen mit dem General Barbou getroffen, nach welchem 
die Verpflegung der französischen Garnison von den hannoverschen 
Behörden durch Lieferanten bt sorgt und dem französischen Befehls- 
haber die drei Ämter Ärzen, Grohnde und Ollsen eingeräumt werden 
sollten, um Peine Tnippen daselbst in Kantonierung zu legen Unter 
diesen Unisländun verstand es sich von selbst, dass die Englander, 
Schweden und Russen alle Operationen gegen die Franzosen im 
nördlichen Deutsdiland einstellen mussten. 

Dabei blieb es indessen nicht. Unter dem frischen Eindrucke 
der Schlacht von Austerlitz sdiloss Graf Haugwitz am 15* December 
zu Schönbrunn ein^ Vertrag mit Napoleon ab, nach welchem 



1) Nole Hardenbergs an Laforesl vom 19. December 1S05. Raok^ Denk- 
Wtlrdigkeilen des Staatskanzlers Fürsten von Hardenliprg II, 371. 

^) Das. Vgl. Duncker, .Abhandlungen aus der neueren Geschichte. S. 170. 

^ Vgl. di« Note Hard«iÜMrgB an Lord Hatrowby vom 9t, December 1806. 
Ranke, DenkwOrdigkeitcn Hardenbergs n» 384 und das Schreiben Monsters an 
den hannovert^rben Gesandten von Ompteda vom 5. Januar 1806. Ompteda, 
Politischer Nachlass I, 125 f. 

9* 
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Preussen gegen die Abtretung: von Ansbach, Cleve, Neiichalcl und 
gegen Garantie des französis( licn Besitzstandes das Kurfürstentum 
Hannover zu eigen erhalten sollte 

1) Die Ansicht Lehmuuts (Scharnhorst 1, 354 Antn.), König Friedrich Wilhelm 
habe ilt-rn trafen Haugwitz bei dessen Abreipe in das fran?r»riiäclie Hauptquartier 
die geheime Int^truktion gegeben, er solle auf alle Fälle den Fnedeu zwischen 
Pnanen und Frankreich iicfaern, dQifte sich sehweriieh aufrecht «halten laaMO. 
Die Er/ählung des franzosischen Gesandten LafoMst* wat welche sich Lehmann 
sttttzl, ist iliclils weiiitftT als iH.nwiskräflip Ich lasse dabingfstellt, ob die 
Worte Laforests sichere Gewähr dafür geben, dass Haugwitz den Empfang einer 
solchen Instruktion positiv behauptet habe^ (Vgl Haffer, Die Kabinellsregierung 
in Preuesen und J. W. Lombard, S. 178 Anm.) Soviel ist aber gewiss, dass 
Haugwitz* GlaubwOrdigkeit nicht tther jeileii Zweifel erhaben i^t I'nd wenn wir 
vor die Allemative gestellt sind: Hut Haugwitz ui der Unterreduni* vnt I^aforest 
die Linie der Wahrheit übeiticiiritleu? Oder hat Friedrich Wilhelm, dessen Ge< 
wissenhaftigkcil ausser Frage stehen durfte, seinem Minister eine Instruktion erteilt, 
die einen Bruib des Potsdamer Verlra^'es vom 3. November und einen Verrat 
pi'j^en seine Uuiidesfrenosppn involvierle? ?n, meine ich, kann die Kntscheidung- 
nicht zweifelhaft sein, ( brigens beweisen, um von anderen Zeugnissen (Berichte 
des Obersten CrenneTille, Sehreiben FHedrich Wilhelms an Kuser Alexander Tom 
'33. Nov. etc.) abzusehen, schon die militärischen Massregeln des preussischcn 
Königs, dass er durchaus am F'otsdumer Verlrage festhielt. V<,^1. Duncker, .'\b- 
handlungen aus der neueren Geschichte, ä. lÜO fiC, S. 253 f. und Liehmann, Scharn- 
horst I, 357 ff. — Auch die Nachrichten von der Schlacht bei Austerlits haben 
die Abwendung von jenem Vertrage nicht herbetgelhhrt Das ergiebt sieh aus 
der Konferenz vom '}. Dec. (Denfcivf^rdinrkeifpn Hardenbei*gs II, '"'^7 fT), dern 
Schreiben Friedrich Wilhelms an den Zaren vom 10. Dec. (das. 363 ff.) und vor 
allem aus dem Erlasse- an Haugwitz vom 11. Dec. (Bailleu U, 417. Vgl. Duncker 
a. a. 0., S. 167). Entsdieidend ttkr den Systerowedbsel in Berlin — und das ist 
meines Krai Ijlens bisher nicht genügend hervorgehoben worden — war erst die 
Nachricht von deni zu Austerül/ flli Dec.) j?e?chln«?pnen Waffenstillstände, von 
der Eröffnung von Friedenäveiljauiilungen zwischen Österreich und Frankreich 
und Ton don Almiarsche der russischen tVuppen nach Ruseland. Von dem 
Augenblicke, wo dies in Berlin bekannt wurde, war ein Festhalten an der Pots- 
damer Konvention ein rndiiij^. Die preussi^clien Truppen konnten ja nicht einmal 
in Böhmen einrücken, wozu die Befehle schon gegeben waren (Denkwürdigkeiten 
Hardenben^ II, 365), denn Art. 6 des Waffenstillstandes besagte, dass keine 
fremde Armee den Boden Österreichs betreten dürfe. (Duncker a. a. O., S. 169.) 
Auch hatte Preusscn, uie Hardenberg mehrfach finsfnhrt (vgl. z. B. die erste 
Denkscbrili Hardenbergs über den Vertrag vom 15. Dec DeukwQrdigkeiten V, ^7), 
keineilei Vopflichtungen gegen Ost«reicli* namentlich seit dieses einseitig Friedens- 
unterhandlungen begvmnoi nnd sich damit gewissermassen der Defdction schuldig 
gemacht hatto. Tnd was- die Verpflichtungen Preussens gegen Bussland betrifft, 
so hat das letztere nach der Schlacht von Au.sterlitz und der Trenminp von 
Osterreich selbst auf die Fortsetzung des Krieges und damit auf die Durchführung 
des Vertrages vom 3. Nov. vmichtet. Sonst vrftre es ja gans unbegreiflich, 
warum die russische Begierung nicht den Eintritt Preussens in den Kampf ver« 
lanpt hat Dass dies nicht geschehen i<l, muss scharf betont werden. Mit keinem 
Worte gedenkt der russische Kaiser in seinem Briefe an Friedrich Wilhelm vom 
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Es war nicht das crete Mal, dass das Projekt von der Enverbung 
Hannovers durch Preussen zur Sprache j^'ebraclit WTirde. Bereits 
bei den EntschädigungsverhaTidhingon im Jahr?^ If^Ol hatten Russ- 
land und Frankreich das Kurfürstentum in aller i oiiu dem Könige 
FHediich Wflhelm m. angeboten 2). Sp&ter — im August 1805 — 
war Napoleon darauf zurückgekonunen und hatte sich erboten« 
Hannover, Ober welches er kraft des Rechtes der Eroberung dis- 
ponieren zu können meinte, an Preussen abzutreten 3). Dagegen 
sollte letzteres sich zur Unterstützung Frankreidis f&r den Fall yer- 
pflichten, dass irgend eine Macht zu einer gewaltsamen Änderung 
des Besitzstandes in Italien schreiten würde. 

In Berh'n war uvm kGincswo]p:s blind für die grossen politischen, 
militärischen und Itommerzielleri Vorteile, welciie der Besitz Hanno- 
vers bieten mussle. Es war für Preussen eine Lebensfrage, eine 
feste Position im nördlichen Deutschland einzunehmen, ohne welche 
es einem Angriife Frankreichs nicht standzuhalten vermochte; und 

6. Dee. (Denkwttidigkeiten Hardenbeigs % 366) der pretwwachen Hälfe. Font 

Czartoryski schrieb am gli trhen Tage an den russischen Geeandten Ak^fMieiu ia 
Berlin, nicht etwa, er solle i'reussens Hülfe sollicitieren, sondern: unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen sei es das Geratenste, ,de se tenir tranquille, de le 
fortifler dies soi et d'attcndre le conn dee ärtoemento*. Audi in der be^ 
kannten Unterrt'<lun^% welche Alopaeus am Sl. Dec. mit Hardenberg hatte, war 
vor. A'-m ^riej/erisclifn Boislande Prpussnns nur insofern die Rede, als der russi- 
sche Gesandte an Hardenberg die Frage richtete, ob Kriedricb Wilhelm den aus 
dem Potfltener Vertrage «itspringenden caaoa foederis für <ieo. Fall anwkemie, 
dass die rossisch-franzosiscben Verhandlnngen sich senchllkfen und der Krieg 
Ton neuem beginne. (Das. S. nst) ) 

Dem zweiten Argumente Lehmamis für die £xistenz der obenerwähntt-n p^- 
heimen üistruktion: bei der herkömmlichen DarsteUung mOsse es völlig unbegreiflich 
ersehenen, dasa Haugwifs. obwohl er aeine Instruktion in so onverantwortlielier 
Weise überschritten habe, von dem Könige bis an sein Lebensende mit Achtung 
und Auszeichnung behandelt worden sei, kann ich ebenfalls keine Beweiskraft 
zugestehen. In der ersten Zeit hat Friedrich Wilhelm den Minister gewiss nicht 
mit Atisaeidinung behandelt. Aus dem (tou Hardenberg raiHckgebaltenen) Eriass 
an Haugwitz vom 11. Dee. (Bailleu II, 417) spriclit unverhullter Tadel. Nach 
der Rückkehr des Grafen von seiner Mission konnte der Könip zwar nicht be- 
wogen werden ihn zu desavouieren, aber ebensowenig wollte er sich dazu ver- 
stehen, jenen .OfbnUidi für den Vßener Traktat zu belohnen*. Die Insinuation 
Lombards, Friedrich Wilhelm muge Haugwitz aus Anlass des Vertrages zum 
Fürsten ernennen, wurde von diesem mit grösster Entsc^liiedenlieit zu rfickt^e wiesen. 
Haugwitz soll darüber auf das höchste aulgebracht gewesen sein. ^Hanke, Denk- 
würdigkeiten Hardenbergs II, 416.) — Dasa Rnedrieh Wilhefan III. sieh spgter 
Innerlidi mit dem Verlialten des Grafen anssöbnte, erklärt steh nur Geniige ans 
dem vnmphm.sten Tliarakterzuge des Königs, seiner ftiedeDsliebe. 

3) BaiUeu 11, Einl, S. XVI und XVUI. 

3) Das. S. LXII f. 
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wie die Sachen lagen, konnte nur der Besitz Hannovers eine solche 
verschaffen. Mit Recht hat Ranke darauf hingewiesen, dass Friedrich 
Wilhelm DI. so wenig auf den Besitz der Enrlande gedrungen haben 
würde als seinerzeit Friedrich der Grosse, wenn die Verbindung 
Grossbritannirns mit Hannover dahin geführt hätte, dass dieses Land 
um so kräftiger gegen die Franzosen verteidigt worden wäre, wie 
das im 7jährigen Kriege geschehen war*). Da dieses nicht der 
Fall war, miisste Preussen um der Solbsterhaltung willen nach der 
Erwerbung des Kurfürstentunis streben. 

Allerdings war Könifr Fiiedrieli Willu^Ini nicht ^'esonnen, auf 
einem anderen ala dem legitimen Wege in den Besitz Hannovers 
zu gelangen. Sr hatte hei d^ Verhandlungen mit Frankreich stets 
darauf bestanden, dass die Erwerbung des EurilEkrstentums nur mit 
der Einwilligung des Königs von England bei dem allgemeinen 
Frieden vor sich gehen kdnne. Der preussischen Diplomatie war es 
gelungen, auch die russische Regierung für diesen Plan zu gewinnen; 
in dem Potsdamer Vertrage hatte Kaiser Alezander versprochen, 
seinen ganzen Einfluss bei Georg Iii. zu verwenden, dass dieser 
ge^on gebührende Entschädigung in die Abtretung Uannovo^s 
willige 2). 

Aucli jetzt, als Graf llan^^vitz mit dem Entwurte des Schön- 
brunner Vertrages nacli Berlin zurückkehrte, war iiiun hier nicht 
Willens von dem Grundsatze der Legitmutät abzuweichen. Im 
Prinzipe mit dem Austausche von Ansbach, Cleve und Neuchatel 
gegen Hannover einverstanden, woUte man doch den Vertrag nur 
mit der Einschr&nlcung annehmen, dass der Austausch der erwfihntoi 
Gdiiete erst nach dem allgemeinen Frieden, also unter Zustimmung 
Englands, vor sich geben solle. Bis dahin wollte Preussen das Kur- 
fürstentum Wos militärisch besetzt halten. 

Einen Augenblick glaubte die preussische Regierung der Ein- 
willigung Napoleons zn dorn solchergestalt modifizierten Vertrage 
sicher zu sein. Verhän^^nisvolle Tfluschnng! Napoleon hielt, als 
Hang\^'itz zu Paris die kaiserliche Genehmigung für den neuge- 
stalteten Schonbrunner Vertrag zu erwirken suchte, nicht nur an 
der sofortigen, unbedingten Besitzuahnie IJannovers fest, sondern 
forderte, darüber hinausgehend, dass Preussen seine iiäfen dem 
englischen Handel und der englischen Schiffahrt verschliessen sollte. 
Unglücklicherweise hatte man in Berlin durch die übereilte 



>) Banken DenkwOrdiKkeiteit HardenlMigs I, 604£ 
') Du. 1, 534 f. 



üigiiizeü by VoüOgle 



135 



Abrüstung ')i welche man im Glauben an die Annahme des modifizierten 
Vertrages angeordnet hatte, sich selbst in die Hände Napoleons 
gegeben. Eine Ablehnung' der neuen Forderunprcn würde zugleich 
Ki'ieg und Unterp:ang bedeutet haben. Notgedrungen untei-zeiciinete 
Friedrich Wilhelm III. am 25. Februar den neuen Pariser Vertrag, 
der iliii einerseits zur Preisgabe von Ansliacli, Cleve, Neuchatel, 
andererseits zu der unmittelbaren Besitznahme Hannovers mit dem 
Titel der Souveränität und zur Verschliessung der Nordseehäfen gegen 
England verpfliclitete. 

Ob Friedrich Wilhelm DI. sich seit diesem Momente für den 
rechtmässigen Besitzer des Kurfürstentmns gehalten hat? Wir 
werden das bei dem loyalen CSiarakter des Königs kamn annehmen 
dfirf^. Jedenfalls hoffte der König mit Bestimmtheit, dass der 
Friedensschluss zwischen England und Frankreich ihm den Besitz 
Hannovers bestätigen werde. Ihn bis dahin zu behaupten, nötigen- 
falls mit gewafYneter Hand, war er fest entschlossen. „Hannover," 
schreibt er am 1. Juli ISOG an den Kaiser Alexander, „ist für die 
Verteidij^ning Preiissens unentbehrlich. So lange der Krieg zwischen 
England und Frankreich dauert, nuiss ich es ungestört in Besitz 
behalten; darnach will ich niicii gern mit England freundachafthch 
auseinandersetzen" 2). 



1) Bereits am 2i. Januar f demselben Tage, wo in Abuest-nlieit des erkrankten 
Hardenber^r die Konferenz stattfand, in welcher die Demobilisierung der preussi- 
schen Äüiiee beschlossen wurde) riclitete Friedrich Wilhelm Iii. an Hardenberg 
ein Kabinetteelireibeii, worin «r ihn von den gefiasslien Btaddlteen in Kcuntais 
setzte. .Da nun, wie Euch bekannt ist, der Abschluss der mit Frankreich ge- 
pflogenen Unlerhandlunj.'en erfolgt ist,* hi<>«s es '};\rm. .und Ich zufolge desselben 
die Hannoverschen Laude durch meine Truppen vuriauäg in Besitz nehmen la^, 
anoh der Hauptsweck d«r Mobilmaebnng Meiner Armee, das nördliche Teutediland 
vor einem verheerendea Kriei/e siclier zu stellen, erreicht ist, so habe Ich be- 
schlossen, die zur Besf^tzun;; des Hannöver?chen nicht erforderlichen Truppen in 
die Friedensquartiere zurttckmarschieren und sie grösstenteils gleich nach deren 
Ankunft in selbigen meder demobil maehen m lassen.* Es ist sdir auffallend, 
dass Hardenberg in seinen Memoiren mit kdnon Worte dieses Kabinettsschreiben 
erwähnt. Er behauptet dort (II. i^G), erst r»m 25. Janunr von dein B^ffhle, die 
Armee zu demobilisieren, Kenntnis erhalten zu haben. Man wird aber kaum daran 
tweifeln können, dass jenes Kabinettsschrdben bereits am 34. Januar in seine 
HAnde gelangt ist. Übrigens hat Hardenbeif in demselben df^enhincUg an 
den Rand gesollrieben: ,Tcli bemerke hiebey, dass ich we^'en die-er \vii-litigen 
Sache gar nicht zu Hate gezogen wurde, widrigenfalls ich Gc^/envürstt'llun^'en 
gemacht haben wtirde. Hardenberg.* Vgl. Duticker, Abhandlungen aus der 
neueren Geschichte, S. 178 ff. und Hüffer a. a. O., S. 190 f. 

2) Dnncker, Aus d«r Zdt Friedrichs des Grossen und Friedrich WUhdms HL, 
S. 266. 
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In demselben Augenblicke, wo die preussische R^iening die 
Annahmo des niodifizicrlcn Schöiibninner Vertrages von Sciton 
Napoleons für j^esichert hi^-lf , orliess sie auch die notwendigen 
Befelile zur Räumung der Ijannoverschcn Lande von den russischen, 
schwedischen und en^rlisclien Truppen und zum Einmärsche eines 
preussischen Aiiueekorps. Bereits am 24. Januar 1806 sandte 
Friedrich Wilhelm III. dem Befehlshaber der russischen Streitkräfte 
in dem Kurfürstentum, Grafen Tolstoy, welcher seit dem Potsdamer 
Vertrage unter den Befehlen des Königs stand, die Weisunir, 
durch Mecklenburg, Pommern, West- und Ostpreussen nach 
der russischen Grenze zurflckzumarscbieren. Auch wurde Graf 
Tolstoy von dem preussischen Könige ersucht, den Rückmarsch der 
Schweden zu veranlassen- — Der englischen Gesandtschaft ward 
von dem Grafen Haugwitz anheimgegeben, die englisch - hannover- 
schen Truppen möchten sich „in das Herzogtum Bremen auf das 
rechte Ufer der Wümme zurückzielien, wo ?ie vorlAufifr kautonieren 
und, den KinschifiTungsplalzen nahe, die Beendigung der Anstalten 
zu ihrer Rückkehr abwarten könnten* M. 

Die preussischen Truppen, welche im Oktober 180ö in das 
Kurfürstentum eingerückt waren, hatten sich gegen Ende November 
nach Westfalen und Franken gezogen. Jetzt wurde ein Bruchteil 
der preussischen Armee — 23 Bataillone Inftmterie, 25 Schwadronen 
Kavallerie, 7 Batterien Artillerie ~ beordert, von neuem nach 
Hannover vorzurücken und die militärische Besetzung des Kurfürsten- 
tums zu vollziehen. Das Generalkommando über diese Truppen 
erhielt der Herzog von Braunschweig. Da Herzog Karl Ferdinand 
aber noch im Januar 1806 in diplomatisclier Mission nach Peters- 
burg abreiste, ^nng da? faktische Kommando auf den Staa(>niini«:ter 
und Generai der Kavallerie Graf von Scliulenbui-g-Kehuert über, 
welcher von Friedrich Wilhelui III. zunächst mit der Civiladmini- 
stration des Kurfürstentums beauftragt war. 

Von grossem Interesse ist ein königliches Kabinettsschreiben 
vom 24. Januar, in welchem Friedridi Wilhelm m. dem Grafen 
Schulenbuig die Ernennung zum Administrations-Kommissar mitteilt: 
es giebt uns Aufschluss, wie der preussische König die provisorische 
Besitznahme der hannoversche Lande ausgefOhrt wissen wollte. 
,Da ich," so begann das Schreiben, „zu Behauptung der Neutralität 
meiner Staaten und des nördliclien Deutschland in dem noch fort- 
dauernden Kriege zwischen Frankreich und England mit der zuerst 
genannten Macht übereingekommen bin, die Staaten des Königs von 

1) Kabinettssclirpiben an TlardrTtberg vom 14. Jannar. Desgleieheii an dan 
Herzog von Braunsdiweig von demselben Tage. 
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Grossbrilannien in Deutschland durch meine Truppen besetzen und 
bis znm kfmfligen Frieden administrioren zu lassen, so ist es nötifr, 
zur zweckmässigen Anordnung und Fnhrung^ dieser Administration 
einen beson(l(!ren Komniissarius zu einonn(Mi, dor mit dem nötigen 
Ansehen von Rang und Würden alle die persönlichen Ei|j^eMscliarten 
verbindet, die zu einem so wichtigen Auftrage erfordert werden." 
Alles dieses, hiess es weiter, sei in Scbulenburgs Person auf eine 
so glücklidie Weise vereinigt, dass er (der EAnig) ihm jenen Auftrag 
mit ▼ollem Vertrauen erteile. Um dem General die Last des Geschäftes 
möglichst zu erleichtern, subordiniere er ihm den Geh. Oberfizianzrat 
und Kammerpräsidenten von logersleben und ermächtige ihn ausser- 
dem, alle sonst erforderlichen Offizianten aus den yerschiedenen 
Ministerialdepartements auszuwählen. Einer besonderen Instmktion 
bedürfe es bei Schulenburnrs ^bewährten dienstlichen Einsichten und 
Erfahrungen" niclit. Sie liege schon in dem BeprifTe der Admini- 
stration, wonach die Landesverwaltung auf dem Fussc und mit den 
Behörden, wie sie vorhanden seien, fortgeführt werden müsse, ^doch 
so, dass alle direkte oder indirekte Verbindung mit dem Könige von 
England zu suspendieren, die Geschäfte nicht in dessen Namen, 
sondern im Namen des Landes zu flQhrai und Tinr allen Dingen 
dahin zu sehen sei, dass die Neutralität des Landes bei dem Kriege 
zwischen Frankreich und England nicht auf die entfernteste Weise 
▼erletzt, mithin auch weder Geld noch Geideswert dem Könige von 
Ei^^dand zugeführt noch irgend eine Aushebung von Mannschaften 
oder Werbung gestattet werde". Dag^en müsse Scbulenburgs ganze 
Sorgfalt auf die Wohlfahrt des Landes und Verminderung der Lasten 
desselben perichiet sein. Zu dem Ende werde er den Friedon^f^taf 
der zu der Bisetzun;: erforderlichen Truppen aus seinen Kassen 
fortzalilen lassen, so dass das Kurfünstentum nur die Verpflegung 
und Zuscliüsse nach dem Feldetat aufzubringen habe. 

Am 27. Januar wurde auch dem kurliannoverschen Ministerium 
durch ein Sdirelhen des Ministers ▼on Hardenberg die bevorsteh^de 
Besetzung des Landes angekündigt i). Das einzige Mittel, hiess es 
in demselben, das abermalige VorrQdten einer grossen fhmzösischen 
Kriegsmacht in die hannoverschen Lande abzuwehren, habe in einem 
mit dem Kaiser von Frankreich zu treffenden Übereinkoiiunen be- 
standen, wodurch die deutschen Lande des englischen Königs bis 
zur Bestimmung ihres Schicksals bei dem allgemeinen Fricdi n dem 
Könige von Prenssf^n zur Verwahnm^r durch seine Truppen allein, 
und zur Administration übergeben würden. Diese Übereinkunft sei 

0 Gedruckt u. a. bei Voss, Zeilen V, 22211. 
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wirklich getroffen worden, und demgemäss werde dl»' Besetzung des 
L;mtles tluixli ein preussisches Armeekorps in kurzem erfolgen. 
König Friedricli Wilhelm intendiere bei der Übernahme de» Kur- 
lürstenluni:» nui- die Sicherheit und Ruhe des nördliclien Deutschlands 
und wünsche nichts lebhafter, als dass die Verwaltung zum grOssten 
Wohle des Landes und dessen Einwohner gereidie. 

In der Verfassung der LandesbehOrden werde nichts geändert 
werden ; nur sollten sie vor der Hand die einfiache Bezeidinung ghanno- 
▼etsdie Behörden" führen. Auch sollten sie „in Hüc^eht ihrer Verwal- 
tung und Dienstpflichten, wie aus dem Begriffe einer ausschliesslichen 
Administration von selbst folge, lediglich dem preussischen Könige 
und seinem Administrations-Ko mini <sar mit gänzlicher Ausschliessung 
alles auswärtigen Nexus" verantwortlich sein. 

An dem gleichen Tage (27. Januar) wurde den hannoverschen 
]\liiiisteiTi ein königliches Manifest eingehündig-t '), weklies die 
Landeseinwohner mit der preussischen Besetzung bekaimt machen 
sollte. Die Unterthanen wurden darin angewiesen, den Ver^ 
fügungen des Administrations-Kommissars und der yon demselben 
einzusetzenden Administrations - Kommission unweigerlich nachzu- 
kommen und sich in allen höheren und allgemeinen Landesan- 
gelegenheiten allein an den Admimstrations-Eommissar, als die nun- 
mehrige oberste Behörde zu wenden. Das Manifest enthielt femer 
die uns l)ekannte Zusicherung:, da?? der Friedensetat der Besetzungs- 
truppen aus tlen preussischen Landeskassen bezahlt, und dass bloss die 
mehreren Kosten des Kriegsetats von den Unterthanen getia;xen werden 
sollten. Überhaupt solle dafür gesorgt werden, dass die Einkünfte 
des Kui fürstentums wrdirend der preussischen Administration nach Abzug 
der Verwaltungskosten allein zu dessen Nutzen verwandt würden. 

Auf das Schreiben Hardenbergs vom 27. Januar hess der Graf 
Ton MQnster, welcher seit November 1805 auf hannoTerschem Boden 
weilte, ein Antwortschreiben (30. Januar) ergehen, welches auf das 
feierlichste gegen alle Einschränkungen der Rechte Georgs IIL und 
namentlicfa gegen die Publikation des Hanifests vom 27. Januar 
protestierte. Es wurde in dieser Antwort unverblümt crklftrt, 
das hannoversche Ministerium würde es vor seinem Landesherm 
und vor dem eigenen Gewissen nicht verantworten können, wenn 
rs sich dem Ansinnen der preussischen Regierung, es solle ledig- 
heli dem preussischen Könige und seinem Administrations-Kom- 
missar mit gänzlicher Ausschliessimg alles auswärtigen Nexus ver- 
antwortlich bleiben, füge. — Damit nicht zufrieden, verötientlichte 



1) Dm. S. «6 ff. 
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Münster unter dein 3. Frbmur 1806 eine Proklamation, worin er 
seinen Piotest gegen die jneussische Besitznahme, welche den 
Reciiten des Königs zuwiderlaufe und von demselben missbilli^ 
werde, zur allgemeinen Kenntnis braclite und seine Rückkehr nach 
England ankündigte. Des weiteren forderte Münster die Staats- 
dienerschaft auf, auf dem ihr anvertrauten Posten auszuharren und 
ermahnte die Unterthanen, sich &&r berorsteh^den Okkupation 
nicht zu widersetzen, da solches üQr sie selbst nachteilig und für 
das Land ohne Nutzen sein würde. 

Man kann kaum anders annelunen, als dass der Münsterschen 
Proklamation die Absicht zu Grunde lag, bei den Landeseinwohnem 
eine üble Stimmung gegen Preu??en zu erregen. Thatsäclilich hat 
sie dicpcn Ertolg gehabt. Wie Graf Schulenburg am lü. Februar aus 
Hildesheim berichtete, war das von preussischer Seile erlassene und in 
mehreren öffentlichen Blfdtem erschienene Patent vom 27. Januar 
»den Umstanden nach" im Lande sehr günstig aufgenommen wordtm. 
Allein die Proklamation des Grafen Münster hatte die Stimmung 
so nachteilig verändert, dass man laut sagte, dffentllche Feinde seien 
heimlichen vorzuziehen i). 

Am 14. Fd>ruar marschierte das erste preussische Regiment 
in die Residenzstadt Hannover ein. Ihnen folgten nach tmd nach 
die anderen Truppen. Am 15. Februar traf der Administrations- 
Eommissar, General von Schulenburg, in der Hauptstadt des Landes 
ein und am 17. das Personal der Administrations-Kommission. 

Die Ankunft der Preussen bildete das Abzugs.'^ignal für die 
englischen, rassischen und schwedischen Tiuppcn. Die Einschiff'ung 
der englisch-harmoverschen Truppen begann bereits am 28. Januar 
zu Bremerlehe -). Am I.Februar meldete der preussische Konsul in 
Bremen, dass der Abzug der Engländer mit fast ängstlich scheinender 
Eile betrieben werde. Bis zum 17. Februar war derselbe völlig 
bewerkstelligt In Schulenbuigs Berichten^ wird erwAhnt, dass die 
Anzahl der zur Deutschen Legion gehörigen Mannschaft ani&nglich 
nur 13000 Hann betragen habe. Bei der rührigen Werbung, die 
im Kurfürstentum entfallet worden, sei sie aber in kurzer Zeit auf 
19000 Mann angewachsen. Über die Einschiffung nach England sei 
in der Legion ein grosser Unwille entstanden. Mehrere Bataillone 
sollton sieh geweigert haben, sich derselben zu unterziehen. Die 
Desertion nehme unter den hannoverschen Soldaten in dem Masse 



«) V^'l. I,.liriiann, Sdi.irnhorst I, ^f'>fi. 

3) Hardenberg an Sctiuleiiburg, 4. Februar. 

3) Hildesheira, 8. Februar. 
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üh"rh uk], v'm grosser Teil der Legion wohl nicht nach England 

kommen werde 

Grössere Schwierigkeiten als die englisch-hannoverschen Truppen 
machten die Russen, von denen 18—19000 Mann im Lande lagen. 
Sie setzten sidi nur widerwillig und sehr langsam in Bewegung. 
Schulenburg glaubte den Grund dafür in einem Einverständnisse 
zwischen Münster und Tolstoy suchen zu sollen. Die Absicht dieser 
beiden liftnner ging nach sdnem DafOrhalten dahm, durch die Ver- 
zögerung des Abmarsches der russischen Regiment* r die preussischen 
Truppen zum Stehenbleiben zu nötigen und so den Einmarsch der- 
selben in das Hannoversche eine Zeitlang hinzuhalten 2). 

Das schwodischo, etwa 6000 Mann starke Armeekorps endlich 
zog" sich im Aiifaiig Fcl>ruar über die Elbe in das Lauenburgische 
und von dort weiter in das ^leckleidiiirgisclie zurück. Nur ein kleiner 
Teil der Schweden, etwa 4(K) Mann stark, blieb im Lanenbnr^sclien 
stehen. Ihr Fülaer, Oberst Graf von Lowenhielm, erliess aiu 
1. Februar im Namen seines Königs ein Publikandum« wonach die 
hannoverschen Lande auf dem rechten Elbufer auch femer unter 
dem Schutze der schwedischen Truppen bleiben sollten, bis darüber 
eine nähere Überemkunft zwischen Gustav IV. und Georg III* ge- 
troffen sei. Der starrköpfige Schwedenkönig war auf kerne Weise 
zu bewegen, den Rest seiner Truppen ans dorn Lauenburgischen 
herauszuziehen. So blieb den preussischen Truppen nichts anderes 
übrig, als das schwedische Dctachement mit Gewalt aus dem Herzog- 
tume zu vertreiben. Es gesrhali am 23. April. 

Als der Pariser Vei tray^ vom 15. Februar von dem {)reussii»chen 
Könige bestätigt, und die Rafifikationen desselben am 8, M.lrz zu 
Paris ausgewechselt waren, kam der Augenblick, wo auch die 
französische Besatzung in Hamebi das Kurfürstentum verlassen sollte. 
Der Abmarsch erfolgte auf Grund einer Konvention, die am 8. llärz 
zwischen dem Grafen von Haugwitz und dem General Duroc zu 
Paris abgeschlossen war. Diese Konvention, welche Hardenberg in 
seinen Mmotren «ein höchst seichtes» unbestimmtes und naditeiliges 
Machwerk* nennt 3), setzte im 1. Artikel fest, (fass Hameln am 
18. März von den französischen Truppen geräumt und den Preussoi 
Obergeben werden sollte. Der 5. Artikel enthielt die Bestimmung, 
d,!':-- iV.v liamioverschen Stände der französischen Besatzung' den 
Süld bis zum ersten April auszahlen und ihr die Transportmittel 
bis zur französischen Grenze liefern sollten. 

») Vgl. Beamkli 1, S>s ff. 

3) Immedialbcricht SchuWnburgs, Hildesbeim 9. Februar. 
3) Ranke, Denkwfirdigkeiten Hardenbergs II, 518. 
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Schulenburg sprach gleicli, als er von dieser Konvention Kenntnis 
erliielt, die Befürchtung aus, dass der so überaus unbestimmt ab- 
gefasste Art. 5 den Franzosen zu ungehem'en Reklamationen Veran- 
Uissung geben, und dass die Räumung der Festung nidit eher er- 
folgen wfiide, als bis die fnuizösischen Forderungen samt und 
sonders befriedigt sein würden. — Der preussische General hatte 
nur zu richte geahnt. General Barbou in Hameln erkl&rte dem von 
preussischer Seite zur Entgegennahme der Übei^abe nach Hameln 
gesandten Oberst von Eisner'), er werde die Festung erst dazm 
räumen, wenn er von den Ständen alles erhalten haben werde, was 
er zu fordern habe. Auf die Vorstellungen Eisners hatte er nvir die 
Antwort: ,Sie bezahlen bis aiil den letzten Heller, oder ich bleibe 
unbeweglich in Hameln; so bcliehU es mein Kaiser" 2). xVnfänglich 
verlanfrte Bail)ou 1 200000 Fr.; nur mit Mühe gelai^ es den 
Deputierten der haiiiiovei-sclien Stände diese Summe bis auf 
eine Million herabzuhandeln. — IHe hanno^erschoi Kassai waren 
aber bei ihrem erschöpften Zustande gAnzlich ausser stände, eine 
so erheblidie Summe in kurzer Frist zu liefern. Man entschloss 
sich preussischerseits darum, dem Kurfürstentum jene Summe vor- 
zuschiessen. Das geschah: die hannoverschen Deputierten gaben 
das schriftliche Versprechen, die Schuld aus den Mitteln des Landes 
zu erstatten, sobald man dazu im stände sein würde 3), und die 
verlangte Summe wurde dem General Barbou verabfolgt. Davon 
erhi'^ll «tie (jarnison anf ihren seit September 1805 rückstfindigen 
Sold bUUUÜO Fr., 100000 Fr. wurden dem General Barbou als 
„Gratifikation" zu teil, eine gleiehe Summe dem General Rapp, 
welcher den Befehl Hameln zu räumen überbiachl hatte Auch 

1) f hcr denselben vgl. Boyen, Erinnerungen I, ;i60. 

"^1 Aliiiluh orklftrle d> r General Rapp den Depulierten der hannoverschen 
Stände, welche um eine Mtlderuni; der franxOsiscben Forderungen baten, ,que la 
volonte de l'Empereur ^tait et que les ffurtnietiom da Göniral Barbou portaient, 
qti'U ne qttiU&t Hameln qu*aprte Atre content^ de tduiea scs prölentions, juaqu'au 
»Ii initM- <i<\.' Dass dies den ausdrücklichen ntsfimmunpen dt-r Konvention mm 
8. .M;irz. wonnc h Hameln am Mittage des 18. März den Preussen (U)ei:geben werden 
sollte, zuwiderlief, kümmerte die Franzosen nicht 

^ Die Sdnildurkunde tit au^tdlt d. d. Hamrin Sl. HarE 1806 und imter» 
schrieben von Patje, den Landraten von Münchhausen und von Meding und dem 
LandesOkonomio-Rnt Meypr. Fs hiess in derselben u. a : ,Wir quittieren irn 
Auftrag des Landesdeputalions-Kollegiums über diesen eriialleuen Vorschubs und 
versprechen dessen Erstattung aus den Mitteln des Landes, sobald die Kitfte und 
Umstände desselben solches gestatten.* 

*) Hiemarh ist die Angabe von Hard- nlMM - (II, 519), dass Graf Schulenburg 
den beiden Generalen die Summe von lüOU<X) Thlr. geschenkt habe, zu berichtigen. 

Lehmami. Sduunhoist I, 367 1 Im Jahre 1814 trug der preoansche flnant- 
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der Ordonnateur Bouidou und ein Oberst Passelac, walirscheinlich 
Chef von Barbous Generalstab, verlangten Gratifikationen für sich. 
Sie erhielten je 100 Stück Friedridisdor. 

Erst nachdem dies widerwärtige Geschäft abgethan war, ging 
die Räumung Hamelns vor sich. Am 24. März unterzeichneten 
Barbou und Schulenburg das Protokoll der Übergabe Hannovers an 
Preussen Am 26. Marz marschierte die erste Abteilung der Fran- 
zosen ab, die letzte am 30. März. Die ganze Art und Weise, wie 
die Franzosf n bni der Räumung verfuhren, war für die prnissische 
Regierung äusserst veilet/ond. Schulenbiir;/ schrieb darüber an den 
Marqnis T,nccho.«ini in Paris (25. März): „Alles, was sicli zu Hameln 
zugetragen bat, ist so bitler für » iru n alten preussischen Slaatsdiener, 
dass ich es nicht beschreiben kann." 

Mit der Übergabe Hamelns waren aber die französischen Vexationen 
in Hannover noch nicht zu Ende. Wie Schulenbarg am 19. März 
nach Berlin meldet, hatte der General Rapp bei semer Anwesenheit 
in Hannover angegeben, er habe den Auftrag, die Anstalten zu 
besichtigen, welche auf preussiscber Sdte gegen den englischen 
Handel crprifTtn ^ ü^den*). Desgleichen habe der General Barbou 
den Befehl, in Hannover als Minister zu residieren, und die Aus- 
führung des Vertrages vom 15. Februar zu Obenvaclicn. — Wirkhch 
hat der General Rapp die Anstalten, welche von den Preussen zur 
Sperrung der Elbe und Weser S"f tiotTrn warm, in Augenschein |.'o- 
nommen. Er war mit ihnen zufritdin nnd marhte hei seiner 
Rückkehr nach Hannover am 28. März dem (Jiaft n SchuU-nburg das 
Kompliment: „Eure Anstalten sind so vollkommen, dass ich glaube, 
wir würden hinter Euch zurflckgeblieben sein*3). 

General Barbou kam zu Anfang April in Hannover an, bezog 
d<Hrt ein gemietetes Quartier und gab bei seinen Visiten eine Karte 
mit der ominösen Aufschrift: «Gommissair de Sa M^jestö l'Empereur 
des Fran<^ais rt Roi d'Italie* ab. Doch scheint er in Hannover 
keine amtliche Thätigkeit entfaltet zu haben. Auf die Vorstellungen 

minister von BQlow bei Hardenberg auf die Wiedererstallung der Million Francs 
an. Hardenberg erklarte jedodi, er «ei ausser stände, die Erstattung j^ier Samme 
Ton der hannovrrschpn Regicrutij.' zu fotilorn. Schulcnburg habe damais bexahllt, 
um (lif ^^rhleuiiiu'*' nruiinttrj^' des Lantlt-^, nicht zu nunfttn Hannover«, «sondprn 
I*reussens zu erlangen. Durch eine königliche Kabinettsordre vom M. April läl4 
irarde Joie Somme daaa nitdirgescblagen. 

1) Der erste Artikd dieses Protokolls lautete: .L'entitoe oecupation et 
pricscs-Inn de V £leetoral d*Hanovre est remise dte oe moment aux tioupee de 
S. M. Frussicnne/ 

8) Vgl. Lehmann, Scharnhorst I, 368. 

^ Beriebt SdtulenbuigB vom 2& Mftn. 
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der preiissipchon Regierang wurde Baibou zu Anfang Mai nach 
Paris zurückberufen; Rapp war' schon hüher dorthin zurückgereist. 

Das Auftreten, namentlich des Genmb Rapp bd der obigen 
Gelegenheit, war ein dermassen nngeschliflfenes und arrogantes >), 
dass Scholenburg nur mit der grössten Anstrengung seine Mfissigong 
bewahren konnte. "Er bat aber den KOnig (19. Mfliz), ihn von 
seinem Posten zu entbinden, da sein Charakter auf keine Weise 
dazu passe, Demütigungen hinzunehmen, und er niflit dafür bürgen 
könne, dass er Herr seiner Empfindhchkeit bleibe 2). Die Antwort 
Friedrieh Wilhehns IIL vom 22. März lässt uns einen tiefen BUck 
in die damahge .Stimmung des Königs thun. „Eure ICmplindung", 
schrieb er an den Grafen, Jst sehr begreiflich, obgleich sie nicht 
dazu geeignet ist, der Meinigen von ihrer Bitterkeit etwas zu benehmen. 
Steht es mit der gemeinen Sache so, dass manches, was nicht 
hätte möglich sein sollen, doch möglich geworden ist, so folgt zuerst 
daraus, dass Ich der Liebe, des Eifers und der Behairlichkeit meiner 
getreuen Diener noch mehr als unter gewöhnlichen Umstfinden 
bedürftig bin. Euer Selbstgeföhl wird Euch sagen, dass Ihr mir 
jetzt unersetzlich seid, und dass auf dem Fleck, wo Ihr gegenwärtig 
steht, nur die Vereinigung Eurer vielfftltigen Erfahrungen dem 
schweren Berufe genug thut"^). 

Wa« nun die preussischen Ma??re;ze1n frep'en den cnp'lischen 
Handel hetrilTt, so hatte König Friedrich III. Schulenhurg am -2^. März 
anj^ewiesen, möghchst schleunig ein Pnblikandum über die Sperrun;r 
der Elbe, Weser und Eins für die englisclie SchiHalirt und Handlung 
zu erlassen und alle Anstalten zu treffen, um demselben die strengste 
Folge zu geben. Zui' Richtschnur müsse dabei das Verfahren der 
fkanzösischen Befehlshaber in den Jahren 1803 — 5 dienen. Dem- 
gemäss brachte Schulenboig am 38. März zur öffentlichen Kenntnis, 
die Häfen an der Nordsee, sowie die Ströme, welche sich in dieselbe 
ergössen, sollten der ethischen Schiffahrt und dem englischen 
Handel ebenso wie zu den Zeiten der französischen Okkupation 
gesperrt sein. Die preussischen Truppen hätten den B» f* hl erhallen, 
allen englischen Schirren das Einlaufen in jene Häfen und Ströme 
zu wehren. Auch sollten alle zur Sache gehörenden Anstalten ge- 

') In einem Schrcibin an Luoclicj-ini vom 25. Mfirz spricht f-rhulenlnir^' von 
den ,iasinuations, que le General Kapp m'a faites d'un ton et avec des maniäres, 
auxquelles jamais je n'avais ile expos^*. 

^ Am S3. llbs wiederholte Schulenbnrg «ein Abschiedsgesudi. Vgl Ldi' 
nuum, Scharnhorst I, HCS. 

3) Nach I^ehmann, Scharnhorst I, 3üö, ist dein Graten Scliul.'nbur^' ausser- 
dem (i4. März) die Weisung zugegangen, dem General Happ artig und zuvor- 
kommend xtt begegnen. 
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troffen werden, um das Ein- und Durchbringen der englischen Waren 
zu verhüten. 

Hit der Sperrung der Elbe ward von Schnlenborg der General* 
leutnant von Pietz, mit der Sperrung der Weser der Generalmajor 
von Tsehammer beauftragt. Kuzhaven und Bremerlebe wmxlen als 

Hauptlandungsplätze von den preussiscben Truppen stark besetzt; 
nach den Qbrigen Häfen und Landungsplfttzen gingen nur schwache 

Abteihingen. 

Wie Friedrich Wilhelm III. die gegen den onprlischen Handel 
gcricbleten Verlügungt.n ausgeführt wissen wollte, eigiebt sich aus 
einer geheimen Instruktion, welche er Ueni Grafen von Schulenburg 
am 24. MArz erteilte. Darin Jüess es: „Mein fester Wille ist, den 
mit Frankreich abgeschlossenen Vertrag in seinem ganzen Umfang 
und ganz im Geiste desseU)en zu erfüllen i). Dieser Emst scfaliesst 
aber nicht aus, die Ausführung so zu modifizieren, dass alles sorg- 
fUtig vermieden werde, was England noch mehr als die Sache 
selbst reizen konnte, zu Erreichung des Zweckes aber nicht wes^tlidi 
und unumgflnglich erfoi di i1i< h ist. Dahin rechne Ich besondm 
das Feuern auf engUscbe Fahrzeuge, die sich nicht abweisen !a- cn 
wollen, welches so lange es nur irgend möglich zurückzuhalten ist." 

Am 14. April berichtete Schiilcnbnrg' an den König, die Spemmg 
der Nordseehäfen, sowie der Weser und Elbe sei vollzogen. Ks 
komme jetzt darauf an, die Massregeln zu treffen, um den Eingang 
und das Ausladen englischer Waren, worunter er jedoch nur englische 
Manufaktur- und Fabrikwaren - also keine Kolonialwaren — ver- 
stehe, zu verhüten. Er glaube, dass hierbei die Absicht sein müsse 
und sei, auch nicht den kleinsten Schritt weiter zu gehen, als die 
Franzosen wfthrend der Jahre 1803—5 gegangen seien. — Kon- 
fiskationen englischer Waren im Lande, berichtete Schulenburg ein 
anderes Mal (27. April), würde man kaum vornehmen können. Es 
möchten sich wohl hier und da englische Waren in kleinen Mengen 
befinden; allein diese seien z.T. schon vor der preussiscben Besitz- 
nahme eingeführt. Auch seien die VorrrUe gewiss m unbe<leutend, 
als dass man sie zu berücksichtigen blanche. Als er bei der neu- 
lichen Anwesenheit des Generals Uapp gelegentlich zu diesem bemerkt 
habe, Kontrebunde im kleinen werde sich nicht verhüten lass(>n, 
sei ilun geantwortet: „Der Kaiser vermag sie nicht einmal in 
Frankreich zu unterdrücken; wie solltet Ihr es hier können?* 

') Nacli dem Vertrage vom 15. t'ebruar ISCHi sollte die Sperrung ausgcfulirt 
w^en ade la nißme maniere que l'oQt fait les troupeg frau<jaia«8 occupant 
l'£leetont de Honovre'. Rtuike, Doakwtlrdigkeiten Hard^iberga U, 484. 
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Ein nennenswerter Seliiulen ist dem englischen Handel unter 
diesen Umständen dui ch die Sperrung der Nordsee nicht erwachsen. 
Die Hauplwege, welche derselbe zur Zeit der französischen Okkupation 
eingeschlagen hatte, die Verbindung mit Hamburg und Lübeck über 
Tönningen und Husum, die Landfahrt ▼om Jahdebusen durch dos 
Oldenboigische nach Bremen und die Wattenfahrt zwischen der 
Jahde und Weser, blieben auch während der preussisefaen Okkupation 
unTetschlossen. Das alles hinderte aber die englische Regierung nicht, 
ihrerseits die schärfsten Massregeln gegen Prou-son zu ergreifen. 
Auf die preussischen Schiffe, welche in ihrem Machtbereiche waren, 
legte ein Embargo. Über Elbe, Trave, Weser und Ems 
ward (irr Iilückad(>znsl;ind verhängt (8. April)') und an Preussen 
der Krieg erklärt. Die Blockade über die gedachten Flüsse Anirdo 
von den EnjjlAndirn sehr streng gehandhabt: alles Ein- und Aus- 
laufen von Sciiitlen, selbst der kleinsten Bote, ward unnachsichtlich 
voiundert. Die preussische Regierung hat im Hannoverschen keine 
weiteren Repressalien ergriffen; höchstens dass man den en^iscfaen 
Waren etwas eifriger nachspOrte, als es ursprOngUch beabsichtigt 
gewesen war 2). 

Eine wettere Folge des Pariser Vertrages war, dass Friedrich 

Wilhelm III. y.n Anfang April förmlich und feierlich von dem Kui> 
fürstentuni Bt sil/ t iuiin*. Bereits am 2. März fand zu Berlin eine 
Konferenz der Ratgeber des Königs statt, in welcher die Frage anf- 
I-M worfen und erörtert wurdf»! „Kann man die Dinge in Hannover 
auf dein gegenwärtigen Fusse bdas^pn. oder ist es nötig, die Besitz- 
ergreifung durch einen öffentlichen Akt zu konstatioron?" Die Teil- 
nehmer an der Beratschlagung — es waren Schulenburg, Harden- 
berg, Lucchesini und die beiden Kabinettsräte Lombard und Beyrae — 
waren einstimmig der Meinung, eine Bdclaration des KOnigs, welche 
die völlige Besitznahme des Kurfürstentums ankOndige, sei unum« 
gfinglich notwendig. Dies erfordere schon die Rücksicht auf Napoleon, 
welcher der Aufrichtigkeit Preussens misstraue, nicht mmder aber 
das Interesse der Hannoveraner selbst, welche nur dann Vertrauen 
zu dem preussischen Regimente fassen könnten, wenn es keinem 
Zweifel unterliege, wer in Zukunft ihr Landesherr sein werde. Auch 

Aufgehoben am 25. Sept. 1S06. 
*) Am 4. Mai liess König Friedrich WUhelm HL dem Onttbn Sehidenburg 
die Weisung sugeben, vor der Hand und bis auf weiteren Befet)! seien keine 
Repressalien gov'*»n Knfrland, «clbst wpfin -ich tlaizu Gelegenheit bieten sollte, zu 
gebrauchen. Die EnttiaUung davon und die strenge Beschränkung auf die blosse 
Spoming der Strome konnte vielleicbt noch bewirken, dass engliseherseits die 
beeebloflsenen Feindsdigkeiten gemildert wQrden. 

Thlmm«, OklntiHtHoii Hiuiniov«n. 10 



Digitized by Google 



146 



die öffentliclif Moiniin? in den altpreussischen Provinzen gebiete 
einen solchen Scluitt, denn dei PaUiüÜsnms müsse dort schwinden, 
wenn man nicht s&he, dass der Abtretung preussischen G^ietes 
entsprechende Entschädigungen gegenflberstftnden 

So erliess Friedrich WOhelm denn am 1. April ein Patent, 
welches die definitiTe Besitznahme des Kurftkrstentums verblndete^. 
Er habe gehofft, liess er sich darin aus, seinen Unterthanen und 
den ben.iclibarten Provinzen dos nördliclit ri Deutschlands die Fort- 
dauer der Wohlthaten des Friedens während des Krieges dadurch 
erhalten und sichern zu können, das? cv die Staaten dos Kurhauses 
Braunschweig-Lüneburg in Deutschland durch seine Truppen lu sctzt 
und in Administration genommen habe. »Seitdem sei aber die wirk- 
liche Besitzei-greifung der haiinOversclicn Lande gegen die Abtretung 
dreier Provinzen der preussischen Monarcliie „zu einem dauerliafleu 
Ruhestand" der preussischen Unterthanen und der angrenzenden 
Staaten «unumgänglidi notwendig" geworden. Er habe darum mit 
dem Kaiser Ton Frankreich eine Konvention abgeschlossen, vermöge 
welcher er .den rechtlichen Besitz auf die KaiswL Mtgest&t 
durch das Erobeningsrecht zuständigen Staaten 3) des Kurhauses 
Braunschweig in Deutschland* erworben habe. Er erkläre dem- 
zufolge, dass die hannoverschen Lande von nun an als in seinen 
Besitz übergegangen und seiner Macht allein unterworfen anzusehen 
seien. Es werde daher von mm an auch die Regierung und Ver- 
waltung Hannovers lediglich und allein in seinem Namen und seiner 
allerliöcliston Autorität statthaben. — Des weiteren werden in dern 
Patente sämtliche Landesbehörden aufgufurdert, die ihnen ange- 
wiesenen Funktionen im Namen des preussischen Königs und unter 
der obersten Leitung des Grafen von Schulenburg und der Admini« 
strations-Kommission pflichtmAssig fortzusetzen. An die sämtlichen 
Landeseinwohner ergeht die Aufforderung, sich der neuen Ordnung 
der Dinge, aus welcher ihnen ein neuer Zeitpunkt der Ruhe und 
des Wohlstandes erblühen wer<le. willig zu unterwerfen. Zum 
Schlüsse wird versprochen, der König werde gewiss nichts unter- 
lassen, um den Landesnnferthanen seine väterliche Sorgfalt und 
seinen Wunsch sie glüfklich zu machen zu bestätigen. 

Auf dieses Patent « liolgte unter dem :^0. April * ine vom Urafen 
Münster abgefasste langatmige Deklaration Georgs iii., welche gegen 

1) Rank«, Denkwftrdigkciteii Hardenbergs II, 603. 

2) Gedruckt das., S. öiöff. 

3i Die Worte ,Sr. Kai«erl Mnjosl.lt durch das Ernbening'«m*ht zustandigen 
Slaaleu* sind laut Handnote Hardenbergs in dem Original des Patentes (G. St.-A . 
Berßn) auf den awdrDcUichen Brfeld des Königs hineüigesetst worden. 
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die Besitznahme Hannovers Protest einlegte und ^in wenig würdiger 
Weise" gegen das Verhalten der preussischen R^ierung polemi- 
sierte. Hardenberg hat nicht so Unrecht, wenn er in seinen Denk- 
würdigkeiten von dieser Deklaration sagt, „in ihr blicke allenthalben 
Vorurteil, Entstellung der Thatsachen und Ilnss durch* 2). ,Der 
Königlich Preussische Hof", so begann da< Schiiflstück, .hat die 
feindlichen Absichten eingestanden, welche derselbe durch seine 
frenndsdiaftlichoi Versicherungen za verbergen suchte.* Gleich 
dieser Satz enthielt eine ui^;wechte Beschuldigung Preussens. Aller» 
dings hatte die preussisdie R^onng, wie wir gesehen haben, aus 
politischen Gründen nach dem Besitze des Kurfürstentums gestrebt; 
aber man hatte doch stets den Grundsatz im Auge behalten, das- 
selbe nur mit der Genehmigung des kurfürstlichen Hauses zu er- 
werben 3). Ein solches Streben war, wie Hardenberg mit Gmnd 
bemerkt, ,ebensog:ul vor dem Richterstuhle der Rechtlichkeit und 
der Moral als vor dem der Politik zu verteidi^'t-u"^). Nur die Cber- 
•/euj.'^ung von der Unuiöglichkeit, den Kampf gegen Napoleon aufzu- 
nelunen, hatte Friedrich Willieliu III. zu einem Schritte vermögen 
können, den er freiwillig nie gethan haben würde, und der ohne 
Frage für die Monarchie Friedrichs des Grossen ein äusserst 
beschftmender war'). 

Vgl. Frcnsdorff in der Allgemeinen Deutschen Biographie 476. 
2) Rank^, Denkwürdigkeiten Hardenbergs U, 613. 

^ Vgl. den Brtass an Lucebesini vom 10. Juli 1801, wo FViedricfa Wllhetan 
erklärt, das HonnoTcnche als Entschädiiping annehmen zu wollen .li k la pux 
future entre la France fl TAngleterre celle-ci ««quicfloe k cet amDgenuBt*. 
Bailieu, Preussen und Frankreich II, 50. 

«) Ranke, II, 613. 

^) Wir kCDHen es um so mehr unterlassen, auf die Münstersche Deklaration 
und auf die von den fjpsaiidti'n von Omptcda in Berlin und vuii Reden in 
hegenshurg eingereichten Protestnoten einzugehen, als sie auf den Gang der 
faamKmmlien AngelegenbdteD nicht dm mintetai Ebton ausgeQbt haben. 
Gedruckt sind ne u. a. bei Von, Zeiten Bd. VU, 7. Sttttk. 
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Kapitel II. 

INs Tffwaitang dtt KvAlntiitiiii wibraid der preumkoi 

Okkupation. 

Um zu erfahren, „wie man preussisrher«eil3 die angeküntligie 
A'lininlsf lation der haimovorschcn Lande zu führen eigentlich be- 
absichtige,'* reiste der hiuiiiüviuäche Staats- und Kabinetts- Minlsl er 
von Bremer dem Grafen von Schulenburg nach Hildeshcim <'iit|-'('fr<'n 
und lialte dort am 4. Februar eine längere Unterredung mit dem- 
selben. Das Gesprach drehte sich zunächst um die politische Lage. 
Schulenburg sagte unter anderem, Friedrich Wilhelm III. habe sich 
zu der Besetzung Hannovers genötigt gesehen, um eine neue fran- 
zösische Okkupation zu verhindern. Auf den Einwurf Bremers, dies 
habe durch die britischen, russischen und schwedisdien Truppen 
geschehen können, erwiderte der preussisclie General, diese wiurden 
es gegen die franzn>'LS(-iio Macht nicht verteidigen können. 
Übrigens stehe dem Lande die Wahl, ob man lieber die Franzosen 
haben wolle, noch immer frei. Er habo Grund zu d<>r Vermutung:, 
dass sein Konig zurückgehen werde, wenn die Knischeidung Georgs IH. 
für die Franzosen anslalh n ^()llt^. Da Bremer diesen Punkt alsbald 
fallen liess, darf uiuu annehmen, dass er eine frunzusische Okkupation 
für das grössere Übel hielt. 

Auf die Frage des hannoverschen Ifinisters nach der angedrohten 
preussiscben Verwaltung äusserte Schulenburg, von einem König- 
lichen Staatsministerium dürfe wegen der Franzosen keine Rede 
sein; er müsse daher die Erwartung aussprechen, dass die Minister 
sich von den Geschäften zurückziehen würden. Man habe preussischer- 
seits bloss die Absicht, dass das Kuifürstentum ,als völlig neutral 
konserviert" werde. Nur hierauf wolle man sehen, und zu diesem 
Ende werde die Administrations-Konimission sich über alle Zweige 
der .Staat svorwaltung Auskunft gebi ii lassen, im übrigen sich aber 
in die iniit-re Venvaltun^' de.- Landes nicht einmengen. Zu wünschen 
sei, dass die erwähnte Kommission nur mit einer, höchstens mit 
zwei hannoverschen Behörden zu lliim haben möge. — Gern werde 
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man sirh in allein willfäliri<? zeigen, was von den Fi-anzosen nicht 
übel genoinuien worden kuiint. Die hannoversche He^'iei-un^: möge 
bis zu seiner bevorstehenden Ankunft in Hannover noch alles ein- 
richten, wie sie es für gut halte, und, wenn sie niclit dhekL mit 
ihm verkefaren wolle, ihm etwa durdi Bremer prifatim von den . 
gefassten Beschlüssen Keraitnis gdien, damit er die Lastruktion der 
AdmiDistrations-Kommisfiion darnach einrichten könne i). Nach der 
Rückkehr Bremers aus Hüdesheim trat das hannoversche Ministerium 
am 6. Februar zu einer ausführlichen Beratsdblagung zusammen. 
Man einigte sich dahin, das Ministerium solle von dem Augenblicke 
an, wo dif preussische Administrations- Kommission in Hannover 
eintreffe, sich aller öffentlichen AusühuiiK seiner Funktionen als 
Kollegiuni enthalten. Dagegen sollten die Ministei-ial-Departcnients 
ihre Geschäfte fortsetzen. Die vorkommenden Ausfertigungen sollten, 
so lange es möglich sei, von den Departeineatsniinistem, sonst von 
den als Referenten und Expedienten angestellten Geii. Kanzlei- 
Sekretflren „ex. commisstone speciali* unterschrieben werden. Die , 
übrigen LandesbehOrden, einschliesslich der Justizkollegien, würden 
solange in ihrer bisherigen Th&tigkeit zu verbleilien haben, als nicht 
ein {Hreossischer Kommissar in ihrer Mitte erscheine, um sie in 
ihrer Thätigkcit zu überwachen, und als ihnen nichts angesonnen 
werde, was mit ihren beschworenen Dienstpflichten in Widerspruch 
stehe. In unwesentlichen Dingen könnten die Behörden sich , einige 
Beiseite?etznng der bisherigen Formen" gefallen lassen: so sollten 
sie sich unt Weglassung der königlichen Titel bloss nach ihrem 
Geschäftskreise benennen. — Schliesslich wurde in der erwähnten 
Sitzung des Staatsministeriums bestimmt, das Landesdeputalions- 
Kollegiuni solle diejenige Behörde sein, welche die Kommunikationen 
mit der Administrations-Kommission zu fähren habe*). 

Gemäss diesem Beschlüsse wurden das Landesdeputations- 
Eollegium und die übrigen Provinzialdeputations-Kotlegien von dem 
Ministerium angewiesen, „alle und jede von ihnen während der 
französischen Okkupation besorgten Angelegenheiten wieder zu 
respicieren*. 

Grossen Anstoss nahm man auf hannoverscher Seite an der 
beabsichtigten Einsetzung einer Administrations- Kommission. Der 
Minister von Bremer wurde darum von seinen Kollegen veranlasst, 
sich wiederum nach Hildesheim zu begeben und bei Schulenburg 

1) Promemoria Bremers Ober den Inhalt seiner am 4. Februar mit Schulen' 
hm^' gepflogenen Unterredung. Hannover, 5. Februar. Vgl. das Schreibt'n nremers 
an Ümpteda vom 15. Februar, v. Ompteda, Folitbclier Nachlass I, 

2; Iromediatberieht des HiiUsteriums vom 6. Fdiniar. 
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Vorstellungeu zu machen. Die zweite Unlenedung luud aui 7. l'ebiuai- 
statt. Als Bremer in derselben gegen die Administrations-Kommission 
bemerkte, dass selbst die Franzosen nicht soweit gegangen seien, 
eine französische Kommission niederzusetzen, fiel ihm der General 
ins Wort: dafür seien von jenen unerschwingliche Abgaben 
verlangt. Preussischerseits wolle man nichts haben und müsse nur 
sich davon überzeugen, dass die Revenuen nicht ausser Landes 
verwandt würden. Diese Verpflichtung habe man gegenüber den 
Franzosen übemommon, und weiter wolle man sich um nichts be- 
kümmern. Auch Pf»! IT <;('ni bcroil, dir* Instruktion für die demnächst 
einzusetzende prtiussische Kuininission nach den Entschlicssimgen 
des liunnoverschen Ministerium» vom (">. Ft lnuar einzurichten. 

Die Einrichtung der preussischen Aduimislralions - Kommission 
erfolgte gleich nach der Ankunft des Grafen von Schuleiiburg in 
Hannover am 15. Februar. Sie bestand aus dem Pr&sidenten der 
Kriegs- und Domfinenkammer zu Stettin Geheimen Oberfinanzrat 
von bigersleben >) (welcher das Prfisidium führte), dem Geheimen 
Finanzrat Wilckens, dem Oberrechnungskammer -Direktor Schönn, 
dem Kriegs- und Domänenkammer-Direktor Heyer, dem Geheimen 
Oberrechnungsrat Gieseke, dem früheren haimoverschen Ober- 
Appcllation=rat. jetzigen Gcht imon Regierungsrat von Bülow^) und 
dem (if'li' ini t ii Kriefrsrnt Clt iiien zu denen sich noch eine Anzahl 
unlcr^'iordiicttr Bt-aiuteii gesellte^). Wie Schulenburg in einem 
Immedialberichle vom 14. Juli anlLihrle, waren diese Beamten 
durchweg »vox"ZÜglich geschulte und rechtliche " Männer. Ingei sieben 
wird als ein Mann von Talent und Arbeitsamkeit charakterisiert, 
dem allerdings die Erfahrung, im grossen für sich allein zu handeln, 
noch abgehen möge. 

Der Hauptzweck der Administrations - Kommission war nach 
der ihr von Schulenburg (15. Februar) in teilweise wörtlicher An- 
lehnung an das königliche Kabinettsschreiben vom 24. Januar er- 
leilten Instruktion "^j, .darauf zu wachen und dafür zu sorgen, dass 

•) über denselben vgl. , Neuer Nekrolog der DeutscUen* J IX, T. I, S*. 415 f. 
S) Ober denadben vgl Frensdorff in der Allgemeinen Deutschen Biographie 

nit 68&f. 

3) Wilcken«5 und Cleraen konnten an den Arlieiloii der Adminisfrations- 
Kommksion nur ganz geringeu oder gar keinen Anteil nehmen, da sie von äcbulenburg 
SU den DirekÜonegesehiften hinzugezogen worden. Auch der Kanimerdhfdi:tor 
Heyer, wdcber das Verpflegungswesen der preussischen Truppen ttbemehinen 
mns«fp, wnril der Administr;i!i*uis - Koiuiais^ion entzogen. Dagegen wurden ihr 
eine Anzahl anderer Mitglieder zugewiesen, so ein Oberrechnungsrat Graf von 
Schulenbnrg, ein Geheimer Rat Ton IfadeiveiM, ein Kamuergerichtsral Sack etc. 

4) G. St.-A. 
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alle direkte und indirekte Verbindungen mit irgend einer der Krieg 
führenden Mächte aufhören und su>pendieret bleiben, keine der- 
selben auch nur den mindesten Nulzen davon ziehe, mithin ins- 
besondere weder Geld noch Geldesvveil einer dieser Mächte zugeführt, 
viel weniger noch irgend tiue Aushebung von Mannschaften oder 
Werbung gestattet und die Neutrahtät Hannovers bei dem Kriege 
zwischen Frankreich und England nicht auf die entfernteste Art 
verletzt werde.* Zn diesem Zwecke hatte die Kommission sich 
eine genaue Kenntnis von dem Kassenwesen des Landes zu ver- 
schaffen und die Zahhtngen namentlich der Hanptkassen scharf 
zu überwachen. — Nicht minder ^vu^de es der Administrations- 
Kommission in der Instraktion zur Pflicht gemacht, alle Sorgfalt 
und Aufmerksamkeit darauf zu verwenden, „dfi?s die Admini- 
stration ledighch zur Wohlfahrt der hannoverschen Lande geschehe, 
die Lasten der Einwolmer möglichst vermindert und erleichtert, 
und Beschwerden über Bedrfu kung, wenn solche vorkommen und wider 
VerhoÜ'en gegiündet sein sollten, ohne Anstand aijgeholfcn werde**. 

Der oberste Chef der Administration blieb Schulcnburg selljüt. 
Die Administralions-Konuuisaiüü durfte ulme sein V'orwiaaen keinerlei 
Veränderungen m der Verfassung und Verwaltung des Landes vor- 
nehmen. Im übrigen brauchte sie bloss solche Sachen zu Schulen- - 
burgs Kenntnis und Entscheidung zu bringen, welche früher von dem 
englischen Könige selbst oder von dem hannoverschen Ministerium 
.ad mandatum speciale* entschieden worden waren. — Im Juli 1806 
Icam der Graf aus Gesundheitsrücksichten um seinen Abschied 
ein. Statt dessen erteilte ihm Friedrich Wilhelm IIL ein^ un- 
bestimmten Urlaub, und an seiner Stelle trat Ingersleben an die 
Spitze der Givilgeschäfte in Flannover (11. August), während die 
Militärangelegenheiten dem Generalleutnant von Larisch, als dem 
ältesten Geneml der im Hannoverschen stehenden Truppen, miter 
dem Überbefehle des Herzogs von Braunscliw(Mg übertrugen wurden. 

Die erste Kommunikation der AduiiuislraLions-Kommission mit 
dem Landcsdeputations-Kullegium bestand in der Anzeige, dass die 
Censur über das Organ der Regierung, die „Harmöverischen Anzeigen", 
dem Geheimen Regierungsrate von Bülow übertragen .worden seil). 
Am 31. Februar folgte ein Publikandum, durch welches alle fremden 
Werbungen im Lande bei schwerer Strafe verboten wurden. Wichtig 
war auch die Verfügung der Kommission vom 24. Februar, dass ohne 
ihr Vo^^vi5sen und ihre Zustimmung nichts zur Ausführung gebracht 
werden dürfe, wozu bislang die Genehmigung oder BestAtigung des 

*) Bri'iner an Uiiipteda 'I.i. Februar 1806. Ompteda, Folitischer iiachlass 1, 135. 
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Landeshemi oder tles gesamten Ministeriums erforderlicli gewesen 
sei. Dahin wurde namentlich gerechnet, ,dass sowenig Zusammcn- 
beraftmgen der Landesstände der verschiedenen Provinzen der 
hannöverschen Lande za der ProposUlon neuer Verordnungen und 
Auflagen vorgenommen, als auch auf andere Weise neue Landes- 
verordnungen erlassen und Abgaben eingeführt, oder die bereits 
vorhandenen erhöht wQrden". Femer wurde verboten, neue Be- 
lelmnngren vorzunelimen, neue Besoldungen zu vergeben oder Pacht- 
kontrakte abzuschliessen, insofern dies Sache des Landesherrn oder 
des gesamten Staatsmini^tennms gewesen sei. Am 7. ^Ifirz wurde 
diese Vf'i üidnuri;^^ (ialiiri crwcitcH . das« ohne ausdrückliche Zu- 
<ti]umvin^' diT Aihiiiiiistialion^-Kuinuiissiün keine Neubesetzung von 
St;i;itsämtern slallüuden dürie , welche bisher von der höchsten 
Landesbehörde erfolgt sei. Die Thäligkeit der Minister in den 
Departements, namentlich in dem General > Regiminaldepartement, 
wurde hierdurch erheblich eingescbrflnkt. 

Dem Auftrage, sich eine möglichst genaue Kenntnis von dem 
Finanzwesen des Landes m verschaffen, suchte die Administrations- 
Kommission dadurch nadizukommen, dass sie tmt« l dem 20. Februar 
von dem Landesdeputations-Kollegium ausführliche Nachrichten über 
die sämtlichen Staatseinkünfte und deren bisherige Verwaltung ver- 
langte. Zu diesem Rehiife sollten die Etats und Reclmuiigen «owohl 
der landesherrlichen als huidsrhaftlirlien Kassen von dMi K'tzteu 
r» Jahren eingesandt werden. Daneben sollte Aut'schlus» erteilt 
weidL'ii übti „die in der Landcsverfassung beruhenden Verhältnisse 
der landschaftUchenund übrigen, die Landeseinkünfte administrierenden 
hannoverschen Bürden*. 

Hannoverscherseits ging man bei der Lieferung der verlangten 
Nachrichten mit möglichster Zurückhaltung zu Werke. Das Mini- 
sterium mstniierte die Kammer, welche angefragt hatte, wie weit 
man sich, auf die Mitteilung der geforderten Nachrichten und 
Rechnungsextrakte einlassen dürfe, insgeheim dahin, sie möge die 
Einsendung der Extrakte auf einen, höchsten? zwei Jahrgänge be- 
srhränken. Auch mö^'c ?io die Saclic >o l inzurirhton suchen, dass 
die Kenntnissi" der preussischen Beliurde niclit weiter aus;_M (lt Imt 
mn-den, al-^ t s unhi dingt erfordprlirh sei, d. h. mit anderen \V(:uten, 
die Kamiatr sullte möglichst aUgenuiu geliulU iie uiid uiclilssagende 
Berichte einsenden. Das ist ui tier That geschehen : die eingereichten 
Listen und Auszüge über den Jahrgang 1802 3 gew&tiren nichts weniger 
als einen klaren Einblick in die hannoversche Finanzverwaltung. — 
Mit weniger Zurückhaltung verbreiten die eingesandten Berichte sich 
über das landschaftliche Finanzwesen. 
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Bedeutend enveitert ^\nrdp natürlich dei Geseliäftskroi-; der 
prowssischen Kommission seit der völligen Besitznahme des Landes 
»luich Friedlich Wiihehn III. Dieser Akt ging im April in der Weise 
vor 8icfai)f dass bei sfimtliclien ftifentlicfaeD Behörden, von der 
R^ierung bis zu den Posthaltereien, Stiftern und Gerichten, ein 
preussiseher Besitzeigreifungs- Kommissar erschien, das königliche 
Pfttent vom 1. April zur sofortigen Änheftung an der Thflre des 
Versammlungszimmers öbergab und den Beamten eröffnete: .dass 
Se. Königliche Majestät von Preussoi ihnen die Ausübung ihrer 
Funktionen für jetzt zu belassen geruht hätten. Sie würden also 
autorisiert und befehligt, diese Funktionen noch ferner auszuüben, 
und in Hinsicht auf diese Funkt innen bis auf weitere Ordre und 
nähere Instniklinn auf ihrrn ^'«Itistt tcn Arntseid venviesen. Dabei 
gewärtige und vciiaii^'c nu^n von ihnen, dass sie von den ihnen 
anvertrauten und in ihi'em Gewalu*sam befindlichen Papieren und 
Geldern nichts entf(^en oder vwenthalten, über dasjenige, worüber 
durch die jetzige höchste Staat^ewalt von ihnen Eriäuterung ge- 
fordert werdoi möchte, solche nach ihrer Kenntnis offen abgeben, 
überhaupt aber den Befehlen derselben ein gehöriges und schuldiges 
Genüge leisten würden" 2). Hieran knüpfte sich die Drohung: „wer 
sich weigern würde, jenes Versprechen zu geben und das darüber 
aufzunehmende Protokoll zu unterschreiben, sei eo ipso ab officio 
suspendiert." Diepo? Schicksal traf z. B. den Ccpandton toq Ompteda, 
der seiner Stelle als Olierpostdiicktor enthoben wunie*^). 

Stilrhe Weigerungen kamen indessen nur ganz vereinzelt vor. 
Graf Schulenbui-g war rücksielilsvoll genug gewesen, dem Minister 
von Bremer bereits am 16. März den Inhalt des von der Staats- 
dienerschaft zu unterzeichnenden Rereises mitzuteilen. Die han- 
noversdiai Minister waren dadurch in den Stand gesetzt worden, 
die Behörden zu instruieren, dass das geforderte Versprechen un- 
bedenklich unterschrieben werden möge; nur sollten sie sich aus- 
drücklich vorbehalten, dass ihnen nichts angesonnen werde, was 

^} In der Stadt Hannover fand die Besitzergreifung am 8. April btatt. 
Am 9. April reisten die Kommissare in die verschiedenen Pirovüuen ab. «Bei 
der Ausdeimaag der baonoTerschen Lande, und um dße Besitmabme in den ent- 

fornten n./,.'» ntk-ii nicht zu lan^'f zu vpr;'rip'mi*, wurden fast alle Mitt,'Ueder und 
SubaUernbeanile der Administrations - Kommission ausj^esandt, so dass die Ge- 
schäfte der Kommission an die 14 Tage und dartiljer teilweise ruhen mussten. 
(Bericht Scbuiettburgs vom 8. April 1806^) 

Ompteda, Politischer Nachlass I, Io(). 
3) Onipfeda, Politischer Narhln«« 1. 15G. Auch der Auditor von Tslar bei 
dem Hotgericht zu Hannover wurde w^'en Verweigerung des geforderten Ver- 
sprechens suspendiert (19. Mai 1806). 
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mit der ihnen nicht erlassenen T)ioii>tpflicht unverträglich sein 
würde — Die Absicht der Minister ging dahin, dass diese Klausel, 
wenn irgend möglich, der Unteischrift hinzugefügt werden soUe. 
Da Schulenbnrg aber einen schriftlichen Vorbehalt nicht gestatten 
zu können erklArte, mussten die hannoverschen Beamten sich be- 
gnügen, eine dahin zielende mündliche ErU&rung abzugeben. 

Weiler \vurde den hannoverschen Behörden von den preussi- 
schen Kommissären b^ der Besitznahme ;iuf^rr^'('])on, die bisherigen 
landesherrlichen Wappen, hisignien und Namenszüge sofort abzu- 
nehmen und woprznschafTen, an deren Stelle pmissische Adler oder 
WappenschiUler avifzuiichlon und hinfort bei allen Versiegelungen 
das preussische Adler>ir;_M'l zu gebraut lien. Auch ward vorge- 
scliiieben, dass die Behördt ii «ich der Bezeichnung .von iSr. König- 
lichen Majestät von Preu»»eu provisorisch bestätigte Kammer, Kriegs- 
kanzlei* u. s. w. bedioien sollten. 

Von der allgememen Ableistui^ eines Huldigungseides sah die 
preussische Regierung bei der Besitznahme Hannovers ab. Man 
gedachte damit bis zur definitiven Erwerbung des KurfOrstentums im 
Frieden zu warten: ein neuer Beweis fOr das schonende Vorgehen 
Preussens. 

Wie Schulenburg am 10. April nach Berlin berichtete, war bei 
der preussischen Bositzcrp^reifung alles ruhig zugegangen. Nur der 
Drost von dem Knesrbock zu Eissen im Lüneburgischen hatte sich 
dem proussi^chen Konuuissar widersetzt. Hier war ein strenf::e3 
Einschreiten nötig: es wurde sogleich ( ine Abteilung Soldaten nach 
Eissen gesandt, mit dem lielehle, den widerspenstigen Beamten seiner 
St^e zu entsetzen und das Amt provisorisdi einm Amtsschrdber 
zu übertragen. 

Am 8. April — gleich nach der Besitznahme des Landes — 
wurde von Schulenbutg die gänzliche Auflösung des hannoverschen 

Staatsminisleriums und der sämtlichen MInisterial - Departements, 
ein?<hlies>li(h des .Tustizdepartements, welches während der fran- 
zösischen Okkupation völlig intakt geblieben war, verfügt. Die 

1) Schon am 1. M&rz 1806 haU» dk Minister in Hannover an Monster 

peschiieben, os sei nirht m bezwpifcln, dass die ganze Staalsdienersi luiO röriiilich 
unter den Befehl der preussischen Administration frristpllt werden würde. Sie 
bäten deshalb um eine huldreiche Deklaration Georgia III., dasH er dasjenige, 
wora dia Dienoraeliaft «naeh ihran besten Wissen und GewisseD sidi bewogen 
flnden wOrdr", ihr nicht als eine Verletzung ihrer Dienst- und Huldipungsplliclitcn 
anrechnen, norli ^onst zur Verantworflichkril •'.'d ''hen Ia«?en wolle. Georg III. 
sandte in der That am 18. März eine solclie Deklaration nach Uaimover, welche 
dort am f & MOrs ankam. Am 29. Min erofbetea die Minister dann den Bdiftrden, 
dass die Untersdireibnng des Reverses nnbedenklieb seL 
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Laiidesbeliörden wurden angewiesen, alle Gegt'iistrin«lt\ zu wclthtii 
bisher Einwirkung, Genehmiguuy oder Verlügung des Slaats- 
ministeriuiiis erforderlicli gewesen war, direkt an die Administrations- 
Kommission, oder wie sie jetzt hiess: „Königliche Administrations- 
und Olganisations-Eommission der Königlich Preussischen HannO* 
verseilen Provinzen", gelangen zu lassra. 

Da es aber nieht tlnmlidi schien, die prenssische Eonmiisston 
mit dem Detail der D^partementsgesch&fte zu l)elasten, so wurde 
unter dem 11. April aus den Referenten derMinisterial-Departements, 
den Kabinettsräten und Geh. Kanzleisekretftren, ein Kollegium als 

Provinzialregierung für die Fürstentümer Calenberg -Grubenhagen 
und Lüneburg und die Grafschaften Hoya und Diepholz entsprechend 
den bereits bestehenden Provinzialregierungen zu Stade, Ratzeburg 
und Osnabrück •jebildet. Am 19. Mai erhielt das ^Rejrierungs- 
koUegium" eine unifas-^mde Instruktion von dem Präsidenten von 
Ingersleben. Aus dcrs-elben ist hervorzuheben, dass der Geschäfls- 
kreis des Rofrieninfrskollepriums, abgesehen von der Einschränkung 
auf die genannten vier altweltischen Provinzen, sieh im wesentlichen 
mit dem der vormaligen Ministerial - Departements dedcen sollte. 
Nur einzelne Gegenstftnde, wie die Eonsistorial- und Üniversitftts- 
angel^nheiten*) wurden ausschliesslich der preussischen Kommission 
vorbehalten, ebenso alle bisher vor das Ressort des Justizdepartements 



1) Ai» dncm Beichte Schulraburgs Tom 47. Juni entnehmen wir, dass 

Fri- ilrich Wilhelm HI. an jenen gesclirieben halte, es scheine auf alle Fälle ge- 
lten, den Vortrag der Univcrsit.ltssachen bei dem Kuratorio - zum Kurator war, 
da bchulenburg abgelehnt haUe, provisorisch Ingersleben eruannl worden — dein 
Qtb. Kabinettsrat Brandes su fibertragen, weil derselbe vorhin dieses Amt gehabt, 
mit Genugthuung verwallet und davon die vollständigste Kenntnis habe. Schulen« 
bürg bemerkt in dem' erwähnten Berichte dawider. fla=? die rniversitätssachen, 
soweit sie die Professoren belrftfen, bereits von dem Ueheimen Oberfinanzrat 
Wilckens besonders bearbeitet wOrden, welcher deswegen mit Brandes Rflcksprache 
nehme. Es sei bedenklich, jetzt Brandes den Vortrag allein zu übertragen. So 
gern er (Schulenburg) fflr >fino l'i rson dcri ausL'i'brt'il.'ti-n Kenntnissen und Fähig- 
keiten des Kabinellsrats Gerechtigkeit widertabren lasse, so sei doch eine 
grosse Minorität im Pabliknm der Ueinung, dass Brandes »durch eine gewisse 
Ordens- oder Sektenanhänglichkeit wenigstens den Schein und Verdacht einer 
Parteilichkeit und des Intriguengeistes auf >\e]i peworfen liabf'*. Dass Brandes 
die krummen W e^'e den geraden vorziehe, wisse er aus eigener Erfahrung. — Was 
dies Itkr Erfidmmgen waren, ist mir nicht bekannt Meines Eraditens urteilt 
.Sctuileobnrg Ober Brandes ein wenig zu hart Friedrich Wilhelm III. erwiderte 
übrigens jenem am 3. Juli: er wolle es Schiilfntnirg überlassen, ob Hr.mdes die 
Universitälsangelegenheiten allein bei dem Kuratorio bearbeiten oder ob dem 
letzteren noch ein Mitglied der Kommission, das die erforderlichen Kigenschaflen 
hesitiie, beigegeben weiden solle. 
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}?ehöiigtii ijaclien'). Im übrigen liuilte das Regierungskollcgiimi 
oder die Regierung alle Geschäfte selbständig erledigen, welche ver- 
fasstmgsmäss^ keiner höheren Sanktion bedurften. Alle Sachen 
aber, wozu bisher die ausdrQcklicfae Genehmigung entweder des 
gesamten Staatsministeriluns oder auch nur eines einzelnen Ministers 
erfordert worden war, sollten der Administratians-Kommisraon zur 
Kenntnisnahme, Bestätigung odt i EnlsLheidung vorgel^ werden. 

Zur Erleichterung der Geschäfte sollte das Regiei-ungskollegium 
in drei Abteilungen oder Senate gegliedert worden Der erste Senat 
sollte dio Polizei- und Städte-, Collr'rjche Benolizial- und Kloster-, 
Oronz- uml Holipits-, Justiz-, Zoll- und Abschosss.K lien, die Hohn- 
~tt'iri>( ht'ii Saclii'ii und Hamelnschen Schleusesachr-n uuli-v >\ch habfn. 
iJeni zweiten Stiuite waii n die Harz-, Münz-, Alloiiial-, InU-lligenz- 
Kontor-, Wegebau-, Lotterie-, Landesökonomic- und Salinenange- 
legenheiten zugewiesen. Vor den dritten Senat endlich sollten die 
Ucent- und Kontribotionssachen, die Lehensachen, die calenbergischen 
Klostetsachen, die Schulsacben, die Stift Ilfeldischen Sachen und 
die Marsch- und Einquartierungssacb^ gehören. 

Den Vorsitz im Plenum der Regierung sollte der älteste Kabinettsrat 
(Nieper) führen, der Spezialvorsitz in den einzelnen Senaten je 
einem der 'ii Kabinettsräte (Nieper, Patje, Biandos) zufallen. Jeder 
Kabinoft?rat hatte in den sämtliflien Senaten Silz und Stimme, 
während <ien Kanzleisekretüi'en nach wie vor bloss ein votuni 
consultaüvum zukam. 

Die hannoverseilen Minister wirden ausdrücklich von dem 
Beitritte zur Regierung ausgeschlossen. Ebensowenig ward ilmen 
gestattet an den Sitzungen der Qbrigen höheren Landes -Kollegien 
teikunehmen ^. Die Minister konnten unter diesen Umstftnden 



Da »die Vereinigung der Juslizsachen mit den allgemeinen und besonderea 
Administrations- und Organisatioiui • GegensUnden, wdche die KommiMion in 
ihren Vorträg«-n und Sitzungen li< arbeitete und näher rerfagte, tdU zu einem 
unnötigen Zeitvfrliisfe für viele ihrt-r MitL-IicdiT, teils zu ein^r VerrApernng in den 
übrigen Geschälten Anlass gab", wurde in den ersten Maitagen aus den Mit- 
gKedem der Adninistrations^Konimission, welche zum Justisfeehe geborten, ein 
besonderes Komitee für die Justtuaclien unter dem Naiiieu , Justizdeputation der 
Administralioi b und Organisalions- Kommission* gel)ili]i t. Zu <\\v>rv D»>[itTlntion 
wurde ,auji Im onderen Gründen* auch der hannoversche Geb. Kabineltsrat 
Wackerhagen zugezogen. 

^) In dem Sdireiben der Admiiustrationf^-Kommission an die hannovetsdien 
Minister vom 8. April, in welchem die förmliche Be^-ilzdiilimr' ijps Kurfürstentums 
?in?T>kündigt wurde, hie^s es u. a.: ,Ew. erleuchteten Einsictil wird es zugleich 
iiicbl entgehen, da^s unter dicken Um^^tänden nicht nur das bisherige hannoverische 
Staataninislerhim als aolcfaes aufhört, eondem aucb, dass die Funktionen der 
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während der pi eussischen B( sit/.nalmie auf die Verwaltung- des 
Landes auch nicht entfernt denjenigen Einfluss ausüben, welchen 
sie während der französischen Okkupation bewahrt hatfpn. Sie 
suchten darum in London um die Erlaubnis nacii, „wälirend der 
jetzigen Geschflftslosigkeit sich auf eine Zeit lang von I&mioirer 
entfernen und einer Aufheiterung geniessen* zu dOrfen, Diese Er- 
laubnis wurde den Ifinistem bereitwillig erteilt; nur wünschte 
der Graf von Münster m London, dass einer seiner Kollegen wegen 
der Unterhaltung der Korrespondenz in der Residenzstadt verbleiben 
möge J). 

Um sicher zu gehen, „dass man die Geschäfte fortführe, ohne 
dass dem Allerhöchsten Interes?^ Sr. Majestät des Knnifrs von Prpn??on 
im allgemeinen und den Absichten und Verfügungen (in A(hiiini- 
strations-Koniniission entgegengearbeitet werde", ward preusisischei- 
seits angeordnet, dass dem neu eingerichteten Re^Meiungskollegium 
zu Hannover und den übrigen höheren VenvaUlUlg^behörden im 
Lande, als der Kammer, der Kriegskanzlei, dem Konsistorium zu 
Hannover und den Provlnzialregierungen zu Stade, Ratzeburg und 
Osnabrück von Anfang Mai an preussische Kommissäre zur Kontrole 
beigegeben werden sollten. Für Jedes der genannten Kollegia wurde 
ein preussischer Rat ernannt^, welcher zwar nicht einen integrierenden 
Teil desselben ausmachen sollte, aber den Versammlungen bdiebig 
beiwohnen dtnfte und alle Konzepte vor der Ausfertigung mit 
seinem ,.vidi" zu vei-sehen hatte. Die ständi^ren Kommissäre or- 
hielten von Stliulenburg eine einy^ehende Instruktion. Wir heben 
aus derselben hervor, dass die V'eranlwürÜichkeit für .das atonale in 
den Geschäften" den betreffenden Kollegien bleiben bollle. Die 
Kommissäre sollten bei der Unterzeichnung der Konzepte weder sich 
«eUier ängstlichen Beurteilung derselben unter^dien," noch sich «bei 
Veränderungen von Form und Fassung aufhalten". Wenn aber 



Herm Ministers qua tal«8 Qberhaupl, mitbin auch in den Departements und sousten 
ganz wegfallen.' 

li Mflnslt-r an (l;is Ministi.Tiiiiii in Hannover, London, -Ju. Juni. 

2) Beständiger Kommissar bei dem KamraerkoUegiuni war der Geheime 
Olmrecbnungsrat Graf von Sehnlenbuci;, bei der Provinzialr^eningr su Hannover 
der Kammerdirektor Hey»^r, ]>r\ dem Konsistorium zu H.innover der Geheime 
Regierungsrat von Bfllow, bei der Kriegskanzlei der Ol^errochnungskammer-Uireklor 
Scbönn, bei dem Landesdeputations- Kollegium der Geheime OberrechnuQgsrat 
Gieseke, bei der R^ierang und dem Konsistorium zu Stade der Regierungsrat 
Albrecht, bei der Regierung und dem Konsistorium zu Ratzeburg der Re^erungi* 
rat Hnnini-' und endUch bei der Regierung, der Justizkanzlei iuk! dem Koi!«i«torinm 
zu Usnabrock der Krieg!»rat Deliu«. Im Laufe der preussischen Okkupation traten 
jedoeh mancherlei Änderungen ein. 
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Gej,'»ii.st;inrle voikaiiien, welche zu unterzeichnen in niatt'i if'ller Hinsicht 
bedenklich scliien, »o hatten jene die Sache nälier zu untersuchen 
und eventuell ilu: Visd zu verweigern. In diesem Falle hatten sie 
sofort an die Administrations- und Organisations-Eonmiisaon zu 
berichten und bis zum Eingang des Bescheides das Mundieren des 
Konzeptes zu verhindern. 

Besondere Kommissflre wurden für das Bergwesen und das Salinen- 
wesen ernannt, für jenes der Geheime Oberbergrat Gerhard, für dieses 
der Kriopv- imd Doinänenrat Meyer. Von der Entsoidung preussi- 
scher Räte in die landschafllichen Kollegla >a]\ man vorläufig ab. 
Nur dem Landesdeputations-Kollogium wurde ein solcher ziijrowiesen. 

Was da? Landesdeputat ioiis-KoUegium anbelrifTt, so büsste es 
seit der preussischon Bositznalune viel von der Ü.di-utung ein, 
welche es während der IVanzösischen Okkupation gehabt hatte. 
Bis zum April war es allerdings diejenige Behörde gewesen, welche ' 
die gesamte Korrespondenz mit der preussischen Kommission geführt 
und deren Befehle und Anweisungen den übrigen hannoverschen 
Behörden übermittelt hatte. Diese Korrespondenz hörte indessen 
mit der Besitznahme des Landes auf; an ihre Stelle traten un- 
mittelbare Verfügungen der Adminislrations-Kommission an die ver- 
schiedenen hannoverschen Landeskollegien. Was dem Landes- 
deputations - Kollegium an Geschäften verblieb, war, neben den 
Marsch-. Verptlofnmgs- und Einquartirrungssachen der preus^isehon 
Truppen in Hannover, die R( arbritiinsr des gempinschaftliL-heii 
ständischen Schuldenwesens und die völlige Abtragun'j der aus der 
französischen Okkupation herrührenden Rückstände. - i reussischer- 
seits wurde gleich nach der Besitznahme die Absicht ausge- 
sprochen, das Landesdeputations- Kollegium, sobald das Schulden- 
wesen einigermassen geordnet sei, auf^lösen und seine Geschfifle 
vor die Administrations^Kommission zu ziehen. Um die Aufhebung 
vorzubereiten, trug Schulenburg dem Laitdesdeputations- Kollegium 
auf. rinen und den anderen geeigneten Deputieiien abzuordnen, um 
einige hierzu ausgewählte Mitglieder der preussischen Kommission 
über die Verfassung und die Geschäfte des Kollegiums auf das 
Genaueste zu unterrichten'). — Später wurde auf preu^^ischer Seite 
beschlossen, die Marsch-, Veipfiegungs- und Einquartierungssachen 

1) Auch die Kunmtf und die Regienini; miusten Deputierte ernennen, welehe 

wOciicntlich einmal d«-n Sitzungen der AdministratioiiB-Kommission beizuwohnen 
lialttni, um r-rrord.rlii lutitail? mündliche ErlÄulerungon und Aufschlüsse ^^ben zu 
koiiiieti. Vün Seiten der Kammer wurde zu diesem Zwecke Patje, von Seiten der 
Hegierung Nieper und Ton Seiten des Lsndesdeputations>Koliegiums von Medi&K 
abfeotdnct. 



der Kiiij^rskanzlei zu übertragen. Die Adiiiinistiations- und Or^ani- 
sations- Kommission kündigle diesen Beschluss dem Landesdoputations- 
KoUegium in einem Schreiben vom 8. Oktober an und forderte zu- 
gleich Auskunft darüber, »welche BlitgUeder des Eollegiums vm 
dem Zeitpunkte an ausscheiden könnten, wo jene Massregel vor sich 
gehe, und welche dagegen notwendigerweise so lange beibehalten 
werden müssten, bis das gemeinschaftliche Schuldenwesen der SIfinde 
völlig geordnet und der Anteil der einzelnen Landschaften an der 
ganzen Schuldenmasse genau ausgemitlelt sei". Sobald es ir^^eiid 
angehe, solle das Landesdeputations - Kollegium gänzlich aufgelöst 
werden. Diese Massregel, meinte die prtnissische Kommission, könne 
dem I>ande nur zum Vorteile geieiclien, da man alsdann die be- 
trächtlichen Sustentationskosten des Kolle^niiins erspare. Eine noch 
weit grössere Ersparung werde die gleiclifalls geplante Aurhehiiiig 
der zu Anfang der französischen Okkupation eingesetzten und 
noch immer bestehmdoi FM)vin2iaIdeputations-Konegien bringen. 
Das Landesdeputations- Kollegium solle diesen ihre demnAchstige 
Auflösung kundgeben und sie auftbrdem, die etwa noch rückstAndigen 
Liquidationsgesdi&fte völlig in das Reine zu bringen. 

Das Landesdeputat Ion r;-Kollegium erhob gegen die lieabsichtigte 
Aufhebung nacIid[iKkliche Vorstellungen. Es würde ein Eingriff in 
die Verfassung des Landes sein, antwortete es auf das Schreiben 
der prenssischen Kommission, wenn die EinqTi.nti'niiip's-, Marsch- 
und \'eri>(lef.MmgSbaelien samt und sonders der Kiiegskanzlei über- 
tragen würden. Nach der Verfassung des Kurl'ürstentums habe die 
Kriegskanzlei die Marsch- und Einquartierun^ssarhen in Konkurrenz 
mit dem Staalsminislerium besorgt. Verptlegungs- und Liefeiungs- 
sachen hätten überhaupt nie zum Ressort der Kriegskanzlei gehört, 
smidem seien stels von dem Staatsministerium und den Provinzial- 
ständen gemeinschaftlich behandelt und von besonderen Kommissären 
(Kriegskommissariat) ausgeführt wordoi. Was den Kostenpunkt an- 
belange, so würde die erwartete Eisparnis keine ^rnisse sein. 
Namentlich könne di»> Aiifliebuii<_' der Provinzialdepntalions-Kollegien 
eine solche nicht im Gefolge führen. Denn alsdann wüi-den entweder 
die landschaftlichen Kollefiii n -<rindi;j ta^en müssen, oder es müssten 
doch ständij^'e Ausschü-se ft)rmi(nt w«'rden, wenn anders die Ge- 
schfifte, welche zum Wirkungskreise der einzelneu Landschaften ge- 
hnrtm, ordnun^'snias-ig besoi"gt werden sollfen. — Diese Vorstellung 
wurde der xVduünisUations- Kommission am 17. Oktober übergeben. 
Da die preussische Okkupation wmige Tage nachhor ihr Ende er- 
reichte, konnte die Aufhebung des Landesdeputations - Kollegiums 
nicht mehr stattfinden. 
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Im vorstehenden ist bereits von derThätipkeit der Administraiions- 
Konitnission als der höchsten Rc^MiMun'jsbeliörde mehrfach die Rode 
gewesen. Jlutr Aufgabe, die Veiwaltung des Kurfürstentum^ zuui 
Wohle des Landes zu führen, ist sie redlicli und in der un- 
eigennützigsten Weise nachgekunirnen. Wiederholt ist sie waini 
für das Interesse des hannoverscheo Landes eingetreten« Das- 
selbe Iftsst sich von dem Grafen von Schulenburg sagen. Als KOnig 
Friedrich Wilhelm dem letzteren durch eine Kabinettsordre vom 
31. Mai zu erkennen gab, dass die Generalbalance des General- 
Kriegs- und Domänen -Kassenetats pro 1806^*07 einen Ausfall von 
412 770 aufweise, hauptsächlich infolge des Fortfalls der ans- 
bachischen und clevesciien Einkünfte, und dass dieser Ausfall sclion 
jetzt aus hannoverschen Einkünften gedeckt werden müsse, verwandte 
sich Scliulenburji zu Gunsten des unglückhcheii Landes. Kr ant- 
wurtete dem Könige (4. Juni): Es «ei gewiss -ein Wunsch, und >ein 
ganzes Bestreben sei darauf gerii iitet, die Finanzen der hannover- 
schen Lande baldmöglichst so zu oidiien, dass den Staatseinkünften 
dadurch ein angemessener mid bedeutender Zuschuss erwachse. 
Auch der Administrations-Kommission habe er diesen Punkt gehörig 
eingeschftrft. Er würde aber erlavihen sich verantwortlidi zu madien 
und das m ihn gesetzte königliche Vertrauen nicht zu verdieneUt 
wenn er bei einer solchen Veranlassung die wahre Lage des Landes 
verschweigen wollte. 

Die hannoverschen Lande seien drei Jahre von einem Feinde 
besetzt gewesen, der es verstehe, auch den letzten Groschen zu 
nehmen. Die Provinzen seien daher völli}/ aus?esn«ren und aus- 
gehmij^ert. Da überdies in den letzten Jahren die Ernten fast 
nirgends gut geraten seien, so sei in manchen Gegenden die Not so 
gross, dass die Bauern auswanaeru wullten, und er seine ganze 
Soqjfalt darauf richten müsse eine Hungersnot zu verhüten. Man 
würde dem Unterthan seinen letzten Rock und seine letzte Kuh 
nehmen müssen, aber kein Geld von ihm erhalten können« weil 
nichts da sei. — Vielleicht erwarte der König einen bedeutenden 
Cberschuss von den Domänen? Dieselben könnten solchen nicht 
gewähren, weit die Franzosen einen grossen Teil der Pachtgelder 
pro 1806/7 im voraus erhoben hätten. Ausserdem seien manche, 
höchst dringende Ausgaben während der französischen Zeit ni(ht 
bestritten worden, raüssten daher jetzt nachgeholt werden. Ins- 
besondere sei in den nächsten Monaten eine Wechselschuhl von 
175 0<K> Kassengeld aus den DomaniaieinkünUen zu decken, mit 
weh h' r im September 1805 die Kosten des Abzugs der Bernadotte- 
schen Anuee bezahlt worden seien. 
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„Nach diesem allen", hiess es weiter, ^ist die Lage drr Sache hier 
30 angothnn, rJn?? Ew. Könijrl. Majost;lt dieses Land koinosuc^'.s für (Mne 
in (It-ni crsti'ii Aujj^riildirk Revoniirn brin^'-end«' Krwfrbiin^' bctracliti'ii 
können, vielna-br ('rfordeiläolt lii' noch Ausi^^alicn inul Kosb'U, v()r/.ü;:li( h 
aber Schonung, damit sich das Land wieder ei hole, und der Unlertliau 
in stand gesetzt werde seine Abgaben zu leisten. — Ich muss Ew. Kgl. 
Msgestät olleninterthfiiugst bitten, für das Jahr 1806/7 aus dem Han- 
noverschen gar keine Revenuen zu erwarten. Es wird grosse Auf- 
merksamkeit und Sparsamkeit erfordert werden, um die kurrwten 
und nicht zu vermeidenden Au^aben des Landes zu bestreiten.* 

Dass Schulenburg so warm fAr ias hannoversche Land eintrat, 
ist ihm um so h6her anzurechnen, als die Hannoveraner das 
keineswegs um ihn verdienten. Sie halten ihn vielmehr bei der 
ersten Besetzung des Kurfürst cnf ums durch Preussen im Jahre 1801, 
wo er ebenfalls die Okknpalionstruppen kommandiert hatte, auf 
eine sehr unfreundliche und geradezu beleidigende Weise behandelt 
und bt ;;egneten ihm auch jetzt durchweg mit verletzend« ! KaiLe. 

Dem König Fricdricii Willielni gerciclit es seinerseits zu Ruhm 
und Ehre, dass er auf die Vorstellungen Schulenburgs sogleich von 
jenem Verlangen abstand, , so dringend notwendig es für den preussi- 
sehen Finanzhaushalt auch sein mochte, för den Wegfall der ans- 
baehischen und deveschen Einkimfle durch die neuerworbenen 
Gebietsteile entschädigt zu werden. — Thatsöchlich sind während 
der preussischen Okkupation die gesamten Einkünfte d( Kurfürst^- 
tums fast ausschliesslich zum Besten des Landes selbst verwandt 
worden. Ausgaben, wie die für Ausbessoi nn<? der Festungswerke 
zu Hameln und Nienbuiv wurden aus den alt preussischen Kassen 
besüilten. So viel si( h aus den Akten ersehen lasst. ist 
ausser der Ausgabe für die dem preussischen Militär zu liefernde 
rauhe Foiu-agc^), welche monatlich etwa 10000 4> betrug, und dem 
Zuschuss zum Solde über den Fdedensetat von dem Lande nichts 
an Preussen gezahlt worden. 

Es war auch keine blosse Redensart, wenn Schulenbuig in dem 
oben erwähnten* Berichte behauptete, es geschehe von preussischer 
Seite alles, um die hannoverschen Finanzen, welche durch die fran- 
zösische Okkupation in die grOeste Verwirrung geraten waren, zu 
heben. Die Administrations- und Organisalions -Kommission liess 
es sich in dieser Hinsicht namentlich angelegen sein, die bedeutenden 
Wechsel- und Kommissariatsschulden, welche noch aus der fran- 
zösischen Zeit Iier rückständig waren und mit 9 — 10% verzinst 

M Vgl. Onipteda, Politischer Nachlass I, iJ4. 

2) Uiut und glatte Fourage %vurdeu aus den preussischen Magazinen geliefert. 
Tbl mm e, Okkdpktlim UumoTvn. ti 
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werden mussten, zu tilgen. Anfänglich inig sie sirli mit dem Plane, 
von dorn Könige idi jene Schulden oin Mor;itoriiini zu erwirken. 
Am lü. April fordorte sie von der Hegicrurig ein vvolildiirchdachtes 
Gutaclift n, (•]) nicht notwendig und selbst nach reclitlichen 
Üruiidsiilzen zulässig sei, in lliusit ht auf die gegenwärtige hisufficienz 
sämtlicher Landeskassen, ihren Verbindlichkeiten in Ansehung der 
f&lligen oder fällig werdenden Kapitalzahlungen ein GenOge m leisten, 
fQr selbige bei des Königs Majestät auf Erteilung eines moratorii 
generalis auf 3—3 Jahre anzutragen". Das Regieningskollegium 
und ebenso das Landesdeputations - Kollegium, mit welchem das 
erstero über diese Frage in Kommunikation tiaf, waren aber der 
sehr riclitij:i n An<i< ]it, dass ein solches Moral m im n dm s( liädlichsten 
Einfluss auf den Kredit der Lande-;ka>-^eii, den (jeldumlauf und die 
Erhaltung der Enverbsquellcn haben werde, und rieten daher auf 
das Entschiedenste von jener Mas^rcgel ab. 

Die preussi.-jche Kommission scldug nun einen anderen Weg zur 
Tilgung der oben genannten Schulden und RüLk.^lande ein. Es 
wurde ein Amortisationsplan entworfen (23. Mai), nach welchem in 
dem Zeitraum Tom 1. Juni bis zum 30. Sef)tember an Wechsel-, 
Verschreibungs- und Kommissariatsschalden, sowie rückständigen 
Administrationskosten 317 603 «f 17 f 1 ^ abgetragen werden sollten. 
DaT<Hi sollte die Kammerkasse die 175 000 übernehmen, welche 
der Marschall Bemadotto bei seinem Abzüge nach Süddeutschland 
von den Ständen erpresst hatte '); den Rest sollten die landschaft- 
lichen Kassen tragen: was nach dem 30. September rückständig 
bleiben würde — etwa 70 000 >f — sollte dann bis mm Ende des 
Jahres abgetragen werden. — Es verdient hfrvorgeiioben zu werden, 
das« die Administralions-Kommission dieses Ziel zu errei( h« n suchte, 
ühne dem erschöpften Laude neue ausserordcnliiclie Steuern aufzu- 
legen. Nichts charakterisiert das milde Regiment der Admuiistralions- 
Kommission besser als der Umstand, dass während der ganzen 
preossischen Okkupation keinerlei neue Steuern, Naturallieferungen 
oder sonstige ausserordentliche Abgaben ausgeschrieben worden sind^. 

') BernaüoUe hatte dauials den ätüuden die 2^cl)^iflliclle Zusiclmrung crleilt, 
die 175 000 4 soUlen in kurzer Frist aus dem Erlrage eines auf leOOOOO FV. 
TcransehUgtoi ausserordentUchen Holzhidbes in den landeslierrliehen Forsten 

erstattet werden. 

2) SoviH man seilen kann, sind in den meisten Landschaften die im Jahre 
Isa't ausgeschriebenen Kriegssleueru wJihrend der preusöiscbcn ükkupaüon nicht 
mehr erhoben worden. Nur im Lonebuigischen sah man sich genötigt die inler- 

hnistische. monathche Krieg«sfeuer fortdauern zu lassen; aber auch hier ver- 
ringerte man die bisher enti irlilet« n Beiträge um ein Drittel, i -\n-5c)irf*i}i> ii der 
Provinzialregierung vom 18. August, Hannüv. Anzeigen St. 68.) l nd da behauptet 



Digitized by Google 



163 



Sollte man e« glauben, dass die Administralions- und Organi- 
sations-Kominis.sion für die Not des hartnovoi-schcn Miliffir?, welches 
aus der Zeit der franzo^i?elien Okkupation noch bedeutende Rück- 
stände zu fcrdern hatte, mehr Teilnahme und ein wärmeres Herz 
bewiesen habe, als die hannoverschen Behördin? Wirklich ist dem 
so! Nach dem Abzüge des Bemadotteschen Armeekorps hatte das 
hannoversche Ministerium mit Pn>Tinzia]stfinden die Vereinbarung 
getroiTen, dass die Landschaften statt des ordnungsmässigen jährlichen 
Beitrages an die Kriegskanzlei von 1010018 4 bis auf weiteres 
monatlich bloss 30000 zahlen sollten. Es stellte sich aber bald 
heraus, dass die Kriegskanzlei mit dieser bescheidenen Summe nicht 
einmal die laufenden Ausfraben für das hannoversclie Militär, ge- 
schweige denn die aus der Zeit der ei-sten Okkupation rückständigen 
Pensionen und Warfopr-lder berichtigen konnte '), Die prenssische 
Kommission schrieb darum am 1 1. August an das Landesdeputations- 
KoUegium, bei der Notlafre der landschaftlichen Kassen wolle sie 
zwar keinesw^e^'s die volle Zahlung des jährliclien Kontingents vun 
1010018 4 lordern; so viel müsse sie indessen verlangen, dass 
vom 1. Oktober an, wo nach Massgabe des Amortisationsplanes 
der grOsste Teil der am meisten drückenden Schulden und RQck- 
stflnde abgetragen und die landschaftlichen Kassen mithin merk- 
lich erleichtert sein würden, monatlich mindestens 50000 an 
die Kriegskasse zur Ablieferung kämen. Die drückende Lage 
der hannnver>rhen Soldaten, ja selbst Billigkeit, Staatsinleresse 
und Gerechtigkeit erforderten die endliche Berichtigung jener Rück- 
stände. 

Da'j Lande?deputations-Külle-iuni zeigte sich aber wenig '^renpigt, 
die wohlUifdige Al)>ielit der Administralions- und Or^Mnisal ions- 
Küinniission zu betV-idrin. Es bat in seiner Antwort (:iü. August), 
mau niüge angesicIiLs der erschöpften Lage des Landes es mindestens 
bis zum EinlriLle günstigerer Zeilen bei dem Beitrage von 30 000 ^ 
für den Monat bewenden lassen. — Die preussische Kommission 
erklftrte darauf (6. Sept.), sie wolle das geforderte Quantum auf 
45000 ^ ermftssigen, dabei müsse es aber auch bleiben. 

Heineroann (Iii, die Abgaben seien wulirend der preussischen Okkupution 
gewachsen. 

•) Insgesamt beenspruclite das ausser Dienst befindliclje liannoversclie Mililfir 
jährlich *1it> Pnmme von 41«.) t*^! 2e. <rr 2 al?»i monatlich fast 3fiMj<) ^. 
Die Gagen der noch vorhandenen Utfiziere vom hannoverschen Korps, die Warte- 
gelder Ar UnterofBüere und Mumschaften, nebsl den Gnadengeidera für OfBnere 
und deren Witwen und Töchter betrugen i29ü 896 26 f -2 Dazu kamen die 
ans <kT liannnvfT^rliiMi Hu-pitnl- und InvalidcnkasBe erfolgenden Gnadengeb&lter 
für die hannoverschen Invaliden mit 12^588 t^. 

11* 
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Um dif ;.'lei( Ii«' Z. it tülirle die Adniinistrations-Kommission Ver- 
handlunpron mit dm- o.snabrQckschen Landschaft, welche den Beitrap' der- 
selben zu dir Kiiej^skasse regeln sollten. Nach der Veiuiiiiguiig von 
Osnabrück mit Hannover hatten die Landstände des Fürstentums 
sich am 6* April 1803 verpflichtet, jährlich 190000 «9 »ad statum 
niilitiae* zu bezahlen. In den ersten Monaten der preussischen 
Okkupation hatten sie aber bloss die Summe von 3029 ^ Kassen- 
mfinze nach Hannover geliefert. Jetzt, bei den Verhandlungen mit 
der Administrations-Kommission, erboten sie sich (29. Sept.), diese 
Summe bis auf 5000 *f Konvent ionsmünze zu erhöhen. 2a einem 
Abkommen scheint es nicht mehr gekommen zu sein. 

Besondere Aufmerksamkeit wandte man preussischerseits dem 
hannovor?rh«»n Knssenwo«on zu. Gleich nach der Besitznahme 
des Lande s war von Si liiil. tilmrp die Kinrichtung getroffen worden, 
dass alle Kassen, weiclie bislM-t niitt r dem Miiusteriaiii, resp. den 
Departements gestanden hatten, hinfort allein von der Administrations- 
Kommission ressortieren sollten. Desgleichen war bestimmt worden 
(2.* April), dass ohne vorherige Genehmigung der preussischen Be- 
hörde keine extraordinäre Geldzahlung, sie sei noch so gering, 
aus den öffentlichen Kassen geschehen dürfe. Unter dem 16. April 
wurde ferner festge.setzt, dass ohne Vorwissen und Gf ik limigung der 
Kommission keinerlei Auszahlung von Gehältern und Pensionen an 
solche Personen stattfinden dürfe, welche ihren Aufenthalt Im 
Auslände hätten. Im Mai wurde allen Domanial-, Amts- und 
Z()]li r( I pturen der Befelil gegeben, »ihre Überschü.sse nicht wie 
sonst vierteljährlich unter Zurückbehaltung ansehnlicher Vor- 
schüsse sub sperati. sondern ohne den geringsten Abzug von 
Monat zu Monat an die Kammerkasse abzuliefern" '). — Die 
Admini^raÜons - Kommission suchte sidi Uneben durch geforderte 
Berichte auf das genaueste über alle landesherrlichen und land- 
ständischen Kassen zu unterrichten. Am 5. April bestimmte 
Schulenburg, dass jener monatlich Kassenexlrakte von den 
RechnungsfOhrem der öffentlichen Kassen eingereicht werden 
sollten, welche übersichtlich und nach der preussischen Form 

') Gleichwohl iiiusste Scliulenburg nocli am 1. Juni in einem Sdireiben an 
die Administrations-KomTnission ilaiHber Kla^p flihrfn, <i;iss die Kammer die Vrr- 
fOgung, wonacli ohne (ienehmigiing der preussischen Behörde keine exlraordiniire 
'Aoigabe gesehdieii sollis dadutvh m vereltela saebe, dam sie jene Anageben von 
den zur Kammerkasse einzusendenden OberschOseen der Ämter abreebnra und 
in den AtnfHregistern vcrrcpluicii his«*» Dir^'-f ttnerlaubtcn An?zaldun{rcn soUlfn 
derart ins Grosse gehen, dass der Kammerkasse fast alle Dumanialeinkünlle 
entzogen warden. 
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einzurichten ien. Audi sollten von Monat zu Monat Kassen- 
revisionen slalKindcn. 

Am 2Ö. Juli gab die preussische Komniission der Regierung 
die Absicht kund, , demnächst mit Fertigung der Etats für alle 
landesherrlichen und anderen öffentlichen Kassen in haimov^sdiai 
Provinzen, als einer notwendigen Massr^el zur ordentlichen Ver- 
waltung und V^irendung öffentlicher Gelder und Landesprodukte 
nach den solcherhalb in den filteren preussischen Staaten statt- 
findenden Gmndsälzen nach und nach vorzuschreiton." Für eine 
Anzahl von Kassen ist wirklich der Etat für das Jahr 1806/7 auf- 
gestellt worden: eine bislang im hannoverschen Finanzwesen unbe- 
kannte Einrichtung. Zur allgemeinen Durchführung dieser Ma^srcpel 
konnte es aber bei der kurzen Dauer der preussischen Okkupation 
nicht kommen. 

Die preussische Behörde war aber weit enyernt, ihre Auf- 
merksamkeit auf das hannoversche Finanz- und Kammerwesen zu 
beschranken. Im Gegenteil, da war kein Gebiet der Verfassung, 
kein Zweig der öffentlichen Verwaltung, über welchen sie sich nicht 
auf das Sorgfältigste und Eingehendste zu unterrichten gesucht 
hätte. Die Zahl der Berichte, wdche die Kommission m diesem 
Zwecke von den hannoverschen Behörden forderte, ist eine ungemein 
grosse. So verhmgte >ie unter anderem am IG. April eine Dar- 
stellung der Ressortverhültnisse der verschiedenen oberen und 
niederen Landesbehörden, am 15. Mai einen ersehöpfenden Bericht 
über die verseliiedenen geistlichen und weltiiehefi (!erii hl^bar- 
keiten im Lande und deren gegenseiiiges Verhältnis, ühei die 
Füuds zur Unleihallung der Rechtspflege und über das Sporti hvt sen. 
Ein anderes Mal (G. Mai) forderte sie eine Nachweisung der bislang 
im Kurfürstentum vorgenommanen Gemeinheitsteilungen, wieder ein 
anderes Mal (18. Mai) einen Bericht über das Einqiuurtierungs- und 
Scrviswesen. Es würde zu weit führen, wollten wir auf diese 
Berichte nfther eingehen oder sie auch nur alle aufzAhlen. 

Erwähnt sei, dass die Administrations- imd Organisations- 
Kommission keineswegs bei den Nacfiforschungen über Vei fa.-.-nnn- 
und Verwaltung des Landes stehen blieb, sondern sicli aueh detaillierte 
statistische Kenntni.-^se zu verschaffen strebte. F.< wurden von ihr 
mehrere .,=tati=tiprho Tableaus" entworfen, welche den verschiedenen 
Behörden des L;indes zur Au.stTillunjr zugingen. Tableau A 
handelte im uUgeuieiucii von dei- Luge, den Gieiiziii, dem Flächen- 
inhalte und der physischen Beschallenheit einer jeden Provinz; 
Tableau B bezog sich auf die Ortschaften und die Volksmenge, 
Tableau C auf den Viehstand, Tableau D auf die natürlichen 
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Produkte aus dem Pflanzen-, Tier- und Mincniheieho und endlich 
Tal'lcau K auf den Kunstfleiss, den Handel, die FabiikLii und die 
Muuulakluicii des Kurfürstentums. — Das Regierungskollegium zu 
Hannover bemerkte in einem Berichte vom 2. September dazu ganz 
richtig, diese Sache fasse im Grunde die Verfertigimg einer Statistik 
der hannoverschen Provinzen in sich. IMe Ausführung werde sehr 
schwierig sein, da die Materialien grossenteils erst gesammelt werden 
müssten. Die etwa früher zu gleichem Zwecke gemachten Anläufe 
und Versadie seien nio zu Ende geführt, die eing^ogenen Nach- 
richten auch längst wieder veraltet, so dass ganz von neuem be- 
gonnen werden müsse. — Übrigens ging die Regierung mit Eifer 
auf die Sache, deren ^ro>ser Nutzen einleuchtend war, ein. Doch 
sind wälueiid der jji i iissischon Okkupation keine Berichte mehr 
eingegaii;-'( n, und nachlier lilieb die Sache liegen. 

Wenn die Administraliuas- und Organis-atiuns-Kommission der- 
gestalt sich bemühte, das Kurfürstentum auf das genaueste kennen 
ZU lernen, so war dabei der leitende Gedanke, bei der demn&chstigen 
Oi^lfanisation Hannovers mit voller Sachkenntnis verfahren zu können 
und eine sichere Grundlage für dieselbe zu gewinnen. Wir 
finden diesen Gedanken mehrfach in den Berichten Schulenburgs 
ausgesprochen. So schrieb der Graf am 17. März an den König: 
mit Ausnahme einzelner G^nstfinde griffen sämtliche Zweige der 
Verwaltung zu tief in die verwickelte Landesverfassung und da.-^ 
Schuldenwesen ein, als dass man vorerst etwas anderes thun 
könnte, als sich genau von allem zu untenichlen, um nicht lauter 
Ve^^vi^^ung anzurichten und einzureissen, ehe man wieder aufzuhauen 
vei müge. — An die Admini.->li alinn>-Kommission schrieb Schultnburg 
am 5. April, was die Organisation des Kuifürstentums betreffe, so 
könne davon im allgemeinen die Rede noch lucht sein; detm diese 
müsse durch die vorangehende Administration erst so weit vorbereitet 
werden, da^ ein zweckm&ssiger Plan gemacht werden könne, auf 
den die Organisation selbst sich gründen lasse. — Und am 4. Juni 
berichtete Schulenburg nach Berlin, die Organisation der hannover- 
schen Lande werde sich nicht rasch betreiben lassen; denn das 
Hannoversche bestehe aus vielen verschiedenen Provinzen, von denen 
mehrere (»rst pueeessive hinzugekommen seien. Diese liäffen daher 
ihre besondere, sehr verwickelte Verfassunj:, welche mau zunächst 
genau kennen lernen müsse. Audi Iii noch ein anderer Gruud 
vor, weshalb die Organisalion üannovers lanp-samer vun statten 
gehen werde, als es bei den früher erhuiLeiun Enttcltadigungs- 
provinzen der Fall gewesen sei. Dort habe man, wenn die frühere 
Geschftftsführung auch nicht zu rühmen gewesen sei, die Akten und 
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Papiere vüllslaudi;.' vorprofunden. Hier müsse man clipse aber ent- 
behren, weil das haiuioversche SlaaUaiiiiiaterium einen Teil der 
Akten bereits bei dem Beginne der franzAdsehen Okkupation in das 
Mecklenburgsche gebracht und Ton dort nach Enj^Mand befördert, 
und ausserdem der Graf you Münster bei seiner Abreise nach 
England im Februar 1806 die wichtigsten und nötigsten Papiere 
mit sich genommen habe. 

Die völlige Organisation der hannoverschen Provinzen gedachte 
man preussischerseits erst nach der endgültigen Erwerbung derselben 
in dem allfrenieincn Frieden vorzunehmen. Um jedoch den Han- 
noveranern zu zeigen, „dass die Besitznahme emstUch und dauernd 
sein solle und an eine Zurückjrabe und Abtretung des Landes niclit 
zu denken sei", hielt man es für nolwendi?. gleich nach der Besitz- 
nahme einige Gegenstände, »welche nicht in die Verfassung ein- 
griffen und darin nichts änderten", auf preussischem Fusse einzu- 
richten. Schulenburg empfahl zu soldiem Zwecke in einem Immediat- 
berichte vom 13. M&rz in erster Linie das Postwesen. Hier sei eine 
Reform, meinte er, um so nützlicher und notwendiger, als das Post- 
wesen sich nichts weniger als im besten Zustand befinde, sondern 
▼iele Missbräuche aufweise. — Fem* r sei die Organisation des 
Geslütswesens votthisi lilagen, welche für Hannover um so wichtiger 
sei, als in den letzten Jahren, wo die Franzosen eine grosse Menge 
der besten Pferde ans dem Lande entnommen hätten, nicht nur der 
Pferdehesland, sondern auch die Pferdezucht sehr gelitten habe. 
Ein (liitliT Gegenstand sei das bei Hililc-hfiiu belegene Kloster 
Marieiiiode, welches von ilechtswegen zu dem preussischen Fürsten- 
tume Hildeshcün gehöre. Die hannoversche Regiei-ung habe den 
Besitz von Marienrode ganz unbefugter Weise nach dem west- 
ftliscben Frieden ■) usurpiert, indem sie einen Abt des gedachten 
Klosters, welcher sich einer Mordthat schuldig gemacht und von 
dem Fürstbischöfe von Hildesheim nach Gebühr habe gestraft werden 
sollen, unter ihren Schutz genommen habe. Er (Schulenburg) finde 
gar kein Bedenken dabei, das Kloster sofort nac/i der erfolgten 
Besitznahme aufzuh(>ben, wie es seinerzeit (1801/2) auch mit den 
übrigen katholischen iüöstem im Fürstentume Hildesheim ge« 
schehen sei. 

Die Scliulenhurgschen Vorschläge fanden in Berlin sofortige 
(ronelimigung. Am 20. März tmj der König dem GratVn auf, als- 
bald zu der Oi^anisatioii der ti wähnten Gegenstände vorzuschreiten; 



Das ist Wohl ein Iirlum. Bereits IJkJS war das Kloster Marienrode an 
Hannover Qberg^angen. Vgl. Havraumn D, 632. 
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auch bezüglicli der ei sten Einrichtuii;: dt< Salzwesens im Hannoverschen 
sollten sogleich Schritte gethaii werden. 

Demgemäss wurde das Kloster Marienrode gleich nach der 
preussischen Besitznahme säkularisiert Als Aufhebungskommissar 
fungierte der Kriegs- und Domänenrat Malchus aus Halberstadt, 
der einige Jahre vorher bei der Organisation des Fürstentums 
Hildesheim sich durch Geschäftsgewandtheit und Eifer ausgezeichnet 
hatte und später im Königreiche Westfaloi eine hervor- 
ragende Rolle spielen sollte. In betreff des Salzwesens erhielt der 
Kriegs- und Domänenrat Meyer am 12. April den Auftrag, „eine 
nähere und grfindlichero Untersuchung desselben zu beschleunigen". 
— Am 'AO. April wurde dann die Ausfuhr des hannoveri^clicn Salzes 
in das Ausland „einstweilen" verboten. Nur an das GeneruJ-Suk- 
deparU iatjjil der all preussischen Provinzen und die demselben unter- 
geordneten Provinzial - Salzdebitsbehördcn duifle Salz verkauft 
werden; ausserdem konnte in einzelnen AusnahroeMen die Admini- 
strations-Eommission Ausfuhrpässe erteilen >). Im Inlande durfte 
das hannoversche Salz nach wie vor frei drkulieren^. 

Die Veränderungen im Post- und GestAtswe^en während der 
preussischen Okkupation scheinen nicht tief gegangen zu sein. Wir 
wissen darüber blos.*, 1 i ^ den Postillons preussische Monluit n ge- 
liefert wurden^), und ilass ein Ausschreiben des General - Post- 
direktoriums vom 10. Oktober das Trafron dt r-clben vorschrieb'*). 
Dass im Juni und .hili eino dir*'kfe reitende und fidin nde Post von 
Hauuüver über Burgdorf. Gardele-''». Tangerniündr, Hatlu-Mow und 
Wtistermarck nach Berlin eingerichtet wunle, wird man als eine 
prinzipielle Veränderung nkhl bezeichnen können. 

In Aussicht genommen ward femer die Organisation des 
Forstwesens. Schulenburg berichtete darüber am 17. Juni an 
König Friedrich Wilhelm, die bedeutenden hannoverschen landes- 
herrlichen Forsten seien in einem ziemlichen Zustande, da die der 
Forstwirtschaft vorstehenden Beamten Männer seien, die mit dem 
Forstfache wohl vertraut wärra und nach Kräften für die Forsten 
sorgten. Mit dem preussischen Etats-, Kassen- und Rechnungs- 
wesen seien sie aber nidit bekannt; in dieser Hinsicht finde 



«) Hannöverische Anzeigen J. lÖOG, St. 36. Am 6. Oktobw lbÜ6 wurde 
die Ausfuhr wieder freigegeben. 

^ Bs ist gfinzlich unricblig. wenn Heineiiiaiin (III, 333) behauptet, dw 
preussische Salztnonopol sä in HunnoTer eingefUirt und bebe iiuf den Inneren 
Klassen «rhwer gelastet. 

3) Uiiipteda, Politiadier Nacblass i, l.>>. 

Spangenberg, Sammlung der Verordnungen und Ausschreiben IV, 1, 8. 517. 
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man übt i;dl Unordnnn«? und nicht gehöriges Verfahren. Xnch 
preuasischer Verfassung , verdiene das Etats-, Kassen- luid Piechnungs- 
vrestai ganz vorzügliche Rücksicht, um überall die nötige Ordnung 
zu bewirkeiL, von dem Zustande der Forsten, von den nachhaltigen 
Revenuen, die sie bringen könnten, unterrichtet zu sein, um stets 
Obersicht und Kontrole zu haben und Zusammenhang und Harmonie 
im ganzen wie im einzelnen hervorzubringen*. Da dieses alles 
hinfort auch im Hannoverschen stattfinden mtksse, so sei es nötig, 
die bisherige Verfahrungsart zu verändern und m verbessern. Zu 
«nlrhom Zwecke möge man aupj^rc/^oichnete, längst routinierte Fach- 
männer aus den älteren Provinzen hcnifen, welche die hannoverschen 
Foisti n bereisen und untejf^uohen, Koistcfats entwerfen, die Konlrole 
einrichten untl nl)t'rli;nij)t das Forstkasscn- und Ht t lirniii^rswtsen 
auf preussischem Fusse oi-ganisiercn sollten. — Bei der grossen 
Ausdehnung der hannovci-schen Provinzen, meinte Schulenbui'g, 
werde diese Arbeit wohl 6—9 Monate in Anspruch nehmen. Als 
geeignete Fachmfinner schlug er den halberstädtischen Oberforst- 
meister von Hänerbein und den magdeburgischen Oberforstmeister 
von Kleist vor. In Berlin war man mit diesem Vorschlage ein- 
verstanden und gab die entsprechenden Befehle. — 1 "ler 
sind wir nicht unterrichtet, wie weit die Or^^ ni tion des 
Forstwesens im Verlaufe der preussischen Okkupation vor- 
geschritten ist M 

Die Aufhebung des Klosters Marien lodc und die Befürchtung 
weiterer Eingriflo in die Verfassung des Landes Im wog das Landes- 
depidulions-Kolkgiunj, zu Anfang Juni eine Deputation an Friedrich 
Wilhelm III. abzusenden. Sie bestand aus dem Ober-Apellationsrate 
Grafen Hardenberg und dem Landrat Freiherm Grote. Die beiden 
Deputierten sollten nach der ihnen erteilten Instruktion^ bei dem 
Könige Vorstellungen wegen der Sftkularisation des Klosters Marien- 
rode machen, ebenso wegen des Verbotes der Salzausfuhr, welches 
den hannoverschen Salzwerken, namentli« Ii der Saline zu 
Lüneburg, und überhaupt vielen hannoverschen Büigem zu schwerer 
Schädigung gereiche. Des weiteren sollten sie sich nach Kräften 
dafür verwenden, ^dass in der seit Jahrhuiiderten hestandencu Ver- 
fassung der Kurlande, zumal so lange die jetzige Lage und Ordnung 

1) In einem xVusscbreiben vum 3. Juli ISüG Ibrderlo das Kammerkollegium 
sftmtliehe ForsUmlcr im Auftiage d«r AdmioistrRtions-Koinniigrion auf, erenaue 

und tabellarische Übersichten über die sÄmllictien Forstreviere einzusenden. — 
Dip Berichte sind inde«9ea wftbrend der preussischen Okkupation nicht mehr 
eingegangen. 

Hannover, 29. Hai. 
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der Dinge fortwähre, nichts alteriert werde*. Wenigstens möge es 
nicht geschclicn, «olinc die einheimischen LandesbehOrden mit den 
dagegen eintretenden Bedenklichkeiten und GegengrOnden zu hören''. 
Insbesondere sollte auch die Erhaltung der landschaftlichen Ver* 
fassung von den Deputierten befürwortet werden. Zu guterletzt 
hattra sie noch um eine Verminderung der preussbchen Okkupations- 
truppon zu bitton. 

In Berlin erfuhren die AI sandten von dem Kabineltsrate 
Beyme, es sei der feste Bebclilii?>; ?of;\sst. die hnnnovei*schen 
Provinzon auf beständig mit den ül)ri;j(M preussischen Staaten zu 
vereinigen und ihren Besitz durch die Macht der Waffen zu be- 
haupten. In (]»'r Audienz, welche die Depuli- rtt ii am 18 Juni bei 
dem Könige hallen, soll dieser gesagt haben, die Okkupulion 
Hamiovers sei durch die Umstände notwendig geworden. Die 
Verbindung der Kurlande mit England sei fOr andere Mächte sehr 
embarassant gewesen; er wünsche, dass ein baldiger Friede alles 
konsolidieren möge. Bis zum Frieden solle alles in der alten Ord' 
nung veibleiben *). 

Auf die Voi-stellungen, wdche die Deputierten im Sinne ihrer 
Instruktion machten, wurde ihnen vom Könige ein schriftlicher Bescheid 
erteilt (2i. Juni)^). Das Kloster Marienrode, hiess es darin, gehöre von 
Rechts werfen zu Ililde-'heini. Was den Rritrnfr dt^s Klor^fors y.n den 
Landesabgalii ii und Schulden betreffe, SL»llr darin pio\ isoi i.-( Ii nichts 
geändert \vf nh n. Man sei weit entfenit, die liest inunung der 
Klüälergüler utid deren EiiikQnfle zu milden Zwecken und Anstalten 
zu ändern. Die von den Domänen abgesonderte Verwullung der- 
selben solle daher immerwährend fortdauern^), und es solle 

') Promemoria d«r Deputierten vom 90. Juni. 

2) Gedruckt in Archenholz. Minerva J. 1806, IIF, 1 19 ff, 

3) Scluilpnbiirjr maclilc liii'i i.-ptrt'n am 27. .luni Viiivlfllunpcn. Die von den 
Domänen abgesonderte Verwaltung tl. r Klustergüter sei, wie aucii in Hannover all- 
gemein geftdüt werde, die ,partie hunU-use* der hannoverschen Admiaislratiou, 
weil sie von H&uneni geMirt werden die eolehes nicht versUndeo. Die Verwaltung 
der Klosti tK'nter könne füglich durch die Kanuner geschehen, selbst wenn der 
König ihre Einkünfte ausschUf's=!ir!i (Inn milden Stiftungen zuwenden wolle. 
Friedrich Wilhehn erwiderte darauf am 3. Juli, er würde in der Bestutmiung der 
GinkQnfte von dieeen GAtem ku einem so nfitiUehen Zwecke nie eine Änderung 
gemacht haben, und habe daium den Antrag der Stände auf inunerwälii-ende, 
von den Domänen abgePorniLiic Verwaltung dor KlDsferpHter um so lieber be- 
willigt, als durch die steigenden EiukOnfle die ebenfalls steigenden BedUrfobse 
am besten gesichert und listige Antrsge auf Zuschüsse vermieden würden. Doch 
habe er sich ausdrücklich Vorbehalten. Missbräuche der bisherigen Verwaltung 
abzustellen. Es hindere cop-sir nirfit-, die Adniinistratimi dir Klo^tpr^rntcr dtT 
Kaouuer aufzulrai^eu, wenn nur die Einnahme imd Ausgabe von den laudesherrUcheu 
Kassen gelrennt bleibe. 
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die grösste Soi-gfalt angewandt weiden, die Einkünfte derselben 
durch eine gute Adrainistratiun zu vermehren und Uire Verwendung 
durch Abstellung aller elwaigen Missbrftuehe zu verbessern. — 
Das interimisUsche Verbot der Salzausfuhr sei als eine zur 
Sicherung des eigenen Bedarfs unumgfinglich notwendige Polizei- 
massregel anzusehen. Nachteilige Folgen Icönne es- nicht haben, da 
der Salzdebit h]o>> eine andere Richtung erhalte. — Die Beibe- 
haltung der bisherigen Landesverfassung überhaupt und der land- 
schaftlichen Verfassung insbesondere setze eine genauere Bekannt- 
schaft mit dei*selben voran«, als die Admini^^fration? - Kommission 
sich bisher hnbe erwerbt n können. Er (der König) werde keine 
willkruliclicn, sondern nur »oiche Vei riii(lerini;.'(^n vornehmen lassen, 
wekhe notwendig seien, um die hannoveischen Lande mit seiner 
Monarchie auf das innigste zu vereinigen und sie nach den Grund- 
sätzen zu regieren, die sich als Grundpfeiler der Ifocht, der Sidier- 
heit und des Wohlstandes des preussischen Staatskörpers bewährt 
hätten. Eine laodscliaflliche Verfassung streite dagegen keineswegs. 
— Vor der Ausführung der einen oder anderen neuen Einrichtung, 
welche in Vorschlag kommen möchte, werde die Administration^- 
Kommission sich mit den Ständen uiul anderen Behörden, welche 
von den betrefTenden Gegenständen besondere Kenntnis hätten, 
j-wefjen der etwa d;i<,'e^'en obwaltenden Bedenkliclikeiten und be- 
sor^'li( hon naeideiiigen Foln-on" ins Einvoinohmen setzen. — Die 
wfinst lite Verminderung der Truppen solle so bald wie mögüch 
eintreten 

»Ich gebe Eucli mit Eicuden die feste Zusicherung", hiess es 
zum Schiuäs, ,dass mein ganzes Bestreben darauf gerichtet ist, die 
Wunden zu heilen, die bisherige unglöckliche Ereignisse dem Lande 
geschlagen haben, und es ganz glücklich zu machen. Weder ehr- 
geizige noch Ifinderbegierige Absichten, sondern nur die durch Er- 
fahrung begründete Cberzeugung, dass die Einverleibung der han- 
noverschen Lande in die preussische Monarchie zur beiderseitigen 
Wohlfahrt und Sicherheit schlechthin notwendig sei, haben mich zu 
dieser V^ereinigung und dm damit verbundenen grossen Opfern be- 
stimmen können. Die Vi ruMU^ouhpit hat es Euch bewiesen, dass 
Eni:laiid Euch nicht schützt-n kunnt« . und (hiss Ihr nur von I'k ussen 
bescliüt/.t werden könnt. Preusstii liat nun diesen Öciiutz über sicli 
genomnjcn, von dem Ihr in Zukunft mclu* Sicherheit der Person 

') Der Generallftutnanl von Gensan sa^'te zu den Deputierlcn freilicli, vor- 
läufig dürfe Tnan =irh ?n »jiner Verminderunt,' des preussisrhen Armeekorps noch 
keine HufTnuiig machvti. So lange l'reu^sen vor einer anderen Seile niclit ganz 
sieher sei, gebe eine Verinindening nicht an. 
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und des EigeiiUims, sowi*- die Alotrlluri;/ luariciier drückenden Mi-^^- 
bräuche, die die Entfernung des Regenten i tzouorte, zu erwarten habt." 

Man merkt dein königlichen Schreiben dt-uliieh die Absicht an, 
die Hannoveraner davon zu überzeugen, dass die Verbindung Han- 
novers mit Preussen unwiderruflich sei und bleiben werde. Daher 
die Anicündigung von Verflnderungen in der Verfassung, welche 
das Kurfürstentum auf das innigste mit der preussischen Monarchie 
verschmelzen sollten. In Wirklichkeit gedachte der König, wie 
bereits envähnt ist, solche Veränderung«! erst nach dem Frieden, 
der ihm den Besitz Haiuiovers bestätige, vorzunehmen. Die han- 
noverschen Abgesandten brachten selbst die Nachricht nacliHausoM. 
die Einfrdining der pren?r^i>( !ion Arriso und der Militärkon^kriplion 
werde nicht zn hintertreiben sein, indessen werde man vorerst da- 
mit versclionl 1 »leihen. 

Wir hüivn dtiui auch fenu rhin von keiner tiet in die Verfa.s.sung 
des Landes eingreifenden Verändemng. Einen Antrag der Adraini- 
strations- und Oiganisations - Kommission, die in Hannover noch 
immer zu Recht bestehende und zur Anwendung gebrachte Tortur 
abzuschaffen, lehnte Schulenburg mit der Motivierung ab: er halte 
es für bedenklich, vor wirklicher Oiganisation und ESnführung der 
preussischen Gesetze und Gerichtsverfassung eine förmliche Ver- 
ordnung zu erlassen, wodiu'ch die Toiiur in den hminoverschai 
Landen j:ftnzlif h beseitigt werde. Man mü-c lieber einen anderen 
Weg cinselilaLM'!) und d^n «ämtlirhen Justizk;inz1oicn und Hof- 
gerichten, S(n\ ii' (lein (_)l)ct;i[)]M'!l.iti()ns-( ir;ii hl-liufe zu Celle eiüll'nen, 
da«s anf d»"n (ii hranrli der Toi lur in den ttiiiznsendenden Kruninal- 
i t laliotit n nirlil im lii anu'rtra^'t n werden solle, weil solcher preussischer- 
scits nie (jcnLiinngung luidfu würde. 

Auch ein anderer Antrag der Administrations - Kommission, 
welcher auf eine Veränderung in der Verfassung des Kammer-Kollegiums 
hinauslief, fand nur teilweise die Genehmigung Schulenburgs. Nach 
der Verfassung der Kammer nahmen die referierwden Kammer- 

Es ist völlig aus der Lufl gPk'riffpn, wenn der Verfas.ser der Ktinuerungen 
aus Hannuver und Hamburg aus den Jaiuen 1803—13 (S. 21) crzälili, die Steuern 
bfttten ftttf preturisduan Fasse eingenthrt werden sollen; da die bannoversehan 
Untertlianen sich aber dage^ren gesperrt häUen, habe die preuBsische Aegierniig 
von der Einführung,' prpiis?iM-h> n Stpiu-rsystems abgesehen. 

2; U. a. trug die «luäUzkanzlei zu Celle im April ISUü in einer Kriminal- 
unterauehnngssache wider eine gewisse Johanne Otte und deren Mutter, Witwe 
Otte, wegen Kindesmordes und Vergiftung darauf an: die erste Inquisitin mit 
den (iradt-n d. i Tortur, nfimlich den Daumstöcken, den Beinstiefelri iin l lien 
Schnüren, die zweite inquisitin aber nur mit den beiden ersten Graden zu belegen. 
Administfations- und OifamsationB-Kommisnon an Sebnleobuig, 16. April. 
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s*^kivläir, 14 oder 15 an fifr Zulil. an den Beratan^ri'ii in d«^m -o- 
pfiiauiitt ii Rat'JzimnitT iiirlit teil. Violrnf"!!!" begaben i<icli die Sekretäre 
einzeln in das Ratsziniiiu r, hirlti ii dort iliren Vortrag, gaben ihr 
Votum consultativuni ab und keluten dann in die Sckretarienstube 
zurück, nm dem fo^ndon Köllen zu einem gleichen Zwecke flatz 
zu machen 1). bi der Regel lasen und bearbeiteten die Sekretäre 
die Akten allein, die Räte entschieden bloss nach dem Vortrage 
und dem votum consultativum der ersteren. Der Administrations- 
Kommission konnten die grossen Unvollkommenheiten eines >ol( lien 
(leschäftsganges nicht verborgen bleiben. Ihr Antrag ging dahin, 
die sämtlichen Kammersekretüre sollten den Kammersessionen in 
dorn Ratszimmer b*Mwohnen und ein votum drri^ivnm erhalten. — 
DtT |)rtMi>^i>o}iP Admiiiislrationsrhef vcrfri;.'ti' hierauf (6. JuH), ^da--^ 
den süiiitlii lien referierenden Kunmiersekretarien zur Pflicht gemacht 
werden ssolle, den Kammersessionen, wenn sie auch nicht zu referieren 
haben sollten, regelmässig beizuwolmen, um teils dadurch eine fort- 
laufende Kenntnis von allen vorkommenden Geschäften zu erhalten, 
teils in vorkommenden Fällen durch ihren guten Rat auch ausser- 
halb des Umfangs ihrer eigenen Expeditionen zum Besten des 
Dienstes mitwirken zu kOnnen*. Den Sekretären nach dem Antrage 
der Administrations - Kommission ein votum decisivum beizulegen, 
lehnte Schulenburg .ib, da dies eine erhebliche Veränderung in der 
Verfassung dc^s Landes bedeutet haben würde. 

Grössere Verü.nderungcn wurden allein im Münzwesen getrofTen. 
In Preussen, wie in d^n moi'^tf^n Staaten Deutschlandf:, herrschte 
damals der Konventionsfuss, ikk h welchem aus der Mark feinen 
Silbers IM Oulden geprägt wurden. In Hannover wurde zwar 
ebenfalls Konviationsniünzc geprägt; die offizielle Landesmünze war 
aber das Kassengeld, wovon 18 Gulden auf die Mark feinen 
Silbers gingen. — Das preussische Geld hatte in dem KurfÖrsten- 
tume bis zum Jahre 1806 keinen gesetzlichen Kurs gehabt. Im 
allgemeinen stand es im Hannoverschen in Misskredit, eine Folge 
der verwerflichen Münzverschlecbterungen, die noch in letzter Zeit 
im Preussischen mehrfach stattgefunden hatten. Doch ging man in 
Hannover in dem Misstrauen gegen die preussische Münze ent- 
schieden zu weit. Während dor prenssische Thalor nach genauer 
Bertciinunt: in hannoverschem Kassen^'» Idc i'O ^ ti'',; ^ wert war, 
war i s ä( hnii viel, wenn für denselben -20 ^ gegeben wurden: nieisl 
wurden nur lU oder auch nui* lö ff dafür gezahlt^). Die preussische 

>) Vgl. von Bülow, Bemerkungen, ä. 116 Anm. 

S) Schulenbatg «n LuiilesdepataüoiM-Kolltgittm 19. FidHruar. 
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Scheidemünze war im Haimovor^clion gänzlich vcrbutt n. Dadurch 
wurden die preussischen Soldaten, wolcho nach Thmiiüver kamen 
und ihre Löhnung in preussischem Crldr «'mpfinj:' ii, 5?chwer ge- 
schädigt. Es war deshalb eine der «istt n Fonl» rungen Schulen- 
burgs nach dem Einrücken der Prcusseu im Februar gewesen, daäs 
dem preussischen Kurantgelde ein gesetzlicher Kurs im Lande ge- 
stattet werde. Am 24. Februar 1806 war von dem Kommerz- 
koUegium eine mit der preussischen Behörde vereinbarte Verordnung 
erlassen'), welche den Wert des preussisefara Geldes gegenüber dem 
hannoverschen Kassen- und Konvent ionsgelde tarifmässig festsetzte. 
Diese Festsetzung entspracli ungefähr dem wahren Wert Verhältnisse; 
doch war sie eher zu Gunsten des hannoverschen als des preussi- 
schen (';(>Mr-< ?olinlf* ri. 

Spater ging man preussisclit ! ~t if.-, einen Schrilt weiter. Am 
29. August wurde für die hnnrtovi i hen Provinzen mit Ausnahme 
von Osnabrück und Luiu ubuig Liiif Münzverordnung erlassen^). 
Nach derselben sollte vom 1. Oktober an das preussische Silbergeld als 
die Hauptmünse des Landes angesehen und nachdem vollen Zahlenwerie 
ausgegeben mid angenommen werden. Handlungs- und Gewerbe- 
treibende sollten im Verkehre nach dem preussischen Münzfüsse 
rechnen. Steuern und öfTentliche Abgaben durften nach Beliebe 
in den bisher bei den Landeskassen gangbaren Münzsorten oder 
mit preussischem Gelde bezahlt werden. Wer sich weigern sollte, 
die festgesetzten Münzsorten anzunehmen, sohle in eine Strafe von 
5— 50 verfallen. — Auch die preussischp Si hridomünzo. welche 
in die V erordnung vom Ü. Fcbniar nicht riidx itli-n gewesen war, 
sollte jetzt fre?i l/. liehen Kurs erhaltrii, und zwar .-.ollte sie den ent- 
sprechenden iiannoverschen Münzen gleich gesetzt werden, weil auch 
diese durchweg nicht das volle Gewicht hätten. 

Wie in der erwähnten Verordnung ausdrücklich angegeben war, 
war es keineswegs beabsichtigt, das hannoversche Geld ausser 
Kurs zu setzen, vielmehr sollte dasselbe bis auf die geringeren 
Hünzsorten bei allen Zahlungen den ihm nach seinem Werte zu- 
kommenden Vorzug vor dem preussischen Oelde behalten. 

Allerdings ging die Tendenz dahin, mit der Zeit das preussische 
Geld zur alleinigen Landesmünze in Hannovr r m innchen. Um 
diesen Zweck zu erreichen, sollte di«' Prägung von hunnov» > hem 
Gelde auf der Muii/stätte zu Klaii-tlial mö^jüchst eingeschraiii\i und 
mit dem Ende des Jahres 180(i völlig eingv Ul werden. Von dem 
Beginn des Jahres 1807 ab sollte nur noch preussisches Geld 

1; Haimuverische Anzeij^'ui J. ISOG, SL 10. 
3) Das. St. 75. 
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geprägt werden. — Mit Fug berief man sich prcn^^isrhrrsoits auf 
die Thalsachc, dass der schwere Münzfn?s in Hannuvi r inoin 
für ein grossep Übel gehalten wurde, und dass nur die franzO»i»che 
Invasion im Jahre 1803 die kurfürstliche Rigierung an der Ab- 
schaffung desselben und der Emfüluiing eines leichleren Geldes 
gehindert hatte 

Auf hannoverscher Seite Äusserte man gleichwohl grosse Be- 
denken gegen die Einfuhrung des preussischen MOnzfusses. Man 
gab sich den übertriebensten, ganz ungegründeten Besorgnissen hin 
und glaubte die schwerste Schädigung der öffentlichen Kassen und 
der Unterthanen, eine grosse Steigerung der Lebensmittelpreise und 
wer wois?, was noch alles, bofilrchton m mu=<<^n. Das Landes- 
deputatioiis-KoUcjiium entsnndf»- daher um d\f Mitte Sefstomhor d«^n 
Landrat von Giüle an den König Friedrich Wilhelm mit der Ihtte, 
die Verfügntiir vom 29. August znrückneluiien m wollen. Mitii sei der 
Überzeugung, iiiess es in der Eingabe des Kollegiums, dass ,die ur- 
plötzliche Einführung des neuen Münzfusses für die öffentlichen 
Kassen ebensosehr, als für das Publikum und insonderheit für die 
erwerbende und handelnde Klasse der Bürger einen nicht zu be- 
rechnenden, aber gewiss auf mehrere Tonnen Goldes anzuschlagenden 
unwiederbringlichen Verlust mit sich führen, und ohne den gesamten 
Staaten des preussischen Königs einen reellen Vorteil zu gewähren, 
zur alleinigen Bereicherung gewinnsüditiger Agioteurs und Wucherer 
dienen tind den Ruin feiner grossen Anzahl dio>en in die ITändo 
fallender und mit den Kunstgriffen nieht vertrauter Landeseinwohner 
zur unvermeidlichen i olire haben werde" (IG. September). Wie 
vorauä/.usehen, hattt: das Gesuch der Stände keinen Erl'olg. Am 
22. September hatte Grote zu Halle a. S. eine Unterredung mit 
dem Geheimen Kabinettsrat Beyme, in welcher sidi der letztere 
entsdiieden weigerte, die Petition bei dem Könige zu unterstützen. 
Als der hannoversche Abgesandte an Beyme die Bitte richtete, man 
möge wenigstens die Verordnung für das erste suspendieren, erhielt 
er zur Antwort: „Darau? kiinn gar nichts werden, lieber 8 Tage 
früher als später. Wäre der Herr von Ingersleben, der jetzt Minister 
geworden ist, schon eher Chef der Administration gewesen, so 
würde es längst fre^rhehen sein. Wir hnben pchon über eine halbe 
Million Thnler dadurch verloren, und einen solchen Ver!n«t können 
wir jetzt mn so weniger ertragen. Entweder Sie sind Preusscn, 

') Adniinislrations- und Organisations - Kommission an Landesdepulalions- 
Kollegium, 1.5. September. V;rl. auch l'alj»-, Kurzer Abriss des Fahi ikcn . Geweibe- 
uud Uaudlun^äzuslondes, S. 3$ f. und Luden, Da» KüDigreicb Hannover nach 
Kinen OSentUchen VeiliälbitsBen, S. 339 ff. 



176 



oder Sie sind es nicht; im erstercn Falle können Sie keine VorzQge 
vcrtangen und im letzteren Falle ist gar kein Grund dazu vor- 
handen" Dementsprechend lantcto die Antwort des Könifr?, nns 
dem Hauptquartier zu Naumburg a. S. {dd. S. j)!.) datit i I -), ablelinend. 
Sie onthielt sogar einen scharfen Vei \v«M.s, »lass das Landi sdeputations- 
KülK giuni „zü einer Zeil, wo Se. AlajoaläL mit den wicliligsten An- 
gelegenheiten beschäftigt sind, Höchstdenselben mit dieser Vorstellung 
beschwerlich falle und sogar eine Deputation in das Feldlager nach- 
sende". Die Supplikanten sollten sich in diesen und allen anderen 
Angelegenheiten lediglich an den Staatsminister von Ingersleben 
wenden, dem der König die Führung der hannoverschen Angelegen- 
heiten mit vollkommenem Vertrauen übertragoa habe. 

Unverkennbar tritt in den Äusserungen Beymes und dem 
Schreiben Friedrich Wilholms oine <rrnvi?s(' Grreiztheit gegen Han- 
nover hervor. Auch der Laiidiat von Grote wollte auf seiner 
Sendung bemerkt haben, dass auC preiissischer Seile eine Erbittenm? 
gegen die Harmoveraner herrsche. Man gebe ihnen, schrieb er 
nach Hause, schlechte Behandlung des preussischen Militärs, Vorliebe 
für die Franzosen und anderes mehr schuld. Das giebt uns Anlass, 
auf die öffentliche Stimmung in Hannover während der preussisdien 
Besitznahme, welche wir bisher nur flüchtig gestreift haben, einzugehen. 

Die Hannoveraner waren den Preussen von vom herein wenig 
günstig gesinnt. Nach hannoverscher — wohl nicht unparteiischer 
— Angabe war der Wunsch, dass statt der Preussen Bemadotte 
eingerückt sein möchte, ,in Hannover ganz allgemein, bei allen 
Beliördon, bei Grossen und Kloinen'**). Doch Hessen die Bewohner 
de?. Kurfürstiiituiiis ilire Abnei^in? die-mal nicht so offen zum 
Vorschein treten, wie anno IsOl. „Die klugen Leute im Lande", 
schrieb der hannoversche GesanUle am sächsischen Hofe von Bremer 
unter dem 24. März an den Gesandten von Omptcda in Berlin, 
, haben so viel zum Voraus auf eine vorsiditige AufßUirung gegen 
die Preussen gedrungen, sie so oft laut empfohlen, und die Kondulte 
von 1801, da wir noch nicht so zahm sein konnten, als so un- 
politisch allenthalben dargestellt, dass das Benehmen unserer Lands- 
leute, wenigstens so viel ich in der Hauptstadt gesehen habe, allen 
Beifall verdient. Man ist höflich und kalt, niemand geht zu weit, 
jeder weit genug"*). 

1) Berieht (botes an das Landesdeputations-Kollegium, Halle 33. Septoaber. 

3) St-A. Hann. 

3) V. Brciiioi' fhannnvprscher Gesaniltef zu DrcHclen) an <hm Oßsandtan VOB 
Ompteda in Berlin, 3. April, v. Ompteda, Politischer Naclilass 1, 142. 
*) Das. S. 14ü. 
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Schulenburg sellj^l konnte am 13. März nach Berlin berichten, 
dass die proringeren Klassen der Bevölkerung im allgemeinen die 
Veränderung,' in der Regierung nicht ungern sähen. Nur zwei Gegen- 
stände erregten unter ihnen einige Besorgnis, nämlich das preussi- 
scfae Kantonswesen und die Accise. Bei näherer Bekanntsehaft 
werde man sich aber sicher damit aussöhnen, um so eher, als auch 
im HannoTerschen schon sehr bedeutende indirekte Abgaben unter 
dem Namen Licent beständen. Allerdings walte hierbei der Unter- 
schied ob, dass der Licent sehr nachlässig erhoben und allein von dem 
ehrlichen Manne vollständig entrichtet werde ; die Ungerechtigkeit eines 
solchen Zustandes werde aber bereits vielfach gefühlt. — Was die 
vornelurien Hannoveraner angehe, so würde « in grosser, er müelite 
sagen, der grössle Teil von ilmen, damit zufrieden sein proussisch 
zu werden, wenn sie nur die gewisse Überzeugimg liätlen, dass dies 
ihr wirkliches und endliches Schicksal sein wüide. Daran glaube 
man jedoch nicht 

ii einem anderen Berichte vom 10. April ffihrt Schulenburg 
diesen G^enstand weiter aus. Die Meinung des Publikums über 
den Zustand der Dinge, bemerkt er, sei dreifach geteilt. Nur eine 
kleine Minorität der Hannoveraner halte sich über/eiigl, dass Friedrich 
Wilhelm III. den Besitz des Kurfürstentums behaupten werde. Ein 
zweiter, etwa«, obgleich nicht viel zalilreicherer Teil, glaube, dass 
England beim Frieden Aufopfeningen zur See an Frankreich machen 
und dadurch liewirken werde, dass die hannovetschen Lande an 
Georg in. zmückgegebfn würden. Der weitaus .sLükste Teil der Be- 
völkerung sei aber fest überzeugt, dass man in ganz kurzer Zeit statt 
des preussischen schwarzen Adlers wieder den goldenen französischen 
anschlagen würde. 

Es fehlte der preussischen Regienmg unter den Hannoveranern 
nicht an Anhängern. Als die entschiedensten bezeichnet Schulenburg 
einmal den Generalmajor von Wangenheim und den Schlosshaupt- 
mann von Hardenberg, einen Venvandten des preussischen Ministers'). 
Manche angesehene hannoversche Beamten, wie der uns bereits be- 
kannte Oberappellations-Rat von Ramdohr, traten in den pn u-sischen 
Staatsdien^'t über. Einen wenig sympathischen Eindruck macht das 
Gebahren des ehemaligen Hofrichters von Berlepsch, welcher dem 
Könige wiederholt seine Dienste in den hauuüvtrschen Landen anbot-). 
Schulenburg riet von der VViederanstellung desselben entschieden 

Iiiimt'diiitlx'richl vom 2. April. 
^) KabinelUordre vom 7. .Juni. Der König sprach sicli dahin aus, dass es 
twn nicht rfttlieh adidne, Berlepsch in seine vormalige Stdlung wieder dnraaetien, 
indessen es auch nicht angebnubt, «eo viel giUen Willen, Kraft und Kenntidsee* 
Thlmae, Okkupation Haanovcra. 12 
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ab. Dif Anhän^'lichkeit des Herrn von Berlepsch für die preussische 
Monarchie, schrieb or am 10. Juni an den König, sei zweifelhafter 
Xatiir. Berlcp^cli habe sich schon friiher gefrenüber den französischen 
.Miir>( iiüllen in Lobeserhebungen und Schmeicheleien erschöpft, uiu 
wieder in Amt und Würden zu kommen. Im Lande werde er ran 
niemandem geliebt und geachtet, sondern allgemein gehasst, nnd 
man könne wohl sagen Terabseheut, nicht bloss von den Beamten, 
sondern auch von dem Pobliknm. Seinem Kopfe und seinen Kennt- 
nissen lasse man Gerechtigkeit wider&bren; um so mehr sei man 
aber gegen seine Gnmdsätie und selbst gegen seine Moralitüt ein- 
genommen. Man halte ilin fni- r inen Unruhestifter, der die Unter- 
thanen gegen ihre Obrigkeit i u l zuwiegeln suche. Eino Wieder- 
nnstcllungr dos ab{.'(\>«'tzten Hulniiiter«; könne nur tlen l)('reits exi- 
sliorendeu Widerwillen gegen dir neue Re;/irnni^' vermehren. — 
Natürlich wurde nach diesem Belichte in Berlin von einer Anstellung 
Berlcpsclis im Ilaiinoverschen Abstand genommen. 

Im Laufe d&r Okkupation scheint die Abneigung der Einwohner 
gegen das preussische Regiment trotz der überall beth&tigten Milde 
der preussischen Regierung eher zu- als abgenonunen zu haben. Am 
24. August berichtete Ingersleben nach Berlin, der König kenne 
aus den froheren Berichten Schul* nburgs die Abneigung, welche 
in Hannover wenigstens zum Teil gegen die jetz^^e Ordnung 
der Dinpe bestehe. Ein Teil der Einwohner würde es vielleicht 
sogar vorziehen, wenn französische Okku[)ntinn zurückkehrte, 
weil man den Aufenthall der Franzosen in dem Kurfürstentum 
immer nur als vorübergehend betractite. Es sei zu befürchten, dass 
im Hannoverschen mit den Franzosen Verbindungen unterhalten 
w&rden, oder doch angeknüpft werden könnten, die man weder in 
militArischer noch in sonstiger Beziehung dulden dürfe 

von sich zu weisen. Scbulenburg möge sein Gutachten darüber abgeben, auf 
welche Wdse Berlepsch demnaehst in huDOveiBeheii Dknaten angMtdU werden 
könne. 

Auch Hausmann (Kritinfrungen, S. 51) berichtel von Jer ungunstigen 
Stimmung der Hannoveraner gegen rrcusseu. — Dagegen erzählt Mierzinsky, 
Erinnerungen aus Hannover und Hamburg, S. 90 ff., dass das Verhältnis der Han- 
noveraner n doa preussischen Hilitir ein gutes gewesen sei. Das letztere hebe 

sich freundlirh, nirbt anmassend benommen. Desgleichen seien die OlTiziiio lit- 
inüht gewesen, mit cJt't» Kitiwohnom in ptttfin Finvor'-trini1ni??f' zu leben. Wie 
stimmt dos zu dem von Haveamiiu behaupteten .breiten Cbeniiute von Olli^ieien 
welche f. T. kaum dem Knabenalter entwachsen waren'? (Ulf 739). — Uuve- 
iiiami zeigt Uberhaupt in seinen Anklagen gegen die preussische Administration 
eine gros«c — man kann nicht anders sagen — Leichtfertigkeit. ?n, wenn er 
von der bis dahin nicht bekannten Strenge spricht, mit welclier die neuen 
Abgeben eingetrieben, oder von dem Zwange, welcher bd der Aushebung 
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Es begreift sich leicht, dass soUIk.- Niicliiichten an dem preussi- 
scheii Hofe eine Missslimiiiuiig gegen Hannover erzeugen mussten. 
Vermdirt wurde diese ungänsUge Sliniinung noch durch die diplo- 
matischen Verlegenheiten, in welche Preussen im Sommer 1806 
wegen der Eurlande geriet und welche schliesslich zum Ausbruch 
des Krieges mit Naiioleon führten. 

Angesichts der gefährlichen Lage, in die der preussische Staat 
durch die Verwickelungen mit Frankreich kam, kann es nicht Wunder 
nehmen, dass der König die Hilfskräfte, welche der Besitz Hannovers 
bot. und auf die rr bis dahin grosstnütig verziclitet hatte, bei dem 
Ausbruche des Krieges sich nutzbar zu machen strebte. 

Eine KabineUsordre Friedrich Wilhehns III. vom 2. Oktober^) 
kündigte dem Landesdepulationa-Kolkgiuni an, dass Hannover einen 
angemessenen Beitrag zu den Kriegskosten liefern müsse. „Ki ist 
den Deputierten bekannt*, hiess es darin, „mit welcher Sorgfalt 
Se. Majestät es sich haben angelegen sein lassen, den hannoverschen 
Provinzen wieder aufhihelfen, und dass Allerhöchst dieselben, weit 
entfernt, das Geringste aus dem Lande zu beziehen, vielmdir sehr 
bedeutende Summen aus den Kassen der älteren Provinzer - iim 
Besten von Ilanno\er venvandt liaben. Se. Majestät würden Ihre 
Freude daran gefunden haben, dem Lande auch ferner nur beizu- 
stehen, um dit Wunden, die der Krieg ihm zugefügt, zu heilen, 
wenn Ihre ernstlichen Bemühungen, den so leuer erkauften Frieden 
zu befestigen, von einem glücklichen Erfolge wären gi krönt worden. 
Jetzt aber, da Allerhüclisl dieselben sicli genütigt seilen, Ihre ganze 



der jniifen Mannschaft nun Kriegsdienst geflbt worden sei. — Wie wir gesehen haben, 

sind während der preussischen Okkupation Oberhaupt keine neuen Abgaben ansge» 
schrieben worden. ,Eine bis dahin nirht gekannte Strcnpe" h' i der Eintrfiliunp (Jer 
Steuern haben die preus.*iischen Behörtlen schon aus dem Grunde nicht zeigen können, 
weil die Erhebung der Steuern lediglich den beiniiechen Behörden Oberlassen 
blieb. Dass von «einer Aushebmig der jungen Mannschaft mm Kriegsdienste* 
während der preussischen Besitznahme keine IlriJe war. wird sich nachher zelijen. — 
Auch O. von Heinemann ergeht sich in ungerechten Beschuldigungen gegen die 
preussische Verwaltung. Man höre: »Die preussische Okkupation vollendete den 
Ruin des Landes. — Alle Zweige der Verwaltung eriitten eine TOHige Umwand- 
lung nach preussischem Muster. — Die Abgaben wuchsen. — Staatsmonopole, 
wie namentlich d.is Salzmonopnl, la?telen schwer auf >icn Ärmeren Klassen. 
Handel und Verkehr aber erlagen unter der strengen Sperre, die aul lietehl 
Napoleons gegen England auf den Flossen und in den Htf» des Landes ge* 
handhabt werden niusste. (Geschichte von Braunschweig und Hannover III, 331 f.) 
Aus unserer Dari'teihmg dorfte sich 2ur GenOge ergeben, wie haltlos solche 
Beschuldigungen sind. 

i) Vgl darober BaiUe« a. a. 0., II, Einl. S. LSSÜ, und Hoffer a. a. 0., S. 936 fll 
St.-A. Hann. 
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Macht .luf zubieten und die Kräfte der Monuicliie aufs üussersle an- 
zustrengen, um die Sici^heit des Friedens zu emngen oder den 
Krieg mit dem grössten Nachdruck zu fOhren, müssen Sie Ihrer 
Wohlthatigkeit Schranken setzen; und indem Sie von Ihren älteren 
Staaten ganz ausserordentliche Opfer zu fordern gen&tigt sind, von 
Hannover wenigstens soviel als Beitrag ZU den Kriegskosten er- 
halten, wie diese Provinzen vor der französischen Okkupation zu 
Erhaltung des eigenen Militärs geleistet haben.* 

Ingersleben teilte darauf dem Landesdeputations^Eoll^um am 
8. Oktober mit, der König rechne auf einen jährlichen Beitrag von 

wenigstens einer Million Thaler und habe ihm befohlen, unver- 
züglich Anstalt zu treffen, dass diese Summe dem Kri^fonds über- 
wiesen werde. Das Kollegium solle daher mit den verschiedenen 
landschaftlifhon Beliörilt'ii (('\klu>ivc O^nabrnck) wcrr'n der Aiif- 
brin^nn^r « iiicr jährlichLii Suiumv: von einer Million Thaler in Kor- 
respondenz treten, auf jedo Provinz die verfassungsmfissige Quote 
legen und für proniplu Ablicfciung vuni 1. November ab Sorge 
tragen. Es verstehe sich unter solchen Umständen von selbst, dass 
die Abbezahlung von Schulden und Rückständen vorläufig ganz ein- 
gestellt werden, und dass man sich bei der Auszahlung der Zinsen 
auf das durchaus Notwendige beschränken müsse. 

Schon vorher (24. September) halle In;;eisleben dein Laiidiate 
von Meding mitgeteilt, dass er durch eine königliche Kabinettsordre 
befehligt sei, die Eigänzong des R^iments vcm Taueimen durch 
eine Rekrutenaushebung im Hannoverschen zu bewerkstelligen. 
Meding richtete un Verein mit zwei anderen Mitgliedern des 
Deputations -Kdlegiums eine Vorstellung gegen die beabsichtigte 
Massregel an Ingersleben. Darin hiess es u. a., bekanntlich 
habe im Kurfürstentum niemals eine ordentliche und regelmässige 
Mililfirkon>kription ?;lattgefunden. Vielmehr seien die hannoverschen 
Tmppfn in Frirdt iiszciten lodifrlirh dnrch freiwillige Rekmlierung 
e\-)jän7A worden. Nur bi i dt in Ausbruchf eines Krieges und zuletzt 
kurz vur dem Eintritte der französisriien ( )kkii|jalion habe man zn einer 
ausserordentlichfn Ausliebung gegriiren. Diese liube aber nur unter 
dem Beistande der militärisclien Macht von den Obrigkeiten bewerk- 
stelligt werden könnan, so hartnäckig habe man sich gegen sie 
gesträubt, und jedesmal hätten mehr junge Leute ihr Vaterland ver- 
lassen, als wirklich ausgehoben worden seien. Bei der entschiedenen 
Abneigung der Bevölkerung gegen den Militärdienst könne und 
dürfe keine obrigkeitliche Person, ohne Ansehen, Gesundheit und 
Leben auf das Spiel zu setzen, es wagen, eine solche Aushebung zu 
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untornehmen , indem ^rrwi?? in den meisten Ortschaften Wideiv 
selzlichkeiten erfolgen würden. 

Sei es nun, dass diese Vorstellung- auf die preussischen Be- 
hörden Eindruck machte, sei (^s, dass man die Hannoveraner schonen 
wollte: man nahm von einer Aushebung in dem Kurfürstentume 
Abstand. Dagegen erschien am 7. Oktober eine königliche Pro- 
klamation, welche die Landes^nwohner und unter ihnen namentlich 
das hannoversche Militftr aufforderte, sich freiwillig unter die 
preussischen Fahnen zu stellen. In diesem Aufrufe war gesagt, der 
König wolle zwar von dem Rechte einer Aushebung der kriegs- 
tüchtigen Mannschaft, das ihm als der gegenwärtigen obersten 
Staatsgewalt unzweifelhaft zustehe, keinen Gebrauch machen, in- 
dessen solle dem ehemaligen, jetzt noch auf Warte^^eld stt^henden 
Milittlr Gelegenheit gesehen werden, , unter bepünsti^^enden 
und die Verbesserung ihrt-s (■i^.'erien Nahrungszustandes zusichern- 
den Umständen ihre vorniulige ehrenvolle Bestimmung — zur 
Verteidigung ilucr Heimat und ihres eigenen Herdes gebraucht 
zu werden — erfüllen zu können'' >). Aus den zahlreichen Ver- 
gCknsUgungen, welche der hannoverschen Mannschaft zugesagt wurden, 
heben wir hervor, dass sie in den hannoverschen LAnden 
verbleiben und nur zur Verteidigung derselben angestellt werden 
sollte. Um dem Aufrufe desto mehr Nachdruck zu geben, war 
auch die Bestimmung aufgenommen worden, wer sich von dem 
hannoverschen Militär nicht bis zum 15. November in der Hauptstadt 
gestellt haben würde, solle sofort seines Wartegeldes verlustig gehen 
und nie HofTnung liaben in Zukunft Wartegeld, Pension oder irgend 
eine Bedienung zu erhalten. 

Es hegt auf der Hand, dass diese Proklamation keinen Erfolg 
mehr haben konnte. Die Schlacht bei Jena madite der preussischen 
Herrschaft in Haimover ein schnelles Ende^. Am 19. Oktober 



■) Vgl Lehmann» Scharnhorst I, 409. 

2) In I.auenburg wan i) licrcite gegen Ende Auffusl nach dem Abzüge der 
dfirt bi fiiKiliclicn prtMissi-clien Tnippcn die Schweden wieder eingerückt. Durch 
ein l'aU-nl der Regierung lu KaUeburg vom 31. August war dort die alte Ver- 
fassung wieder bergestetlt wordra. Die Adnunistrationa-KommiBBion hatte darauf 
(9. .Sept.) allen Behörden hefolilea, .von nun an und bis zu einer abändernden 
Vpffflpins^ wedpr öfTenfliche Gelder und Fffflcten, norh Zfih!»ng:en an irpend eine 
ölfentiiciie behörde in Lauenburg zu entrichten und verabfolgen zu lassen, und 
femer alle ofBaielle Kommunikation und Korrespond«ix mit dtn OflbntUchen Be* 
hörden Lauenbii[</t- ^.Mnzlich aufzuheben". Vgl. Politisches Jounial .1. 1806. II, 919 ff. 
und Z;ini1»-r, Ü;i> H-'iYo^'^tuin LaiH-nl'Urfr in dem Zeifraum von der französischen 
Okkupation im Jahre iü^'ö bis zur Übergabe an die Krone Dänemark im Jahre 
1816 II, 90 fr 
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schrieb die Admini^lralion.— Koirmii.-sion das Uegieruiii^'skollf^p-inm, 
unter den jetzigen VeihäUni--rn wfiiden die hannoverschen pM^hördcn 
am besten im stände sein, diejenigen Massregeln zu ergreifen, welche 
gegenwärtig für die hannoverschen Lande am zutrfiglichstai seien. 
Sie wolle die innere Landesverwaltung um so eher der Regierung 
vOlUg flberlaasen, als sie selbst yielleicht Hannover bald verlassen 
mflsse. Sie vertraue, dass die Regierung keine Verfügung erlasse, 
durch welche die bisherige R^erung biossgestellt wei-de; keinen- 
falls dürfe ^dio rin^tweilen nachgelassene Leitung der Landes- 
Verwaltung auf einen Vorgriff oder einseitige Veränderung in Bezug 
auf die politi'^rhen Verhflltni-^p und Fonnon" ansg-edehnt werden. 

Demzufolge tiatni die liaiinovcischcn Minister von der Decken, 
von Grote und von Brenit r wieder an die Spitze dt r Verwaltung 
und eröffneten am 20. Oktober ihre offiziellen Zusanunenkünfle 
unter der Bezeichnung »Landesregierung". Sie versprachen Ingers- 
leben, „in Absiebt der {nreussischen Behörden und der von ihnen 
getroffenen Verfügungen thunlichst allen Anstoss vermeiden zu 
wollen* >). Dennoch ordneten die Minister bereits am 21. Oktober 
durch ein Ausschreiben an, dass an allen Orten, wo keine 
preussischen Truppen vorhanden seien , di<^ ijrcus?i-< hon Adler 
in aller Stille al^enommen und unbeschädigt in sichere Verwahrung 
genommen werden sollten. An deren Stelle sollten überall an der 
Grenze Tafeln mit der Aufschrift ,Pays d'Hanovre" anfre^rlilai^-^t n 
werden. Man liofTIt- dadiirdi zu bewirken, dass das Kurrrir^tciilnm 
von den herunruckeiideii Franzosen nicht als preussische Provinz, 
sondern als neutrales Land behandelt würde. Nichts beweist die 
Ohmnacht der Administrations- und Organisations-Kommission seit 
dem Abzüge der preussischen Ckunison (20. Oktbr.) besser, als der 
Umstand, dass sie es unterliess, gegen die Abnahme der Adler zu 
protestieren. Nach wenigen Stunden musste auch sie die Hauptstadt 
des Landes v^lassen. 

Ein Vergleich der preussischen mit der ersten französischen 
Okkupation ist recht geeignet, die Noblesse in das Licht zu setzen, 
mit welcher die prenssisrhe Regierung da? KTirfürstentiim während 
der Besitznahme behandelt hat. Dii* fianzrtsiseheii Geiu-rälp hnhon 
in der Ausbeulung' des Landes und seiner Bewohner das Muglieliste 
geleistet. Wenn sie die heimische Verfassung und Verwallnng im 
grossen und ganzen unangetastet Hessen, so geschah es nui , weil 
sie auf diese Weise am ersten auf die Befriedigung ihrer unge- 
heuren Forderungen rechnen konnten und, was vielleicht noch 



1) Bericht der Minister an Geoig III. vom 34. Oktober. 
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schwerer in die Wagächale fiel, weil sie iliren persönliciien Vorteil 
dabei fanden. Wehe dem Lande, wenn die Landesbebörden 
sich geweigert hatten, den Forderungen der französischen Befehls- 
haber Genflige 2a leisten. Die hannoversche Verwaltung würde als- 
dann sofort über den Haa£ai geworfen sein. An ihre Stelle wäre 
eine französische Administration getreten, welche es sicherlich ver- 
slanden hätte, auch den letzten Heller von den unglücklichen 
Hewohnem des Landes zu erpressen. Die Geschichte der ersten 
Okkupation ist im Grunde bloss eine Geschichte der französischen 
Forderungen und der Anstrengungen, welche auf hannoverscher 
Seite zu ihrer Befriedigung gemacht wurden. 

Wie anders war es während der preussisciion Besetzung! Die 
ganze preussische Administration war in uneigennützigster Weise 
darauf berechnet, die Wunden zu heilen, welche dem Lande durch 
die französische Herrschaft geschlagen waren, und namentlich die 
zerrütteten Finanzen des Kurfürstentums wieder in Ordnung zu 
bringen. Pekuniäre Vorteile hat die preussische Regierung so wenig 
aus der Besetzung des Landes gezogen, dass sie vielmehr die be- 
trächtliche Summe für den Sold der Hamelnschen Besatzung und manche 
andore Ausgaben, welche eigentlich von dem Lande zti tragen ge- 
wesen wären, aus altpreussischen Kassen bezahlen liess. Erst der 
Ausbnicli des Krieges mit Frankreich zwang Preussen an sich selbst 
zu denken. Die Uneigcnnützigkeit und Humanität der preussisclien 
Verwaltung ist von keinem Geringeren als dem Könige Georg IV. 
von England öffentlich anerkani^ worden, indem er im Jahre 1821 
dem Obeipräsidenten Ton Ingersleben wegen der Verwaltung des 
Kurfürstentums im Jahre 1806 das Grosskreuz des Guelfenordens 
verlieh 1). 

1) Neuer Nekrolo|{ der Deutschen i. IX, T. 1, S. 415. 
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Erster Abschnitt. 

Die französisclieiL roidenmgen '). 



Kapitel I. 

YerliaiidliuigeD der Exekntivkommissioa imd des LandesdepatationS' 
KoU^ums mit den französischen BehSrden. 

fiovember 18Ü6 bis September 1807. 

Kaum war die Schlacht Imm Jena zn nnnsfcn der französischen 
WafTtm oiitschied^t so gab Napoleon die Befehle zur abermaligen 
Besetzung Hannovers. Di(> Ausführung derselben übertrug der fran- 
zösischo Knisor sfinpm Bruder Lmiis, dem Kfinij^f" von Holland. 
Diesem stand dazu eine Heeresabteilung von etwa \'2O00 Maim zu 
Gebote. Auch war der Marschall Mortier, derselbe, welcher im 
Jahre 1803 die Besetzung des Kurlürstenlums Vollzügen halte, an- 
gewiesen, ihn mit etwa 10000 Mann zu unterstützen 2). Da der 
hollflndische König sich aber gerade damals, angeblich aus Gesund- 
hettsrQdcsichten, veranlasst sah nach Holland zurückzukehren, so 
gii^ der Oberbefehl über das Okkupationsheer auf den Marschall 
Mortier über. Am 26. Okiober I80(i besetzte die Vorhut unter dem 
General Grandjean die Stadf Osnabrück. Am 9. November rückte 
Mortier von Kassel herziehend in die Hauptstadt der Kurlande ein. 

1) Für die Uescliichle der zweiten französisctien Ukkupatiou kommen namenüidi 
die Akten des Staalsarebivs zu Hannover in Betracht. Nur das Kapitd ober die 
Okkuputiun des FOrstenlums Osnabrück beruht in der Hauptsache auf archivali- 
sehen» Material aus dem StaatFan Iiiv zu Osnabrück. Fflr einzelne Ah^rhnitte 
bilden auch die Aufzeichnungen des Oberamimanns Meyer eine wichtige (^)ueile. 
Die Litteratur ist fttr die Geaehiehte der Jahre 1806—1810 von keinem grossen 
Belang; mir Ar das Kapild Ober die Domanialverwaltun^' bietet (Mierzinskj), 
Erinnerungen aus Hannover und Hamburg aus den Jahren 1803 — 1813 eine ans- 
fübrliche, aber vielfach unzuverl&ssige Quelle. 

^ Vgl. da» Sebrttben Napoleons an seinen Bruder vom 4. November 1806. 
Correspondance de Napolton I. XIII, 475 f. 
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Durch ein rublikaiiduni vuia 12. Noveiiiber ei'griff er im Xaiiien des 
Kaisers Besitz von dem Kuifürstentum. Mit schmachvoller Eile 
ergaben sieh die preussischen Besatzungen zu Hameln (30. November) 
und Nienburg (25. November) i). Ende November var ganz Hannover 
in den Händen der Franzosen. 

Das hannoversche Ministerium stellte bei dem Einmärsche des 
französisclien Militärs seine eben erst angetretenen Funktionen wieder 
ein. Einen Augenblick erwogen die Minister, ob sie ihre Geschäfte nicht 
unter den Befehlen dtn- fi anzösischen Eehördrii furtsel/.en .-ollten'), wie 
das um dir gleiche Zeit in dem benaclibartcn Braun-rliweiu'' ^re^cliah. 
Sie kamen aber zu dem Schlüsse, dass die- sidi niclit /.'winv. Ihr 
Augenmerk war nun darauf gerichtet, wie mau lien Gt lififls^Mii;: in 
den inneren Landcsangelegcnlieiten gleichwohl in den gt woiiiüen 
Bahnen und unter ihrer Leitung erhalten könne. Man adoptierte 
zu diesem Zwecke die von den preussischen Behörden im Jahre 
1806 getroffene Einrichtung, indem man aus den Geheimen Kablnetts- 
rftten und den Geheimen EanzleisekretAren ein .Regierungskollegium* 
schuf. Dies Kollegium, welches am 3. November in Thfttigkeit trat, 
erhielt den Auftrag, alle Departementsangr le^ i nheiten« mit Ausnahme 
d. r Justizsachen, welche wieder von dem Slaatsminister von der 
Wense in Celle versehen werden sollten, nach den «verfassuogs- 
niössigen Prinzipien" zu besorgen. 

Die Mitglieder des RegienmgskoUeLrinms erhielten am HO. Oktober 
eine Inslruklion, welche darauf berechnet war, den Einlluss der 
Minister so viel als möghch zu wahren. „Wenn es die Umstände 
erlauben sollten", hiess es darin, «dass einer oder mehrere der 
Herren Mmister Excellenzen den Versammlungen des Kollegiums 
beiwohnten, so verstehe es sich, dass diesen die Leitui^ der vor- 
kommenden Geschäfte zustehe". Überhaupt wollten die Minister 
sich vorbehalten haben, „von allen vorfallenden erheblichen An- 
gelegenheiten nach BeschalTeolieit der Umstände eine genaue Notiz 
zu nehmen". So lan^M? als möglich waren die Konzepte der Aus- 
schreiben und Verf(Vrrun;„'en dem betreffenden Departementsminister 
vorzulegen; die ofüziellen Ausfertigung* n halten hingegen mit den 
Nanien^nntcrsehriften der drei Kabinett>riU(' zu erfolgen. Die bif:her 
in dem Plenum des Slaalsniuiialeriunis beliandellen Sachen, sollten 



*) Über dip Vorgänge in Hameln vgl. Sprengers Geschiclite der Stadt 
Hameln, hearheiiet von Amttnann von Reilzenstein 2. Aufl., S. 118 ff. und 
V. Hopiner. Der Krieg von 18(X> und 1807 II, 370(1. In betreff der Übergabe 
Nienburgs vgl. Hopfiier U, 37&fil 

^ Promemoria des Uinistera von Braner vom 6. Januar 1807. 
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jt'tzt von den (ieheimei) Kuljint'lt>rateii uuter geheimer Leitung der 
anwesenden Minister besorgt werden^). 

Man war auf lianiioverscher Seite besorgt, ob die Franzosen 
das neu eingerichtete Regierungskollegium bestehen lassen würden. 
Das LandeadeputatioDS-EoUegiom sandte deshalb die beiden Landr&le 
▼on Münchhausen und von Grote der französischen Armee in das 
Göttingische entgegen, um dem kommandierenden General neben 
der Schonung des Landes insbesondere auch die Beibehaltung der 
bestehenden Autoritäten ans Herz zu legen 2). Man empfing er- 
freulichen Bescheid: Morlier erklärte in dem Publikandum vom 
12. November, alle Behörden -ullten in ihrer ?eprcnwartijren Ver- 
fassung bestehen bleiben, es sei denn, dass der Kaiser ein anderes 
beschliessen würde. Zugleich setzte Mortier wie im Jahre 1803 eine 
Elxekulivkonuiiission nieder. Von ihren drei Mitgliedern hatten der 
Geheime Kabinettsrat Palje und der Landrai von Meding bereits 
der früheren Kommission angehört, neu hinzu trat nur der uns als 
Mitglied des Landesdeputations- Kollegiums bekannte Landrat Ton 
Münchhausen'). Die Befugnisse der Kommission waren dieselben 
geblieben. Ihre Befehle sollte sie von deijenigen Person empfangen, 
welche Napoleon mit dem Gouvernement von Hannover beauftragen 
würde. 

Auffallend erscheint, dass französischer seit? von den hannnver- 
sclipn Behörden kein Huldigunfrseid verlangt wurde, wfdirend die 
Beamten in den meisten deutschen Territorien, welche den Franzosen 
zur Beute ^'efallen waren: in dem IIoi'70^tume Ber^', den westfäli- 
schen Provinzen Münster und Mark, in Kurliessen u. s. \v. ächvvöreu 
mussien, .das ihnen von dem französischen Kaiser anvertraute Amt 
treu und redlich auszuüben, sich desselben nur allein zur Aufrecht- 
erhaltung der guten Ordnung und der öffentlichen Ruhe zu bedienen, 
aus allen ihren Krftften zur Vollführung der für den Dienst der 
französischen Annee anzuordnenden Massregeln zu wirken und 
keinerlei Einverständnis mit den Feinden derselben zu unterhalten". 
Auch im Osnabrückschen, welches gleich nach dem Einmärsche der 
Franzosen von dem übrigen Hannover getrennt und mit dem Bistum 

•) Von dieser Verfagung gab das Ministerium dem Könitje am 5. November 
Nucliricht. Gf.or^' III. hiess ,die F(iniii*M iin^' « ines unter d'-r Dhckfion der Ge- 
lieiiiiea Kabmettäräle aus diesen und den Geheimen Kanzleis^ekretären beslebeaden 
Uegierun{;skollegii'' unter dem 11. November gut 

3) Bericbl des Ministeriums an Graf MQnster, & NOTenber 1806. 

3) Die Minister von drr Dockten, von Grote und Brpmcr bemerken in einem 
Bencbl« an Manster (14>. November) von den Milgltederu der ExekuUvkommission, 
«diese treuen, patriotisch gesinnten Slaatsdiener* hätten sieh dem ihnen gew<ndeneii 
Auftrage hodist ungem und nur aus lAthe zum Lande nntersogen. 
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Münster, den Grafschaflen Mark, Tecklenburg und Linp-cn zu dem 
«Premier gouvci rietnent des pays conquis" vereinigt worden war, 
sahen sich die Behörden zur Ableistung' jtnes Eides gezwungen. 

Dass Napoleon einon solchen Uni er. schied zwischen Hannover 
und anderen eroberten rroviiizeii machte, lässt darauf schliessen, 
dass er in Bezug auf das erstere andere politische Plftne Terfolgte« 
a]s hinsichtlich der letzteren. Offimbar stand es sdion jetzt bei 
ihm fest, OsnabrOck, Münster, Hessen 11. s. w. an Hitglieder seiner 
Familie zu vergeben, wie sie nachher thatsftchlieh an den jüngsten 
Bruder Napoleons, Jerome ßonaparte, und an seinen Schwager 
Murat gefallen sind. Bei Hannover wollte Napoleon aber fireie 
Hand behalten. Vorläufig gedachte er das Kurfürstentum wie in 
den Jahr»'n 180;)— 1805 als ein Pfandobjckl in den Händen zu be- 
halten, um es bei dem künftigen Friedensschlüsse in die Wagschale 
2U werfen. 

Es war aber nicht die Absicht des französischen Kaisers, der 
hannoverschen Administration so viel Freiheit zu lassen, wie während 
der ersten Okkupation. Vielmehr hatte er gleich nach der Besetzung 
des Landes die Einsetzung eines eigenen Genaralgoavemeurs und 
eines Intendanten für Hannover in das Auge geiasst Eine solche 
Massregel schien um so mehr geboten, als die kommandierenden 
Generäle, wie sich in den Jahren 1803—1805 gezeigt hatte, nicht 
im Stande waren, der hannoverschen Verwaltung die gebührende, 
im hiteresse des Kaisers notwendige Aufmerksamkeit zu widmen. 
Auch bheb der Marschall Mortier nur kurze Zeit innerhallt der han- 
noverschen Grenzen. In den ersten l)e( eniberlagen erliess er noch 
den Befehl, dass statt der preusäischen Wappenschilder französische 
Adler augeschlagen werden sollten. Kurz darauf verhess er mit 
dem grösst«! Teile seiner Troppen das Kurfürstentum und marsdiiertd 
durch das Lauenburpsche nach Hamburg und nach dem schwedischen 
Pommern. An seiner Stelle fährte einige Wochen hindurch der 
Genera] Schramm das Kommando in Hannover. Im Januar 1807 
trafen dann als kaiserlidie Bevollmächtigte der Divisionsgeneral 
Lasalcette und der bisherige Prät'ekt im „Departement de la Loire 
inf^rieure" Belleville in der Hauptstadt des Kurstaates ein, der 
erstere mit dem Heneralp'ouvemement , der letztere') mit der 
Intendantur von Haimover beauftragt'^). Ihnen schloss sich eine 

1) Dorcb kuwriiebes Dekret Tom 10. Deeember 1806. 

^) Lasalcette nahm seine Wohnung im l'alais des Henogs von Cambridge, 
Belleville im Fürpt»»nhofe. Die Exoktitivkornmis!5ion hatte dem Oberho&narscball- 
amte bereits um die Mille December die \V eisung zugeben la^n, jenes Palais auf 
das schleunigste in Bereitseliail setam sa lassen. 
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Anzahl untergeordneter französischer Beamten an, von denen hier 
der ^Receveur des contribuüons" Grozier de. Yaux namhaft ge- 
macht sei. 

Die Obhegenheiten des Generalgouverneurs waren wesentlich niili- 
tärisch-pollzeüicber, die des Intendanten finanzieller Natur. Hatte jener 
insbesondere die Ruhe im Lande aufrecht za erhalten» so sollte 
dieser genaue Aufsicht über die ganze hannoversche VerwaKang ins- 
besondere Ober das Finans- und Kassenwesen f&hren, ein wachsames 
Auge darauf richten, dass die kaiserlichen Dekrete und Verordnungen 
in dem Kurfürstentume sinkt befolgt würden. 

Die Einwohner Hannovers hatten allen Grund sich der Wahl 
Napoleons zu freuen, Lasakette und Belleville waren beide Männer 
TOn mildem und wohlwollendem Charakter, den< n das Unglück des 
hannoverschen Landes sehr zu Herzen ^ring, und die alles gethan 
haben, was in ihren Kräften stand, um das Schicksal der Han- 
noveraner zu erleichtem. Zaliheiche Äusserungen Bellevilles be- 
weisen, dass er nur mit innerem Widerstreben die harten Befehl 
Napoleons ausführte. Mehr&ch musste er sidi von seinen Vorgesetzten 
Vorwürfe darüb^ madioi lassen, dass er in der Ausführung der 
kaiserlichen Befehle nicht die nötige Entschiedenheit und Festigkeit 
an den Tag lege. Dieses menscfaoifreundlidie Verhalten des Inten- 
danten verdient um so höhere Anerkennung, als die hannoverschen 
Behörden seine Geduld wieder und wieder auf harte Proben stellten. 
Wie man aus dem weiteren Verlauf der Darstellung sehen wird, haben 
sie nicht nur allen Massnahmen des französischen Gouvernements 
einen liarüuickigen Wicicrstand »'nt^'e<:renpresetzt, sondern auch un- 
zählige Male versucht, den hitendanten und die übrigen französischen 
Autoritäten hinter das Licht zu fühien und zu täuschen. Man 
wflre versudit zu glauben, dass BelleTÜle sidi in der That habe 
düpieren lassen, wenn nidit alle Zeugnisse übereinstimmten, dass 
er im Gegensatze zu Lasalcette, der als ein «sehr beschr&nkter 
Kopf »bezeichnet wird^) — ein ungewüfanlich gescheuter Mann und 
gewiegter Menschenkenner gewesen seL Von massgebender Seite 
wird er ein ,duitlitriebener, erfahrener, tiefblickender Schlaukopf, 
der allr Schulen der Revolution und Intrigue durchgemacht habe", 
genarmt 2). 

Aber vielleicht verfolgte Belleville unter di. r Maske der Menschen- 
freundlichkeit und Milde persönliclie Interessen? Vielleicht hat er 
sich sein Wohlwollen leuer bezahlen lassen? Auch dieses trifll 
nicht zu. Belleville war durchaus uneigennülrag. Folgende 

1) Aufzeichnungen des Auitmaiuis Meyer. 
*J Da». 
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Geschichte mag zum Beweise seiner Unbestechlichkeit dienen. Im 
Februar 1807 bot der Geheime Ausschuse des Landesdeputations- 
Kollegiums dem Gaieralgouverneur und dem Intendanten monatliche 
Tafelgelder im Botrage von 1500 und lOOOThalern an'). Lasalcette 

griflf unbedenklich zu; Belleville ^erklärte dagegen, er könne das 
Geld nicht eher anrüliren, als bis er dazu die Erlaubnis des General- 
intendanten Darn erhalten habe. Als Dam die Annahni^^ nnt^Msii^te, 
boten die Stände dem Intendanten ein Geschenk von :2(Jü<n) Fiancs 
an, um ihn »wegen der Tafelgelder zu entschädigen*". Belleville 
schlug aber das Geschenk aus und sagte, als man von Seiten 
der Stände wiederholt in ihn drang zu dem Laiidrate vonMeding^): 
er könne jetzt niehts nehmen; wolle man aber nadi hergestelltem 
Frieden seinw Tochter ein kleines Prftsoit madioi, so wQrde er 
soldies »als ein Zeichen der ZufHedenheit mit seinem Boidunen* 
nicht zorüdkweisen. Nun indossierte der Landrat vim Meding einen 
Wechsel über SC^Oö Fr. auf die Tochter des Intendanten, und 
schickte ihm denselben mit einem verbindlichen Schreibon. 
Belleville sandte aber den Wechsel sofort wieder zurück^), hi 
gleicher Weise wies er auch die Anträge ^'owinrisüchtiizor Unter- 
nehmer auf Verpachtung von Landesrevenuen und andere für das 
Land unvorteilhafte Geschäfte ohne weiteres ab — Dem General 
Lasalcette muss gleichfalls das Lob eines uneigennützigen Mannes 
erteilt werden, wenn er auch Wagen, Pferde und andere ihm an- 
gebotene Geschenke nicht ausschlug. 

Als Lasalcette und Belleville in Hannover eintrafen; waren sie 
noch nicht darüber instruiert, ob und weldie finamiellen Anforde- 
rungen der Kaiser an das Kurfürstentum stellen werde. Auch der 
Marschall Mortier hatte den haimoverschen Behörden keine Auf- 
klärung über diesen wichtigen Punkt zu geben vermocht. Er hatte 
ihnen darum anheimgaben, eine Abordnung an Napoleon, welcher 

1) Anregung dazu hatte ein Wink Bellevilles gegeben: man möge Lasalcette 
Gelder anbieten, da selbiger kein Vermögen besitze und bei den hohen Preisen in 
Hannover olcht mit seinen Appointements auskommen könne. 

Bei di«Mr Gelegenfattt achri^ Bellevflle an die llilglieder des CMianicii 
AnaKhuBses: «Lee ordres de TEropereur et la Situation du Hanovre ne me 
permeth'tit i]p rerevoir qiie Passiirftripe do l'estime des Messieurs les Hanovri^ns. 
Cette resolution est irrevocable, parce qu'elle est en m£me temps commandöc par 
le devoir et par rhonneur*. 

3) Protokolle des Geheimen Ausschusses des Landead e putetions * KoMcgimna 
vom Sö. Februar, 4. Marz, 21. März. 27. Mai. 

4) Das einzige Geschenk, welches BelleTille von den hannoverschen Behörden 
angenommen hat, bestand in einer Summe Ton 100 Pistolen, die ihm für die 
bd dem Einzüge des Herzogs Friedrich Wilhelm von Braunschweig in Aumover 
(August 1809} eingebfissten Pferde und Wagen als SchadeneTsati angebotai wurden. 
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damals in Berlin weilte, zu schicken; dort würden sie ihr Schicksal 
erfahren. 

In Hunnover beeilte man sich dem Rate des französischen 
Marschall» Folge zu leiäteu. Zu Depulierteu wurden Abi Salfeld, 
Eammeüieir Graf Sdiwidieldt, die Landiflte Ton Ikbrschalk and 
von Grote und der Geheime Eanzleisekretar Hofrat Rehberg er- 
koren'). Nach der ihnen von dem Landesd^imtations-KoUegimD er- 
teilten Instrnktion sollten die Abgesandten in der nachzusuchenden 
Audienz dem Kaiser das Hannoversche »im allgemeinen dringend 
anempfehlen". Insbesondere sollten sie ihre Bemühungen darauf 
richten, dass (l;is Land so wenig als müj?licli mit Truppen belegt 
werde, und zu diesem Zwecke die %Melen l)isher orlit^f ncn Dian!?salc 
geltend machen. Auch waren die r)e{)uticrten angewiesen, sich 
nachdrücklich für die Erhaltung der Integrität der Kurlande zu ver- 
wenden und alles aufzubieten, damit man von «einer französischen 
hiterimsadministration" verschont bleibe. 

Die gleichen Wünsche waren in einer Eingabe an Napoleon, 
welche den Deputierten mitgegeben ward, ausgesprochen. Der 
franzosische iSaiser wurde hierin angegangen, er möge die Verfassung 
des Kurfürstentums in dem Zustande belassen, in welchem sie sich 
zur Zeit der ersten französischen Okkupation befunden habe. In 
dem weiteren Verlaufe des Schreibens trat das Landesdeputations- 
KoUegium den Beweis an, dass Hannover in der That durch die 
jahrelang andauernden Kri< <:slasten vOlli^'^ erschöpft sei, dass es an 
jedwedem Kredite mangele und dass der unfruchtbare Pjoden des 
Landes nur spärliche, selbst in Friedenszeiten kaum hinreichende 
Hilfsquellen biete. Kurz man suchte dem Kaiser plausibel zu 
machen, dass der einzige Tribut, den Hannover zu gewfthren vennöge, 
der eines dankbaren Herzens sei Wie wenig kannte man doch 
Napoleonl 

Die hannOTerschen Deputierten kamen am 18. November in 
Berlin an. Von der Um?:ebnng Napoleons leidlich zuvorkonnnend 
aufgenommen, glaubten sie auf einen günstigen Erfolg ihrer Sendung 

rechnen m dürfen. Es war aber ein wenifr prünstipres Omen, dass 
Napoleon bald nach ihrer Ankunft uadi Posen aufbrach, ohne dass 
sie vorgelassen worden waren. Du es nicht rätlich schien, dass 
sämtliche Abgesandte dem Kaiser folgten, kehrten Graf Schwicheldt 
und der Loccumer Abt nach Hannover zurück. Die übrigen drei 

') Nach (»inem Berichte der hannovoiTchen Minister an Münster vom 
14. November 1S0<J haben ,?5tnlliche Deputierte, die vielen Unannehmlichkeiten 
wohl vorauiisehend, die ihnen bevorstanden, sich nur auf dringendes Anhalten 
nad 9m wahrem Patciotiamn» sa dieeer Rebe cntsehloeaen*. 

Thlmme, OkkopttJoD HuniioTen. 13 
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Deputierten reisten dem Kaiser nach, lu I'üsen erhielleii »ie endlich 
am 10. Deccniber eine Audienz. .Wir sind weit über unsere Er- 
wartung gnüdig behandelt", berichteten sie darüber nach Hause >), 
«und es missfiel nicht, dass wir unsere Anhänglichkeit an Ver&ssung 
und Landesherm bezeugten. Wt den wohlwoUendsten Versicherungen 
wegen Schonung unseres Landes wurden wir entlassen." 

Die schönen Worte Napoleons erwiesen sich aber als Heuchelei. 
Das zeigte sich gleich in der ersten Unten ( (lunfr der Deputierten mit 
dem Generalintendanten Darn, wekher von dem Kaiser mit den 
weiteren Verhandluii;/en lieauftragt war. Daiu eiolTiH^te den Ab- 
gesandten ohne Umschweife, sie hatten anzu>-M'l)cn, welche Summen 
das Kurfürstentum (ausser einer von Napoleon zu bestimmenden 
ausaerordentlichen Kriegskontribution) von den ordinären Einkünften 
erlegen könne und wolle. Die Deputierten erwiderte, sie hfltten 
nach den huldreichen Äusserungen des Kaisers erwartet, von einer 
ausserordentlichen Kri^kontribution ganz v^schont zu bleiben. 
Was die ordinfiren Emkfinfle des Landes betreffe, so überschreite 
es ihre Vollmachten, irgend welche Anerbietungen zu machen. Daru 
möge lieber angeln, wie viel man von den Kurlanden erwarte; 
alsdann würden sie von ihren Auftraggebern in Hannover die Kr- 
klärung einholen, wie weit es möglich sei solcher Forderung nach- 
zukommen -). 

Da der Generalintendant hierauf nielit eingehen wollte, erbaten 
die Deputierten sich von Hause weitere Instruktion. Ehe diese ein- 
traf, verliess Napoleon (16. December) Posra und begab sich nach 
Warsdiau. Nun kehrten auch Marschalk und Rehberg nach Han- 
nover zurück. Der eine Grote setzte die Reise nach dem äussosten 
OAen fort In Warschau erreichte ihn ein Schreiben des Landes- 
deputations-KoUegiums vom 31. December. Grote ward darin an- 
gewiesen, sich ,nur dann auf ein gewisses Aversionalquantum ein- 
zula.ssen", wenn von einer extraordinären Kriegskontribution Abstand 
g'enommen werde, wenn ferner die Administration der Domanial- 
und standischen Kassen den ht iinisrhen Behörden ohne tranzüsisciie 
Einmischung überlassen bleibe, und wenn von dem „Aversional- 
quantum" alle Lieferungen für die französische Armee in Abzug 
kämen. Vorausgesetzt, dass diese Bedingungen geneimiigt würden, 
aber auch nur dann, könne man «nach einem sorgfältigen Übei^ 
schlage, mit Einscfaluss des Überschusses von den Domänen monatlich 
höchstens 300000 Fr. (oder mit Osnabrück zusammen 350000 Flr.) 
ofiferieren*. 

1} Bericht an das Landesdepntatioiw*Kollegimii, Posen 10. December. 
^ Berieht vom 17. December. 
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Es war von dem Landesdeputations-Kolleorinm nicht wohl ^q- 
than, eine so gerinj^füj^'ige Summe zu bieten. Hätte man in Hannover 
nur die gering^-te Kenntnis von dem Charakter Napoleons gehabt, 
so hatte man sich sagen müssen, dass ein solches Benehmen nur 
den Erfolg haben könne, den Kaiser gegen die Kurlande und deren 
Behörden emzunehmen. Nahm doch der Unterhalt des damate in 
Hannover liegenden französischen Militflrs bereits mehr als 300000 Ft. 
monatlich in Ansprach. Es würde also darauf hinausg^ekommen sein, 
dass die Franzosen dem hannoTerschen Lande Veigütungoi zu zahlen 
gehabt hätten. Das Landesdeputations-Kollegium scheint selbst die 
Geringfügigkeit der gebotenen Summe gefühlt zu haben. Wenigstens 
wurde Grote in dem envalinlen Schi-eilien instruiert, er solle das 
Anerbieten damit hcfrründen, dass die Landeseinkünftc bei der 
gänzlichen .Stockung' des Handels nnd der anderen Erwerbszweige, 
bei den fortwährend andauernden Durchzüg-en fremder Truppen und 
der immer fühlbarer werdenden Verarmung der ünterthanen in be- 
stfindiger Abnahme begriffen seien, wfthrend die Ausgaben sich 
durch die Verzinsung der so ungeheuer angewachsenen Landesschuld 
ungemein vermehrt hätten. 

Auf französischer Seite war man begreiflidierwdse über das 
Anerbieten der hannoverschen StAnde hödilich aufj^biacht. Dam 
herrschte den Landrat Grote entrüstet an, man müsse ihm sehr 
wenige statistische Kenntnisse zutrauen, um ein solche? Gebot zn 
wagen Napoleon scheint von dem Anp:eiihhcke an, wo ilun das 
Benehmen des Lamh-sdejintations- Külle^'iunis hinterbraeht wurde, 
den Entschlusä gefasst zu haben, die Hannoveraner seinen Zorn 
fülilen zu lassen. 

Bereits am 15. Olctober 1806 hatte der französische Kaiser ein 
Delcret erlassen, durdi welches dem hannoverschen Lande .in An- 
beti-acht dessen, dass die Schlacht bei Jena die Eroberung der 
preussischen Provinzen bis zur Weichsel zur Folge habe*, eine 
ausserordentliche Kriegskontribution von 9,1 Millionen Francs auf- 
erlegt und der Generalintendant Daru ermftdltigt wurde, zu deren 
Bezalilung die landesherrlichen Domänen anzugreifen. Den han- 
noverschen Behörden war eicrenfümlicherweise von der Existenz des 
Dekretes vom 15. Oktober bis in den Januar hinein keine Kenntnis 
f:epel)en worden. Daru hatte in den ersten Unterredungen nul den 
luumüver»clKn Deputierten wohl in allgemeinen Worten von einer 
Kriegskontribution, deren Höhe der Kaiser bestimmen werde, ge- 
sprochen, aber jenes Dekret mit keinem Worte erwflhnt. Man darf 

Bericht Liroles an das Landesdeputatiüos - Kollegium, VVurbchau 
11. Jnuwr 1807. 

13* 
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daraus vielleicht .-cliliesseii, dass Napolooii nicht von vornherein 
entschlossen war, die ganze Kiiegskontribution von dem Lande ein- 
zufordern, sond^ mit sich handln lass^ wollte >). Jetzt war 
natürlich von Schonung keine Rede mehr. Dam teilte d&a han- 
noverschen Abgeordneten am 11. Januar 1807 in dürren Worten 
mit, dass die Kontribution ein für allemal auf 94 SlilUonen Francs 
festgesetzt sei, und dass davon nichts erlassen werden könne. Gleich- 
zeilig (19. Januar 1807) schrieb Napoleon an den Ki ü j/sminisier 
Berthior zur weiteren Übermittelunp' nach Hannover: ^Dio hannover- 
schen Stände haben die Unverschämtheit ^••ehabt, inu- für den Monat 
300 OOü Fr. von den Kinkünnon de? Landes zu bieten; sie müssen 
1 200000 Fr. uiünathch zahlen, nach dem Massstabe von lOOOOOThalem 
in der Woche. Gehen sie darauf nicht ein, so weide ich die Ver- 
waltung des Landes auf meine Rechnung nehmen und die Stünde 
fühlen lassm, dass dieser Vorschlag allein vernünftig, alles andere 
lAcherlich ist* >). 

Die beiden gewattigen Forderangen — die Kriegskontribution 
vom 9,1 Millionen Fr. und die monatliche Kontingentssumme von 
1 200000 Fr. — erregten in Hannover die Susserste Bestürzung. 
Als man sich von dem ersten Schrecken erholt hatte, suchte man 
«sein Heil in Vorf^tellunpren. Am 3. Februar reichte das Landes- 
deputat i(jns-Kollegium eine Supplik an Napoleon ein. In dieser 
war weitläutljr auseinandergesetzt, dass es dem Lande fränzlich 
unmöglich falle, die Kricgskontribulion zu bezahlen. Auch habe 
Hannover, so stellte man dem Kaiser vor, eine solche harte Be- 
handlung nicht verdient. Das Dekret vom 15. Oktober habePreussen 
treffen sollen; die Kurlande aber seien in keiner Weise als ein 
Teil dieser Monarchie anzusehen. Die hannoverschen Unterthanen 
hätten sich an dem Kriege gegen Frankreich nicht beteiligt. Als 
die preussische Regierung den Versuch gemacht habe, eine Aus- 
hebung ZU veranstalten, sei sie überall auf heftigen Widerstand 
gestopsen und habe trotz lockender Anorliiet untren keinen Erfolg 
erzielt. Ein Volk, welches sich sn gut benommen habe, werde der 
Kaiser doch nicht bestrafen wollen! 

In Betreff des monatliclien Aveisionalquantunis schrieb das 
Lande6de[)ulations-Kol]egium unter dem 14. Februar an Grote, falls 

>J So schrieb auch die txekutivkoinmissiou atn Januar 1807 an Belleville: 
•CoiDine te dieret nöme ne noiw a pas communiqu^ pendant la longue 

ipoque <{ui s'eal ccoulee depiiis »on enianation, nous nous flattons, queS. M. l Empereur 

et Hni «oil lirlermine de ne pas la lai«=fr ex»''Ciitt'r.* — Kr>t am Januar 
wurde der £xekulivk.unimbsion das Dekret von dem französischen Intendanten 

Qbersandt 

Correspoodance de Napolten I*' X17» SU. 
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man französi>rhorseits auf der Forderungr von 1.5 Millinnon Francs 
pro Monat bestehen sollte, ?o würde es sich gezwungen sehen von 
seinen Gesehfiften zurückziitrelen. ,Uiii jedoch «lies anf/.uliieten, 
was durch cht.' üusscr.-teii Anstion}-'^un^feM zu ei-schwiiigen sein niöclite, 
haben wir bei einer nochmaligen Prüfung aller noch übrigen Kräfte 
und mit Berüclcsichtigung dessen, was iiigend durch Kriegsstenem 
und sonstige extraordinftre Moyens au&ubringen möglich sein könnte, 
die Summe von 500000 Fr. auf sechs Monate vom 1. Januar an 
von dem Domanio und den Landschaften zu offerieren uns ent- 
schlossen". Doch mOsee dabei nach wie vor Voraussetzung bleiben, 
dass von einer ausserordentlichen Kriegssteu«r weiter keine Rede 
sei, und dass alle an die französische Armee zu liefernden Ver- 
pfle«mngsartikel in Anschlag gt brachl würden. — Als auch dieses 
Gebot von Daru mit Verachtung zurückgewiesen wurde erklärte 
die haiinoversclir' Behörde, sie wolle ihr Möglichstes thun. um 
monathch 600 000 Fr. herbeizuschallen, alsdann könne man sich 
aber bloss auf fünf Monate einlassen (!) 

Welch' ein Abstand gegen die französischen Forderungen! 
Napoleon verlangte eine Kriegskontribution von 9,1 Millionen Francs 
und eine Abgabe von monatlich Millionen Francs aus den 
ordinären Einkünften des Landes; die hannoverschen Slfinde wollten 
die erstore überhnnj»t nicht, von der letzfenn aber bloss fünf 
Monate hindurch je (iOOOOO Fr., insgesamt also 3 000 000 Fr., 
zahlen, und auch dins nur unter Bedingungen, welche den Wert 
der LeisfnnL' seiir tVa^'würdip- machten. 

Angesichts des lierauslYu'ileiiideti Beiiohuitii» der hannoverschen 
Stände mus» man td dem Gcneialintendanten Dam hoch anrecluien, 
dass er es sein Bestreben sein Hess, die Sachlage unbefangen zu 
prüfen. Er Hess sich wirklich durch Belleville üb^eugen, dass 
das Kurfürstentum nicht im stände sei, die ihm auferlegten Lasten 
zu tragen. . Auf Grund der Berichte aus Hannover stattete er um 
die Mitte Mäiz dem Kaiser Napoleon einen ausführlichen Rapport 
über die Lage des Kurfürstentums ab. Hannover, hiess es darin, 
sei die Provinz, wo die französische Administration bislang mit den 
meisten Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt IiuIm'. Es zähle, wenn 
man Osnabrück ausser Betracht 1a??o, 510 Quadrutiui ilon und 
835 633 Einwohner. Die landesiu rrlichen Einnahmen betrügen 
7 833 040 Fr. 73, die ständischen 7 260 827 Fr. 64, das gesamte 
ötVentliche Einkommen mithin 15 0^)9 868 Fr. 37. Dem stehe eine 

•) Bpri'^lit Hinlos, Warschau "i''», Februar. 

-) ExekuUvkuroniission an Lasalcette, IG. Februar läü7. Landesdeputalioiiä- 
Kollegium an Grote» 3. April. 
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Ausgabe von l()7 V.?74ü Fr. 58 gegenüber; wovon auf den Landes- 
herren 0 447 814 Fr. 14 und auf die Stände 4 295 932 Fr. 44 ent- 
fielen >). £s sei demnach ein ziemlich grosser Übersdiuse, fast eine 
MiUioQ Thaler jährlich, vorhanden. Doch versichere man in Hannover, 
dass auch dieser durch Besoldungen, Pensionen, Meliorationen und 
Akte Oifentlicher Munificenz nahezu ganz absorbiert werde. Daraus 
ergebe sich, dass in den Friedenszeiten in den Kurstaaten keine 
grossen Schätze aufgehäuft und an« Ii keine Gelder ausser Landes 
gegangen sein könnten. Nur wenn die Söhne des Königs von England 
sich in H.mnover eingefunden hätten, sei der etwa vorhandene 
Übei'schnss der Eiimahnu* zu den ii Unterhalt verwandt worden. 

In der letzten Zeit hätten sich nun die Einkünfte des Landes 
sehr geiuiiiderl, deua es sei von den Domanialpächtem wälirend 
der ersten französischen Okkupation eine Vorausbezahlung der Pacht- 
gelder auf zwei Jahre verlangt worden, wodurch jetzt ein erheblicher 
Ausfall entstehe. In den Forsten seien während derselben Zeit 
ausserordentliche Hauungen im Werte von zwei Millionen Francs 
voi^enommen, was die Forsteinkünfte gleichfalls mindern müsse. 
Die Zollintraden bräihfen seit der Sperrung der Weser und Elbe 
bloss den dritten Teil des früheren Ertrages ein, und das Postwesen 
werff kaum noch einen Überschuss ab. In diopor Weise seien die 
öfifentlichen Einkünfte auf angeblich neun Millionen Francs lierab- 
gesunken. — Auch seien die Hilfskräfte dos Landes durch die erste 
französische Okkupation sehr erschüpfl worden. Die Kosten, welche 
den öCfentlichen und städtischen Kassen durch die letztere erwachsen 
seien, würden auf 67330009 Fr. angegeben. Diese Angabe möge 
etwas flbertiieben sein; doch hätten die Stände währ^d der 
Okkupationszeit ihre Schulden um S2 Millionen Francs erhöhen 
mttss^. Die gesamte öffentliche Landesschuld betrage jetzt 
48 Millionen ; davon entfalle ein Viertel auf den Landesherm und 
drei Viertel auf die Stände. 

Daru kommt nunmehr auf die Krie;jskontribution und das 
nionatliche Averf^ionalquantum zu reden. Die Anerbiet untren der 
hannu versehen Stände, erklärt er, seien unjyenüpend. Ks tra;j;e sich, 
was eine französische Administration aus dem Lande ziehen könne. 
Auf dem Wege der Steuern lasse sich die Kriegskontribution nicht 
beitreiben, da die hannoverschen Behörden ihre Mitwirkung dazu 
ausdrücklich verweigerten. Die Vornahme der Steuerrepartition durch 
französische Beamte aber sei nicht thunlich. Denn es mangele 
diesen gänzlich an den erforderlichen Ortskenntnissen, so dass die 

>) Mit den 4395933 FT. 44 kann nur der Beitrag der St&nde an die landes> 
beirlieben KoMcn gemdnt sein. 
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Vcranlapinif? der Kontributiou sehr willkürlich an>fallen würdo, und 
deren Erhebung nur mit militärischer Macht erfolgen könne. — 
Ebensowenig lasse sich die Summe von 0,i Millionen Francs durch 
Anleihen aufbringen, da die hannoverseheu Stünde steif und fest 
dabei blieben, dass sie nicht mehr den geringsten Kredit fönden. 
Auch sei keine Aussicht vorhanden, die StAnde zur Nachgiebiglceit 
zu bringen. Die Anwesenheit der fönf hannorerschen Minister, von 
denen drei zu Hannover, einer zu Celle und der fünfte zu Stade 
sich aufhielten, könne die Schwierigkeiten, mit denen man gegoi- 
über den hannoverschen Behörden zu k&mpfen habe, nur vermehren. 
Mit der Drohungr diese aufzulösen habe man es bereits versucht, ohne 
dass es Eindruck, hervonprebracht hfltte. Lö?e man die Stände und 
die DomUnenkammer wirklich auf, so werde man in die Notwendigkeit 
verset/t, eine verwickelte und unbekannte Administration selbst zu 
übernehmen'). Hiermit seien aber so schwere Nachteile ver- 
knüpft, dass er die Eriialtung jener Behörden für durchaus geboten 
halten mdsse. 

Auf Grund dieser Erwägungen schlfigt der Generalintendant 
dem Kaiser vor, von den ursprünglichen Forderungen so viel nach- 
zulassen, dass die Stfinde ausser der Kriegskontribution vom 
1. Januar 1807 ab monatlich nur 600000 Fr. zahlen sollten, von 
denen jedoch die zur Unterhaltung des französischen Militärs zu liefern- 
den Naturalien nicht abgerechnet werden dürften. Vielleicht lasse 
sich ausserdem durch auss* rordentliche Hauungen in den landes- 
herrlichen Forsten eine Einnahme von zwei Millionen Frams er- 
zielen. Zusanirneii mit der monatlichen Kontribution würde das 
pro 1807 Millionen Francs ergeben. 

Daru übersandte eine Kopie des Kapports am 19. März an den 
Intendanten Belleville. Dieser war unvorsichtig genug, sie dem 
Landesdeputations-KoUegium mitzuteilen. Das letztere konnte durch 
die so deutlich ausgesprochene Abneigung des Generalintendanten 
gegen die Auflr^ung der Stände und die Einführung einer französischen 
Verwaltung in seiner Widersetzlichkdt nur l« stfirkt werden. Es 
richtete am ?>. April ein Schreiben an den Landrat Crofe, worin 
die Erklärung abgegeben ward, es sei jranz unmöcrlich. auf den Plan 
Darus in seinem ganzen Undange cinzui-n-hfu. i;< i deni Aiu rbieten 
von 600 000 Fr. habe man sich durrhau< auf tüut Monate be- 
schränken müssen, weil man schon dahin nicht andeis gelangen 
könne, als indem man in ausgedehntem Umfange zu ausser- 
ordentlichen Mitteln, wie zur Ausschreibung von Kriegssteuem, zur 

1) »De saisir tous lea Ab d'ime administnttion oompliipite et peu comiQfr* 
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Suspension vieler rtguläieu Ausgaben u. s. w. greife. Der von 
Daru voi geschlagene Holzhieb könne aus dem Grunde nicht eintreten, 
weil ein sokher bereits unter den Massregeln begrifTen sei, mit 
welchen die Kammer ihren Anteil an den 600000 Fr. auizubringen 
habe. Auch könne man sich von einem Holzscblage keinen pekuniftren 
Erfolg versprechen, da in der gegenwftrÜgen Jahreszeit bloss Feuer- 
holz geschlagen werde. Schiffsbanliolz werde bei der Seesperre 
überhaupt nicht aasgefülii t ; auch setze der allgemeine Geldmangel 
die Einwohner ausser stand, beträchtlu he Ankäufe zu machen. 

Weiter erklärte da.s Laiidesdeputalions-Küllegium, unbedingt an 
der Fordi'iun;: fr>tliaUeii zu müssen, (las< die an die französische 
Armee gelieferten und tVi ner zu liefernden Veipllegungs- und sonstigen 
Bedarfsartikel von der nionutliclien Abürmementssomme abgerechnet 
würden. Denn die geographische Lage der Kurlande bringe es mit 
sich, dass die Strassen, welche zum Kriegsschauplätze im Osten 
fährten, zum grossen Teile durch Hannover hindurch gingen, so dass 
die TnippendurchzQge und Militftrtransporte ununterbroi^hen fort- 
dauerten. Auch s( i <1as Land von den Verfügungen sechs ver- 
schiedener französischer lielinidcn ahhän;.Mg. Um von Lasalcelte ab- 
zusehen, so verlege dtT in den Hansestädten kommandierende Marschall 
Bruno seine Truppen narli (iutdünken in die hannoverschen Pro- 
vinzen. Marschall Mortier dirii^dcie die zu seinem Arint'i kiiriis ia 
Mecklenburg und Pommern slussenden Iteeresabteilungen ülier die 
Schiffsbrücke bei Artlenburg und veranlasse durch die Unterhaltung 
dieses Werkes, welche dem Lande zur Last falle, grosse Ausgaben. 
Mit der grOssten Willkür verführen der Kommandant von Hameln, 
General Dorsner, und der dortige Kriegskonmiissar Teillard bei der 
Verproviantierung dieser Festung. Teillard dringe auf ein Appro- 
viaonement, das Millionen koste, und verlange unter anderem ausser 
der best&ndigen Ver] fl Lung von 6000 Kranken die Anlage eines 
Belagerungshospitals für 12 000 Mann, das 200 000 Francs erfordere. 
Femer würden von Erfurt ans durch den Kriegskommissar Leniarqnant 
zum Zweck der Bildung,' von Masjazincn nnaufhörlich Rf i[uisition(Mi 
an die hannoverschen Beliürden ;:eriehlüt, denen man allerdinj.'^s bis 
jetzt sich erfolgreich widersetzt liabe. Endlich verursachten aucli 
die über Elbingerode am liarz gehende Etappenroute und die Ver- 
legung französischer Truppen aus EHlridi und Umgegend in das 
HohnstdiBdie erhebliche Kosten. — Wie hoch dies alles dem 
hannoverschen Lande zu stehoi komme, möge man daraus ent- 
nämien, dass seit dem Einmärsche der französischen Truppen für 
den Dienst der Armee 304438 Thaler verwandt worden seien. 
Falls die Abrechnung solcher ungeheuren Pr&stationen von dem 
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Avei-sioiialquanluin nicht zugestanden werde, würden in wciiiizcn 
Monuten aus Mangel an Geld alle Lieferungen für die französisi he 
Arinee von selbst aufhören müssen. Des langen Schieibens kui-zer 
Sinn war der, dass die Stftnde sich entschieden weigerten, auch nur 
einen Schritt über ihr letztes Angebot hinauszugehen. 

Es hätte dieser Widerspenstigkeit wohl nicht emmal bedurft, 
um Napoleon zu bestimmen, dm Vorstellungen der Hannoveraner 
kein Gehör zu geben. Schon am 23. März 1807 hatte der französi- 
sche Kaiser an Daru geschrieben, er solle den ständischen Deputierten 
(Grote) mit dem Bescheide, dass die Hannoveraner alles beznhlrn 
müssten, nach Hanse Tiurüekschirkon. Die hannoverschen Minister 
niö^e Daru verhaften und aus dem Lande jagen lassen. Zum 
Schlüsse hiess es in denj Schieiben: »Madien Sie den Ständen be- 
greiflich, dass man, wenn sie nicht gutwillig bezahlen, demnächst 
ausserordentliche Massregehi ergreifen wird, um sie zur Zahlung zu 
zwingen" Die auf eine Herabminderang der französischen Forde- 
rungen abzielenden Äntrflge des Generalmtendantm waren somit 
von Napoleon gänzlich abgewiesen. 

Denigemäss teilte Daru dem Landrat von Grote zu Anfang April 
mit, dass Napoleon nicht fGir gut befunden habe, auf die hannover^ 
sehen Vorstellungen hin seine er.-ton Befehle zu widomjfen. Im 
gleichen Sinne erklärte der Intendant Belleville der ELxekutivkommission 
am 7. April, die Hekianialionen wetren des Aversionnlquantums seien 
erfolglos gebheben. Der Kaiser brhaire darauf, dass seine ersten 
Befehle ausgeführt würden und verlange, dass die Zahlung der 
wöchentlichen 300000 Francs vom l. December 1806 ab ihren An- 
fang nehme. Der hannoverschen Nation werde der ihr innewohnende 
«gute Geist* ^ sagen, dass Ni^wleon, .welcher den Stfinden ihre 
Administration, den Einwohnern ihre Ruhe, ihre Gesetze und ihre 
Behörden lasse, das Recht habe, von dem Lande Opfer zu ver- 
langen, die sowohl durch die Pflicht der Dankbarkeit als durch das 
eigene Interesse der Hannoveraner geboten würden. 

Was den Befehl Napoleon?, die fünf hannoverschen Minister 
aus den Knrlanden nn?zuweiseri, i)etrifTt, so nulmi Px lleville ef; auf 
sich, die Härte desselben zu mikloni. Er urteilt»', dass die Herren 
von der Wense und von Hake von diesem Gebote überhaupt nicht 
getroffen werden kuauten, da sie sich in der Ausübung , einer wirklichen, 
fftr das Land nicht zu entbehrraulM Amtsverrichtung befänden' >). 

1) Correspondance XIV, 504 f. 
,le boQ esprit*. 

^ von der Wense wer bekanntlich Pilsident des Ober-AppeUaÜonegeridits 
zu Celle; yoa Hake Chef der Kri^akanxlei nnd der Rcgiaiing zu Stade. 
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Daher teilte er den kaiserlichen Willen nur den drei übrigen Ministem: 
von der Decken, von Bremer und von Grote mit. Gegen den erst- 
genannten Herrn liess sidi der französische Intendant aus, er sehe 
wobl ein, dass dessen wankende Gesundheit den Antritt einer Reise 
nicht erlaube, er möge darum bis auf weiteres in Hannover ver- 
bleiben. Den Ministern von Bremer und TOn Grote erOflbete Belleville, 
er Tomute, dass sie sich auf ihre — wie er wohl vvusste, in den 
hannoverschen Landen belegenen — Güter begeben würden*). Dem 
cntspronhrnd blieb von der Decken ruhifr in dor Hauptstadt zurück, 
während von Bremer und von Grote für eine Zeit lanfr in das Exil 
nach ihren Besitzungen im Bremischen und Gottingischen ^'ingcn. 
Später linden wir auch den Minister von Bremer wieder in Hannover. 

Um auf die Verhandlungen über das Aversionalquantum zurück- 
zukommen, so beruliigte sich das Landesdeputations - KoNeghun 
durdiaus nicht bei dem Bescheide Tom 7. April 2), sondern Ober- 
sandte sofort eine neue Vorstellung (8. April). Das KoUegium 
wiederholte in derselben die frühere Behauptimg, dass es schleehter- 
dirp:.^ unnio<r]ich sei, monatlich 1200000 Fr. zuzahlen. Zur Be- 
gründung des Unvermögens führte man dieses Mal an, man sei 
keineswerrs in der Lage, alle Einkünfte des Landes in die Kasse des 
»Receveur des contribuliuns" abzuliefern. Vielmehr werde ein grosser 
Teil der Öffentlichen Einnahmen notwendifjerweise durch die Ver- 
pflegung der französischen 'rrnj»pen und durch mannic^l'ache Liefe- 
rungen für den Dienst der Armee absorbiert. Bislaug sei es nicht 
einmal gelungen, die Bedfirfiüase der Armee sftmtlidi zu befriedigoi. 
In den vier Monaten vom December 1806 bis zum März 1807 habe 
man zu solchem Zwecke 1 859 170 Fr, verausgabt, und doch seien 
noch 759501 Fr. rOckstandig. Auch könnten die Landesbehörden 
sich nicht der Pflicht entziehen, die Zinsen der Staatsschuld, 
die Gehälter und Pensionen der Beamten und des verabschiedeten 
hannoverschen Militärs, die Kosten der Justiz, der Polizei und der 
übrigen Zweige der öffentliclien Verwaltung zu zahlen. Man fiabe 
zu viel Vertrauen auf die Gereehti^'keit der französiselicn Rep:ierung, 
als dass man fürchten sollte, sie würde die Verwendung eines Teils 
der Staatseinkünfte zu so geheiligten Zwecken untersagen. Woher 
denn nun die monatlichen 1200 000 Fr. nehmen 3)? 

Allmählich sahen die hannoverschen Stände aber doch ein, dass 
es gerat«! sei, wenigstens etwas mehr zu bieten, als bislang ge~ 
sehehen war. Am 22. April erklärte das Landesdeputations-KoUegium 

1) Fromemoria des Miaislcnums vom 8. April 1S07. 
S) S. S. 90L 

2} Landesdepatatioiu-KoUesiiiiD an BeUevUleb 8. April 1807. 
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in einem Schreiben an Belleviüe, es wolle si( h verbindlich machen, 
vom 1. April ab sechs Monate hindurch jf r.CKXXK) Fr. zu liefern. An 
der Vorauäsel/ung, dass die Kriegslcontribulion erlassen werde, dasa 
alle Geldsimimen in Abrechnung kämen, welche seit jenem Zeit- 
punkte aus öffentlichen Kassen fükr die fIranzOsische Annee verwandt 
seien und fernerhin verwandt würden, und dass den Landesbehörden 
die freie Disposition Ciber sftmtliche Binkfinfte des Eurffirstentums 
verbleibe, hielt man aher auch jetzt fest. Dagegen erbot das 
Kollegium sich, den vim Dam gefordei-ten Holzhieb im Werte von 
zwo] Millionen Francs mit einer Million Francs (!) in Wechseln ab- 
rakaufen. Zu dit^som Zwccko fiborlieferte die han^()^'<'r'^r}1^' RcliArde 
dem französischen Intendanten zehn Wechsel ölx r je 100 üOü Francs, 
welche nach und nach oin^'elöst werden sollten. 

Belleviüe entgegnete am April, Daru habe inuj unter dem 
17. geschrieben, es sei der ausgesprochene Wille Napoleons, dass 
von den monatlich zu zahlenden 1 200000 Fr. nicht das Geringste 
zur Verpfiegong des un Hannovasehen tiegendoi französischen 
Militärs verwandt werden solle; vielmehr sollten die Soldaten allem 
von den Unterthanen beköstigt und unterhalten werden'). Die 
Deklaration der Stände vom 22. April mtlsse demnach als gänzlich 
verworfen angesehen werden. Was den ausserordentlichen Holz- 
schlag betreffe, so ^nl1i> pr doch zwei Millionen Francs, nicht eine 
Million bringen; die iStönde müssten also die zweite Million in 
Wechseln nachliefern. 

Das De|iiifationskolle;,Muni versuchte es daratif noch einmal mit 
mündlichen und »chiiltlichen Vorslelluiigeii. In der neuen Eingabe 
an BeHeviUe (29. April) war ausgeführt, wenn es bei der ursprüng- 
lichen Höhe des Aversionalquantums verbleiben sollte, so würden 
fOr die 2Seit vom 1. December bis zum gegenwärtigen Augenblicke 
bereits 6 300 000 Fr. zu zahlen sein. Davon habe Grozier de Vaux 
vorläufig bloss 750000 Fr. erhalten, so dass ein Arri6r6 von 
5 630 000 Fk'. vorhanden sei, eine Summe, die sich nun und nimmer aus 
dem Hannoverselien ^vürde herauspressen lassen. — Im weiteren 
Verlaufe der Vorstellung entwarf die hannoversche Behörde eine 
klägUche nnd ohne Zweifel sehr übertriebene Sehildt i un;.^ von der 
traurigen Lapre des Landes. Es gebe Dörfer, hicss es u. a., wo 
kein Stüek iirot vorhanden sei, und wo die Einwohner froh seien, 
wenn sie sich durch Fischfang in den Flüssen vor dem Hungertode 

1) Mapulcuu an Daru, ID. April ltiü7: .Je aentends payer aucune subsistance 
ponr le 8. corps d'umiee. II oceupe des cantozmements richcs» oü les paysan« 
pewrent Le nourrir sbiis argent. Correspondance XV, 70. 



retten könnten Der Preis des Getreides sei gegen früher auf 
den dritten Teil herabgesunken, nicht weil dieses im Oberfluss vor- 
handen sei, sondern weil es an Geld mangele. Vor dem Kriege 
sei die BevÖlkmmg Hannovers auf 835000 Seelen geschätzt; die 
neuerlichen Listen ergflben bloss 720 000 Einwohner >). Die ZaM 
der im letzten Jahre Verstorbenen Qbersteige die Dnrchschnittsziffer 
uni 7755 Tote. 

Diese Vorstellung wurde von den französischen Behörden einfach 
ignoriorf. Si«' waron müde geworden, dio Eingaben der Stfindo, 
welche ihnen nur di n Zweck der Verschleppung zu haben schioiK ii, 
zu beantworten. Auf hannoverscher Seite glaubte man aber, odtT 
gab wenigstens vor zu glauben, dass die Franzosen endlich in 
ihren Forderungt n nachgelassen hätten. Man wurde in solcher 
Meinung durch ein Schreiben des Generalintendanten vom 11. April 
bestärkt, in welchem von der .prestation mensuelle" von 600 000 Fr., 
welche der Kaiser erwarte, die Rede war. Es handelte sidi aber, 
wie Belleville der Esekutivkommission am 38. April mitteilte, hierbei 
um einen Sehn ilif« hier des Kopisten. Gleichwohl schrieb die 
Kommission am 4. Mai ganz unbefangen an den Intendanten, man 
habe die eingegangeno Vi rpflichtung fiOO tKX) Fr. monatlifli m zahlen 
für den April nicht nur vollkommen orfnllt, öondpm noch l-i>> 07ö Fr. 
über diese Suiuin«' liinaus bezalili. Hi»-iauf tTwiUt'ite l>L'lleville 
(5. Mai), man liaiti- doch niotiatlidi 1 i2(X) UÜO Fr. und nicht 
600000 Fr. zu zahlen, und zwar vom 1. Dcceraber 180G ab. Auch 
dürften, wie schon wiederholt erklärt sei, die Ueferungen fOr die 
französische Armee nicht abgerechnet werden. Da nun im Laufe 
des April nur 200000 Fr. m die Kasse des Eontributionseimiehmers 
geflossen seien, so seien die Stände, weit entfernt mit der Zahlung 
voraus zu sein, im Gegenteil allein für den genannten Monat mit 
einer Million Francs im Rückstände. Er (der Intendant) wolle 
das S(!hreiben der Konunission bloss als eine Auskunft über die 
gelf'i^teff n Zahlungen ansehon. Denn, wenn er es dorn Goneral- 
interulanleii Dam ri!>prniitli lii wolltf». so würde dieser in dciiiselben 
nur Trotz und Ei;.--» invilli ii ci lilicki-ii kuiuieii. Ein solches liart- 
näckiges Festhalten an längst abgekhulen Vuischlägen sei weder ge- 
ziemend noch respektvoll und werde unausbleiblich böse Folgen haben^). 

t) «de p6eher un peüt poiason tens ks riviires pour se nounir*. 

2) Man wird gail Üiun, diese nnrl ähnliche Behauptungen der hnnnnvfT=( hf>n 
Behörden mit der ^'rfi?>ten Vorsicht aurzunehmen. Sie scheuten vor Cbertreibungen 
und Unwahrheiten um das guten Zweckes willen nidit zurtlck. 

3J DasB Napoleon zeitweise entscfaloasen gewesen sei, sieh mit 600 000 Fr. 
m begnngen, wie men mis einer Ordre Napoleons an Dara (Correspondanee XV, tt6) 
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Wir müssen hier auf verschiedene Massro^'oln zurück^Mrifen, 
welche von den französischen Machfhabem in den Kurlanden nach 
erfolgter Besetzung getiüüen wui tien waren. Bereits im Anfang des 
Decembennonats (1806) hatte Marschall Mortier an die Exekutiv- 
kommission die Weisung ergehen lassen» bei der Verwaltung der 
6ffaiUidiai Gelder sei flberall die strengste Sparsamkeit zu be- 
obachten, da man demnftcbst genaue Rechenschaft abzulegen 
haben werde. Auf die etwa ftlligen Besoldung^ der Staatsdien«*- 
Schaft dOrfe darum mr ein*- Abschlagszahlung entrichtet werden, 
und z^var nicht an alle Beamten, sondern nur an solche, welche 
dessen drin-jend bedürftig seien. Ausser Landes befindliche Staats- 
diener sollten {.'anz filjeiij^anp-en werden. Gleichfalls seien dem han- 
noverschen ilililäi bloss abschlägliche Zahlungen auf die Gagen und 
Pensionen zu leisten. Gfmzlich unterbleiben müsse die Auszahlung 
der Pensionen un Civilbediente. Die Zinsen der öffentlichen Schuld 
endlidi dürften nur so weit berichtigt werden, als sie nicht dem 
englischen Könige zuständen. 

Mortier kam mit dieser VerfOgung dem ausdriLcklichen Befehle 
Napoleons nach, welcher ihm am 5. November 1806 geschrieben 
hatte: J^ichten Sie Ihre pranze Aufmerksamkeit darauf, dass die 
Staatseinkünfte nicht verschleudert werden, und dass alles in grösster 
Ordnung zugeht. Ich werde keinerlei Verschleuderung dulden, alle 
Hilfskräfte des Landes müssen der Armee dienstbar gemacht werden* 

hat seUicssen wollen (vgl. Goceke, Das Konigrddi Wcttftlen S. 29), halte ich 

nicht fOr wabi^clieinlich. Jene Ordre enthält bloss den Befehl, die von den 
SfSnrtpn pobotenc monatliche Summe von 600 000 Fr. sofort beizutroiben. rbrii'on- 
trägt die beireffende Note einen unfertigen Charakter, insofern bei der Aufiaiiiuni; 
der Titel, «eiche Hannover feiahlt haben solUe^ die Zahlen nidit aoagdhllt sind. 
Goeckes Meinung, Napoleon habe das Total der von Hannover gezahlten Summen 
— 0 gezogen, ist ohno Zweifel falsch. Da« Datum i\(ir Onlrc fehlt gleichfalls; 
der 30. Mai wird vom Herausgeber der «Correspondance* nur als ,date presumee* 
beseiehnet. Wir haben es demnach bei der Ordre wohl nur mit einem Entwürfe 
sn thun, der von Napoleon nicht vollzogen wurden ist. 

Bei (iir-er <Mlegenheit sei erwähnt, dass di«' Ang-aben Gnpckes über die 
französischen Forderungen in Hannover von Irrtümern strotzen. Guecke ver- 
weebselt zunicbst das Aversionalquentum und die Kriefrskontribtition. Dass das 
erstere bei der .Bevölkerung* auf grossen WiderBtaml |.'i st<js<. n ad, bt nicht 
richtig", man kann diws höchstens von di n hannnver-chen Ht-liunlen sagen. Gan?. 
falsch ist die Angabe, von der ausserordenüichcu Kriegssteuer von 9,i Millionen 
Fram» habe Goslar allem 900000, HUdesfaeim 100000 FT. iahten sollen. Weder 
Goslar noch Rildesheim geborten damals zu Hannover. Falsch ist ancb die De- 
hauplunf.'. der rirnern! Lasalcette habe die enorm** Ge^amtfordeninfr noch auf 
13i/a Millionen hinaufgeschraubt. Die wahre Sachlage ergiebl sich aus unserer 
Darstellung. 

() Correspondanee XOI, 481. 



Am i\. Januar 1807 übersandle Bolleville der Exekutivkomniissioii 
ein kai?erliLlii s Dekret vom 13. November 1806, welches die Be- 
ptiiiimuiig enthielt, dass die Auszahlung von Besoldungen an die 
Staatsdienerschuft und von Pensionen an Civil- und Militärpensionärs 
80 lange suspendiot Ueiben aolle, bis ein nameuüldies Yeneicbnis 
der Bezugsbereditigten eingereicht und höheroi Orts genehmigt 
worden sei. — Tags darauf lief Ton dem Generaladministrator 
Estfeve aus Berlin die Erlaubnis ein, den Beamten das Gehalt bis 
zum Ende des Terfloss^en Jahres auszuzahlen. Vom 1. Januar 1807 
ab sollte dagegen eine neue Einrichtung statthaben. Bis zum 15. 
eines jeden Monats sollten die Provin/.ialinfendanfen die Etats der 
unter ihrer Aufsicht stehenden Dienerseliaft an den Generaladmini- 
strator einsenden. Dem letzteren kam es zn, die Listen vor Ahlauf 
des Monats zu prüfen nnd mit seiner Genehmigung versehen zurück- 
zusenden. Erst dann durfte zur Auszahlung geschritten werden. 

Am 25. Januar verfügte Belleville auf Darus Befehl des weiteren, 
dass Torlftuflg alle und jede Zahlungen aus den öffentlichen Kassen 
eingestellt werden sollten. Daran knüpfte sich die Forderung, die 
hannoverschen Behörden sollten ihm Tag für Tag ein Verzeichnis 
über die Einnahme und Ausgabe der Generalluussen ') und des- 
gleichen wöchentlich einen Auszug aus den Rechnungen der ver- 
schiedenen Provinzialkassen einreichen. Auch wurde vorgeschrieben, 
die Erhebnng der Provinzialeinkünfte und deren Übersendung an 
die Centraikassen hätten möglichst scldetinig von statten zu gehen. 

Hannoversrherseits beeilte man sich durchaus nicht, den fran- 
zösischen Befehlen nachzukommen. Am 15. Februar 1807 mussle 
Belleville Klage führen, dass die Eammerkasse seit dem 24. Januar 
nur höchst geringe und die stAndische Generalkasse fast gar keine 
Einnahmen gehabt habe. — Am 23. Februar beschwerte sich der 
Intendant von neuem bei der Exekutivkommission, dass in den 
Provinziallcassen seit dem 24. Januar beträchtlielie Summen ohne 
triftigen Grund zurückgehalten würden. Zu Stade, Lüneburg und 
anderwärts seien mehr als 60 000 Thaler in Stagnation. Wenn 
die dortifron Bestrmde nicht bis mm Ende der Worhe oinp-ogangen 
seien, drohte Belleville, so wurde er sie durch Zwan*.'sini(fel herbei- 
schaffen lassen. Die hannoversche Konimis?ion er\viderle am 
25. Februar, wenn die Provinzialkassen nur seliwache Summen an 

h An solclien Gencralkassen gab es damals: 1) Die Kanunerkasse. Mit dieser 
war hei Bo^:liin <.l. r Okkuiiatinii (iic im Jahre 1^01 von ihr abgezweigte und dem 
Ministenum untersleUle , General kas»e* wieder verbunden worden. 2) Die Kriegs* 
kaase, 3) Die der ExekutiTkommiasion und dem Landesdepulationa -KoUeginm 
unterstdieiide sUndische Generalkasse. 
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die Centiallandeskassen abliefcrton, so liege das dnran, da^^; der 
Dienst der Armee, die Zinsen der öffentlichen Schuld und die un- 
umgänglich notwendigen Kosten der Verwaltung die ordinären Kin- 
nahmen verzehrieD. 

Aus dieser Antwort «rgiebt sich zur Genüge, dass die han- 
noverschen Behörden kcdneswegs der Weisung, alle Zahlungen für 
die heimische Verwaltung einzustellen und die dadurch freiwerdenden 
Einnahmen an den «Reoeveur des contributions' abzuliefern, ge- 
horsam waren. Dies gilt nicht bloss von den Provinzialbehörden, 
sondern auch von der Regi^ng, der Rri^lcanzlei, der Kammer u. s. w. 
Aus der Kammerkasse sind iin Januar 1807 an den Reccvenr de 
Vaux 4;^ 1)50 »f abgeliefert und daneben für das fianzösisrhe Militär 
1634 1^ veraus^'abf worden. Dafjfeüfcn wurden während dieses Zeit- 
raumes aus derselben Kasse 8G uri.') 4\ also nahezu die doppelte 
Summe, auf die heimische Administration verwandt. In den folgen- 
den HfHiaten wiederholte sich das gleiche Spiel. 

Allerdings war BelleTille menschenfreundlich genug, den Befehl, 
dass alle Zahlungen für die hannoversche Verwaltung eingesteüt 
werden sollten, nicht in seiner ganzen Härte auszufiUiren. Vielmehr 
hatte er am 29. Januar auf seine Verantwortung hin die Erlaubnis 
erteilt, eine nicht unbeträchtliche Summe zur Besd it';rig der drin- 
gendsten Bedürfnisse der hannoversehen Administmlion zu ver- 
wenden. Die Bewilliu'uiig erstreckte sich auf die L'ntei iialtun<j:skosten 
der Hospitäler und Gefängnisse, auf die durchaus erfordeilichen 
Reparatm-en an Deichen, Strassen und ötfcntlichen Gel)äuden, auf 
das Unten iehtswesen, die Zinsen dei Staatsschuld, die den Armee- 
lieferanten geschuld^en Rückstände und endlich auf Besoldungen 
und Pensionen einschliesslich des rückständigen Soldes der han- 
noverschen Armee. Dabei stellte der französische Intendant nur 
die Bedingung (3. Februar), die Auszahlung von Besoldungen und 
Pensionen dilrfe nicht etwa in der Weise geschehen, dass ein jeder 
Beamte einen verhältnismässigen Teil seiner Bezflge fMu|)fange, 
sondern es sollte lediglich an solche Staatsdiener eine Ab.schlags- 
zahlung geleii'fet werden, die sieh in drinjrender Notlage beffmden. 
<— Als dann gegen Ende F«'l)ruar die den hannoverschen HcIku den 
zur Verfügung gestellten Fonds erscliofjl't waren, bewilligte Belleville 
wiederum 50 000 Fr.'), in Hannover aber war man hiermit noch 
nicht zufrieden. Das Kammerkollegium allein gab (25. Fel»iiar) 
seinen wöchentlichen Bedarf für die notwendigsten Angaben auf 
5600 ^ an. Schon am 5. März suchte die Exekutivkommission um 



1) BeUcTiUe an ExekaUTimiunisaioD, 28. Fdtraar. 
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anderweitige 50 000 Fr. für die Kamiiier und um 10000 für die 
Kriegskanzlei nach. Dies Ansinnen musste BeUeville freDich ab- 
schlagen >). Doch verfugte & unter dem 10. MAiz, dass die Justiz- 
beamten fOr das erste Quartal 1807 ihre gewöhnliche Besoldung 
erhalten sollten, da die Rechtspflege nicht unterbrochen werden dürfe. 
Ebenso gestattete der Intendant, dass die Zahlungen an die Universität 
Göttingen in dorn hergebrachten Umfange fortgesetzt würden. 

Am i'5. Mäi-z ging Belleville den Generaladministrator Esteve 
um die Erlaubnis an, jetzt, wo dio verlangten Generaldats in dessen 
Händen seien, wenigstens die Hälfte der Besoldun^'cn für das erste 
Quartal 1807 anweisen zu dürfen 2). Die Geuehuiigung ward in- 
dessen von Esteve verweigert. So sah Belleville sich genötigt, der 
Exekutivkonmiiääion anzukündigen (15. Apni): so lange Hoffnung 
auf das Zustandekinnmen des .abonnement mensuel* gewesen sei, 
habe man einige Nachsicht geübt. Seit aber die Verhandlungen 
geseheitert seien, könne davon laut höheren Befehls keine Rede 
mehr sein. Von nun an müsse eine jede Ausgabe unterbleiben, die 
nicht ausdrflcUich genehmigt worden sei. Alle bisherigen Autor!- 
sationen seien als nicht gegeben anzusehen. Hinfort dürften die 
nfl'eiillichen Einkünfte, ordinäre sowohl als auch rvtrnordinäre, nur 
noch zu der Herbeisrhaffnng der monatlichen I ^ihmxK) V\\ und zum 
Unterhalte der fran/ösisc lien Armee verwandt werden 3). Belleville 
wollte hiermit nicht die Zahlungen für die hannoversche Verv^altung 
ganz und gar verbüleu haben; er verlangte aber, dass in einem 
jeden einzelnen Falle zuvor seine Erlaubnis eingeholt werde. Man 
glaube nicht, dass die hannoverschen Behörden das Verlangen 
des Intendanten erfOIlt hätten. Ende Slai hielt der letztere 
der Ezekutivkommfssion vor, dass seinem ausdrQcklichen Befehle 
entgegen aus der Eammerkasnae Gehälter und Pensionen an die Be- 
amten der Hofdeparlements ausgezahlt würden. Ein Gleiches geschah 
ohne Zweifel auch bei den übrigen Centraikassen. Die Provinzial- 
stände vollends verwandten einen grossen Teil der ordinären Steuer- 
einkünfte ganz na( h iiireni Gntdünken, ohne sich an die Befehle 
Bellevilles zii kehren. Begünstigt wurde dies dadurch, dass die 
Landachafleu ja nur einen Teil ihrer Einkünfte an die lierrschafl- 
lichen Kassen abzuliefern hatten, über die Verwendung des anderen 
Teils aber von jeher unbeschrankt und ohne jede Kontrole der 
landesherrlichen Behörden zu disponieren pfl^en. — Am 9. Juli 

') Belleville nn Exektitivknmirii-«ion, 6. Harz. 
^ Belleville an Kaiiuiietkullegiuin, 25. März. 

S) Am S8. Aprit wurde» wie schon erwfthnt (vgL S. 203), auch die Verwendung 
der Odtentlichen Einkflnfte cur Ven^egnng der fransflsiscben Truppen nntersavt 
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musste Belleville von neuem über den Ungehorsam der Stände Be- 
schwerde führen. In gereizten Worten wiederholte er bei dieser 
Gelegenheit das Verbot, dass weder Zinsen noch GobäUer nnd Pen- 
sionen ohne seine expresse Geneliruigung ausgezahlt werden iollten, 
selbst w&m es sieh um die geringfügigsten Summen handele i). — 
Kassenbeamte, welche steh m Zukmift solche eigenniftcfatigen 
Zablimgen zu schulden kommen lassen wOrden, drohte der französi- 
sche Intendant, sollten sofort ihrer Stelle entsetzt und als »dUapidateurs 
des revenus de Sa ÄLijesle I'Empereur" bestraft werden. 

Nun musste das Landesdeputations-KoUegiom sich wohl dazu 
bequemen, den Provinzialständen die Snsponpion der Zahlungen für 
die heimische Verwaltung-, welche den meisten landschaftlichen 
Behörden bis dahin nicht einmal mitgeteilt war, einzusehSrfen. 
Aber man biachte es auch jetzt noch fertig, die Befehle des Inten- 
danten zu umgehen. Die Handhabe dazu musste das Bcllevillesche 
Schreiben vom 9. Juli selbst bieten. In einer Plenarsitzung vom 
10. Juli, in welcher dasselbe erörtert wurde, beschloss das Landes- 
deputations-Kollegium, das Verbot der Auszahlung von Pensionen 
lediglich auf die Hilitftrpensionen, nicht aber auf die Pensionen der 
Civildienerschaft zu beziehen 2), An dieser — natürlich falschen — 
Auslegung hielt man mit Hartnäckigkeit fest. Noch drei Wochen 
später behauptete der Geheime Kabinettsrat E, Brandes im Schosse 
de? Kollegiums, dass Belleville bei seinem letzten Verbote ausser 
den Zinsen nur die Pensionen und Gnpen des Militärs, nicht aber 
die Civilbesoldun^-'en ^jt-mcint habe 3), und gründete darauf den Antrap, 
»dass man hinfüro über alle solche Zahlungen aus der» landsehal'L- 
lichen Kassen, welche nicht ausdrücklich untersagt wäi-en, keine 
Anfragen thun, sondern solche wie bisher kontinuieren lassen möge*. 
Der Antrag ward einstimmig genehmigt. 

Kaum bedarf es der Erwfihnung, dass die Zahlungen aus den 
Landeskassen für die Verpflegung der französiscJien Truppen fort- 
gesetzt wurden, obwohl auch sie am 38. April durch den Inten- 
danten untersagt worden waren*). 

I) .de ne payer aueime position d^int^rM, de pension et d« traitement de 

nÜKtaires sans un ordre expr^s et nominattf." 

'•'I Protokiill der Silziint; des T,andesdepulations-KoHe?iunis vom 10. Juli. 
Der WorUaut des BeileviHeschen Schreibens vom 9. Juli (vgl. Aom. 1) 
lAsflt alterdii^ dne solch« Auslegung zu. Den bannoTmehen Betordoi ma 
aber ans den froheren Erklärungen des fraiutOsischen Intendanten sehr wohl 
bekannt, das? dieser alle Zahlungen ohne Aucnabinf» cinpeslelll wissen wollte. 
Wir haben hier wieder eine Probe davon, wie geschickt jene es verslanden, die 
Befehle der französischen Machthaber zu verdrehen und illusorisch zu machen. 
4} VgL S. 903. 

T h tmm e, Okkqp«tt4Ni HaanoTwrs. 14 
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Nicht wenip'or\^'irlei'setzli( likei( le^'tcn rlio hannoverschen Behörden, 
insbesondere die Sländf, hei den Verhandlungen über die Ma>?rt><jeln 
an den Ta<?, vennittelst deren die Kriegsküntribution und das 
Averäiunulquunluni aufgebracht werden sollten. Da die Stände 
keinen Kredit mehr hatten oder doch nicht zu haben behimpteten, 
musste die Deckung in erstw Linie durch ausserordenUiche Steuern 
geschehen. BelleviUe hatte dcam auch frQhzeit^ auf die Anlage von 
Extiasteuem gedrungen. Wie die franzfisischen Befehlshaber wfthrend 
der ersten Okkupation, so wQnschte auch er, dass die linheren 
Volk k!;iF-;en besonders herangezogen Wörden, und empfahl ZU 
solchem Zwecke die Einführung von Mobiliar- und Luxussleuem. 
Scheinbar auf seine Intentionen ein^'ehend, gab dag I.andt?- 
depulations-Kolle<jium ihm unter «lem 8, April die Absiebt kund, 
die adlig-freien Güter nicht zu verschunen, und nanu ntlich die Be- 
soldungen, Pensionen und Zinsen zu der Steuer heranzuziehen. 
Emst gemeint war das kaum: die letztgenannten G^enstände führte 
das Kollegium wohl nur aus dem Grunde an, um dn Argument 
gegen die Suspension der Gehälter etc. zu gewinnen. Wie könne 
man, so fragte es den Intendanten, ein Objekt besteuern, welches 
in dem gleichen Augenblicke vernichtet werde? 

Dass die Landschaften bei den im April 1807 zunächst auf 
sechs Monate ausgeschriebenen Kriegssteuern das Hauptgewicht auf 
die be-ser sifnierten Klassen der Bcvölkernnfr sjelepl hätten, lässt 
sich nicht behaupten. In allen wesciitiii hcn Best immuneren ward 
auf die Kriegssteuern der Jahre 1803 — 1805 zunK k;jr<.M ilTt n '). So 
schloss sich das cakabergische Steuerausschreibea vom 15. April 
fast Wort für Wort an die Auflage vom 15. Juli 1803 an. Nur 
ward die neue Steuer auch auf die Equipagen ausgedehnt, fik deren 
jede 30 erlegt werden sollten^. — Im Lfinebuigischen wurde 
der am 13. April 1807 verordneten Kriegssteuer das Ausschreiben 
vom 20. Juli 1803 zu Grunde gelegt, nur dass eine Verdrei- 
fachungdcr früheren Ansätze stattfand. Aiif h im Herzogtume Lauen- 
burg wurden die Sätze der zu Heginn der ersten französischen 
Okkupation an'^'elegten Steuer verdit i facht. Im Hoyascht*n ward 
den rittersclial'tlii hen nütern und den der Klassensf*Mier iintn woi friien 
l'crsonen das Zwril'aeh«' des l)isherigen Betrages, den „Pllichtigen* 
aber ein ,Tnpium contributionis extraordinarium" auferlegt. 



') V^l. die Ausfühninpen Ober die Krif?<«tpumi ricr Jahiv ISfH — ISO'), S. 98 ff. 
Dies batlc den Erfüll^, dass die Zahl der Kquipa^'en in der Hauptstadt 
des KurfQrstentums sich rasch auf den vierten Teil verminderte. Gouvemements- 
kommiMton an Bdleville, 13. November 1809. 
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Den mutmasslichen Ertrag der ausserordentlichen Kriegssteuer 
gaben die verschiedenen Provinzialstände folgendermassen an: 

Calenberg- Grubenhagen auf 9G0Ü0 

Lüneburg ' 96000 , 

Bremen-Verden , 36000 « 

Lauenborg , 11 000 » 

Hoya 45000 , 

Hadeln , 10865 , 

Sa. 894265.1^ 

Das thaisächliche Ergduiis war in: 

Galenberg -GrubenhageD 70 763 4 18 mgr 1 ^ 

Lünebarg 122 819 , 20 „ — , 

Bremen - Verden 34 411 , 26 , 6 , 

Lauenburg 17 050 , 9 , 7 . 

Hoya 38 198 „ 34 , 3 , 

Diepholz . 4 241 „ 3 , 5 , 

Hadeln ^. . . . . 9 899 , 6 , 4 , 

Sa. \m 4 U mgr »). 

Hält man das Resultat mit dem verfassungsmässigen Beitrags- 
ftisse zusammen — von je 100000 ^ entfielen auf Calenberg-Graben- 
hagon 34640 Ltoeburg 30 183 ii^, Bremen- Verden 22304 ^ 
Lauenbuig 2132 Hoya 8149 4, Hadeln 1257, Diepholz 1331 4^ — 
so ergiebt sich, wie ungleich die Steuern in den verschiedenen 
Provinzen angelegt waren. Wfdirond der Ertrag der Steuer sich im 
Lüneburgischen nicht unbeträchtlich über die verhältnismässige Quote 
erhebt, bleibt er im rialenbertrisrhen und Hoyaschen weit hinter 
derselben zurürk. Kin ein>ichti*i:t'r Beamter, dei' Konsisloiiali-at und 
Geriihls.srhnlze der Stailt Hannover Kaufmann, dem wir später noch 
begegnen werden, führt diese Tliatsadie darauf zurürk, dass man 
wahrschcinlicii in einer jeden Pioviiii: bei der Anlage der exLra- 
ordinftren Kriegssteuer besondere Zwecke Im Auge gehabt und bald 
mehr bald weniger als «das eigentlich erforderliche Quantum extra- 
ordinarium* aufzubringen beabsichtigt habe 3). 

Mit dem von Kaufmann erwähnten »Quantum extraordinarium* 
hatte es die Bewandtnis, dass laut einer geheinit n Vereinbarung des 
Landesdeputations> Kollegiums mit den Provinzialständen von dem 
Ertrage der ausserordentlichen Kriegssteuern monatlich eine Summe 
Ton &Ü 000 an die landscbaflHche Generalkasse abgeliefert werden 



>) Proinemoria des Konsistoriairais Kaufmann, Hannover 1. März ISOä. 

2) Vgl. S. !»8, Aniu. 1. 

^ Pronaemoria Tom 1. Hftn 1808. 

14» 
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musste. Em uiiniiches Abkommen bestaiui hinsichtlich der ge- 
wöhnlichen Stenern. Hier belief das von den verschiedenen Land- 
schaften monatlich zur GeneralkaBse einzosendende pOnantum 
ordinarium* sich in der ersten ZeM der französischen Okkupation 
auf 60000 i)^. Sp&terhin wurde es auf 80000 4 erhöht. Wenn 
nun die ordinären Steuern in der einen oder anderen Provinz 
mehr einbrachten, als die vereinbarte Quote J^etrug, so brauchte 
man nur geringe ausserordentliche Auflagen auszuschreiben. Zu 
r^f'frinn des Jahres 1810 warpn, wio hier orwfihnt sei, die Provinzen 
('ulenberg, Hoya, Bremen, Lnuenbur^' und Hadnln mit ihren Zahlungen 
sü weit im voraus, dass die unter dem 31. Januar dieses Jahns für 
die Monate Januar bis März angeordnete aus»er(>rdei»Uichc Kriegs- 
steuer in denselben nicht eingefordert zu werden brauchte. Bis 
Ende lfl09 dOrfle aUerdings die im April 1807 ausgeschriebene 
monatliche extraordinäre Kriegssteuer in sAmtlichen Provinzen er^ 
hoben worden sein, wenn auch nicht überall in der gleidien 
Höhe. Von Zeit zu Zeit ward sie erneuert. Die VeriAngerung 
erfolgte: 

am 7. Oktober 1807 bis Ende März 1808, 
, 14. März 1808 , , Scptenibor 1808, 

. 17. September 1808 , . December 1808, 
, 4. Februar 1809 , , Marz 180i>, 
, 21. März 1809 , , April 1809, 

, 1. Mai 1809 , „ September 1809, 

. 21. September 1809 • , December 1809, 
, 31. Januar 1810 . , MArz 1810. 
Auch die Naturallieferungen wurden r^elmAssig fortgesetzt 
Insgesamt sind vom Beginn der zweiten französischen Okkupation 
bis zum Elnde des Jahres 1809 neun solcher Lii ftmn^'en ausge- 
schrirli Ti wordt ii. Die volle Ration betrug in der Regel 8 Pfd. 
Hafer, 10 Ptd. Heu, 10 Pfd. Stroh und 1 Himpten Roggen. 

Um auf die im April 1807 anr;<^'rsrhriebene extraordinäre Kriegs- 
sleuer zurüekziikomnien , so machti' Relleville am 14. Mai der 
Exokutivkoiiiniission we^^en des geringen, weit hinler seinen Er- 
wai lungen zuiüekbleibenden Ertrages der Steuer Vorwürfe. Nach der 
ausdrücklichen Erklärung der Stände, führte der hitendant aus, sei 
doch die ausserordentliche Steuer lediglich dazu bestimmt, das 
Aversionalquantum mit monatlich 1 200 000 Fr. au&ubringen. Gleich- 
wohl würden die Ertrage derselben, wie sich aus den ihm äberreichten 
Etats ergebe, zu Ausgaben verwandt, die sonst mit den Einkünften 
aus den ordinären Steuern bestritten seien. P>islang sei von den 
auf die Kriegssteuer eingebenden Geldern noch nicht das Geringste 
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in die Kasse des Receveurs abg^eliefert worden. L bf^rhanpl herrsche 
seit langer Zeit in dorn Provinzialkassen- und Reclinungswesen ein 
undurchdrin^'li Ii. Dauktl. Auch durcli die wöchenUich eingereichten 
Rechnungsextiiikle werde man nicht über den Ertrag und die Ver- 
wendung der Steuern aufgeklärt. Die fixekutiirkommiasion solle den 
landscbafUichen Behörden den ^jcmessenen Befehl erteilen, dtas die 
bei den Landrentereieii eingehenden Gelder unTeizQglich an die 
stftndische Generalkaase abgesandt würden, und dass deren eigen- 
mftclifiij^e Verwendung hinfort unterbleibe. 

Die Exekutivkommission kam dem Befehle des Intendanten nach, 
erlaubte sich aber in ilirem Antwortschreiben vom 16. Mai die Be- 
merkung, die ausserordentliche Steuer sei nicht als eine Vermehrung 
der zur Disposition der französischen Regieninj? stehenden Mittel oder 
als eine neue Geldquelle anzusehen, sondern nur als ein Ersatz für 
die Mittel, mit denen die Stände bisher die Bedürfnisse der Armee 
befriedigt hätten, und die jetzt auf jeden Fall fortfallen müssten. 
Das hiess mit anderen Worten: Die Einkünfte aus den gewöhnliehen 
Steuern werden dem französischen Gouvernement ganz entzogt. 
Zur Unterhaltung der Armee dienen hinfort nur die ausserordent- 
lichen Kontributionen. — Natürlich konnte da von dem Ikirage der 
Kriegssteuer niehls zur Ablieferung an den Receveur übrig bleiben. 

Weil der französischen Anneekasse aus der auf^serordentlichen 
Steuer ein nennenswerter Ertrag nicht enviichs, nalnn Hclleville auf 
andere Hülfsquellen Bedacht. Bereits zu Anfau": April luittc er die 
Kammer angewiesen, in den lienschaitliclien Forsten alles Holz fällen 
zu lassen, wofür man irprend Käufer finden könne. Hauuoversclier- 
seiLs beeilte man sich aber uucli hiermit nicht. Vorläufig begnügte 
man sich damit, Vorstellungen gegen die Vornahme von Holzhauungen 
einzureichen, in denen namentlich auf den Mangel an Käufern hin- 
gewiesen wurde. Dann erklärte man, wie uns bereits bekannt ist >), 
den Holzhieb mit einer Million Francs in Wechseln abkaufe zu 
wollen, und stellte dem Intendanten zu dem Ende zehn Billets 
h 100 000 Francs zu. In den ersten Junitagen nahm man aber die 
Einstellung der Zahlungen für die hannoversche Verwaltung zum 
Vor\v;ind»>. um die Einlösung der Billets — es handelte sieh noch 
um siK) OUO Francs — zu verweigern. Das Landt sd. pulations- 
Kollegiuia beseh!o«<5 in einer Silzimg vom 3. Juni, man könne sich 
weder zur Reulisiurung jener Verschreibuiigcn, noch zur Ausstellung 
neuer Weclisel verbindlich machen, indem man die besagten Billets 
nur in der Voraussetzung ausgestellt habe, dass man solche mit den 



1) s. S, m. 
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laufenden Eimiabmen, deren Verwendung nun untersagt sei, einlösen 

könne. 

Eine nt'UP finanzielle Massrcgel brachte Belleville zu P.e?:inn 
des Jurit m Vurschlu^?. Er sei überzeugt, schrieb er aui d. Juni 
an die ExekuUvkommission, dass auf eine höfliche Aufforderung der 
Stande hin 600—600 der wohlhabendsten Ehiwohner sich mit Freuden 
würden bereit finden lassen, der Regierang die nötigen Summen 
mittelst eines freiwilligen Darlebens vorzustrecken. Sollte eine solche 
Aufforderung wider Erwarten resultatlos bleiben, so mOsse an Stelle 
der Freiwilligkeit Zwang treten. Die hannoverschen Behörden 
sollten also eine Liste der reithsten Personen im Lande anfertigen, 
deren Vermögen taxieren und ünif »! l)efehlen, ein halbes Jahr hin- 
durch in jedom Monate 5üÜ ÜÜU l-'rancs an die Kammerkasse zu 
zahlen. Die üljliclien Zinsen und die successive Hückzahhino- der 
Darlehen aiuchleii ztipecichf^rt werden; auch sei man tranzösischerseits 
bereit, jede gewünsclile Garantie zu übernehmen. 

Dieser Vorschlag stiess aber sowohl bei der ExekutiTkommission 
als auch bei dem Landesdeputations-EoU^um auf heftigen Widerstand. 
Beide Behörden versagten rundweg ihre Mitwirkung zu einer solchen 
Massregel 1). Belleville antwortete am 5. Juni mit Drohungen. «Eure 
Halsstarrif^ki il und Eure Weigerungen*, schrieb er, ,5ind nicht mehr 
ZU entschuklig( 11. Man wird sie als einen feindseligen Widerstand und 
als einen Missbraucli der Schonunjr, welche Hannover bislanp- in be- 
sonderem Masse erfalucn lial, kurz als eine strafbare Undankbarkeit 
ansehen und unterdrücken. Siclierlieli wiTdtn militärische Exekutionen 
an die Stelle der erfoltrlosen Auffordeiun^ien treten*. 

Jetzt lenkte das LandesdepuLutionb-Koliegium ein. Am 12. Juni 
erging . au alle Einwohner des hiesigen Landes, welche sich dazu im stände 
befanden, und msonderheit die vermögenderen derselben* die Auf- 
forderung, dass sie .dem bedrängten Vaterlande, so weit ihre noch 
übrigen Kräfte reichten, mit zinsbaren Darlehen auf einige Jahre zu 
Hülfe kommen möchten"-). Der Mindestbetrag eines Darlehens war 
auf 100 festgesetzt. Übrigens war weder die Höhe des Zinsfusses 
angegeben, noch von irgend welcher Garantie, dass die Zinsen auch 
wirklich ausgezahlt werden sollten, die Rede. Unter diesen Um- 
ständen kann es nicht Wunder nehmen, dass das Aussehreiben 
keinen Erfolg hatte. Der Gesamtbetrag der eingezahlten Gelder 
belief sich auf — 2850 4' i})^)- — Belleville geriet darüber in 

1) Exekutivkonimission an Belleville, Juni 1807. 

2) Hannflvcr.-che An7f'ir''-'n J. l^n?, St. 48. 

3J Akteiiülucke ilcT ptoviäoi bellen uder ersten allgemeinen Ständeversauunlung 
des Königraclis Haiinom IT, 61. 
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grossen Zuin. In scliarfen Wollen Iiielt er am 9. Juli der Exekutiv- 
kommission ihr unneinliclies Bendumen vor. .Abu hat*, schrieb er, 
»sich äok Anschein gegeben, als ob man eine Kriegssteuer anlegen 
wolle, man hat eine Anleihe angekündigt; leere Schdnbflder der 
Nachgiebigkeit und ein würdiges Seitenstdck zu den Vereicbenuigen 
der Unterwerfung, welche die Stande nicht hindern, beständig nach 
ihrem eigenen Willen zu tliun. Was hat die Kriegssteuer eingebracht? 
was die Anleihe? Antworten Sie nicht mit Ausflüchten, sondern 
mit Ziflern und l)areni Geldc. Es ist die höchste Zeit, dass einem 
solchen Zustande ein Ende bereitet wird." Zugleicli gab Belleville 
an, er habe den Kaisei von dem fortdauerodeu Ungehorsam der 
Stände in Kenntnis gesetzt. 

Es konnte nicht fehlen, dass Napoleon über das Benehmen der 
hannoverschen Stande immer mehr aufigebracht wurde. Mehr- 
fach musste Daru dem Intendanten Belleirine Vorwürfe machen, 
dass Hannover gar nichts bezahle; Vorwürfe, weldie der letztere 
nur in der Weise von sich abwehren konnte, dass er auf die Nutz- 
losi^'keit seiner wiederholten Aufforderungen an die hannoverschoi 
Behörden und auf die hartnäckige Opposition der Stände hinwies. 

Am 2i\ Juli erteilte Napoleon dem Marschall Berthier den Auf- 
trag', sich geles,'entlicli einer prrösseren Inspektionsreise auch nach 
Hamiover zu begeben, dort die Kommission der Stände zu ver- 
sammeln und ihr zu verkünden, ,dass die Zeit der Winkelzüge 
(tergiversations) vorbei sei, und dass die neun Millionen Kriegs- 
kontribution unverzüglich bis auf den letzten Sou bezahlt werden 
müssten. Von emer Anwesenheit des franzüsiscben Marschalls in 
Hannover ist jedoch nichts bekannt. Hingegen liess Napoleon zu 
Anfang August dem Intendanten Belleville durch Daru mitteilen, 
er solle die Stünde einberufen und von ihnen die sofortige Be- 
richtigung dos ganzen Rückstandes fordern. Es sei sein (Napoleons) 
fester und unwiderruflich er Entschluss, von seinen Forderungen auch 
nicht im '/erinfrstcn aitziii.'^elicn. 

Die Anspiüclie des frany.o^i.-rlien Kaiscis betnipi^i damals 
19,9 Millionen Francs (9,1 Millionen Kriegskontribution und 9 X li2 
Millionen Francs monatliches Abonnement) '). Davon kamen in Ab- 
rechnung bloss die an denReceveur abgelieferten Gelder und einige Aus- 
gaben, deren Absetzung ausdrücklich von Napoleon zugestanden worden 
war, so die für die Lieferung von Pferden an die französische Armee und 
für die Verproviantierung der Festung Hameln. Alles in allem waren 
3009 721 Fr. zur Absetzung qnalifu iert, so dass die Gesamtsumme der 
französischen Forderungen bis Ende Juli sich auf 16 8^ 7^1 Fr. stellte. 

t) CorrWpmdaiice de Mapolton XV, 438. 
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Eine Zosammenbeniiuiig der Provioaalstfinde, wie sie. Mortier 
im September 1803 Torgenommeti hatte, hat dem AnBchein nach 
nicht alattgf furuli 11. Es dürfte dabei geblieben sein, dass BellevUie 
persönlich in einer Sitzung des Landesdeputations-KoUegiums erschien, 

um den kaiserlichen Willen kiind zu Üiun. — Das Kollegium entscliloss 
sich riurimelir (10. August) den Versucii zu machen, ob sich nicht 
ira Auslande eine Anleihe abscliliessen lasse. Man ersuchte zu dem 
Ende den Landrat von Meding, sich nach Holland zu begeben und 
dort auf den Kredit der gesamten hannoverschen Landschaften und 
unter Verpfändung sämtlicher st&ndischen Einkünfte eine Anleihe von 
mindestens vier Millionen Francs anfinmehmen^). Da Meding es 
aber ablehnte, sich einer solchen Mission zu unterziehen — er be- 
hauptete, die hannoverschen Lande seien schon zu sehr mit Schulden 
fiberhäuft, als dass sie weitere Anleihen zu tragen vermöchten — , so 
wurde der Juslizrat ¥on Bülow mit der Sendung beauftragt. Die 
Reise verlief, wie zu ervirarten stand, ohne positives Ergebnis. Alle 
Versuche, die Bülow in Amsterdam imd Rotterdam machte, um 
Geld zu erhalten, sclilu^'^rn fehl. Von dt'in berühmten Bankhaiise 
liupe und Cloinp. zu Amsterdam erliielt der liannnversciie Ah^'csandte 
die Antwort, dass die gegenwärtigen Verhältnisse es ihrem und 
jedem anderen reellen Hause unmöglich machten, sich mit dem Ge- 
schAfte zu befassen. Nodi nie sei^ die Zeiten für derartige Kredit- 
geschälte so ungünstig gewesen wie jetzt. Die hoUflndiscfae Re- 
gierung habe kürzlich eine im eigenen Lande unter den lockendsten 
Bedingungen ausgeschriebene Anleihe nur mit grosser Mühe zu 
stände bringen können. Die sächsische Krone habe auf ihre in der 
holländischen Bank deponierten Brillanten nur zwei Drittel des noch 
dazu sehr gering angeschlagenen Wertes zu schweren Bedingimgen 
angeliehcn erhalten. Andere Uegierun^^'ii li;itten vergeblieh um 
Darlehen nach^'csui ht. So habe Ungarn keinen Kredit gefunden, 
trotz der angebotenen VerbQigung der reichsten Magnaten und der 
kaiserhchen Garantie. Auch Preussen sei abgewiesen worden, 
obwohl die ersten Banquiers: Splittgerber, Schiekler u. a. m. ihre 
Bürgschaft angetragen hätten'). Ebenso hätten sich die deutschen 
Kleinstaaten ohne Erfolg um holländisches Geld bemüht. — Hannover 
habe noch viel weniger Aussichten als jene Länder; denn es sei 
eine vom Feinde besetzte Provinz, deren Schicksal unentschieden sei, 

>) LandeadepuUilions-Kolie^ium an Meding, 10. August 1»U7. 
^ Das war nicht gai» riclilig. Man hatte Tiehn«br auf preuasischer Sdte 
die Vwhandlungen ab(,'ebrochen, weil die gestellten Bedingungen su ungdostig 

scliienen. Vgl. v. Ha^^ewilz, Dir Kuriiiurk Brandenburg im Zusammenhange mit 
den Schicksalen des Uesamlstaateä l'reusseu U, 31 ü, (>ö, Aum. 
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während dio anderen Staaten doch einen Herrn und Frieden hätten. 
Wenn das Kurfürstentum zu Beginn der ersten französischen 
Okkupation von den Hansestftdten Geld erhalten habe, so sei das auf 
die firanzAsiscbe Dazwischenkonft surückzufQhren. Jetzt, wo Hannover 
um vieles ftnner und verschuldeter geworden sei, werde sich erst recht 
niemand freiwillig dazu verstehen, den Ständen ein Darlehen zu 
gewähren, selbst dann nicht, wenn das Landesdeputations-Kollegium 
50 Prozent verlieren wolle In ähnlicher Weise äusserten sich die 
anderen Bankhäuser, bei welchen Bülow anklopfte. Nicht als ob 
OS in den reichen holländischen Handelsstädten an Geld gefehlt 
hätte. Allein in Amsterdam waren, wie der hannoversche Deputierte 
in einem jener Handelshäuser erfuhr, 50 Millionen Gulden an barem 
Gelde vorhanden und gegen hinlängliche Sieherlieit zu haben. Für 
sicher wurde aber — so gross war die Unsicherheit der damaligen 
Weltlage — nur ein hinterlegles Pfand gehalten. Unverrichtettf 
Sache musste BQlow nach Hannover zurQckkehren. 

Hier hatten inzwischen die Stfinde ihre Oppositk»n gegen die 
MasNiahmen der französischen Autoritäten fortgesetzt. Recht offen- 
kundig trat dieselbe in der zweiten H&lfte des August hervor. Um diese 
Zeit (18. August) erhielt das Landesdeputations-Kollegium von dm 
Oeneralprouvemenr Lasalcette die offizielle Mitteilung, dass die 
Fürstentümer Göttinnen und Gruljenhagen dem ncuerrichteten König- 
reiche Wfstt'alen einverleibt seien. Lasalcette richtete zugleich an 
das Kollegium die AulTürderung, zwei oder drei Deputierte aus der 
Provinz Göttingen nach Paris zu senden, um dem neuen Landes- 
herm zu huldigen. Die hannoversche Behörde heschloss aber in 
einer sofort anberaumten Plenarsitzung, dem General mitzuteilen, .die 
Pflichten des Landesdeputations-Kollegioms machten es ihm wie den 
Ständen überhaupt zu einer moralischen Unmöglichkeit einen solchen 
Schritt zu thun; man müsse sich also davon dispensieren, den ge- 
gebenen Wink zu befolgen" 2). 

Der französisclie General war nicht gesonnen, eine solche 
Weigerung ruhig liinzunehmen. Die Mitglieder des Kollegiums 
mussten sieh auf sein Gehciss am P.». Au;:iist, abends (1 Uhr zu 
einer ausserordentiit licn iSitznng eintinden. In dicsci \'er-^aminlung 
erschien der Generalgouverm?ur in Begleitung des liilendaulen Belleville 

1) Bericht Bolows an das Landesdeputotions-Konegium, Amsterdiim 1. Sep- 
tember ISOT. 

2) Sitzungsprotokoll vorn 18. August. In demselben heisst es eingangs: 
,Die Dotschafl (La^alceUeä) erregte in der Versammlung eine allgemeiae Sensatiou 
und Niederfescblagenbeit Dass man in d«n Antrag nicht hinnngeiien kAnne, 
darober bemdite in der VecBanunlung nur eine Stimme*. 
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und flberhftulte die Depulierten wegen ihres Ungehorsams mit den 
bittersten Vorwürfm. Er sei gekommen, behauptete er, um den Be- 
ratungen ein Ende zu machen und das Kollegium aufzulösen. Im 

Falle weiterer Widwsetzlichkcit w( idc er dessen Mitglieder durch 
militäiisdie Exekution zur Raison bringen. — Wirklich wurde noch 
an dciDselben Abend dem ].an<Iral von Grote mv\ dem Geheimen 
Kabineltsrat Brandes ein Konimandcj vun je zwei Gendamien und 
einigen zwanzig Mann Soldaten in das Hans gelegt In t>inem 
Berichte an Napoleon schiiderle Lasaicelte das ganze Benehmen der 
Stände in den schwärzesten Farben. 

Jetzt war auch die Geduld des franzöäachen Kaisers erschöpft. 
Eine Gesandtschaft der hannoverschen Stfinde — bestehend aus 
dem Hofmarschall von Löw, dem Hofrat Rehbeig und einem nicht 
weiter bekannten Herrn von Lenthe — welche kurz zuvor in Paris 
eingetroffen war und um Verminderung der Kontribution, Freigebung 
der Zahlnngen für die heimische Administration, Abwendung der 
gefür( liteten Zei stück ehinp' des Landes etc. nachsuchen sollte, liess 
Napoleon gar nicht vor sich. Der Minister des Auswärti??en, 
Chanipagny, musste den Deputierten ankündigen, der Kaiser sei mit 
den Ständen unzufrieden, (lilttingen sei und bleibe tür inuner von 
Hannover getrennt, und man habe in Hannover augenblicklich alle 
auferlegten Kontributionen zu bezahlen. Wenn das nicht alsbald 
geschehe, so werde der Kaiser die Stflnde auflösen und Hannover 
als erobertes Land behandeln'). 

Napoleon wartete aber nicht mehr ab, ob die Stande gehorchen 
würden, sondern erteilte dem General Lasalcette durch den Kriegs- 
minister Berthier den Befehl, die Stftnde sofort aufzulösen und 
deren einflussreicliste Mitglieder gefangen nach der Festung Hameln 
abzuführen 3). Dement sprecliend erfolgte am 17. September die 
Aufhebnn^' de? Landesdeputations- Kollegiums und dei- Provinzial- 
stände. Am i'O. September erliess Lasalcette einen Aulruf an das 
hannoveische Volk"*), durch weichen die Autlosung der ständischen 
Behörden zur allgemeinen Kenntnis gebracht wurde. Es hiess 
darin u. a.: Seit langer Zeit seien die Stande den Befehlen der 
französischen Behörde ungehorsam gewesm. Oft hatten sie sich 
herausgenommen, über den Grund der Befehle zu beraten, statt 
dass es ihre Pflicbt gewesen sei, die Mittel zu deren Ausführung 

1) Silzungsprotokoll vom 19. AugusL 

^ Napoleon an Champagny. 6. September Correspondanee XVI, 9. 

3^ Najialeon an Borthier, +. September. Dftfl. 8. 8. 
Hannö versehe Anzeigen 4, lbü7, äU 77. 
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ausfindig zu inuclien und zur Kenntnis des fVaiizösisc'lien Gouverne- 
ments zu bringen. So habe eine lange Erlahruug » iwieaen, dass 
das Dasein der SUnde nicht vereinbar oA mit der energischen Ver- 
waltung, welche die Sicherheit und die BedQrfhisse der Armee in 
einem eroberten Lande erforderten. Der Kaiser habe sich darum 
genötigt gesehen, die Aufhebung der Stfinde anzuordnen i). 

Gleichzeitig wurden fünf Mitglieder des Landesdeputations- 
Kollegiums, welche sich als besonders renitent erwiesen hatten, dem 
Eefelilo Napoleon? '/omSss verhaflet. Es warfn: Abt Salfi-ld, Kon- 
sistoriidnit Spxlro, Laiidsyndikui; Hofrai Meyer, Landrfit von Grote und 
Kabineltsrat Brandes. Den beiden letzteren ward Hausarrest an- 
gekündigt, die anderen wurden nach der Festung Hameln abgeführt 
und dort mehrere Monate gefangen gehalten. Übrigens ward ihnen 
während ihrer Gefangenschaft eine anständige Behandlung zu teil. 
Namentlich gab der Festungskommandant, General Dorsner, ihnen »bei 
jeder Gelegenheit überzeugende Beweise von semer Gewogenheit*^. 

Man kann nicht anders sagen, als dass das Landesdeputations- 
Kollegium die Auflösung der ständischen Koliken durch sein 
unkluges Verhalten selbst verschuldet habe. Hätte es sich auf- 
richtig bemüht, den Befehlen Napoleons nach Möglichkeit nach- 
zukommen, so würde nicht allein die Aufhebung der Stände 
vermieden worden sein, sondern o? wäre auch das Land sicher 
t)i!li;:eren Kaufes davonfjekonunen. Manniirfache Zeugnisse sprechen 
datüf, dass die Franzosen vor allem den guten VVillen sehen wollten. 
So sagte »ein wohlunterrichteter Mann aus der Umgebung des Kaisers" 
zu dem Landrat von Grote in Warschau, man müsse anfangen 
zu zahlen und gutwillig leisten, wozu man im stände sei, dann werde 
man auch auf Rücksicht rechnen können 3). — In gleichem Sinne 
schrieb Belleville am 3. Februar 1807 an die Exekutivkommission, 
es sei möglich, dass man den völligen oder doch wenigstens teil- 
weisen Ei luss der ausserordentlichen Krigskontribution erhalten werde. 
Dipcr (made hänge allein von dem Eifer ah, den man nn den Tag 
legen würde, um den Ein-anj? der Stenern zn l)r>( likMini^'cn, nnd 
deren Ertrag so zu vonvendcn. dass die Arniet' keinen Manu't l leide. — 
Jenen ^Milen VVillen haben die lianno\ ei s( In n Slüride aber giUiz und 
gar nicht bewiesen. Vielmehr zeigten sie sich von vornherein 



1) Was Mieninsky in den »Erinnerungen aus Rannover und Hamburg' S. 36 
ober tlfii Grund berichtet, aus welchem die StAnde aufgeltet seien, iat barer 

Unsinn. 

') Schreiben der drei Gefangenen an die Gouvernemcnlskommissiun, Hameln, 
3, November. Vgl. Fr. Rupstein, H. Ph. Sextro, eine Qedfichtnisachrift S. 66. 

Beriebt Grotes an da» Landesdeputations-KoUeginm, WarBchaUt &. Mftrz. 
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bellissen, den Iiitenlionoii der französischen Autoritäten entgegenzu- 
arbeiten und deren Befehle zu umgehen, kaum, dass man sich 
MQhe gab, den l/Tiderstand vor den Augen der französischen Be- 
hörden SU verachleiem. Ob die Stftnde sich dabei auf die ihnen 
nicht unbekannt gebliebene Abneigung des französischen GouTeme- 
ments, die stftndischen Kollegien anizulösen und eine französische 
Administration einziiführen, verhessen, ob sie auf einen Wechsel des 
Kriegsglücks im Osten hofiften und darum die Verhandlungen mög- 
lichst in die Länge zu ziehen suchten, oder dureh welche Motive sie 
sonst geleitet wurden, lässt sich nicht entscheiden. T)^^ eine aber 
steht fest: die Opposition der Stünde gegen die fran u ischen Be- 
hörden hat nur unheilvolle Folgen für das Kurfürstentum gehabL 



Kapitel U. 

Vflrkaiilhingen der Qftmniiiiientskoiiimüaoii mh den 
frauüMni Behörden bit n der AnfirteUnn^ eines Ba^gets ftr 

die liaumnehe Yenrattimg. 

Es war von grosser Bedeutung für den Kurstaat, dass nach der 
Auflösung der Stände die innere Verwaltung des Landes nicht fran- 
zösischen Behörden übertragen wurde, sondern in den H&nden ein- 
hehnischer Beamten verblieb. Dem General Lasaloelte war von 
Paris aus befohlen worden, an Stelle der Stflnde eine Madministrie* 
rende Kommission" einzusetzen. Der Gent ialtrouvcrneur bediente 
sich zu diesem Zwecke der Exekutivkommission. ,Beseelt von dem 
völligen Zutrauen in diejenige Kommission", Hess er sich in der 
Proklamation an das hannoversche Volk vom 20. September ver- 
nein mn, ^welrlje unter dem Namen der Kxekutivkommission vor- 
handen ist, auch nicht zweifelnd, dass dieselbe den Eifer, von 
welchem sie mir oft Beweise gegeben, verdoppeln werde, bestätige 
ich sie in ihrem Posten mit allen ihren Zuständigkeiten." „In 
Erw&gung jedoch des Umfanges ihrer neuen Obliegenheiten* ver^ 
mehrte I^alcette die Mitgliederzahl derEzekutivkommission auf neun 
Personen und bekleidete diese mit «aller der administrierendäi 
Macht", welche die StAnde in den verschiedoiea Provinzen gelubt 
hatten. Die sechs neu Ii inzutretenden Mtglied^ waren der Hof- 
richter Graf von Hardenberg, die Kammerräte von Amsswaldt 
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(Sohn des ehemaligen Ministers) und von Schulte, der Konsistorialrat 
Kaufmann, der Landrat von Marschalk und der Karnniei-iiekretär 
Baring. Ausserdem sollte der Direktor des Truppen veipflegungs- 
wesens, Landesökcmcnnierat Meyer, zu den Sitzimgen der Kommission 
hinzugemgen werden, wenn die Verhandlungen sich um das Ver- 
pflegongswesen drehten. 

Die neue Behörde nannte sich »Kcmimission des Gouvernements* >). 
Für gewöhnlich hielt sie viermal in der Woche Versammlungen ab: 
des Montags, Dienstags, Donnerstags und Freitag», Nicht selten 
nahm auch der Intendant Belleville an den Sitzimgen teil. Das 
Direktorium der Kommission wechselte wöclientiich nach einem be- 
stimmten Tuiiius. Dem jedesmaligen Vorsitzenden kam es zu, die 
einküinmenden Sachen zu öffnen und imtor die verschiedenen Mit- 
glieder zu verleilen. Auch hatte er alle Orijj'uiuiien und W'i ordnungen, 
soweit sie nicht besonders wichtiger Natur waren, allein zu unter- 
schreiben. Die Konzepte hingegen wurden von allen Mitgliedern der 
Kommission SHpiert. 

Das thfitii^e und zugleich einflussreichste unter den Hitgliedem 
der Gouvernementskommission war ohne Frage Patje. Bei seiner 
ungewöhnlichen stilistischen Gewandtheit und vollkommenen Be- 
herrschung der französischen Sprache, verstand es sich von seihst, 
dass er die schriftlichen Kommunikationen der Kommission mit den 
französischen Autoritäten zu entwerfen hatte. Wenn die Gouvernements- 
kommisj?ion mit der Zeil auf einen leidlich guten Fuss mit den fran- 
zösischen Behörden gelangte, so war das lediglich das Veidienst 
Paljcs, welcher seine Kollegen bei manchen Gelegenheiten von einer 
nutzlosen Widersetzhehkeit gegen die französischen Anordnungen zurück- 
hielt. Der einsichtige Kabinettsrat schloss ganz richtig: wenn man 
das Vertrauen der französischen Machthaber besitze, so werde man 
leichter Gehör finden und des Guten viel mehr wirken können, als 
wenn man jene durch fortwährende Opposition aufbringe. 

Freilieh gab es unter den Mitgliedern der Gouvernements- 
komniipsion manche, welche sicli nin- mit innerem Wideistreben dem 
Gebote der Klugheit fügten. NaiiienUich dt ii Landräten von Meding 
und Münchhausen war als echt nicd* i -;achsi>( ht ii Charakteren jede 
NarhjriebigkeiL ein Greuel. So halle Fatje ol't einrii s( iiweren Stand. 
Nicht selten kam es in den Sitzungen über die Frage, wie man sich 
den fraiBösisdi^ Madithabem gegenüber zu verhalten habe, zu 
lebhaften und erregten Auseinandersetzungen. Auf die Dauer 



1) Avm stilistiflchen GrOnden werden wir im folgenden die Bcicichnung 
GouTernementekommiasion getmuchen. 



aber verniocliten die widerstrebenden Elemente in der Kommission 
sich dem dominierenden Einflüsse Patjes nicht zu entziehen. 

Ldder finden dch bd den Akten nur wenige Sitzungsprotokolle 
der Kommission. Vermutlich smd dieselben grösstenteils ebenso ide 
die Akten des LAndesdepnUtions^KoUegiums bei d^ Brande des 
Stdndehauses in Hannover (6. Januar 1809) zu Grunde gegangen. 

Ihre erste Verordnung erliess die Gouvonn'mentskommissiün am 
21. September 1807. Es ward den sämtlichen landschaftlichen 
RechnunfTsfnhrfrn nnd Einnehmern darin befohlen, ihre Erhebungen 
und Hon fliiiunjjen in der beigebrachten Weise fortzusetzen. Die 
Loka)einnelirner sollten die erhobenen Gelder wie bisher an die 
überun Re( cpturen, diese sie an die Pi ün iti/.ialkai<sen abliefern. Die 
letzteren haUen die empfangenen Summen, sobald 1000 ^ vorrätig 
waren, an die der GouTemementskommission imtersteOte hmd- 
schaflliohe Generalkasse einzusenden. Die sonstigen Ausgaben und 
Zahlungen der landschaftlichen Kassen sollten bis auf weitere Ver- 
fügung unterbleiben. Nur wenn von der General - Verpflegungs- 
kommission — einer Behörde, welche durch Kombination der ehe- 
maligen General-Magazindirektion und des General-Krii u>kommissarials 
rntslandfn und am 8. December 1806 ins Leben getreten war, — 
Anweisungen auf oinzelne landschaftliche Kassen erteilt wurden, 
durften diofse bericliti^^t werdr-n. 

Bei der Einsetzung der Gouvei noinontskomrnission hatte Lasakette 
zugleich angeordnet, dass in jeder Provinz ein Subdelegierter ernannt 
werden sollte, um die Befehle der Kommission auszuführen. Im 
Hinblick auf frühere unliebsame Vorkommnisse wurde von dem 
Generalgouvemeur ausdrücklich vorgeschrieben, dass die Sub- 
delegierten niemals über die Befehle, welche ihnen zu teil würden, 
ratschlagen, sondern nur deren prompteste Ausführung besorgen 
solltoi. 

Für jeden Subdelegiertenposten hatte die Gouvemements- 
kommission dem Gouverneur drei geeignete Persönlichkoiton vor/u- 
pchlairen. Wohlweislirh prflsentif^rte sie nur solchf Kandidaten, welche 
durch ihre fnlhere Stelluii!/ mit der ständiü* li< n Vi i waltunp' wohl 
vertraut und daher im stände waren, die landschafllicben Gt -cliäUo 
weiterzufüliren. Lasalcctte wühlte aus den Vorgeschlagenen im 
Galenberg den General und Landrat von Wangenheim, für Lünebui-g 
den Landsyndikus Hofrat Jacobi zu Gelle, für Bremen -Verden den 
Landsyndikus Rose zu Stade, für Lauenburg den Landsyndikus 
Gottschalk zu Ratzeburg, für Hoya den Landsyndikus von Reiche zu 
Nienburg a. W. und endlich für Hadehl den Bürgermei-tt i Götze zu 
Otterndorf. — Diese Subdelegierten standen hinsichtiich aller 
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Angelegen lieiten, welche sich auf die französischen Truppen imd 
deren Alliierte bezogen, also in allen Verpflofrnngs-, EinquartiiMungs-, 
Kriegerfuhren-, Kriegssteuer- und ähnlichen iSuchen, unter der 
Direktion der Gouvemcmentskomniission. In den inneren Landes- 
angelegenheiten, weldie mit der französischen Okkupatioii nichts zu 
tbun hatten, waren sie dagqpen dem RegierangskoUegium zu Hannover 
bzw. den Regierungen zu Stade und Ratzeburg unteigeordnet. 

FranzAsischerseits erwartete man von den nenemannten Be- 
hörden vor allen Dingen die schleunige Berichtigung der rQck- 
ständigen Kontribution. Am 24. September trat die Gouvernements- 
kommission zu einer Berafimg über die Frage zusammen, ob man 
sich überhaupt auf die Bezahlung der Kontribution einlassen solle. 
Die meisten Mitglieder spraelien sieh dafür aus, weil die Franzosen 
sonst zu den liAileslen und gtnvaltsainsten Massregeln greifen würden. 
Eine gegenteilige Ansicht vertrat allein der Laiidrat von Meding. — 
Es kam dann zur Besprechung, wie viel man bieten wolle. Patje 
meinte, man werde keine bestimmte Summe zu versprechen haben; 
indessen müsse doch etwas Bedeutendes herauskommen, etwa drei 
Millionen Francs. Was den Modus der neuen Steuer betraf, so 
hielt der Geheime Kabinettsrat eine Erru uerung und etwaige Er- 
höhung der alten Kriegssteuern für untliunlich. Denn, führte er 
aus, die Beibehaltung derselben bringe es mit sich, dass in den 
einzelnen Provinzen verschiedene Steuern ausgeschrieben werden 
müsstcn. Hierzu werde Belleville aber seine Einwilligung nicht 
geben, da er eine Absonderung der verschiedenen Landschaften 
nicht mehr iuierkentie. Nach seiner Meinung müsse daher ein ganz 
neuer, allgemein anwendbarer Steuerplan, bei dem ein bedeutender 
Ertrag zu erwarten sei, gewählt werden. Zu einer solchen 
Steuer eigne sich entweder eine Kopf- oder eine Vermögenssteuer. 
Die letztere dürfte aus Billigkeitsgrunden den Vorzug verdienen. 
Er stelle also den Antrag eine Vermögenssteuer einzuführen. Um 
Weitläufigkeiten zu vermeiden, würde diese nicht nach dem Kapital- 
vermögen, sondern nach der vorjährigen Einnahme, welche ein 
jeder an Eidesstaft deklarieren müsste, anzulegen sein. Am besten 
würde die Abgabe proirressiv sein, dergestalt, dass sie bei einem 
Einkommen von lOOOU bis auf ein Fünftel der ganzjäiu'igen 
Einnahme steige. 

Nicht alle Mitglieder der Gouvemementskommission waren mit 
dem Vorschlage Patjes einverstanden. Der Kammerrat von Schulte 
sprach für die Anlage einer Kopfsteuer. Auf diese Weise, gab er 
an, werde auch die zahlreiche Klasse deijenigen Leute zu der 
Steuer herangezogen, welche keine 100 Einnahme hätten, aber 
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doch ein Weniges beitragen könntm. Einer Oberbürdung der 
gering««!! Leute lasse sidi dadureh Torbeugen, dass man die 
ünterUiBDen wie bei der bereits bestehenden Ktassensteuer in 
gewisse Klassen einteile. Die Beiträge der unteren Stftnde könnten 
dabei ja ganz gering, die der höheren aber sehr hoch bemessen werden. 

Unter den Gründen gegen eine Vermögenssteuer, wie sie Pa^e . 
vorgeschlagen hatte, ward namentlich angeführt, dass es dem fran- 
zösischen Intendanten durch die Vormögensdeklarationen erleichtert 
würde, zu erzwungenen Anleihen und anderen harten Massregeln 
gegen die wohlhabenden Klassen zu preifen. Diesem Einwuifo 
hielt ab^r Patje entgegen: wenn Helleville sich mit solchen Plänen 
trage, so könne er sie auf eine noch ungleich härtere Weise durch 
Vervielfältigung der bisherigen Kricgssteuerbeitrfige oder durch will- 
kürliche Taiation der vermögenderen Einwohner bewirken. Zudem 
werde der Int^dant schwerlich einem Plane seine Zustimmung 
geben, welchem eine Kopfsteuer zu Grunde gelegt sei. 

Schliesslich einigte man sich in der Gouvernementskommission 
dahin, bei Belleville eine kombinierte Kopf- und Vermögenssteuer 
in Vorschlag zu bringen. Für diejeni?en Personen, deren jährliches 
Einkommen wenij?er als HOO ,f betrug, wurde eine Kopfsteuer in 
An?;sicht gcnonmi«>n, und zwar sollten sie für sich und jedcp Mitglied 
ihrer Familie über 14- Jahre 18 myr zahlen ; doch sollte der ilOchstbetrag 
für eine solche Familie die Summe von 3 ^ nicht überschreiten. Die 
progressive Verm(^enssteuer wollte die Kommission bei einem Ein- 
kommen von 300 und daröber eintreten lassen. Die Progression 
sollte von 1% bei 300 4 Einkommen bis zu 25% bei 12000 li^ 
fortschreiten. Hierbei sollten aber bloss wirkliche Einkünfte in 
Betracht kommen: Zinsen, Pensionen und Besoldungen, welche nicht 
ausgezahlt worden waren, sollten auch bei der Vermögensdeklaration 
nicht berechnet werden. Um Belleville zu bewegen, künftighin von 
einem gezuointrenen Anlehen Abstand m nehmen, sollte in dem 
SteuerausschrtMbcn erklärt werden, dass die neu»' Stcui-r ein Vorschuss 
der Laiideseinwohner auf die nach dem Frieden zu (>n1 richtenden 
Abgaben sei, dergestalt, dass sie bereits den Charakter eines 
Darlehens trage '). 

Belleville war mit dem vorgelegten Plane, von dem er nur 
einen geringen, der Höhe der Kriegskontribution bei weitem nicht 
entsprechenden Ertrug erwarten zu dörfim glaubte, durchaus nicht 
zufrieden. Er machte seine Zustinmiung davon abhftngig, dass die 
Ansätze der Steuer verdoppelt würden (3. Oktober). Als die 



1) SiUungsprotokoll der GouToneinentskoininissioii vom M. September 1807. 
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Gouvemementskommission liierauf nicht oin^^ehen wollte, drohte der 
Iiiteiidaiil das Benehmen der Koniiiu-ssion, welches nur eine Fort- 
setzung der von den Ständen geübten Taktik sei , hölieren Orts 
anzeigen zu wollen. Die Vorstellungen der Kommission beschwichtigten 
ihn aJier soweit, daas er sich mit dem Torlftiiflgen Erlasse der ge- 
planten Steuenrerordnung einTerstanden erlclftrte; mit dem Vorbehalte 
freilich, dass man hannoverschcrseits sich zur Verdoppelmig der 
Ansätze fOür den Fall anheischig machen müsse, dass Daru den vor- 
gelegten Stenorplan nicht annehmbar finde. Auch gab der fran- 
zösische Intendant anheim, man möge einige Deputierte an Daru 
absenden, um dessen Zustimmung zu erwirken. 

Dtni;jeinäss erfolgte das neue Kontributionsausschreilxi! um 
21. Oktol)er Es war nicht von der Gouvernementskornimssion 
unterscluiebeii, sontlern von Bclh-viUe, der sicli bereit erklärt hatte, 
alle Massregeln, deren Odium die Künunissiiou nicht gern auf sich 
nehmea möchte, mit seinem Kamen zu decken. Nadi der Yer^ 
Ordnung war zu bezahlen bei einem j&hrlichen Einkommen von 
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Alle Personen mit einem Einkommen von weniger als 300 
sollten, wie die Kommission vorgeschlagen hatte, für sich und jede 
Person ihres Haushalts über 14 Jahre ein Kopfgeld von 18 mgr 
entrichten. Für Dienstboten und Handwerksgesellen hatte die Herr^ 
Schaft zu zahlen; dafür war sie berechtigt, deren Lohn um den 
Betrag der Abgrabe zu kürzen. Frei von der Steuer «rinfren bloss 
die Lehrburschtri (i< r Handwerker und die geringeren Dienstboten 
aus, ferner das elii inali;ie hannoversehe Militär, so weit es keine 
liegenden (iriiiidt; oder anderweitige erhebliciie Einuaiinien besass, 
und zugutcrlelzt die notorisch Armen. — Nonvalenten sollten bei 
der eigentlichen Einkonunensteuer ein für allemal nicht statthaben. 

Für die Berechnung des Einkomm^is ward das Jahr vom 
1. Oktober 1806 bis dahin 1807 zu Grunde gelegt. Es kamen bei 

I) HBintOT«rsc)i« Ameigcii J. 1807, St 86. 
Thfmmc, OkkupfttloD H«as«Tcni. 16 
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der Deklaration in Betracht die Besoldungen, Dienstemolmnente und 
Pensionen, welche in dem gedachten Zeiträume ausgezahlt waren, 
nebst allem damit verlcDüpften Nebenerwerbe; femer die einge- 
kommenen Zinsen von ausstehenden Kapitalien, die Einkünfte von 
allen liegenden GfOnden, Häusern, HQhlen, Zehnten, Lehen, von 
Bergwerken und Salinen (sogenannte KuzanteUe), von Präbenden, 
Stiftern und Klöstern, Leibrenten, Apanngen u. s. w.; endlich der 
Erwerb aus dem Handel, den Manufakturen, Handwerken und 
Fabriken und alles sanstif^'e Einkommen. UniimjrSnfrruh notwendige 
BetriebskostcM für Ackerbau, Handel und CJewetbe dui'ften von der 
Gesamtsuinme der Einnahme abgerechnet weiden. 

Die Veranlagung der Steuer sollte in den Ämtern durch die 
»Beamten", in den geschlossenen Gerichten durch die Gerichtshalter 
und in den mit der Jurisdilction versehenen Städten durch die 
Magistrate geschehen. Bei diesen Behörden hatten die Unterthanen 
ihre an Eidesstatt abzugebenden Deklarationen einzureichen. Nach 
den Deklarationen berechneten dann die Beamten die zu zahlenden 
Steuerbeträge. Doch stand es einem jeden Steuerzahler frei, die 
Berechnung der nach seinem Einkommen zu entrichtenden Steuer 
selbst vonriinehmen. 

Für den Fall, dass der Verdacht falscher Angaben vorli<<r<'n 
sollte, war die Einsetzung besonder(M Kommissionen vorgesehen. 
Vor diesen hatte der RetrefTende seine Deklaration eidlich zu er- 
härten. Stellte sich bei der darauf folgenden dctailliorlen Berechnung 
des Einkommens die Unrichtigkeit der gemachten Angaben heraus, 
so sollte den Schuldigen schwere Strafe treffen. — Die Erhebung 
der Steuer sollte von den gewöhnlichen Receptoren vorgenommen 
werd^ Drei Termine waren fOr dieselbe festgesetzt: der 15. No- 
vember und 15. December 1807 und der 15. Januar 1806. Spätestens 
bis mm 15. des jedesmal folgenden Monats sollten die bei den 
Receptnren einjrefTfinrf^Ticn Beträge an die Provinzialkasse eingesandt 
nnd von diesen wöchentlich an den Rechnungsführer der General- 
kasse tlei Gouvemementskonnuission, Kommissai* Eisendecher, ab- 
geliefert werden. 

Die im vorstehenden bescluiebene KriegskontribuLion, neben der 
übrigens die »ausserordentliche monatliche Kriegssteuer " bestehen 
blieb, med durch den Umstand besonders merkwürdig, dass sie die 
erste Steuer war, welche in dem ganzen Umfange des Kurfürsten- 
tums (Göttingen -Grubenhagen und Osnabrück ausgenommen) nach 
einerlei Massstab angelegt worden ist. 

Leider sind wir nicht darüber unterrichtet, wie weit der 
Deklarationszwang sich bei dieser Steuer bewährt hat. Die 
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Gouvernementskommission sudüe die Dcklaranten dadurch zur 
richtigen Angabe des Vermögens anz:uspornen, dass sie dii- Wieder- 
erstattung der Steuer in späterer Zeit in Aussicht stellte. So hiess 
es in einer «Instruktion für sämtliche Obrigkeiten und Beamte der 
hiesigoi Lande, die unter, dem 21. Oktober 1807 ausgeschriebene 
Kriegskontribution betreffend" (23. Oktober): da die gegenwArtige 
Auflage für diejenigen, welche erhebliche Sununen bezahlen mttssten, 
mehr wie em gezwungenes Anlehen, denn wie eine eigentliche Eon- 
tribution zu betrachten sei, und da man als gewiss voraussetzen 
dürfe, es «werde selbigen nach wiederhei^estelller Ruhe ein Ter- 
hältnismä?siger Ersatz der von ihnen m erleponden p:ros?;en Stimmen 
zu teil weiden* so sei dies ein um so drin^^enderer Grund, dass 
sich nieniand in seinem Beitrage zu gering ansetze. — Bei der 
Rechtlichkeit des lifinnoverschen Charakters (iürfen wir wohl an- 
nehmen, dass die Angaben im allgemeinen nicht allzuweil iiuiter 
dem wahren Betrage zurückgeblieben sind. Aus einigen eingegangenen 
Reklamationen ergiebt sich, dass die auf Grund der eingereiditen 
Deklarationen angesetzten Beitragssummen zum Teil ausserordentlidi 
hoch waren. So musste ein Oberst von Hod^berg im Lüneburgi- 
schen, der im Jahre tROi 98 4, im Jahre 1S05 187 4 und im 
Jahre 1807 174 4^ an Kriegssteuem entrichtet hatte, jetzt wegen 
der am 21. Oktober ausgeschriebenen Kontribution nicht Veniger 
als 400 1^ erlegen. 

Auch der Totaleitia^', den die Kontribution vom 21. Oktober 
gehabt hat, ist recht erheblich: er l eläutl sich auf 413 997 4 34w^r. 
Auf die einzeUien Provinzen verteilt sich diese Summe folgender- 
masscn; 
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Der weitaus jrrAf^sf e Teil dos Ertrnp'efs, nflmlirh 939 ^ 9 mgr 2 
ist an den Receveur de Vaux abgelieft rt wordt n. 

Die französischen Behörden waren indessen dui f h das Erp'ebnis 
der Kontribution nicht zufriedengestellt. Die Deputation, welclie die 
Gouvemementskommission gemäss der Aufforderung Bellevilles zu 



1) Das ist mtarlieh nie geschehen. 
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Anfang Okiuber 1807 an den (leneralintendanicn Dam abgeschickt 
hntto, lim ihn m bestimmen, dass er sich mit der ^'ejilanten Steuer be- 
gnügen möge, hatte sich keiner günstigen Auinulirne zu erlVeuen. Daru 
wies den Intendanten BelleTille ?ielinehr nachdrQcklich an, geeignete 
Sehritte zu unternehme, damit endlich, die Criegskontiibution von 
94 Millionen Francs und die seit einem Jahre zahlbaren monatlichen 
1 200000 Ft. heriditigt wQrden, und machte zu dem Ende selbst 
eine Reihe von Massregeln namhaft. Die Vorschlage Danis wurden 
von Belleville und der Gouvemementskommission in zwei Konferenzen 
am 20, und 21. Oktober gemeinschaflhch beraten. Obenan stand 
die Vordoppelung der geplanten Kriegsstcuer. Die Milgheder der 
Kommi<si(in machten hierzu bemerkhch, es werde besser sein, 
wenn man bei dem eii»fachen Betrage bleibe. Je ^eririKer die 
Abgilbe sei, um so eher stehe zu liolleij, dass die Deklarationen 
der Wahrheit entsprechen würden, und um so leichter könnten die- 
selben als Basis för die Anlage einer gleichen Steuer dienen. Ebenso 
wenig erhielt eine zweite von Dam empfohlene Massregel« die Vor- 
nahme ausserordentlicher Hauungen in den Domanialwaldungen, den 
Beifall der Gouvernementskommission, Letztere stellte vor, dass 
solche Hobhiebe bei dem Mangel an Käufern aussichtslos und auch 
bereits mehrfach ohne Erfolg versucht seien. Erst vor kurzer Zeit 
habe man einen Kommissar nach den Hansestädten geschickt, um 
dort Hol/verkaufe in das Werk zu setzen, ohne da== es gelungen 
sei KäutVr zu finden. Man wolle die Beniülmngen rrrniiern, um 
500 000 Fr. duirli llolzverkäufe zu erhalten; dies sei über uudi das 
Äusscrste, wozu man sich Hoffnung machen dürfe. Drittens war 
von Daru anheimgegeben worden, man möge den Versuch machen, 
eine Anleihe zu erhalten» sei es nun im Inlande oder im Auslande. 
Dem gegenüber wurde von der Kommission auf die gänzliche Kredit- 
losiglieil des Landes hingewiesen. Zumal seit der Aufhebung der 
Stände >ei alle Aussiclit geschwunden, im Auslande Geld zu erhalten, 
da jen» allein in der Lage gew^n wftren, eine annehmbare Sicher- 
heit zu bieten. — Wenn Daru speziell empfolilen hatte, auf die landes- 
herrlichen Domänen Anleihen aufzunehmen. ?o erklärte die Kommission 
ihre Mitwirkung hierzu ver\veii:em zu müssen. l)eiin entweder ge- 
hörten die Domänen dem Könige von England, dann kOnne man 
ohne dessen Einwilligung nicht darüber verfügen, oder sie gehörten 
dem Kaiser Napoleon, dann komme es den französischen Behörden 
zu, Verfügung über die Domfinoi zu treffen. Ohne die förmliche 
Garantie des Königs von England werde übrigens kein hannoverscher 
Unterthan sein Geld an den Ankauf hannoverscher Domänen wagen. 
Davon abgesehen seien die Landeseinwohner bereits zu sehr verarmt, 
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als das? sie neue Vorschüsse hei-zugeben vermöchten. Vollends zer- 
störe die französischerseits befohlene Suspension der Auszahlung von 
Zinsen alle Hoffnung, irgendwo eine Anleihe bewerkstelligen zu können. 
Endlich erklärte die Gouvemementskoauniseion auch die von 
Daru vorgeschlagene Erhöhung der indirekten Stenern tSac unthunlich. 
Einesteils seien im Hannoverschen bereits betr&chtlicbe indirekte 
Abgaben vorhanden, anderenteils würde eine Erhöhung schon darum 
wenig Elfolg haben, weil die Unterthanen sich in der Konsumtion 
nach Möglichkeit einschränkten. Ausserdem verlange eine Erliöhung 
der indirekten Steuern länfiere Zeit, während der Befehl doch auf 
schleunif]re Abtrapinifj der Kri'"/slvontnbution laute. 

Da slcli die Gouvemementskoniniission so allen Vorschlägen des 
Generalintendauten versagte, i^o musste Belleville auf eigene Faust 
vorgehen. Seit den Konferenzen vom 20. und 21. Okiober war es 
bei ihm beschlossene Sache, die Napoleonischen Fordmuigen, so 
weit sie nicht durch die auf drei Millionen Fhincs veranschlagte all- 
gemeine Kriegssteuer gedeckt würden, oder wegen der Vereinigung 
der FOratentflmer Göttingen und Grubenbag^ mit dem Königreiche 
Westfalen in Fortfall kämen, vermittelst einer Zwangsanleihe auf- 
zubringen. Es handelte sicli um etwa zehn Millionen Francs. 

Vorläufig forderte der französische Intendant, um eine Basis 
für die gczwimgcne Anleihe zu gewinnen, am 22. Oktobei- 18Ü7 von 
sämtlichen Beamten und Magistratspersonen ein Verzeichnis der am 
höchsten BestL'Ucrfon rin. Nur solche PersomMi waren darin auf- 
zunehmen, deren Beitrag zu den ordinären Steuern vor den Kriegs- 
zeiten sich auf 60 4 und darüber belaufen halte. Auf Exemtion 
der Person oder Privilegien des Eigentums sollte hierbei keine 
Rücksicht genommen werden. — Gleichzeitig Hess Belleville an die 
Subdelegierten die Aufforderung ergehen, sie sollten nach dem 
Eingange der Verzeichnisse die Namen der 2000 Meistbesteuerten, 
ausziehen. Davon sollten auf Galenberg 460, Lüneburg 580, Bremen- 
Verden 501, Hoya 280, Lauenbnr;^ 112 und Hadeln 56 entfallen. 

I)ir Suhdi lt piertr n konnten dem Befehle des Intendanten nur 
teilweise nachkuiumen. Der General von Wan^renheim sah sich zu 
der Anzeige genötigt, dass im Calt'iilM'i>,ns( hen überhaupt kein 
Steuerpilicliliger vorhanden sei, welcher 6Ü Steuern oder gar 
mehr bezahle. Da die Hauptsteuer in dieser Provinz der Kon- 
sumtkinslicent war, so hat das weiter nichts Verwwiderliches. 
Im Lüneburgischen waren nach den Berichten des Subdele- 
gierten Jacobi abgesehen von den Ekemten 117 Personen ?or- 
handen, deren Beitrag die Summe von 60 t$ erreichte. — 
Belleville war mit den Antworten der Subdelegierten sehr unzufrieden. 
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In besonderem Blasse ereiferte er sich 1U>er den Bericht Wangen- 
heims. Am 9. November schrieb er an die GouTemements- 
kommission, die Antwort des calenbergisehen Subdd^erten könne 
nur den böswilligen Zweck haben, die Ausführung der Ordre um 
einen Monat zu verzAgem, ein System, das man hannoverscherselts 
seit langer Zeit befolge. Seine Absicht sei gewesen, die ver- 
mögendsten Einwohner dos Kurfürstentums kennen zu lernen, und 
dies habe er deutlich m erkennen gegeben. Mit leeren Ausflüchten 
sei ihm nicht gedient. Die Subdele^Worfen sollt rn in kürzester 
Frist und bei persönlicher Verantwortung der Aufgabe nachkommen, 
den Namen, Stand und Wohnort der wohlhabendsten ünter- 
thanen anzugeb»!. Dandien sollten sie auf EIhre und Gewissen 
diejenigen Personen namhaft machen, welche sie f&r fAhig hielten, 
wenigstens eine Summe von 1000 Fr. zu der gezwungenen Anleihe 
beizutragen. 

Für die „Beamten* und Subdelegierten war das eine peinliche 
und schwere Aufgabe. Hofrat Jacobi in Celle bezeichnete es als 
ein Dir;? der Unniöo^lichkeit, den VoiTnögensstand der Unterthanen 
^n^iau zu erforschen. N imentlich sei das der Fall hinsichtlieh der 
Exemten und der anderen der .hnisdiklion der Reaniteti nielit unter- 
worfenen Personen. Hier müsse man siuli Ix i der Beurteilung des 
Vermögensslandes an den Umfang der Besitzungen, die äussere 
Lebensweise und die öffentliche Meinung halten. Übrigens lasse 
sich nicht verkennen, dass auch sonst bemittelte Persona ausser 
Stande seien, betr&chtliche Geldsummen aufzubringen. Die vielen 
Lasten, welche die gegenwärtigen widrigen Zeitumstände mit sich 
brächten, die Stockung in dem Absätze der Landesprodukte, die 
schon seit einem Jahre andauere, und die allgemeine iCreditlosigkeit 
erklärten solches zur Genüge. 

Wie die Saehon lapron, konnte der hitendant auf solche Vor- 
stellungen k(Mne Rücksieiit nelinien. Am 2». üecember 1807 erfolf^te 
das Ausschreiben über die gezwungene Anleihe ein böses 
Weihnachtsgeschenk für die hannoverschen Lande. Es hiess darin: 
infolge der Befehle Napoleons müssten jetzt 13 Millionen Francs 
vom Lande aufgebracht werden. Die Gouveniementskommission 
habe nur eine schwache Kopfsteuer (34. Oktober) aufgelegt, welche 
ein Dritteil jener Summe liefern solle, allein wahrscheinlich nicht 
einmal em Sechstel aufbringen werde. Er, Belleville, habe daher 
den Auftra<: erhjdten, 10 Millionen Francs vermittelst emer Anleihe 
herbeizuschaffen, und zwar in der Weise, dass er die wolühabendsten 

1) Gedruckt im Hambarger Kocrespondenten J. 18Ü8, Nr. 1. 
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Eigentümer von Grundstücken, Häusern und Renten, und überhaupt 
alle Personen, welche durch den Ertrag ihres Gewerbes in den 
Stand gesetzt seien zur Anleihe beizutragen, ez officio schätzen lasse. 
Napoleon wolle, dass das Volk allenthalben seine wohlthfttige 
Grossmut ein|»finde, indem der grOsste Teil der Kriegslasten von 
denen getragen werden solle, welche in Hinsicht ihres Vermögens, 
ihrer Privilegien und des damit vorbundenen Ansehens während 
des Friedens alles Gute und alle Vorteile genossen hätten. Der 
französische Kaiser habe seinen Agenten darum befohlen, die Hütte 
des AiTnon, die Arbeit des Familienvaters zu verschonen und nur 
solciie Personen zu der Anleihe heranzuziehen, welche dadurch nicht 
in ihrer Existenz gefährdet würden. — Wenn die Ansätze zur 
Anleihe niclit überall gerecht seien, so hätten die hannoverschen 
Behörden das Tersehaldet. WAren die Beamten mid Magistrate ihren 
Pflichten nachgekommen, so würden sie in den eingelieferten Be- 
richten einen Massstab geliefert haben, nach welchem sich der 
Beitrag eines jeden zu der Anleihe zu r^eln habe. Statt dessen 
hätten die Beamten sich beschränkt Namen anzuzeigen, ohne die 
verlangten Bemerkungen über das mutmassliche Vermögen der be- 
trefTendcn Personen beizufnj^f^n. Dadurch ^ei der Intendant, dem 
es bei der Einforderung der Berichte nur darum zu thun gewesen 
sei gerecht zu verfahren , jrenötigt worden, zu einer ungewissen 
Schätzung? Zulluchl zu nehmen, welche zu einer sehr ungleichen 
Verteilung lüliren könne. 

Kontribuenten, welche beweisen konnten, dass sie zu bodi 
angesetzt waren, waren berechtigt, Reklamationen einzureichen. 
Doch durfte dies erst dann geschehen, wenn sie das erste Drittel 
ihres Beitrags entrichtet hatten. Das Suiplus der zu hohen 
Schätzungen, welche der Mangel an Lokalkenntnissen und ins- 
besondere das Stillschweigen der liannoverschen Beamten etwa ver- 
anlasst haben könnte, versprach der Intendant auf diejenip-en Eigen- 
tümer zulegen, welche zu niedrig angesetzt oder '^•.xm. über^ellen seien. 
Die Anleihe müsse, hiess es in dem Anssclireihen weiter, in drei 
Terminen von 20 zu 20 Tapren enliichtet werden. Wenn nach 
Ablauf des ersten Termins das erste Drittel nieliL bezahlt sei, so 
werde den Säumigen ein aus wenigstens vier Soldaten und einem 
Unteroffizier bestehendes Ezekutionskommando eingelegt werden. 
Jedem der Soldaten seien von dem Hauswirte, bei welchem sie ein- 
quartiert seien, tflglich 1 4, dem Unteroffizier aber 2 iip zu zahlen. 
Hab* diese Massr^el binnen zwanzig Tagen keinen Erfolg, so solle 
der Eigentümer aus seinem Hause vertrieben und das Mobiliar, 
erforderlichenfalls auch die Immobilien, versteigert werdra. 
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In welcher Art und Weise der franzO^sehe Inteiidaiit die ISn- 
scb&tzangr der wohlhaboidsten Einwobner vornahm, Ifisst sich leider 
nidit g&ssai feststelloi. Wie sich sdbon aus dm Ausschreiben rom 
25. December ersehen Ifisst. blieb er bei dem Biinimalansatze von 

1000 Fr. keineswegs stehen. Vielraelir forderte er durchw^ das 
Doppelte, Dreifache u. s. w. >). Ansätze von 10 000, 20 000, ja 
30 000 Fr. waren nifhts Soltonn?; in oinzolnon Füllen, wie bei dem 
GraffTi BernstortT auf Gartow, stieg die Beitragssumrne bis auf 
4()0UU Fr. In der Stadt Hannover belief sich die Summe aller 
Beiträge nahezu auf 850 000 Fr., in Lünebui^'-) auf 3'JSOOÜ Fr., 
in Nienburg a. W. auf 131 000 Fr.^) u. s. w. Ohne Willkür ging 
es bei der Einschätzung nicht ab. Hatte Belleville doch die Ver- 
vielfältigung der Beitrage ohne die Zuziehung der hannoverschen 
Behörden vorgenommen* Allerdings suchte der Intendant, so gai 
er es verstand, gerecht zu sein, indein er vorzugsweise die exemten 
Personen und unter diesen vor allem den Adel zu der Anleihe 
heranzog. In der etwa 600 Namen zählenden calenbergischen Beitrags- 
liste befinden sich allein frejren 150 Adlige'*). 

Die Durchführung der Zwau^'sanleihe stiess begreiflicherweise 
auf erliebliche Schwierigkeiten. Fast alle zu der Anleihe heran- 
gezo^'enni Personen reklamierten. Allseitig wurde behauptet, es sei 
unmöglich, die ganze auferlegte Summe zu zahlen. Zum wenigsten 
müsse man von den beiden letzten Terminen befreit werden. Manche 
Kontribuenten erklärten sogar, nicht einmal das erste Drittel ent- 
richten zu können. Mit gutem Grunde durften sie dabei anführen, 
dass die seit 4—5 Jahren getragenen schweren Kriegslasten, die 
Suspension der Besoldungen, Pensionen und Zinsen, und der fast 
gänzlich mangelnde Kredit es zu einem Dinge der Unmöglichkeit 
machten, die nötigen Geldsummen herbeizuschaffen. — Auch die 
Obrigkeiten beschwerten sich, sie hätten in den geforderten Berichten 

•) Im T-anfle Hadeln befand sich unter 50 Angesetzten kein einziger, der 
nur lÖOÜ Fr. zu zahlen gehabt hätte. Vgl. Chronik des lamJrp Hadeln ni^b^t 
interessanten Auszügen aus der Geschichte der Ämter Ritzebültei, Bederlcesa und 
Kenhaas, des Landes Wanten und des Landes KehdiDgen S. 897 f. 

^) Di*> Vor^clilagi^liste, wdche der Lfloebniger Magislnt eingereichi hatte^ 
wies nur 94HJOU Fr, auf. 

3) Gadc, Gescliiclite der istadt Kienburg an der Weser S. 135. 

*) In der Provins Lanttubuiig waren 9D Adl^ mit 173000 Fr., also dureb- 
sebnittUch mit 8600 Fr. angeseUt Die GesamUabl der Eontribnentoi betrug hier 
ca> 110 l*ersonen. 

Kreditvereiue und ähnliche Anstalten gab es damals im Hanno versehen 
nodk nicht. Eine Ausnahme bOdete allein der im Jahre 1790 fbr den im Farsten- 
tuni Lüneburg mit immatrikulierten GQtem ansAssigen Add gcgrDndete ritteisehaft« 
liehe Kreditverein. 
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eine grosse Anzahl von Personen nur unter der Voraussetzung an- 
geführt, dass diese allenfalls 1000 Fr., aber unter kernen Umständen 
mehr zahlen sollten. Eis wärde denselboi scbrai schwer genug 
follen die Summe von 1000 Fr. aii&ubringen, mid es sei völlig aus- 
geschlossen, .dass sie einen mehrfach höheren Betrag zahlen könnten. 

Belleville erblickte in den mass^hafteingdienden Reklamationen 
nur hartnäckifre und verstockte Böswilligkeit. Unerbittlich hielt 
er an der Bestimmung fest, dass das erste Drittel der Anleihe von 
nllen einmal angesetzten Personen bis auf den letzten Heller ent- 
richtet werden müsse. Auch das zweite Diitlel wollte er bezahlt 
wissen, vorausge setzt dass nicht ganz besondere Gründe ausnahms- 
weise einen Erlass rechtfertigen sollten. — Als die Zahlungen zum 
zweiten Termine nur spärlich eingingen, schrieb er aufgebracht an 
die 6oaremementsk<»nmisdon (24, Mfirz 1808), er sehe, dass viele 
Kontribuenten unter den nichtigsten Vorwftnden bei ihrer Weigerung 
beharrten. Die früher bewiesene Nachsicht bestärke die Sftumigen 
in ihrem Trotze, und obwohl die Subdelegierten bereits den Befehl 
empfangen haften, mit exekutorischen Massregeln zu drohen, gehe 
kein Geld ein. Er wolle jetzt ein letztes Mittel versuchen, indem er 
in der Hauptstadt ein ,Exempel statuieren" lasse. Binnen drei 
Tagen solle die Gouvernementskommissiün ihm eine Liste der zehn 
Höchstbesteuerten in der Stadt Hannover einreichen, welclie mit 
dem zweiten bzw. ersten Driltel im Rückstände seien. Der General 
von Wangenheim werde alsdann den Befehl erhalten, den nanihaft 
gemachten Personen Gamisärs in das Haus zu legen. Sollte auch 
dieses Mittel keinen Erfolg haben, so würde man sofort zu noch 
schärferen Massregeln zu greifen haben. 

Am S8. März setzte Belleville liinzu, er sei zu dee erwähnten 
Massregel sowohl durch den Widerstand dar Kontribuenten als auch 
durch die Vorwürfe genötigt, welche er von seilen des General- 
intendanten Dam erhalte. Es widei-strebe ihm, der höheren Behörde 
seine Korrespondenz mit denjonigen Personen zu übersenden, welche 
auf die Aufforderung zn zalden nur mit Austlüchten und leeren 
Versprechungen geantwortet hätten. Man würde aus dei-selben nur 
Anlass nehmen, der Gouvernementskommission und ihm selbst neue 
Vorwürfe zu machen. Die Willfährigkeit des Intendanten dürfe 
schlechterdings nicht soweit gehoi, dass er seine voi-gesetzte Be- 
hörde insultieren und die Ausführung des kaiserlichen Willens von 
der Laune hannoverscher Unterthanen abhängen lasse. 

Wenn die Drohung, militärische Exekution zu verhängen, nun 
auch bei jenen zehn Personen — es waren die Banquiers M. David 
Meyer, Abraham Ck>hen und Philipp Oppenheimer, die verwitwete 
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Prftsidoitixi von Wallmod^, die Minister von der Decken und von 
Eielmansegge, die Eammerherren von dem Bussche, von dem Bussche- 
MQncii und von Schwicheldt mid der Gesandte von Reden — 

fruchtete, so gingen doch die übrigen Gelder nicht schneller ein. 
Auch scheinen die Subdelegierten und die anderen hannoverschen 
Behörden hei der Eintreibung der I^eitrfip:e eben keinen grossen 
Eifer bethätigt zu haben. ~ Am 15. April beschwerte sich Belleville 
abermals, dass die Zalilim^^en zum zweiten Drittel der Aiileilie ganz 
unbedeutend seien. Die Drohungen und Vorwürfe, welche er selbst 
deswegen erhalte, schrieb er an die Gouverueuientäkouiinission, 
würden ihm nichts anderes übrig lassen, als die Provinzialbeamten, 
weldie sich saumsel^ benommen hätten, abzusetzen und verhalten 
zu lassen. Vierzehn Tage sp&ter (30. April) berichtete die calen- 
bergische Subdelegation, es sei noch immer ein bedeutender Teil 
der Beiträge zum zweiten Termine rückstikndig. Man habe acht- 
unddreissig Restanten er5£&iet, dass man militärische Exekution über 
sie verhängen würde, wenn sie ihre Schuld nicht binnen zehn Tagen 
berichtigt hatten. — Im Mai und Juni wurden dann in der That 
einer ^'rösseron Anzahl von säumigen Zaidern im Calenbcr^nschen, 
namenllicli in der Stadt Hameln '), französisc he Suldaten in das Haus 
gelegt. Auch dem Subdele;rierten Jacobi zu Celle stellte der General- 
gouverneur zehn Kürasöiere nebst einem Unteroffizier zur Verfügung, 
um die widerspenstigen Sdiuldner zur Bezahlung zu zwingen. Jacobi 
erhielt dabei die Instruktion, wenn die Einquartierung nicht binnen 
zehn Tagen geholfen habe, so solle er von dem Hausgerftt der 
sftumigen Personen so viel verkaufen lassen, als zur Deckung der 
geschuldeten Summe erforderlich sei 2). 

Auch diese scharfen Massregeln konnten jedoch nicht zu Wege 
bringen, dass alle zum zweiten Termine fälligen Gelder einfrin^on. 
Der Intendant selbst vermochte sich der Notwendigkeit nicht zu 
verschliessen, einer Anzahl von Individuen, welche ihr Unvermögen 
bewiesen hatten, die Bezahlung des zweiten Termins entweder 
ganz oder doch teilweise zu erlassen. 

Es ergab sich von selbst, dass es unter solchen Umständen 
nicht möglich sein werde, die Bezahlung des dritten Termins zu 

'j fsacli einem Schreiben der GouvernemcntskununisisiuD an VVangcnbcim 
Tom 19. Hai soll Bdlerille mit dem Benehmen des Magistrats su Hamdti sehr 
unittfrieden gewesen sein. 

2 .\m fi. Juni schrieb Lasalcelte an den in Lüneburg? }?arn!?onierenden 
tieneral St. Suipice: ,J'esp6re que cette mesure fera dons le Luncbuurg le uiSme 
cffet que dans eette provinoe (Calenbei^X c*est'ä-dtre que la menace seule prodaira 
la rentree des eontribations» et que ces cuirusieni ne seront que tris momentament 
^loign^ de leurs corps*. 



235 



erlangen. Belleville ordnete daher eine ,Supplemeiitaraiileihe" an, 
welche den Betrag des dritten Termins decken sollte. Zu dieser 
Ergänzungsanleibe wurden solche Personen herangezogen, welche 
zwar nicht 1000 EV. und darOber, aber doch 200—1000 Fr, erlegen 
konnten. Die Bezahlung der Ergfinzungsanleihe zog sich bis in den 
Herbst des Jahres 1808 hinein. Am V.l Oklobor waren im Galen- 
bergischen von 230000 Fr. erst 91 324 Fr. entrichtet. Die Zahl der 
Restanten betrug eben damals 374 Personen'). 

Einem Promemoria des Rechnungsführers der Generalkasse 
Eisendeel ler -) entnehmen wir, rlass von den anf die Zwangsanleihe 
eingeliondcn Cieldom bis zum 8. September 1808 nur 3 575 000 Fr. ^) 
an den französischen Ucceveur abgeliefert wurden. Das „Emprunt 
force" hat also nicht einmal die Hälfte der in Aussicht genommenen 
Summe (zehn Hülionen Francs) eingebracht 

Für die mit dem Königreiche Westfiilen vereinigten Provinzen 
Göttingen und Grubenhagen und die Berghauptmannscbafl Clausthal 
ward, wie ^eich hier erwähnt sei, von Belleville eine besondere 
Zwangsanleihe ausgeschrieben. Durch diese Massregel sollt(> der 
Anteil der genannten Provinzen an der Kontribution von 9,1 Millionen 
Francs und an dem monatlichen Abonnement bis zum Datum der 
Einverleibung in das neue KAni^reich — in^fresamt Millionen 
Francs — aufgebracht werden. Bereits am 10. Oktober 1807 hatte 
Belleville die dortijren Obrigkeiten aufgefordert, eine namentliche 
Liste aller Eiiiwoliner einzureichen, deren öffentliche Abgaben, 
ordinäre und extraordinäre zusammengenommen, Ober 10 hinaus- 
gingen. Diese Einwohner sollten in dem Verzeichnisse in sechs 



1) Promemoria des Landrentmeister Hansing, 13. Oktober 1808. Am 14. Ok- 
tober teilte di*" rnicnhcrt'ische Subdelegafioii th r GouvemeinentskomtiiL«t8ion mit, 
man habe deu säumigen Obrigkeiten eine solche unverantwortliche Zögerung 
nachdrodilicfa verwiesen und ihnen wiederholt aufgeireben, die Restanten sofort 
zur Berichtigung' ilirtT HOckslAnde mit der Verwamunt? aufzufordern, dass, wenn 
sie nicht binnen It Ta^ren ihror Schuldijfkeit Genüge !< i<ti t^n, sie (*? fleh selbst 
beizumessen hatten, wenn die von Belleville zu beschliessenden Zwangsmassregeln 
ohne weitere Mahnmig wider sie in Anwendung gebracht würden. 

2 t Hannover, 7. September 1S()8. 

3) Bis zum 1 Tiini 1S(J9 erhöhte sich diese Summe auf 3'>>5 0Ü0 Fr. 
(Gouvemeraentskommission an Belleville, 1. Juni 18Ü1I ). Nach der Restauration 
machte die bannoversche Regierung den Versuch, von Frankreich eine 
Entschidigung wegen der Zwangsanleibe tu erlmlten. Ihre Forderungen 
wurden indessen von (i< n fian7<"isi-;( hen Liquidation'; Knttinn<=«ari(m zurück- 
gewiesen. Der allgemeine Landtag zu Hannover bescbtoss darum (1819), die 
Darleiher aus den Mitteln des Landes zu entschädigen. Vgl. Aktenstücke der 
proTisoriscben oder ersten allgemeineD Stindeversainniliing des KCoigreichs 
Hannover IV, 11001, 1930: 
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Klassen geteilt werden, je nachdem sie 10—30, 30 —80, 80—150, 
150— SSO, 250—400 oder Aber 400 i| an Abgaben zu entrichten 
hätten. Als die Behörden darauf Torstellten, es sei sehr schwierig, 
eine hinreich^d grosse Anzahl von Individuen anzugeben, die in 
sedis Klassen verteiH zu der Anleihe beitragen kdnnten, ttweiterte 
der Intendant von Hannover seinen Auftrag dalun, dass man ein 
namentliches Verzeichnis derjenigoi Persona einsenden solle, welche 
nach Verhältnis ihres Vermögens an der Zwangsanleihe teilzunehmen 
vermöchten (18. November 1807). Im Januar 1808 ward dann 
den Behörden in Götfin<ren. Gmbcnhagcn und auf dein Harze die 
exekutorische Kontribuenlonlislc zugestellt. Wie in Hannovor, so 
waren auch hier drei Teruiuie fesljg^esetzt, der 1., lü. und iO. Februar 
1808. Reklainationen sollten, abweichend von der Bestimmung des 
Ausschreibens vom 25. December, erst nach der Bezahlung des 
zweiten Termins angenommen werden. 

Auch in Göttingen-Grubenhagen fand die Aufbringung der Anleihe 
die grössten Schwierigkeiten. Eine Reihe von Gutsbesitzern, Be- 
amten und anderen Personen, welche zu derselben beitragen sollten, 
that sich zusammen, um eine Deputation an den neuen I-Ändesherm, 
König Jeromo, abznsondnn. Die -Abp^f^sandten, Froihorr von Grote 
auf Jühnde und Kdiisistorialrat Ralilioni aus (Jöltiu^-M-n, waren an- 
p'ewiesen in Kassel dahin zu wirken, dass der König sich bei 
Napoleon für eine Herabsetzung der Kriegskontributioii vei wenden 
möge. Wenn sich dieses nicht erreichen Hesse, sollten jene in 
jedem Falle eine vinte|jdhrlidie Frist zur H^ieisclnffung der ge- 
forderten Geldsummen zu erreichen suchen; dorn bei dem so 
geringen Zwischenräume zwischen den festgesetzten Terminen schi^ 
die Bezahlung ganz unmfigHch! 

Die Dejiulierten erhielt* ii von dem westfiilischen Finanzminisler 
Beugnot den Bescheid, die Einwohner der oben envähnten Provinzen 
möchten gemeinschafllielK» Schuldverschreibungen in der Höhe der 
abzutragenden Kriegskontribulion ausstellen und sich verbindlich 
machen dieselben binnen sechs Monaten abzuzahlen. Zur Aus- 
fühmng diesps; Vors( lilagr^s scheint es aber nicht gekoninien zu 
sein. Eine Ciikularveroidnung des Präfekten von Hövel zu Göttingen 
(24. März 1808) tiug den Obrigkeiten seines Departements auf, die 
schleunige Eimndilung der Rückstfinde von der Zwangsanleihe zu 
betreiben. Zugleich sollten die Behörden eine Liste deijenigen 
Personen einreichen, welchen die Bezahlung trotz aller Anstrengungen 
unmöglich sei, und welche daher eines ganzlichen oder mindestens 
teilweisen Erlasses durchaus bedürften. Audi sollte eine Liste 
solcher Einwohner eingereicht werden, welche zur Deckung des 
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.An<falls eine bostiinrnte Suniino, die jedoeh nicht unter 300 Fr. be- 
tra^H-n dürfp. zahlen könnten. Die Totalsimime der vorzuschlagenden 
Erganzunpsbeiträfre müsse, um sieher zu gehen, die ausfallende 
Suniniu um ein Drittel übersteigen. — Es ward also auch hier eine 
Ergänzungsanleihe in das Werk gesetzt. 

Bfit ganz besonderen Schwierigkeiten war die Beitreibung der 
gezwungenen Anleihe auf dem Harze, in der sogenannten Berg- 
bauptmannschaft Glanstha], verknüpft. Die Harzbewohner, welche 
durchweg ihren Unterhalt aus dem Bergbau zogen, lebten meist in 
recht ftrmhchen Verhältnissen. Die hannoversche Regierung hatte 
ihnen darum in früheren Zeiten die Exemtion von allen Steuern 
und Abgaben gewährt N-ir in ausserordenlhchen Fullen wnr die 
Bevölkerung der Berghuupimannschaft zu den Steuern herangezogen 
worden, aber anch dann nur in einem geringen Masse. So hatten 
sie wäluend der ersten französischen Okkupation etwa den zehnten 
Teil der auf die Provinz Grubenhagen enirallcnden Quote zu zahlen 
gehabt. Jetzt war der Berghauptmannsdialt aber von Belleville 
der neunte Teil der von den beiden FQrstentümem Gdttingen und 
Gnibenhagen zu zahlenden Totalsumme auferlegt worden, eine harte 
Zumutung, die bei der Harzbevölkerung die grösste Bestürzung er- 
weckte und fast alle Knntribuentai in die bittei-ste Verlegenheit 
brachte. — Grosse Anerkennung verdienen die Bemühungen des 
Berghauptmanns und Geheimen Rats von Meding. Dieser reiste 
selbst nach Kassel, um für den Harz eine Erleirhterung zu erwirken. 
Als dies nicht gelaniEr, machte er — freilich wiederum vergeblich — 
Versuche in Braunschwrior, Kassel und Frankfurt a. M., Anleilien 
auf den Kredit der Bergliaupttnannschalt abzuschlie^sen. Dem- 
nächst errichtete er zu Glausthal eine Anstalt zui* Aufnahme frei- 
williger Darleben, wodurch besonders bedrängten Personen mit 
Vorschössen unter die Arme gegrifien werden sollte. — Gleichzeitig 
verabredete er, um die grosse Last möglichst gleichm&ssig auf alle 
Bewohner <]• s Harzes zu verteilen, mit den Magistraten der sieben 
Beilgst&dte die Anlage einer allgemeinen Steuer. Es lAsst sich in- 
dessen aus den Akten nicht eruieren, ob dieser Plan verwirklicht 
worden ist. 

So viel man sehen kann, hl es den Fürstentümern Göttingen 
und (ii ubenhnp-en und der Berghauptmannscliaft Clansthal frehm^'en, 
die ihnen aut'ei legte Anleihe noch im Juluc I80h vüllig abzuUugen, 
Wenigstens ward es der Gouvernemenlskommission in Hannover 
mehrfach von Belleville vorgehalten, dass jene Provinzen ihren 
Bettrag entrichtet hätten, während das übrige Hannover noch so 
sehr im Rückstände sei. 
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Um wieder auf die Verlianrllongen zwischen (ior Gonvempmf»nts- 
kommission und den fianzüaischen AutoritAlen zurückzukonnneri, so 
halte jene im Februar 1808 von neuem zwei ihrer Mitglieder» 
Dämlich den Hofrichter von Hardenberg und den Kammenat von 
Schalte, an den Generalintendanten Dam nach Berlin gesandt, um 
wo miJglich den Erlasa der beiden letzten Drittel des »Eroprunt 
forc6' SU erwirken. Daneben sollten die beiden Deputierten bitten, 
dass man auf französischer Seite Milderungen in der Suspension 
der Zahlungen für die heimische Verwaltung, deren Rückstand sich 
angeblich bis zum 31. December 1807 bereits auf 1 858 312 Fr. 11 
gesteigert halt<\ eintn trn lassen möge. Zum Bewoise, dass das 
Kurfürstentum (li»>s*'r Vcrunnstip'iinfrpn würdig sei, soUIrn Hardenberg 
und Schulte drm tleiieraiinteiidanlt n zwei Tableaus überrriehen, in 
welchen der Nai liweis angetreten wurde, dass Hannover niclit allein 
die Kontribution von U,! Millionen Fi-ancs vollständig abgetragen, 
sondern auch darüber hinaus für den Dienst der fiamfisisehen Armee 
eme Summe Ton 9 978 577 Fr. verausgabt habe. Der Intendant 
Belleville hatte zu der Absendung der beiden Deputierten seine 
Zustimmung gegeben, zugleich aber bemerkt (13. Februar 1808), 

wenn er die Weisungen Dani> au>rrdire, so gehorche dieser 
den Befehlen des Kaisers; der Erfolg der Sendung h&nge also allein 
von dem Willen Napoleons ab. 

Am r.K Februar hatten Hnrdcnberfr und Schulte eine lange 
Unterredung mit Dam. Der letztere vvolllr du- Bererhnnn«? der 
hannoversehen Beliördc. wonach die Kriegskoni rii)ution voll und 
ganz bezahlt sei, nicht gellen lassen. Die Bitte um den Erlass der 
beiden letzten Anleihetermine und um die Auszahlung von Be- 
soldungen, Pensionen und Zinsen schlug der Generalintendant rund- 
weg ab« Nicht eher, ericlftrte er, sei an irgend eine Geldbewilligung 
für die hannoversche Verwaltung zu denken, als bis man die ganze 
rückständige Kontribution abgetragen habe. Wenn dies geschehen 
sei — und er wolle die «prestation mensuelle' von 1 200 000 Fr. 
nur für ein Jahr fordern — , so wolle er sich mit einem billigen 
monatlichen Beitrage aus den Landcseinkünflen begnüp^en und den 
hannoverschen Behörden di*- freie Admini?trnfion des Landes zn- 
gcstehen. Auch solle dem Lande alsdann keitie wrih ic Trnppen- 
unterhalluii;,'' zii^'eiiiulct \v«'id<'n, als etwa die „raisons politiques" 
erfordern niüehten. Hirigegen sollten bis zu dem Zeilpunkte, wo 
die Kontribution völlig bezahlt sein würde, foKdauernd neue 
Truppen in das Land geschickt werden* 

Als die Deputierten mit dieser wenig tröstlichen Antwort nach 
Hause zurückgekehrt waren, trat die Kommission des Gouvernements 
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am 27. Fcbniar 180S zu einor Rrratimg über die Fra;:»^ zusammen, 
ob es unter suh lieu Umständen nicht das Beste sei, die Administration 
ganz niederziilej/en. Patje sprach die Ansicht aus, so wenig Freude 
auch für die Mitglieder der Kommission bei der Fortdauer ihrer 
Funktionen zu erwarten stehe, so wenig scheine es doch geraten« 
dieselben freiwillig niederzulegen. Ein solcher Schriit, weit entfernt 
wohlth&tige Folgen zu haben, werde auch das Gute, welch» man 
noch zu wirken vermöge, ganz über den Haufim werfen; denn in 
sothanem Falle sei weder an eine ordentliche Verpflegung der fran- 
zösischen Truppen, noch an eine Vermittelung zwischci! den Unter- 
thanen und dem französischen Militär weiter zu denken. Patjes 
Ansicht wnrd von den übrigen Mit{r]i(^dorn der Kommission L'* toilt, 
undmaii besclilus?, weni^'-stens vorläufi},' die Administration fortzulührun. 

Weiler wurde in der gedaehlen Sitzuii;.' bi-ratfii, welche Taktik 
man in Zukunft gegeiird)er den französi.^clien Fordeiuii^'eii nhvn 
wolle. Patje meinte, man müsse vor allen Dini,'en lierausbringen, 
was die Franzosen von Hannover forderten, und wie viel man 
faannoveischersetts darauf bislang geleistet habe. Lege man die von 
Dara am 8. August 1807 aufgestellte Schuldiedmung zu Grundci 
wonach das Land 9,1 Millionen Francs Eriegskontribution und für 
die Zeit vom Deeember 1806 bis August 1S07 10,8 Millionen Francs 
»prestation mcnsuelle" zu zahlen habe, und halte man sich daran, 
dass die letztere mit dem Oktober 1807 ihr Etid(> haben ^üllo, so 
ergebe sich als Totalschuld die Summe von '21,1 Millionen Francs. 

Davon sei bezahlt oder koinme sonst in Fortfall: 

1) die Beitra^^squote für (Iöttingen-Grubenhap:on .... 2 600000 Fr. 

2) für Gegenstände, deren Anrechnung geneliniigt sei 

(exklus. der Verproviantierung von Hameln) 1 081 231 „ 

3) der Ertrag der Steuer vom 21. Oktober 1807 1 700000 , 

4) der Ertrag der Zwangsanleihe 1600000 . 

5) ßir die Lieferung von Pferden 600000 « 

6) für die eingelösten sechs Billets ä 100 000 Fr. . . . 600000 , 

7) die Zahlungen der Kammerkasse 2500 000 , 

8) der Ertrag.' des ausserordentlichen Holzhiebes 500000 « 

9) die Zahlungen für Hospitäler ._. . . ... 784 014 , 

Sa. 1 1 8(15 ^ i-5 Fr. 

Mithin sei man noch schuldig: 9 231755 Fr. ^ei nicht wahr- 
scheinlich, dass sich Mitfei finden würden dieses l)i fi( it zu decken, 
um so weniger, als niun si lmn seit dem Oktober 1S()7 von neuem 
eine bedeutende Schuld kontrahiert haben werde, auch wenn das 
neue Abonnement noch so billig ausfallen sollte. Doch brauche man 
die Drohungen Darus, dass er mehr Truppen in das Land schicken 
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wolle, nicht all/.u.-ehr zu fürchte«. Bereits im Oktober isn? )iabe Dam 
gesagt, dass die Exekutionstruppen sich auf dem Marsche beiari(ien; bis- 
lang seien sie aber noch nicht eingetrofTen. Es scheine demnach das 
Geratenste zu sein, ,aaf die bisherige Weise zu kontinuieren und 
die an sie (die GouTernementskommission) ergehenden Forderungen 
möglichst hinzuhalten und zu modiflciereii'. Die anderen Mitglieder 
der Gouvemementskommission traten der Pfttjescben Ansicht bei>). 

Dementsprechend schrid) die Gouvernementskommission am 
8. März 1808 an den Gouverneur Lasalcette, Daru habe ihnen als 
einziges Mittel, um die rnrksinndi^re Kontribution aufzuluinfren, eine 
Anleihe im Auslände in Voischla^' ^rebracht. Die Gouvernements- 
konmiissiün sei nhvr nicht die kompetente lu'börde, um eine solrho 
Anleihe abzuscldiessen. Seit Aufhebung der Stünde mungele es an 
jedem Kredite. Allenfalls würde eine Anleihe möglich sein, wenn 
Napoleon die Gnade haben wollte, für die Zukunft das monatliche 
Abonnement in einer den Erftften des Landes angemessenen Höhe 
festzusetzen und die Abrechnung der für den Unterhalt der französi- 
sdien Truppen gemachten Ausgaben zu gestatten. Erst mOsse man 
von der Höhe der Lasten genau unterrichtet sein, welche das Han- 
noversche ITii die Vergangenheit und fOr die Zukunft zu tragen 
haben werde, dann könne man zusehen, was sich machen lasse. (!) 

Eine Abschrift dieses Srhreibens fibor?andtc die Koinni!«!«ion 
dem Intendanten Rplleville. Der letztere schickte sie seinerseits an 
Dam. Daru antwortete daraut (IG. März) in einem ausführlichen 
Sehreiben, welches Belleville der Guuveraementskommission am 
23. März übermittelte. Dasselbe ist zu bezeichnend lüi die Auf- 
fassung, welche Daru von der Lage des KurfArst^tums hatte, als 
dass wir nidit auf seinen Inhalt näher eingehen soUten. Der 
Generalintendant bemerkte in dem Eingänge des Schreibens, er 
habe den hannoverschen Deputierten erklärt, dass an den 
Befehlen Napoleons so lange nichts geändert werden könne, als 
Hannover ihnen nicht für die vergangene Zeit nachgekommen sei. 
Es liege also im Interesse des Landes und sei die dringende Pflicht 
der hannov"i<f }ien Behörd(»n, die Ford(>nm^r-n dos Knisors zu er- 
füllen. Nun komme aber die Gouvi rnementskonnni>sion und be- 
haupte, ehe man ein Arran*7ement absrhliesseu könne, müsse man 
auf das genaueste wissen, was das Land in Zukunft zu zulden Jiabcn 
werde. Statt zu gehorchen fange man in Hannover damit an, Be- 
dingungen zu stellen und mit dem Kaiser handeln zu wollen. 
Napoleon werde sich darauf nun und nimmer einlassen. Eine Reduktion 



1) SltxungqirotoltoU der GtouvcraemeBtokommiflaoii vom 87. Februar 1808. 
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der Kriegskontribulion sei nicht möglicli, schon darum nicht, weil 
eme solche noch nie vorgekommen sei und nur eine Masse Rekla- 
mationen von seilen anderer Länder herbeiführen werde. Dagegen 
sei er (Daru) einer Venninderung der monattichen Kontingentssumme 
nicht abgeneigt, werde sie aber nur dann bewilligent wenn man 
auf hannoverscher Seite damit begönne habe, sich den Befehlen 
des Kaisers gehorsam zu erweisen. Je mehr man dieses hinaus- 
sdiiebe, um so höher schwelle der Rückstand an, welcher unter 
keinen Umstünden erlassen werden könne. — Die Kraft der Träg- 
heit (la forro d'inortio), auf welcher das Oppositionssystem der 
hannoverschen Administration briulio, habo nur dann Aiissidit auf 
Erfolp', wenn die Macht, der man sich widersetze, von vorüber- 
gelitnder Dauer sei. Wenii deren Streitkräfte aber, wie es hier der 
Fall sei, täglich zunähmen, und sie die ihr zu Gebote stehenden 
Zwangsmittel jedenseit vervielfSlltigen könne, so gebe es nichts Ver- 
kehrteres, als den Versuch, jene Macht hinzuhalten mid Zeit zu ge- 
winnen. Dies falsche System habe einst die Auflösung der Stftnde 
herbeigeführt Wenn man jetzt hannoverscherseits die Wieder- 
heKtellung der Stände al> eine Notwendigkeit hinstelle, da diese 
allein den Kredit für eine Anleihe zu finden vermöchten, so könne 
er dorn nicht beistimmen. Einmal frage es sich sehr, ob die Stände 
muh ihrer Wiedereinsetznnf? besseren Willen als früher zeigen 
wiiiili-n. Auch ^ei zu lic/wciteln , ob si(^ ein j^a^eignetes Pfand 
für tine evenluelle Anleihe bit ten künnlen. Die Domänen hübe 
der Kaiser in Besitz genommen i), dit»e konnten also nicht zuia Pfände 
dienen. Ob die landschaftlichen Steuereinkünfte veipfilndet werden 
dürften, hänge von der Verfassung ab, welche das Land erhalten 
würde. Mithin bleibe bloss das Eigentum der Unterthanen als 
Unterpfand übrig, und um dieses heranzuziehen, bedürfe man der 
.Slätule nicht. — Er, Daru, könne in dem Verlangen nach der 
VVit (l. rherstellung der Stände nur ein selbstsüchtiges Motiv erblicken, 
Otfenbar wollten diejenigen, welche fürchteten, zu der vnn ilmi rnr- 
gfgrhlap'enen Anleihe hfrnnp'ezo'^'en zu \vi rden. sirli (hucii die Stände 
ein Miltt l verseha(Ten, um tlrn grössten Teil der Last auf das Volk 
abzu\v;ilzi n. Dem u)üsse man sich aber aus Gründen der Gerechtig- 
keit, der ilumuiiiläl und der Polilik wideräelzcn. 

Im weiteren Verfolg seines Schreibens schlug Daru ein neues 
Mittel zur Befriedigung der französischen Forderungen vor. In 
mehreren preussischen Provinzen, führte er aus, würen zu Anfang des , 
Jahres 1807 Associationen von Grundeigentümern zusammengetreten. 



1) S. s. SSSf. 

Thlrnm«, Okkupation HnnDOTWt. 
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welche gegen VerpffindoDg des gesamten Grundbesitzes ihrer Mit- 
glieder gemeinschaftliche Anleihen eröffiiet hfttten. Jedo* Grund- 
besitze, welcher dieser Vereinigung beigetreten sei, habe eine Hypo- 
thek auf seine Güter hergegeben; dafOr sei ihm von der Gesellschaft 
ein Kredit bis zu ^j-, oder 2/3 des Wertes seiner Besitzungen j^ewährt 
worden. Die Association habe sämtlicho Hypotheken garantiert, so 
dass die Sicherheit für den fremd i n Darleiher eine vollkommene 
gewesen sei. Die Massregel habe denn auch den besten Erfolg 
gehabt: man habe stets zu sehr niedrigen Zinsen Geld er- 
halten und sei auf solche Weise in den Stand gesetzt worden, allen 
Verpflichtungen gegen das französische Gouvernement nacbzukommou 
Warum man diese Massr^l nicht auch im Hannoverschen anwendoi 
wolle? Es könne nicht schwer halten, die hannoverschen Grund- 
besitzer von ihrer Notwendigkeit zu überzeugen. Der Einwurf, als 
ob es an barem Gelde fehle, sei nicht stidihaltig. Im Gegenteil, 
die zahlreich vorhandenen Besitzer grösserer Kapitalien wüssten 
nicht einmal, wo damit hin. Gerade die Stockung des Handels, 
welche dem Umlaufe des Geldes so sehr im Wege stehe, mache 
dieses für andere Z\ve( ke Ilüssig Einen Beweis dafür liefere das 
Sinken des Zinsfu>ses: (il)erall ^vo man angemessene Sicherheit zu 
bieten vermöge, erhalte iiuai aucli Geld zu massigen Zinsen. Wenn 
man auf hannoverscher Seite nur den aufrichtigen Willen habe Geld 
anznleihen, so werde man damit schon reüssieren* 

Am Schlüsse seines Schreibens gab Dam an, es sei sein 
lebhafter Wunsch Mittel zu vermeiden, bei denen es nidit ohne 
Ungerechtigkeit und Härte abgehe. Aber er müsse gleichzeitig dar- 
über wachen, dass die Befehle des Kaisers ausgeführt würden. Die 
einzige Möglichkeit , Erloichtorangen von Nai)oleon zu erlanj»en. 
be;^tehf», um es noch einmal zu safrcn, darin, dass man endlicli 
anl'an;jre, den kai.sei'lichen Befehlen Foltre y.u leisten. 

Die (Jüuvernemeulskümmission lehnte es ab, den vun dem (jeneral- 
intendauten gewiesenen Weg zu beschreiten. In ilirem Antwortschreiben 
vomSS.Mftrz erklärte sie, beider gegenwärtigen Lage desEurfürstentums 

1) Dies war nicht so unrichtip. In einer 1806 erschienenen Sehr in : ,Ül)er 
die ErricbluDg einer CirkulaUons- oder Zettel- und Leihbank und den davon zu 
«Twartenden Nutseo zurBelbrderung des G«ldumliiiift in den Hannoverttehen Landen* 
wird I S. 23 f.) die gleiche Ansicht ausgesproeheOi .Unser Kredit*, hebst es dort, 
,ist |7' ':ihtiit, Handelsh.luspr, dir alIt,'eiuoines Zutrau(>n genossen, tlctipn alle auf 
kürzere oder längere Zeit unhenulzl liegenden üdder vorhin zuströmten, sind 
gestfirzt; Nisstrauen ist an die Stdle des Kredits getreten; es hat sich auf das 
Ganze verbreitet; (.Tosse und kimne Kapitalien, die sonst in inmnterbrochener 
Cirkulation waren, lie^^en ungenutzt im Gewahrsam ihrer Besitzer, die sie gern 
ausleihen wfU'den, wenn sie nur Sicherheit fänden.* 
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könm> man sich von einer Operation, wie sie Daru vorgesdilageii 
habe, keinen Erfolg versprechen. Eine deraiiige solidaiisclie Ver- 
einigung von Grundbesitzern setze eine öllentÜche Gewalt, welche 
die Vereinigung zu stände bringe, oder die einmOtige Überzeugung 
der Giunde^ntfliner von der Nolwendigiceit und Tbunlichkeit jener 
Massregel, nieht minder eine Regierang, welche ihre Sanktion m 
dem Unternehmen gebe, u. s. w. Yoraus. Alle diese notwendigen 
Vorauss^ntzungen seien hier nicht vorhanden. Zwang könne die 
Kommission des Gouvernements schon darum nicht anwenden, weil 
eine derartig:e Massnahme mit den Prinzipion streite, durch welche 
sie sich das Vertrauen des französischen Gouvernements erworben 
habe (?!). Ausserdem würde ein solcher Zwanp: den Erfolg d«'r 
Operation im Keime ersticken. Auf ein freiwilliges Zusammentreten 
der Grundbesitzer sei bei den ungünstigen Zeitumstütiden nicht zu 
rechnen. Wo immer solche Associationen sich gebildet hätten, seien 
sie die Fracht des Friedens und der öffentlichen Rohe gewesen. 
In den preussisch^ westfälischen Provinzen hatten die Kredit- 
Vereinigungen Erfolg haben können, denn dort habe der König sie 
durch seine Sanktion unterstützt. Anders liege die Sache in 
Hannover, dessen Schicksal nodi immer nngewiss sei. 

Des weiteren ging die Gouvemementskommission auf die wieder- 
holte Mahnunpr Darus ein, man mAf^'e sich endlich dem Willen des 
Kaisers unterwerfen. Sie argumentierte, allein der Umstand, dass 
mau in dem Z(Mtraume vom 1. December 1806 bis zum I.März 1808 
mehr denn zwölf Millionen Francs bezahlt und über acht Millionen 
zum Dienst der französischen Armee verwandt habe, beweise hin- 
l&nglich, dass man d/em Kaiser vollkommenen Gehorsam erweise. 
Dara dürfe sich von den ernstlichen und fortdauernden Bemühungen 
der Kommission, die dem Kurförstentum auferlegten Lasten abzu- 
tragen, überzeugt halten. Nur die unüberwindlichen Schwierigkeiten 
könnten ihrem Eifer eine Grenze stecken. 

Es konnte nicht ausbleiben, dass die Weigerung der Gouvemements- 
kommission, die Vorsrhläfre Darus zu befol^'cn. diesen von netiem in 
Hainiscli brachte. Zwar sah er — und wir müssen ihm solche 
Milde sehr hoch anrechnen — von härteren Massrepreln ab, aber 
von einer Verminderung des Aversionalquanturas war hinfort keine 
Rede mehr. 

Wenn die hannoversche Kommission in dem vorhin erwähnten 
Schreiben die Behauptung aufstellte, sie sei den Befehlen Napoleons 
gehorsam, so sagte sie damit eine direkte Unwahrheit. Im Gegenteil 
hat die Kommission es sich kaum weniger als vorhin das Landes- 
deputations.- Kollegium angelegen sein lassen, den Absichten und 
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Massregeln tlei Ii anzösischen Behörden entgegenzuarbeiten, nur dass 
sie die «verfängliche Hintergehungskunst* besser als Jenes verstand. 
Bezeichnend für die Taktik der Eonunission ist die Art und Weise, 
wie sie in betreff der Unterhaltung der Okkupationsiruppen verführ. 

Unmittelbar nach ihrer Einsetzung war der GouTemements- 
kommission von Belleville das schon früher erlassene Verbot ein- 
geschärft worden, dass die öffentlichen Fonds zu der V^flegung 
des franzö?i?rhcn Militärs nicht beitragen dürften Hannoverscher- 
seits hatte man jenes Verbot (bislang vfillifr icmorierl. Jetzt lojrtp man 
dasselbe — wie man denn überhaupt in dem Mi?;sversft'hen und 
dem absithtliclit II Verdrehen der von den franzu-i>( hon Autoritäten 
ausgehenden Belthle eine wahre Meisterschaft entfaltete — dahin 
aus, dass nur die Verwendung der ordinären Landeseinkünfle zum 
Zweck der Ärmeeverpflegung untermgt sein sollte. Nach wie vor 
wurden der Generalverpflegungs-Kommission monatlich 60000 ^ aus 
den Einnahmen der Provinzialkassen angewiesen. Im Deoember 1807 
ward diese Summe sogar auf 80000 4 erhöht, welche sich folgender- 
massrn auf die einzelnen Provinzen vertoilten: 





15 863 25 »w^r 


6 4 




59 018 , 16 . 


3 . 




:^1 887 , 15 , 


7 . 






5 . 




2 09:J . 9 , 


7 . 




1 233 . i7 , 


1 . 




1305 , 59 , 


3 , 



Sa. HO 01)0 4 — mgr — 4^). 
Am 4. Januar 1808 fand dann in der GouTemementskommission 
eine eingehende Beratung statt, ob man die Verpflegung des fran- 
zösischen Militärs auch fernerhin mit d^ Einkünften des Landes 
bestreiten dürfe und nicht vielmehr letztere gemftss den Aufforde- 
rungen BellevUles in die Kasse des „Receveur des contributions" 
abliefern mfi^sc. Patje behau} 't( fr in dieser Sitzung, das Schreiben 
des Intendanten besage nur, dass die Venvondnng der ,impo?!tions 
ordinaires" zu der Unterhaltung der Tnippf n Vi il>ot^»n sei. Demnach 
liege gar kein Bedenken vor, die EiiilLÜnile aus den ^iinpositions 
extraordinaires* fürder zu solchem Zwecke zu gebrauchen. Der 



1) BdlevilleM di«6ottV«rneinrata]u>miminon,2(>. September 1S07. ,L*intention 

de S. M. est de ne pnyer aiiciine subsislance pour le 8. C'nrji* iT.Trmf'-p, attendu 
qu'il occupe des cuntonnemens riches, oü les paysam peuvent te nourrir saus 
•igtnL* Vgl. S. 203. 
«) Vgl. S. 313. 



Ertrag' der ausserordentlichen Einkünfte belaufe sich pro Monat auf 
llüOüO Diese Summe setze sich zusammen aus dem Eilia^'e 

1) der Nntuiallieferung 40000 ^ 

2) der auäserordentlichen Kriegssteuer 40000 , 

3) der Defensionsleuer 30000 , 

Sa. 110 000 4 

Die Thippenverpflegung, fahr P&^e in seineii ÄtisfUinnigeii fort, 
sei im November 1807 auf 116 118 zu stehen gekommen'). Die 
Kosten derselben seien mithin, wenn man diesen Monat als Nonn 
annehme, bis auf einen gering«! Bruchteil aus den aosserordentlichesi 

Einkünften gedr kt Fa- stimme unter diesen Umständen dafür, dass 
man auf dem bisherigen Wege fortfahren m<^e. Die übrigen Mit- 
glieder der Gouvemementskommission traten auch dieses Mal dem 
Votum Patjes einstimmig bei. 

Es bedarf kaum des Beweises, dass man mit dem am 4. Januar 
gefas>ten Hesc blusse gröblich ?rp-en die Intentionen der französischen 
Behörden verstiess. Wohl luitlu Belleville verschiedentlich geäussert, 
dass die Verwendung der ordinären Landesrevenuen zu der Truppen- 
verpflegung nicht gestattet werden könne. Damit war aber längst 
nicht gesagt, dass die EinkQnfte aus den «Etraordinärm Steuern 
dazu benutzt werden dürften. Vielmehr hatte Belleville, wie wir 
vorhin gesehen haben, auch die eigenmächtige Verwendung der 
ausserordentlichen Steuern strengstes untersagt 2). 

Es muss freilich zugegeben werden, dass das Verhalten des 
französischen Inlendantrn mit ?einon Anssornngen nicht im Einklang 
sieht. Nichts wäre leichter gewesen, als der gegen Napoleons An- 
ordnungen verstossenden Austeilunpr von Lebensmitteln an das 
französische Militär Einhalt zu thun. Belleville brauchte zu dem 
Ende nur zu erklären, dass die Lieferanten, welche die Verpflegung 
der Armee im Auftrage der Gouvemementskonmiission besorgten, 
keine Bezahlung aus den Mitteln des Landes zu erwarten hätten. 
Daran hat Belleville aber im Emste nicht gedacht. Und das war eh 
Glück für das Land. Wie wir später sehen werden, war die Last der 
Einquartierung, auch ohne dass die Unteiihanen das Militär zu be- 
köstigen hatten, eine enorme. Hätte denselben die gesamte Ver- 



i) i>avoii cnlUeleii auf 

1) Foimge 41981 4 

2) Mundportionen 67483 . 

3) kleine Requisitionen 655 , 

4) Tafelgelder 5 000 . 



Sa. 11Ü118 4. 
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pflei^unp ob»ele^en, so wären die Kiäfte dos Landes ohne Frage in 
kurzer Zeit gänzlich erschöpft, und der Unterhalt der franzosischen 
Armee in Frage gestellt worden. 

Die ünterhaltung des franzOsisdioi MflitArs erfolgte also mittelst 
der EinlcQnfte aus den ausserordentlichen Steuern. Damach sollte 
man glauben, dass die hannoverschen Behörden wenigstens die 
„contributions ordinaires" bar an das französische Gouvernement 
abgeliefert h&tten, wie das ja auch zu wiederholten Malen von 
Belleville verlangt worden war. Das war aber nicht der Fall. 
Es licprt ein Memoire Patjes aus dieser Zeit vor, welches sich viber 
die Frage verbreitet, wie man «ich eventuell we^en der Nichtab- 
lieferung jener Einkünfte bei den französischen Autoritäten recht- 
fertigen könne. Die ordinären Landesrevenuen , heisst es darin, 
seien Ton den landschaftlichen Behörden für das Jahr 1807 auf 
1 144740 veranschlagt worden. Davon gehe mfolge der Ver- 
ein^ung von Göitingen und Grubenhi^en mit dem Königreiche 
Westfalen ein Sechstel, etwa 190000 ^, ab, so dass jener Betrag 
sidi auf 954740 verringere. Letztere Summe werde in folgender 
Weise verwandt: Der französische Receveur erhalte monatlich auf 
die wegen Ablösung des ausserordentlichen Holzhiebes ausgestellten 
Billets lÜOUüO Fr. oder 22 435 Für Hospitalkosten, zu deren 

Bericht ignin^»- man sich nach einer mündlichen An?seriin^ des Inten- 
danten für befugt halten dürfe, würden inünallich 15 19r» »f ange- 
wiesen. Der vonRelk vilie besiriligtc Besoldungselat der Güuvernements- 
kommission betrage niünatlieh 1535 der Besoldungsctat der 
General- Verpflegungskommission , den er (Patje) ebenfalls als ge- 
nehmigt voraussetze, 1297 ^, Zu der allmfthlichen Abtragung der 
Rückstände, die den Lieferanten geschuldet würden, und die am 
30. November 1807 418 233 i$ betragen hätten, seien monatlich 
30000 bestimmt. Da der Intendant schriftlich /.np fni jh n liabe, 
dass man die von den Ständen wegen des Unterhalts der Armee 
gemachten Schulden tilgen dürfe, so sei auch die letztgenannte Ausgabe 
als gerechtfertigt anzusehen 2). 

1) Danach scheint die von dem Landeadeputatioafl^KoUegiiun aistierte Ein- 
lösung der ständischen Wechsel Ton der Gouveroementskommiaflion wieder auf- 

genommfn worden zu sein. 

2) Der betreflende I'afesus m Belleville« Schreiben (18. Oktober 1807) lautete: 
.Sans doute pour le passi ü faut bien coavrir radministiation des aoboetances 
sur rexieution di^ loenureB qne l'anembtte des Etats a cru pouvoir sr pormctlre 
d'ordonner, et en ce sens, quand la mmmission aurn vorifi/- \e? comptos <[ui lui 
seront präsentes, je confirmerai son approbation pour le passe'. Das war aber 
dodi kdne Eilaubnia, ohne weiteres beträchtliche Summen aus den ordinären 
Einkttnflen rar Besahlnng jener Rflckstlnde verwenden m dflrfien. \^ auch S. S08. 
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Zfihle man dir namhaft gemachten Posten zusammen, so ergebe 
sicli eine monatliche Ausgabe von 70 4B3 i.f , was im Jalire 845 556 
ausmache. Somit würden jährlich 109 1 84- zur Abliefenmg an 
den Receveur übrig bleiben. Wenn man aber enväge, 1) dass die 
Provinzialadministralionen doch auch Ausgaben verursachten, welche 
von den 109 184 abgdien mOssten, 2) dass die ordinfiren Landes- 
einkOnfte sich seit dem Ende des Jahres 1806, wo jener Etat an- 
gefertigt sei, infolge der ausserordentlich schweren Kriegslasten be- 
trflditlich vermindert hätten, und 3) dass die 109 184 sich keines- 
wegs sftmtlich zur Ablieferung an den Receveur qualiftciert^ und 
zwar aus dem Grunde nicht, weil darunter ansehnliche Summen 
begriffen seien, welche zu ganz bestimmten Zwecken aufgebracht 
würden und danmi von den eigentlichen Landeseinkünften geschieden 
und besonders berechnet werden müssten, wie z. B. die Gelder be- 
hufs der Universität GötLingea, des Ober-Appellalionsgerichts, der 
Hofigerichte, Waisenhäuser und Leggeanstalten , der Zinsen nicht 
einmal zu gedenken, so sei die Gouvemementskommission sattsam 
gerechtfertigt, dass der firanzOstscbe Receveur nichts von den Ein- 
kflnften der ordinären Steuern empfange. 

Wir mdssoi nach dem Promemoria Paljes annehmen, dass die 
Zahlungen für das Ober-Appellationsgericht etc. trotz des wieder- 
holten Verbotes von der Gouvememoitskommission noch immer 
fortgesetzt wurden. Glücklichenveise kam dieser Sachverhalt nicht 
zur Kennliiis des franzö^i^rhen Gouvernements. Erklrulieh wird das 
nur durrli dm vertrauensvollen Charakter Belleville». Vielleicht, 
dass der fran/.fisisrhe Intendant auch ein Auge zudrückte und den 
hannoverschen Behörden absichtlich einige Freiheit Hess. Jeden- 
falls hat er sich darauf beschrftnkt, der Gouvemementskonunission 
ab und zu die Befehle des Kaisers in das Oedftchtnis zurückzurufen. 
So übersandte er am 31. Decerober 1807 der Kommission eine In- 
struktion Darus vom 26. December, in welcher das Verbot, ohne 
die Autorisation des Generalintendanti ii von den Einkünften des 
Kurstaates etwas zu verwenden, wiederholt war. Wenn die han- 
noverschen Behördf^n um die Genehmigung zur Vomahme öffentlicher 
Arbeiten einkonunen sollten, hiess e? in dem besagten Schreiben, 
so solle Helleville zunächst deren Dringlichkeil konf^tatieren und, 
falls sie vorhanden, von der Kammer und einem franzusischen 
Genieollizier geuieinscliaftlich einen Kostenanschlag anfertigen lassen. 
Den Anschlag habe Belleville mit seinem motivierten Gutachten an 
Daru zu übersenden, ohne dessen Genehmigung nichts geschehen 
dürfe. Unter dringlichen Ausgaben verstand Daru in erster Linie 
die Ausbesserung von Brücken, Schleusen, Kan&len und solchen 
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Strassen, die für den Dienst dor Ainiee von Wichtigkeit waren, 
ferner Ausgaben, welelie den Zweck halten, die Verbreitung epi- 
demischer Kranklieiten zu verliindem und Oberhaupt alle Verwen- 
dungen, welche die öffentliche Ordnung und ^cherheit betrafen und 
ohne erhebliche Gefahr nicht aufgeschoben werden konnten. — In 
NotftUen durfte Belleville auf eigene Hand die vorlftufige Veraus- 
gabung von Summen bis zu 500 Fr. verfügen; in solchen Füllen 
musste aber dem Generalintendanten jedesmal genaue Rechenschaft 
abgelegt werden. 

Die Gouvemementskommission teilte diese Anordnungen den ihr 
untergebenen Behörden, der Kammer, den Regierungen u. s. w. T^iir 
Nachachtung mit. Die Antwort, welche das Kaminerkollegium 
{[). Januar 18Ü8) an die Kommission abgehen Hess, liefert wiederum 
eine Probe von der Virtuosit&t, mit der die hannoverschen Behörden 
die Befehle der französischen Autoritäten zu missdeuten pflegten. 
Das Kollegium verhiess nftmlich darin, es werde die in Darus 
Schreiben aufgeführten Ausgaben nicht machen, ohne vorher die 
Genehmigung Bellevilles eingeholt zu haben. Bei allen besonderen 
Gnadenbewilligungen, bei Bauangel^enheiten aller Art, bei den 
Forstkulluren, den Kosten behufs Vermessungen, den Kommissionen 
zur Vorbesserung der Amtsintraden nnd bei allen extraordinären 
Ausgaben solle dieser Weg stets innegehalten werden. Hingegen 
glaube man, dass die feststehenden Administrationskosten nitiit zu 
den Gegenständen zäiiUen, in betrt II" derer die Bewilligung durch 
den Intendanten erforderlich sei. Hierher geliörten die Besoldungen 
und Deputate der Beamten und Amtsunterbedienten sowie der Forst- 
beamten, ingleichen die fixierten Zahlungen für die Geistlichkeit 
und die milden Stiftungen, femer die Amtsverwaltungs- und Juris- 
diktionskosten und endlich die dch auf Eontrakte oder Gesetze 
gründenden Remissionen für Pachter, Meier pdei Neubauer. 

Die Gouvernementskommission scheint das Verfahren des Kammer» 
koUeginms gebilligt zu haben, denn «ie liesf? dessen Scluelben ohne 
Antwort. Die Gefahr einev Kiitdct kun^'^ war nicht eben gross. Die 
Zahlungen, welche die Kammer fortzusetzen beabsichtigte, konnten 
um so unauffälliger vor sich gehen, als sie nicht aus der Ilanpl- 
kanmierkasse, sondern aus den Amtsregistern erfolgten, und als die 
Beamten nur die Überschüsse an die Kanunerkasse abzuschicken 
gehalten waren, welche nach Abzug aller feststehenden Admini- 
strationskosten blieben. In der Tliat blieb dem französischen Inten- 
danten der Sadiv^halt lange verborgen. Erst in d^ zweiten Hftlfte 
des April 1808 scheint er dahinter gekommen zu sein. Wenigstens 
gab er damals den Befehl, alle vierzehn Tage solle ilmi ein 
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Verzeichnis sämtlicher Einnahmen der Doinanial-Unterreeepturen ein- 
gesandt werden. Zugleich untersagte Belleville strengstens, von 
diesen Intraden das Geringste zu verwenden, ehe man seine spccielle 
Genehmigung eingeholt habe. — Aber auch jetzt kehrte man sich auf 
haimoTeischer Seite nicht an das Verbot des Intendanten. Im 
Becember 1808 musste die GouTernementakommisston im Auftrage 
Bellevilles dem Kamroerkollegium wiederum den Befehl zugehen 
lassen, dass alle, selbst die notwendigsten Verwendungen aus der 
Kammerkasse sowohl, als auch aus den Amtskassen eingestellt 
werden sollten: ein «ichcrer Beweis, dass bis dahin dergleichen 
Ausgaben noch immer staüfzi'funden hatten. 

Ob Belleville von dein Generalintendanten Dam ermächtigt 
worden war, den liaiuioverschen Behörden, von den provisorischen 
Bewilligungen (bis zu 500 Fr.) für die öffentlichen Arbeiten u. s. w. 
abgesehen, monatlich die Verwendung einer gewissen Summe für 
die dringendsten Bedürfnisse der Landesverwaltung zu gestatten, 
muss tarn mindesten zweifelhaft erscheinen. Wir werden schwerlich 
fehlgeben, wenn wir hierin eine Eigenmflchtigkett, aber zugleich 
einen neuen Beweis für die milde und wohlwollende Gesinnung 
des französischen Intendanten erblicken. In der zweiten Hälfte des 
Jahres 1807 ist der Gouvememenlskommiseion von Belleville achtmal 
ein Betrag von je 5(XK) »f für jene Bedürfnisse, namentlich zu Ahsrhlag^s- 
zahlungen auf Besoldungen und Pensionen, ang'ewiesen worden i). — 
Um die Verweiidunfr dieser Summen kümmerte Bi-llevilie sich in 
der ersten Zeit übi;rliaupt nicht, da er sich daiiiuis noch unbedingt 
auf den Takt der Gouvememenlskommission verliess. Wie wenig 
sein Vertrauen gerechtfertigt war, sollte sich im Becember 1807, als 
er eine genaue Angabe fiber die Verwendung jener Fonds forderte^, 
zeigen. Es stellte sich heraus, dass mit denselben mehrfach Aus- 
gaben bestritten worden waren, welche den Absichten des französi- 
schen Grouvemements durchnn? zuwiderliefen. So hatte man unter 
anderem an verschiedene Mitglieder der aufgelösten Stände Be- 
soldiinp-en und Pen>;ionen ausgezahlt! Dem französisrhen Intendanten 
war dies sehr empfmdlirb. Er bernhigte sich indessen bei dem 
Verepreclieii der Gouveinementskommis-sion^), dass dei^leicheii in 
Zukuntt nicht mehr vorkommen solle, und beizte seine Anweisungen 
fort. Im Jahre 1808 sind regelmässig monatlich 5000 4 
hannoTersche Verwaltung bewilligt worden. 

1) VgL S. !2ü7 f. 

^ BeDeiüle an Gouvememoit^omii^on, 16w Deoanbor. 
>) 6ouveniement9kommi»ioa an Bdlerille, 21. Deceinbcr. 
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Kapitel TU. 

Votaiidfaiigea der CkliVflniiiiientskoiiuiiisBion mit den 
fnmMukm BflUrdai m im AiflkteUoBK wm Mg«tB fir 
die hannovenahe Verwaltiiig Ut mr BimrMbniig ta Knr- 

Mrstentnms in das Königreich Westfalen. 

Oktober 1808 bis Februar 18ia 

Wiederholt halte sich Belleville bei Daru dafüi- veiwaiidt, dass 
die Sospensioii der Zahlungen für die hannotrersche AdministFation 
aufj^hoben werden möge. Um die Mitte des Jahres 1808 schienen 
die Bemflhungen des Intendanten endlich Erfolg zu haben. Am 
37. Joni konnte er der GouTemementskommission mitteilen, Daru 
wünsche dem Kaiser einen Bericht über die Notwendigkeit zu unter- 
breiten, den Kurkuiden für die verschiedenen VerwaltungSKWdge 
UnterstO{znn<?en zu gewähren. Man itiö^'e daher hannover^cherseits 
Etats über die Kosten dfr Landesvorwalhin^^ und deren Rückstände 
einreichen. Dass alle rückständigen und lautenden Ausgaben be- 
willigt werden könnten, dürfe man freilich nicht erwarten. 

Die (jiüuvernementskomniiösion beschränkte sich bei ihrer Antwort 
darauf, Verzeichnisse derrQckstftndigen Verwaltungskosten einzusenden 
(13. Juli 1808). Diese betragen bis zum 1. Juli 1808: 
I. Bei der Kkmmerkasse 

1) Besoldungen 162 78d ij§ 17 mgr 4 ^ 

2) Pensionen 31 102 , l , 4 , 

3) Zinsen dir Domanialschuld 153 142 , 19 „ 6 , 

4) Verschiedene kleinere Ausgaben .. . 10 155 „ 2^ „ 1 „ 

Sa, Zb7 m 4 Umgr 7 4 
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II. Bei (1(M- Generalkasse der Gouvernementskommission 

1) Besoldungen 49 QÜä ^5 25 gr 6 ^ 

2) Pensionen 20 645 , 31 , 7 , i) 

8) Ausgaben für milde Anstalten ... . 4S25 « — , — • 
4) Ausgaben für 6ffent]iche Institute 

(CSiausseebau, UniTersitftt Göttingen 

u. 8. w.) 30 635 , — , — , 

6) Zinsen der lands(?liafllichen Schuld 

a. Gemeinschaftliche Schulden d^ 

sämtlichen Provinzen 260 303 , 21 , — , 

b. Provinziaischulden 225 937 „ 7 ^ 5 , 

Sa. 591 712 ^ 14 2 4 ' 
III. Der Rückstand bei den Militärpensionen 2) war nur für die Zeit 
bis zum 31. Docember 1807 angegeben. Er bpüpf sich auf ins- 
gesamt lO'J 860 w^. Davon waren zu zahlt n an 

1) Offiziere 29 389 i$ 

2) Unteroffiziere und Invalide 53 433 , 

3) Qvflbediente der Eriegskanzlei 27038 , 

Sa. 10986Ö\^ 

Bis zum ersten Juli 1808, meinte die (SouTeroementskommission, 

^vürde der Botrag der rijckständigen Militärpensionen sicher auf 
150000 gestiegen sein 3). Der gesamte Rückstand der hannover- 
schen Verwaltung stelle sich demnach am 1. Juh 1808 auf 
1098 90^ vf ?, mfjr I ^j. 

darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass b^i dieser 
Bereciinun;^' nui- die im Lande und in Aktivität behndlichü Staals- 
dienerschafl berücksichtigt ist. Alle nicht wirklich dienstthuenden 
oder sieh ausser Landes aufhaltenden Beamten, sowie die, welche 
durch das französische Gouvernement ausdrücklich von dem Genüsse 
der Besoldungen ausgeschlossen waren, wie z. B. die Mmister, Ge- 
sandten und adeligen Hofchargen, sind nicht in Anschlag gebracht. 
Ein gleiches Verfahren ist i der Angabe der Pensionen beobachtet. 
B* i (j(-n Zinsen der Domanial- und Landesschuld kommen lediglich 
die den Privatpersonen, nicht aber die den öffentlichen Kassen zu- 
stehenden Kapitalien in Betracht. Bei den Rückständen endUch, 

1) Davon entfielen auf calenbergische Witwenpensionen 20 267 ^ i //r 7 J. 

3) Ein Ton dem Generalleutnant von Hanunerstein unter dem äl. Februar 
1807 cingerelehler «Summaracher Extrakt der bdi sümtllehen R^vnenteni umoeh 
vorliandt.nen und in Oage und Wartegeld Stehenden Offiziere. Unteroffiziere und 
Marmschafti n di s HanoOvensctieii Korps* wdst S65 OfBsiere^ M7 Unteroffisiere 
und 4795 Gemeine auf. 

^ Thatsichlicfa belief er sich am 1. Juli nach Angabe der Kriegskanilei 
ytm 21. Juli auf 198890 4 V gr T 4. 
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die dem hannoverschen Mililär geschuldet wurden, sind nur die 
Pensionen der verabschiedeten Solduten und Invaliden berQcksichtigt, 
nicht aber die Besoldungen der Offiziere und die Wartegelder der 
Unteroffiziere und Mannschaften, welche doch nach der Artlenburger 
Konvention vom 5. JuU 18(3 fortgezahlt werden .sollten*). Die 
Rückstände stellten sich also im Grunde noch weit höher, als sie 
von der Gouvemeroentskommission angegeben worden waren. 

Die Kommission puohte nun in dem vorhin crwilhnton Schroibon 
vom li2. Juli um die Erlaulniis nach, aus den Domanialintraden nach 
und nach zwei Milliontii Fiancs entnehmen zu dürfen, um daniit 
einen Teil jener Ausgabenrürkslfindc m tilgen. Daru lehnte das 
Gesuch indessen ab. Wenn man aut iianzösischer Seite bereit war, 
den hannoverschen Provinzen eine Erleichterung zu gewähren, so 
ging die Absicht dahin, nicht die Rückstände zu berichtigen, sondern 
die Auszahlung der laufende Ausgaben wenigstens teilweise frdzu- 
geben. Am 8. September teilte Belleville der Gouvernements^ 
kommission niii, Daru sei bei Napoleon um einen Kredit von 
1 200000 Fr. eingekommen, um den Staatsgläubigem, Beamten, 
Pensionären etc. Abschlagszahlungen auf ihre Bezüge zu erteilen 
und not wendige Reparatnrcn an don D'M'lion und Fln^sTiforn vor- 
nelunen zu lassen, welche durch eine im Frühjahr 1808 eiiigelrelene, 
aussei-??('\vülinli{ Ii starke Überschwemmung sehr gelitten iialteri. Bis 
die Entsclieidung des Kaisers eingelaufen sei, müsse allerdings die 
Suspension der Zahlungen aufrecht erhalten bleiben. 

Napoleons Entscheidung (1. Oktober 1806) fiel dahin aus, dass 
zun&chst für die hannoverschen Provinzen ein Budget auf das 
Jahr 1809 aufgestellt werden solle. Unter dem 90. November 1808 
beauftragte der Generalintendant Villemanzy — diesem wbt im 
Oktober die Administration der von der neu gebildeten „Arm6e du 
Rhin' besetzten Staaten, zu denen auch die hannoverschen Lande 
gehörten, Obertrapren worden ~ thm Intendanten Bell.'ville mit der 
Aufsttüung ein«'s Budgets der Einnahmen und Ausgaben türHaimover. 
Die Einkünfte aus den Domfinen sollten in dasselbe nicht aufge- 
nommen werden, du sie deu^nachst von lier hannoverschen Ver- 
waltung gelrennt und unter eine besondere Administration gezogen 
werden sollten. Hinsichtlich der Ausgaben war die möglichste Be- 
schr&nkung und SparsamJceit vorgeschrieben; was irgend entbehrlich 
sdiien, soUte gestrichen werden. 

Was die Domänen betrifft, so hatte Napoleon bereits durch ein 
Dekret vom i. August 1807 angeordnet, dass alle üfTenllichen 
Dom&nen in den Kurlanden für ihn und in seinem Namen in Besitz 
1) Kaminei-kolicgium an Goavernementakomiiiiarioo, 7. Juli. 
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genommen werden sollten. Nicht als ob er beabsichtigt liätte, sie 
für eigene Rechnung verwalten zu lassen; er gedachte aus ihnen 
vielmehr Dotationen fär seine Generäle und Günstlinge zu bilden. — 
Ein fhmzOsischer Eommissar, der Inspecteur de I*EDregistrement 
Boiteux, musste sich nach Hannover begeben, um genaue Inventarien 
von den Domftnen aufzunehmen. Bei dieser Aufnahme, welche in 
der ersten Hälfte des Jahres 1808 vor sich ging, ward mit grosser 
Leichtfertigkeit verfahren. Die hannoverschen Behörden, welche 
damals noch nicht wissen konnten, dass es auf eine Verschenkung 
der Domänen abgesehen i, lieferten dem französischen Kommissar 
ein Verzeichnis aller in die Kammerkasse*) fliessenden Intraden. 
Boiteux verzeichnete infolgedessen in seinen „Etats de consistance" 
sämtliche Einkünfte der Kannnerkasse, ohne zu gewahren oder 
Anstoss daran zu nehmen, dass in dieselbe eine Menge öffentlicher 
Einnahmen flössen, die keineswegs zu den Domänen gehörten, z. B. 
die Einkänfle der Posten, Zölle, Forsten u. s. w. ^. Dies sollte dem 
KorfOrstentume bald zu grossem Nachteile gereichen. 

Am 15. Oktober 1808 erliess der Generalintendant Dam ein 
Arrötö über die „Organisation der Verwaltung der kaiserlichen 
Domänen" in dem Kurfürstentum Hannover und den anderen 
„reservierten'', zur Disposition des Kaisers stehenden Provinzen^). 
Danach sollten die Domänen, die infolge der Besitzergreil un<: Privat- 
eigentum Napoleons p worden ^eien, .abgesondert von den übrigen 
Zweigen oder Einkrmftt'n, welelie in diesen Lündera unter dem 
Namen von Steuern, gewöhnlichen oder extraordinären Kontributionen 
beständen, bewirtschaftet, und ihr Ertrag erhoben, gehörig nachge- 
wiesen und besonders abgefOhrt werden*. Hinfort sollten den Domänen 
nur die zu ihrer Bewirtschaftung und zu der Erhebung ihrer Intraden 
notwendigen Kosten zur Last fallen. Alle anderen Ausgaben, welche 
bisher aus den Erträgen der Kammergüter be^t i If len worden waren: die 
Besoldung der nicht zur eigentlichen Domanial\ t rwallung gehörigen 
Beamten, die Pensionen der Givilbeamtcn und Militärpersonen, die 
Zablungen für das ünlerrichtswcsen, für die wissensclinfflichen 
Institute und für die milden Stiftungen. >ollt( n in Znkuidl als 
„Regalitäts- und Souveränilälslasten" aus den Landeseinkünilen oder 
Steuern gedeckt werden. 

Das war ein schwerer Schlag für die hannoversche Administration! 
Woher die nötigen flßttel nehmen, wenn die Domanialeinkflnae 

1) Nicht (;cn* ialka?«e, wie Micrzinsky in den Erinnerungea aus Hannover 
und Hamburg aus den Jahren l!>03— 1813 S. 4ö behauptet. 
«) Vgl. Hierrinsky S. 46 f. 
Dies waren Hanau, KateenelnbogeD, Fulda, Erfort, BajKUth und Monster. 
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nicht mehi' zu der BesireituDg der Verwaltungskost^Ei des Landes 
▼erwandt werden durften? Wie betrftcfatlich die aus jenen Intiaden 
für öffentliche Zwecke aufgebrachten Geldsummen waren, und wie 
Tiel davon in Verfolg des erwähnten Arrfit^s gestrichen wurde, mag 
man aus folgender Zusammenstellung ersehen, bei der Kohimme I 
die sonst aus denDomanialintraden verwandten Summen, Kolumme II 
die vorgenommenen Streichungen bezeichnet 

1 II 

BeiJoldiHi^M-n der (.Üvildienerschaft 579 843 Fr. 538 'Jl»3 Fr. 

Ober -iiof bau- und Gartendepartement .102 219 . 102 219 , 

Hofdepartement 257125 . 257125 . 

Ober-Marstallsdepartement 53278 , 53278 , 

Ober- Jagddepartement 29 150 « 29150 , 

Pensionen und Unteistatzungen 160497 » 160497 « 

Unterhaltung der BrOeken und Chausseen 7G 603 , 76 663 , 

Bureaukoslen 63 234 , 31617 . 

Hohe Polizei 72 197 , 73 107 , 

OfTpntlirhp Institute 102 590 , 102 590 , 

Zinsen der Domanialx huld . . . 492 947 « — 

Besoldungen der Anilmänner und Amts- 

unterbcdienten 493 485 , 493 485 , 

Besoldungen der Forstbearaten 221 285 , — 

Besoldung verschiedener anderer Beamten 78282 , 78282 , 

"iSa. 2 782 795 Fr. 1 996 096 Pr. 
Dass die Steuereinkflnfle bei weitem nicht hinreichen würdoi, um 
die Kosten derLandesverwaltungzu bestreiten, trat in dm dem Inten« 
danten Belleville am 24. December 1808 von der Gouvemements- 

komniission überreichten Entwürfe « Ines Budgets für das Jahr 1809 
klar SU Tage* Die öiTentlichen Einkünfle oder ordinären Steuern 
Avnron darin auf 979 497 ^ veranschlagt, die Ausgaben auf 
1 429 110 1^. Mithin stellte sich ein mutmassliches Ddicit von 
449 013 „f herauf. — Drei Wege gebe es, lio^^s firh dio Gouvenuiiunts- 
komniiaaiun vcrnclmitn. diesen Fehlbetrag zu decken. Entweder 
veningcre man die Ausgaben auf das Niveau der Einnahmen und 
schiebe die Berichtigung des bis zum 1. Oktober auf 1 536 307 4 
gestiegenen Rückstandes weiter hinaus, oder man mache den Versuch, 
die fehlende Summe durch ausserordentliche Steuern au&ubrtngen. 
Von beiden Massregeln müsse man abraten: die erste würde ebenso 
sdiwer durchzuführen als gehässig und die zweite bei der grossen 
Erschöpfung der Unterthanen gleichfalls verdi Ii sein. Es gebe 
noch einen dritten Ausweg, der darin bestehe, dass die fehlende 
Summe von 449 013 4 Ertr&gen der kaiserlichen Domänen 
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hinzugeschossen würde. Dieses Mittel scheine um so gerechter, als 
der grössere Teil der öfTentlicben Ausgaben bislang von der Elammer 
bestritten worden sei. Audi sei dne grosse Anzahl von Einkünften 
bei der Besitzexgreifung zu dea Domänen geschlagen, weiche ihrer 
eigentlichen Natnr nach zu den Regalien gehörten. 

Die bereits angewiesenen Dotation^ könnten kein Hindernis 
sein dif^^en Ausweg zu eigreifen, da der Bruttocrtra«? di r Domänen 
sich nach den Anschlagen des Jahres 1806;7 auf 1 58o (YM 4 be- 
laufe, die bisherigen Dotationon aber erst cino Höhe von ."»Gl 470 4> 
erreicht hätten. Dio zur Vt iffigun? stehenden Domanialeinkünfle 
bt'lriigen also noch immer 1 Ü4ä lü7 i^. Müsse man von dieser 
Summe auch die Kosten für die Verwaltung der Forsten und Ge- 
wässer mit 103 367 ^ *) abiechnen, so kämen auf der anderen Seite 
zu den dgentlichen Domanialeinnahmoi nodi die Überachfisse der 
Posten, die Weggelder etc. hinzu. Es liege demnach nicht die geringste 
Schwierigkeit vor, das Deficit mittelst der Kammerintraden zu tilgen. 

Dass dieses Gesuch, wie so manches andere von dem franzOsi- 
sehen Intendanten rundweg abgeschlagnen \vurde, kann nicht über- 
raschen. Napoleon hatte einmal befohlen, dass die DomAnen von 
der hannoverschon Venvaltiins: prfitizlich abgetrennt sein sollten: dies 
war die nnahändorliclie Riclitschnui- für Villeiiianzy und Belleville. 
So beharrte man franzosischerseits auf dem Verbote, dass aus den 
Kammereinkünftim keine noch so geringe Summe mehr für die lian- 
noversehe Administration gezahlt werden dürfe, und giill, um das 
Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Au^^en in derselben 
herzustellen, zu dem Mittel, die Ausgaben zu reducieren. 

Im folgenden gebe ich das Budget Ober Einnahme und 
Angabe der hannoverschen Verwaltung wieder und zwar in der 
Fassung, wie es von dem Intendanten Belleville auf Grund der ihm 
von der Gouvernement skommission gelieferten Daten aufgestellt und 
von dem Generalintendanten Villeinanzy besfati^d worden ist. Der 
Einnahmeetat ist einmal nach l'rin-inzrn und xAveitens narh den 
verschiedenen Steuerarten, aus denen sieh die Kiiinahiae /Jisammen« 
«el/.le. geordnet; der Aiisurabeetat nur naeh den Ausgabejrattungen. 
Huige-un ist bei dem letzteren nicht allein der frühere Betrag der 
Ausgaben angegeben, sondern auch die von Belleville vorgenommenen 
Reduktionen und die nunmehrige Höhe der Verwendungen. Bei 
beiden Etats ist die französische Wfihrung zu Grunde gelegt. 

') 1) Besoldung der Forstbeamlen.. 49 647 ^ 

S) Unterbaltimg der Foratfdiftttde 8346 . 

3) KuHur* und Koitservationskosten 35374 , 

Sa. 103367 4 
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A. Einnahme. 



Provinz 

■ 


Bezeichnung der Einnahmen 


Total- 
•lunme 


Grund- 

'unt] Wfh- 
steueru 


Vert>rattcbwt«aera 

Mf 

fejste 

Getränke , K&bnuiKS- 
i mtäter 


Penonen- 
Bteuem 




94500 
1 101 175 
901 Otki 
325795 

122 192 

45 8f4 
r-0 7iHi 


259 650 
31 500 
ti7 600 
24889 

540U 


675000 
37 i 721 
67 500 


\m (KK) 

9S496 

7S33 
8127 

I 


1 190 250 
! 1 605 895 
1 1036083 
358 S17 

' 130 319 

51 204 
5(i 7U6 


Sa.... -2 011215 


3JS8 939 


l 117 224 


275 256 U 422 7U 
u 



B. Ausgabe. 



Betrag der Ausgaben 



Bezeichnung der Ausgaben 


Früherer 


{»1 Mifuüf 


iNun- 




Betrag der 
Aittgaben 


lorgfBoiUMa« 
UdÜMN 


Betrag der 
Ausgaben 



1) Pensionen (Fensionnaires civils) 

9) Ruh^ehälter (Pcnmoiis de retnüte) 

3) Gratiiikationen und Verehningen 

4) Mililäqjensionen 

5) Pensionen der verabschiedeten und aiisser 
Landes befindllehen OfBäere 

6) Pensionen (]> r Militar.H, welche ihren Wohn-i 
sitz im Kurii^'i i.'icli Wcstfalon haben 

7) Gagen und Pensionen der ausser Dienst be- 
findlichen Offiziere 

8) fiesoldang und Bureankosten der Gduverae- 
niontskoiiiinissi.in 

9) Besoldung der Amtsbedicnlcn imd Magistrate 

10) Besoldung der Provinzialadministrationcn (Sub- 
delc^erte, PrOTUuialregieningen) 

11) Renoldung der Kriegskanzlei 

12) Besoldung der Justizhöfe und Tribunale 

13) Kosten der Institute, frommen Stiftungen und 
HospiUller 

14) Kosten des Kultus u. d. kirchlichen Einrichtungen 

15) Kosf.n (liT und Reparaturen an den 
öffentlichen Gebäuden 

16) Kosten der Brodten, Chausseen, Deiche 

17) Regiekosten (Erhebung der öfTentlichen Ein- i 
künfle, Pnliyct, Ziiflithfin-s zu (5H<\ t it»f?ingnis:^e) , 

18) Ausserordenthche und unvorhergesehene Aus- i| 
gaben .1 

19) Zinsen der Öffentlichen Schald ji 



526 940 
848647 
16096 
684631 

66 7^6 

43912 
418653 

I 

1001 
577 'M 

I 

233691 1 

159057 
322983] 

143573 
117000 

146 236 
338635 

419436 

37 800 
021 607 



154847 
1037031 

292315 

66736 



418663 



374098 
146944 

16096 
293316 



43912 



- 100 192 

2»Ö6Ö2 288653 



113691 

99 057 
125 735 



831 607 



Sa.... 6435133 3 483966 



180000 

60000 
197 248 

143573 
117000 

146 236 
338635 

419436 

37800 
1800000 



3941137 



867 



Ans dem Ausgabeotut ersehen wir, dass alles in allem 2 183 9^6 Fr. 
abgesetzt wurden. Dergestalt erniässipte sich die ursprunj/lieh 
6425 123 BV. betragende Ausgabe für die hannoversche Adniinislralion 
auf 3 941 137 Fr., so dass statt des gefürchtelen Deticits sich ein 
Überschuss von 481 597 Fr. herausstellte. 

Wie Belleville der Gouvernementskommission am 5. Februar 
1809 mitteilte, hatten die Streichungen namentlich stattgefunden 
1) bei den Besoldungen der Amtsbedienten und Magistrate: denn 
die ersteren würden von der kaiserlichen Domanialverwaltung be- 
soldet, und auch die letzteren erhielten für ihre Funktionen einiges 
Geld aus den st&dtischen Kassen; 2) bei den Provinzialverwaltungen: 
denn alle Personen, welche zu den ehemaligen Ständen gehörten, 
seien ausser Funktion und hfitten keinen Anspruch auf Besoldung; 
3) bei den Gerichl.sliufen, aus dem Grunde, weil die Abtrennung von 
Göttiiipen und Grubenliagen und die Situation des Landes die (ie- 
schäfte der Justizbeamten vermindert und weniger mühsam gemacht 
hätten. Bei der letztgenannten Kategorie waren von Belleville be- 
sonders die Gehftlter der Ober -Appellationsgerichts -Beamten be- 
schnitten worden. Er stellte jedoch der Goovemementskommission 
anheim, wenn sie solches niclit ft&r richtig halte, möge sie die 
Reduktionen unter die übrigen hannoTerachen Tribunale verteilen. 

Man darf nun ja nicht glauben, als sei den hannoverschen Be- 
hörden ohne weiteres vom 1. Januar 1809 ab die Berichtigung der 
im ntidfrt't l)eibelialfenen Ausp:aben gestattet worden. Villenianzy 
schrieb im Gegenteil am 10. Januar an Belleville, unter keinem Ver- 
wände dürfe man über die im Kinnahmectat auf 4 422 734 Fr. an- 
gesclilag(>nen ordinären Lundeseinkünfte disponieren; vielmehr müsston 
diese mit alleiniger Ausnahme der jährlich -IAO 000 Fr. betragenden 
Erhebungskosten samt und sonders an die Ärmeekassen abgeliefert 
werden. Wohl sei es der Wille des Mosers, dass die Pensionen 
für die Invaliden und die übrigen Ausgaben für die hannoversche 
Verwaltung gezahlt werden sollten; das könne aber nur auf Grund 
▼on Spezialkredits geschehen, weiche Napoleon vielleicht auf die 
R^aleinkünfle anweisen werde. 

Auf die Vorstellungen, welche Belleville darauf m Gunsten der 
hannoverschen Verwaltung einreichte, antwortete Villeinatizy (29. Ja- 
nuar 1809), es sei nieht seine Absicht, die Gesauitsiuiune der han- 
novf'r-rhcn Revenuen zu fordern, ohne die Gehälter derjenigen 
PeLSonen zu zahlen, welche bei deren Erhebung beteiligt seien. 
Belleville möge daher die Erhebungskosten, die Besoldungen der 
Gouvemementskommission, der Amtsbedienten, Magistrate, Provinzial- 

0 Vgl. Nr. t7 des AuBabeetato. 
Tb Imme, Okkaj^tfaMi Biimoven. 17 
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behördcri und Gericlitshüfr. ?owie die Kosten für Hie Polizei, da» 
ZuchLliauä zu Cell»' und die Gefängnisse — insgesamt monatlich 
93 794 Fr. — auszahlen lassen. Die übrigen Ausgaben müsslen aber 
vorläufig noch suspendiert bleiben. 

Am 3. März 1809 genehmigte der Generalintendant auch die 
Auszahlung der gesetzlichen Remissionen und Entschädigungen, der 
ausserordentlichen Ausgaben und der Repaniturkosten. Was die 
anderen im Budget verzeichneten Ausgaben betraf, also namentlich 
die Pensionen und die Zinsen d( i öffentlichen Schuld, so bestimmte 
Villemanzy, dass nur die eine Hälfte derselben aus den laufenden Ein- 
nahmen berichtiä;'t werden dürfe, die andere sei hingegen auf das 
Arriere, welclies Hannover dem Kaiser schulde, anzuweisen. Erst wenn 
dieses Anicre völlig abgetragen sein würde, sollten die auf dasselbe 
assignierten Ausgaben mit den laufenden Einnahuieii bestritten 
werden. Es waren nicht weniger als 1 158 356 Fr. 50, deren Aus- 
zahlung auf solche Weise in die ungewisse Feme hinausgeschoben 
wurde. Die im Budget bewilligte Summe von 3 941 134 Fr. schmolz 
dadurch thatsächlich auf 2782770 Fr. 50 zusammen^). 

In dem vorhin erwähnten Schreiben vom 3. März erkannte 
Villemanzy auch die Pflicht des französischen GouTemements an, 
die beträchtlichen Ausgaberückstände, welche die hannoversche Ad- 
ministration bis zum Jahre 1>J09 aufzuweisen hatte, zu berichtigen. 
1m' wies sie gleichfnll? auf das Arriere an, welrho? das französische 
Gouvernement von dem KurlTu.-li iiluin hi\in.-*pruciite, ein KnnstgritT, 
welcher die Bewilligung freilich illusorisch niat lite. Gänzlich susitendiert 
sollten vorläufig die rückständigen Züisen dei- otl'cntlichen Schuld 
und die rückständigen Gagen und Pensionoi der ausser Di«Ht be- 
findlichen oder sich ausserhalb Hannovers aufhaltenden hannov^- 
schen Offiziere — zusammen 366S876Fr. — bleiben; nicht einmal 
ihre Anrechnung auf das Arri6r6 wurde gestattet. 

Die Gouvern(»menlskominission hatte sich zu Ende Januar, als 
die eisten Ausgabenibnken bewilligt waren, beeilt, den Betrag der- 
selben auf die hannoverschen Kassen anzuweisen. Damit hatte sie 
aber den Intentionen des Generalintendanten entgegen gehandelt. 
Denn dieser hatte eben erst die Vorschrift erlassen, dass die Aus- 
zahlung der Besoldungen, Pensionen n. s. w . ^criiäss tleii Bestimmungen 

^) £s hat übrigens den Anschein, als ob BeüevUle sich an diese Heduktioaen 
nicht streng gd>aiid«n habe. Nach den Akten hat der franiOsisefae Intendant an 
Pensionsgeldern im Jahre 1809 efTcktiv zur Zahfamg angewiesen 262494 Fr., 
während die Hälfle der im Budget bewilüt-'fen Summe hloss I'>7e-2'.) Fr. betrug'. — 
In einem Promeiuuria Pa^es vom 22. Oktober 1SÜ9 wird bemerkt, die Pensionierten 
eriüdten simtlich drei Viertel ihrer Pension, wenn sie gleich nach der Meinung 
des französischen Intendanten bloss die EftlAe bcuehen sollten. 
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des französischen liechnungswesens nur auf Gnmd vorher ein- 
gerf icliter nanrn ntliclier Etats vor sich gehen solle. — Unter dem 
10. April machte Villeuianzy der Gouvernementskommission wegen 
ihres voreiligen Handelns Vorwürfe. Man habe» rügte er, ihm die 
Etats flbersenden und mit der Auszahlung warten mOssen, bis er 
dieselbe erlaubt haben wQrde. In Zukunft dürfe ohne vorherige 
Einsendung der Listen und vor Eingang seiner daraufhin zu erteilen- 
den Genehmigung auch nicht die geringste Zahlung angewiesen 
werden. Als dies Verfahren auf hannoverscher Seite nicht inne- 
gehalten wurde, drohte der Generalintendant am 5. Mai, wenn die 
vorposchriebenen Formen bei den Anszahlimfren nicht pünktlichrr 
beobachtet würden, so werde er die Be\villi<j^ung der Besoldungen 
zurücknehmen. Ein anderes Mal veristieg Villemanzy sich soear zn 
der Drohuuj,', di<' Zahl der hannoverschen Staatsdieiier erheblich 
lierabmindern und von den im Dienst Verbleibenden die Ableistung 
einra Huldigungseides verlangen zu wolten« Doch nahm er auf die 
dringenden Vorstellungen der GouTemementskommission davon wieder 
Abstand. 

Da die Verfertigung der von Villeman^ vorgeschriebenen Listoi 
mehrere Monate in An^^ruch nahm, so dauerte es längere Zeit, bis 
die bewilligten Geldsummen wirklich zur Auszahlung' kamen i). 
Immerhin ward der grösste Teil derselben noch im Jahre 1809 aus- 
bezahlt. Insgesamt sind in diesem Zeiträume aus der Generalkasse 
der Gouvernemenlskomuiission 553 640 9 mgr 7 ^ oder ca. 
2 491 158 Fr. auf die hannoversche Verwaltung verwandt worden. 
Aul die einzelnen Monate verteilt sich diese Summe folgendermassen : 



Januar 1 577 i^ — »ij/r — ^ 

Februar 8888 , 35 , — , 

Mftra 51 521 , 22 , 5 , 

April 62455 . 35 , 6 . 

Mai .35 83G „ — , 6 , 

Juni 49 174 , 2 . 1 , 

Juli 41 366 , 8 , 3 , 

August 40 5i2 , 30 , 6 , 

September 61 604 , 28 , 6 , 

Oktober 56 288 , (T , 7 „ 

iNovember 62 811 „ Iii ^ 3 , 

December 61 572 „ 35 , 4 , 



Sa. 553 (i40 4 9 ntyr 7 4. 

1) Koch £nüe Juni 18U9 waren die meisten Etats nicht eingegangen. Am 3. Juli 
sehrid) die GfmY < n i« M wa t<k,ommiagiott «n BdlevUle: ,Lc tmv^ des Uitea esl vhreBMnt 
«ctive*. Aber erst «m 95. und 9S. Jfoli fingen die rOckatandigen Listen eUu 

17» 
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Nachdem wir die partit-llcn Brwillii^'un^^en verfolgt haben, welche 
die französischen Maciilhaher während des Jahres 18ÜÜ zu Gunsten 
der hannoverschen Verwaltung machten, gehen wir zu den Forde- 
roogen fiber, welche französischeneits seit dem Oktober des Jahres 
180S an das Kurfürstentum gestellt wurden. 

Wie schon erwähnt ist, war Hannover zu jener Zeit dem 
Bezirice der neugebildeten «Arm^ du Rhin", an deren Spitze 
der Marschall Davout stand, zugeteilt worden. Dies hatte eine 
Vermehrung des in den Kurlanden liegenden Militärs auf 
20 000 Mann und 7üOO Pferde zur Folge •). Ein Dekret Napoleons 
vom 12. Uktuljer 1808 scizte fest, dass diese Truppen — es 
waren zwei Kürassierdivisionen unter den Generalen St. Sulpice 
und Nansouty und eine Infanteriedivision unter dem General 
Gudin, alles iii allem 15 Regimenter — aus den kaiserlichen 
Magazinen verpflegt werden sollten. Anscheinend war das för die 
Kurlande gegen frfiher ein grosser VorteiL Bislang hatte ja die Be> 
Stimmung gegolten, dass von den £inlcQnflen des Landes nichts auf 
die Verpflegung des firanzösisdien Militftrs verwandt werden dürfe: 
eine Bestimmung, an die man sich freilich in Hannover wenig ge- 
kehrt, und auf deren strikte Durchführung auch Belleville nicht be- 
stand« n hatte. Jetzt, hiess es, sollte Hie Unterhaltung der Truppen 
dem Kurfür.-tt^ntuiTi nicht weiter zur Last fallen. Der Gewinn war 
aber nur ein scheinbarer, ütnn da in Hannover keine kaiscrHchen 
Magazine — mit Ausnahme der in der Festung Hameln aufpespeiclu rten 
Vorräte — vorhanden waren, so erging an die liannoverschen Be- 
hörden die Forderung, dass die nötigen Subsistenzmittel für die in 
die Kuilande einrückenden Trulben, darunter für eine Anzahl von 
SOOO Kranken, vorläufig von dem Lande beschafft werden sollten^. 
Zu dem Ende waren um so mehr Vonftte erforderlidi, als die üKh 
liehe Portion Brot für die Hheinarmee von IV2 Pfd- auf \% Pfd. 
und die Portion Fleisch von V2 P^''- -^^'^ Pf'^- erhöht wurde, und 
als die schweren Pferde der Kürassiere dvn Maximalbetrag der 
Fouraprerationen (14 Pfd. Heu, 10 Pfd. Stroh, 8 Liter Hafer) er- 
forderten. Im December 18U8 berechnete der Direktor der Gmeral- 
verplle^nin;.'s-Kornmission, Landesökonomierat Meyer, den monatlichen 
Bedarf für flic Truppenverpflegung auf 285 045 w^. 

Nach Meyer waren erforderUch 



1) Villenianzy an Belleville, Berlin ± JNovember liUJS. 
9) ,IiirtructioQ ponr «Murer 1« senrice duw le pays d'Hanovie*, am 4. No- 
vember Too ViUemuij an BelleTille geseliiekt 
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1) für Fourage 142 095 4 

2) für Lebensmittel 78 980 , 

3) für Tatelgelder 23 351 , 

4) für die Verpflegung durchmarschierender Truppen- 

teüe 7653 , 

5) för HospitAler 33066 „ 

Sa. 285045 4. 



Der Okonomierat Heyer bemerkte bei der Obersendung seiner 
Anschlfige an die GouTemementskomniission (23. December 1808), 

er müsse es fQr ausgeschlossen halten, dass die Landeskassen selbst 
bei der ärasersten Anstrengung fähig sein würden, auch miv die 
Hälfte des monatlichen Bedarfs herbeizuschaffen. Folglich müsse 
über die Hfilfto den k.ii?crlioh-französischon Kassen zugeschossen 
werden. Dazu (lürfe man sich ja ancli nach den Aiisscninpcn der 
franzüsisclieii Auluritäten — Davoul liattc in einem Briefe an den 
General St. Sulpice eine dahin zielende Äusserung gethan ^) — 
Hoffnung machen. 

Die GouTememoitskcHnmission, von gleieher Überzeugung durdi» 
drungen, wandte sich am 3. Januar [1809 an den Generalintendanten 
Villenianzy und stellte ihm das grosse Missretliftltnis zwischen den 
Einkünften des Landes und den franzteisdien Forderungen vor. 
Die Verpflegung der Truppen und die Unterhaltung der Hospitäler, 
bemerkte sie, habe im December 1808 1 ^000 Fr. (269 667 4) 
gekostet, und im Januar werde die Ausgabe wahr^iclielnlidi nodi 
erheblich höher steigen. Die ordinru-'n Kontributionen brächten 
aber monatlich bloss 360 Oüo Fr. («uiHH) „f) und die Natural- 
lieferungen 160 000 Fr. ('3.') 000 .r^) ein. Daraus erj^'ebe sich, dass 
die vorhandenen Mitlei in ktnner Weise zum Unterhalte der fran- 
zösischen Truppen genügten. Von der Erneuerung der ausserordent- 
lichen Steuern könne man bei der Erschöpfung des Landes nur 
wenig erwarten; andere ausserordentliche Büttel aber standen nicht 
zu Gebote. Bei solcher Sachlage vermöge man keinen anderen 
Ausweg zu sehen, als dass die Verwendung der Domanialeinkünfte 
für die Erfordernisse des Heeres freigegeben werden möge. 

Um ihren Vorsfellunfren mehr Gewicht zu geben, entsandte die 
GnnvomementsknnHnission zwei ihrer Mif'/lieder, den Geheimen 
Kabinettsrai Patje und den Geheimen Kammerrat von Amsswaldt 

>) Davottt SL Sulpice» 5. Novoobcr 1806: .L'intention de FEmpereur est, 

quo Ifs troupi?s vivent de ses magasins; les autoritcs du pays seront chargees de 
faire les magasin», mais tuutes les denröes qui y seront vers^es seront pay^es 
avec les contribuüons du paya ; si ellcs etaient insuffisant^, les caisses fraaqaises 
7 poarvoiruent La solde »er» pay^ rdgnliteement par ha eatee» ttvuyüsm*. 
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an den GonLialinteinianten Villemanzy und den Marschall Davout 
nach Eifuit, dtiii dei-zeiligen Hauptquaitier der Ulieinarmee. Die 
Sendung blieb aber erfolglos wie so manche andere. Als einziges 
Ergebnis ihrer Bemühungen brachten die Abgesandten die Zusiche- 
rung nach Hause, dass die in der Festung Hameln aufgehäuften 
ProviantTorräte zu der Ttuppenverpflegung gebraucht werden sollten. 
Das Gesuch, die Domanialintraden zum Unterhalte der Armee ver- 
wenden zu dürfen, ward dagegen von Villeman^ als gänzlich un- 
statthaft abgewiesen. Augh Davout wollte davon nichts wissen und 
ebensowenig etwas von einer Verminderung der Truppen in den 
Knrlanden. Andere Provinzen, behauptete der Marschall, seien weit 
stärker mit Militär belegt, als das Hannoversehe, so dass es un- 
gerecht sein würde, jenen zu Gunstt n d( r Kiirlande iiocli mehr auf- 
zubüiden. — Der Geueralsekretäi' Villemaiizys, Miege, mit dem die 
hannoverschen Abgesandten dann in Verhandlungen traten, liess 
sich vernehmen, kein General oder hitendant habe die Befugnis, die 
kaiserUchen Domanialeinkfinfle zum Zwecke der Truppenverpflegung 
anzugreifen. Den französischen Behörden seien die Hftnde nicht 
weniger gebunden, als den hannoverschen. Der Kaiser aber, welcher 
hii r allein zu entscheiden habe, werde die Einkünfte aus den 
Domänen sicherlich nicht wieder freigeben. Liege doch bereits der 
Befehl vor. dass sämtliche Intraden, welehe nicht in die Dotationen 
aufgenommen seien, an den Aiiiui tisationstonds zu Paris eiiigclieiert 
werden sollten. Als Pafje niid Arnsswaldt hierauf er%videi bei 
einer solchen Verwendung der Kauiuiereiiikünfle sei es unverständlich, 
weshalb die französischen Kommiss&re viele Objekte als Domänen 
in Besitz genommen hätten, welche gar nicht dazu gehörten, sondern 
dem Lande als Regaleinkänfle verbleiben mössten, z. B. die Posten und 
Zölle, hielt der Sekretär Villemanzys den Abgesandten vor, man hätte 
das vorhin abwenden sollen. Auf den Einu-urf, die Landesbehörden 
seien gamicht darüber gehört und hätten um den Zweek und die Folgen 
der Besitzergreifung nicht wissen können, sagte Miege achselzuckend, 
derFehler sei nun einmal gemacht und lasse sich nirlit mein- abstellen 

Als Patjc und Arnsswaldt n«ie!i Hannover zurüekp'ekehrt waieii 
und ihren Kollegen von dem Mis.sliiiucn der Sendun^-^ Mitteilung 
niaeliten, ward in einer Sitzung der Gouverneiiieutskuiriniission vom 
il. Januar von neuem die Frage aufgeworfen, ob es überhaupt 
möglich und ratsam sei die hannoversche Administration fortzusetz^. 
Sämtliche Mitglieder der Gouvememcntskommission waren aber auch 
dieses Mal der Ansicht, dass die Niederlegung der Verwaltung dem 
Lande zum höchsten Nachteil gereichen würde. Es stehe nicht zu 

^) Protokoll der Gonvenieinentskoininiseion vom 90. Juraar 1809. 
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bezweifeln, erwofi; man, dass die Möglichkeit norli vorhanden sei, 
die französische Armee im Lande zu ernähren. Unterziehe man 
skh dieser Aufgabe nidit selbst, so würden die Franzosen m. harten 
Massregeln greifen, dem Lande die schwersten Abgaben auflegen 
und auf Kosten der Unterthanen Magazine aufhäufen. Man wolle 
darum den Versuch auf sich nehm^, die Mittel zum Unterhalt der 
französischen Truppen für die drei nächsten Monate herbeizusdiaffen. 
Die Ausgaben dafür würden sieli nach einem Überschlage auf 
1 200000 Fr. pro Monut, für die drei Monate also auf 3 600000 Fr. 
stellen. Hiervon seien i'undiert durch 

1) die ordinären Steuern (nionatlich 80 000 4),. 1 080 tKMj Fr. 

2) die Naturallieferungen (4U<.K)Ü 4) 54<KKK) . 

3) die zu erneuernde Kriegsstcuer (50 000 4) • • • ^75 000 , 

4) einen extraordinären Holzhieb 900000 , 

5) die von Villemanzjr in Aussicht gestellte Ober- 
lassung der Hamelnschen Proviantvorrftte 200000 . 

6) die Reste von der Zwangsanleihe und der 
Supplementaranleihe 400000 , 

Sa. 3196000 Fr, 
Folglich werde nach Ablauf d< s Vierteljahres ein Deficit von 
405 000 Fr. vorhanden sein. — Zur Deckung desselben wurden von 
der Gouvomomentskonimission Ersparungen in Aussicht genommen, 
(^nfer anderem beriet man, ob nieht die an die Truppen zu liefern- 
den Fleiricliport innen ein^:ezoi^'en werden konnten, wie man bereits 
im üktol)er 1807 dir I.icierunp' der Reis- und Bierporlionen ein- 
gestellt und den Quartierwirirn auferlegt hatte. Auf solche Weise 
würde eine monatliche Erspuiung von 170000 Fr. erzielt worden 
sein. Die Eommisdon nahm aber, uro die Unterthanen zu schonen, 
von diesem Plane Abstand. Aus dem gleichen Grunde ward die 
Einziehung der den OfBzier«^ und Employ^s ausgesetzten Tafel- 
gelder und die Wiedereinführung der Naturalbeköstigung abgelelmt. 
Dagegen beschloss man, die den Soldaten der Rheinarmee über die 
gewöhnliche Portion hinaus bewilligten Zulagen von Pfd. Prot 
und Vs P^*^- Flci>rh den Unf erthnnen aufzulegen, wa? rin<' monatliche 
Ers:panmg von 5000' > Fr. für die Landeskassen bedeutete. Fernt i ward 
eine Verminderung dei- Koslcn für d'w Hospitrder und eine Herabsetzung 
der starken Hourationt ii, welche monatlich au die 50 0(_H) ("enUier 
Ileu erforderten, von 14 Pfd. auf 10 Pfd. ins Auge gefasst 

Wenn die Gouvemementskommission aber des Glaubens war, 
die Einkünfte aus den ordmfirea Steuern zur Verpflegung des Heeres 

1} Der AnU«9, die Heuiationeik hmiiiiiwtMn, wurde von Davont firettich 
»irQAkgewicflcii. 
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gebnuicfaen zu dürfen, so irrte sie. Wie uns aus den Verhandlungen 
Ober das Budget bekannt ist, hatte Villemanzy den hannoverschen 
Behörden unter dem 16. Januar 1809 erOffiiet, es sei Napoleons 
ausdrücklicher Wille, dass die Totalsumme dii im Budget ver- 
zeichneten ordinär«! Laiukseiiikünrte (44S3 234 Fr.) bis auf einige 
wenige Bewilligimgen für die hannoversche Verwailunfr in die 
Armeekassen ab^rr^liefert werden sollte Auch den Ertrag des in 
Aussicht genomincni n anssorordentliphen Holzhiebes wollte der General- 
intendant unvcrkfirzl an die IVanzüsisclien Kassen abgeführt wissen-). 

Die haiuiüvcrsche Koniiuission llial aber nach bewaliiltui 
Rezepte, als seien diese Befehle nicht vorhanden. Im Jfanuar 1809 
entnahm sie aus den budgetm&ssigen Staatseinkünften die bedeutende 
Summe von 82 032 «if fHür die Verpflegung der Armee. Im Februar 
ward zu gleichem Zwecke eine nicht viel geringere Summe aus den 
Landeskassen angewiesen. Auch im Mftrz wurden immer noch 
18382 Thaler für Verpflegungsart ikol verausgabt 

Villemanzy geriet über solchen Ungehorsam in grossen Zorn. 
Er weigerte sich (13. Februar) entschieden, die geschehenen An- 
weisunj^pn gut zu hoissen nnd srhärfte der Kommission wiederholt 
das Verbot ein, von (ieni Erlrage der ordentlichen Steuern etwas 
7M verwendi II. l)er llelYain seiner Weisungen war, bis Napoleon 
über diese Materie entschieden habe, dürfe man die Truppen nur 
vermittelst ausserordentlichor Mojens unterhalten. 

Die Entscheidung Napoleons, auf welche Villemanzy hinwies, 
erfolgte durch ein kaiserliches Dekret vom 19. Februar. Danach 
sollten die auf 46 Millionen Francs veranschlagten Ausgaben für die 
Rheinarmee im Jahre 1800 teils aus den Fonds der Amoi tisations- 
kasse zu Paris, teils aus den Revenuen der zur Verfügung des 
Kaisers stehenden deutschen Territorien bestrilfcn werden. Die 
erstcren sollten zu .-olchom Zwecke HO Millionen Francs, die lefzleren 
10 Millionen hergeben. Der Generalintendant iler Pdieinarniee 
wurde in dem Dekret*» anprewiesen, Sorge zu tragen, dass Hannover 
und die übrigen , reservierten" deutschen Provinzen niunallich 
mindestens eine Summe von 800000 Fr. in Geld oder Verpilegungs- 
artikeln entrichteten. — Wie viel davon auf Hannover entfallen 
sollte, war nicht gesagt Von den französischen Behörden wurde 
angenommen, dass Hannover pro Monat 400 000 Fr. zu zahlen habe. 
Später rechnelt Villemanzy den genauen Anteil des Kurfürstentums 
auf 391 794 Fr. 90 aus3). 

>) V^l. S. S57. 

2) Schreiben an die Gouvernementskommlssion vom 99. Januar 1809. 
3} ViUemanzy an BeUeviUe, 25. Oktober 1809. 
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Bei der Übersendung des Dekretes an den Intendanten Belleville 
(3. Mäi-z) bemerkte der Generalintendant : der Übcrschuss, den das 
Budget gewfihie, sei trotz der grossen Streichungen in den Ausgaben, 
und obgldch man eUusa Teil der beibehaltoiai Äui^ab^ für die 
hannoversche Verwaltung auf das Arri6r6 ai^ewies^ habei bei 
weitem zu gering, um den Beitrag Hannovers zu den monatlichen 
800 000 Francs zu decken. Man müsse also ausserordentliche 
Quellen flüssig machen. Zunächst seien grössere Hauungen in den 
landpsherrlichen Waldungen, so wnit sie nicht in die Dotationen 
einbegriffen seien, vor/unehinen. Zwinlfn.s solle eine ausserordentliche 
Steuer unter dem Namen ,Im])ut additionnel" auf die Cirundeigen- 
tümer, die wohlliabenden Purlikuliers; und auf das bewegliche Ver- 
niügen ausgescluieben werden, deren Ertrag sich wenigstens auf 
eine Mfflion Francs belaufen müsse. Belteville müge zu dem Ende 
den hannoverschen Behörden Befehl erteilen, eine namentliche Liste 
deijenigen Personen einzurdchen, auf welche jene Auflage Anwendung 
finden würde. Femer sei die Grundsteuer um den zehnten Tdl zu 
höhen. Da deren Bmltoertnig nach dem Budget sich auf 2 641 215 Fr. 
belaufe, so müsse diese Massregel 264 121 Fr. 50 einbringen. Endlich 
sollten aucli die Nalurallieferungen soweit erhöht werden, dass 
dnreh sie im Laufe des Jahres 1809 eine Summe von 750 000 Fr. 
aufkomme. 

Weiter bestimmte Villemanzv, die ans diesen Massnalinien her- 
rülnenden aua»erordentlichcn i^iiiiiiuiiuien seien sauil und sonders 
an die in Hannover befindliche Armeekasse abzuliefern. Audi die 
gewöhnlichen, budgetmässigen Einkünfte sollten in dieselbe ein- 
gezahlt werden, soweit sie nicht durch die Bewilligungen für die 
hannoversche Verwaltung absorbiert witantou Aus der Armeekasse 
sollten sodann die Ausgaben für die Unterhaltung der französischen 
Truppen bestritten werden. Was Hannover auf solche Weise mehr 
liefere, als sein Beitrag zu den 800 000 Fr. betrage, werde er (Ville- 
manzv) auf das Arricre anrechnen lassen 

Auch dieses Mal stiessen die Anordnungen der französischen 
Behörden auf zähen Widerstand seitens der Hannoveraner. Die 
GouYenienieulskoniniiäöiün ridilttc am 17. März ein Schreiben an 
Belleville, in welchem sie besonders wegen des ,Impdt additionnel" 
VorsteUungen erhob. Da der geplanten Auflage nur vage und un- 
bestimmte Daten zu Grunde liegen könnten, machte sie geltend, so 
müsse die Repartition mehr oder weniger willkürlich ausfallen. Zu- 
dem h&tten gerade die wohlhabenden Klassen der Bevölkerung 

>) ViUcmanzj an BdUeviUe, d, Uftn 1809. 
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schon so viele Lasten getragen, dass es ihnen immöglich sein 
würde, eine neue Abgabe zu entrichten. Seihet Zwangsmittel 
könnten da nichts ausrichten. Unter solchen Ümstfinden sehe sie 
sich nicht in der Lage, die verlangten Listen zu liefem. Der Inten- 
dant möge sich desiialb bei Villemanzy dahin verwendi n, dass von 
dem »Impöt additionnel" Abstand genommen werde. BeUeville liess 
sich in der Tliat herbei, die Sache der Hannoveraner bei dem 
Gent'ialintciulanton zw bofünvorten, erhielt aber von dem letzteren 
eine herbe Abweisung:. Unter dem 9. April mns«te der Intendant 
der Gouveriicmenlskonanission miltt ilen, Villeiuanzy beliarre auf dem 
almpöt additionnel" und verlange, dass die SteuerroUen sofort aus- 
gearbdtet und eingeschickt würden. Wenn die Kommission bei 
ihrer Weigerung die Repartition vorzunehmen bleiben wolle, so solle 
sie ihn sofort davon benachrichtigen; in diesem Falle werde er die 
Repartition der Steuer selbst vornehmen. Ohne Zweifel werde aber 
sdne Verteilung weniger gerecht ausfallen, als wenn sich die han- 
noverschen Behörden dem Geschäfte unterziehen würden. 

Jetzt hielt die Gouvernementskommission es doch für geraten 
ein wenifj einzulenken. In einer am 18. April abgehaltenen Sitzung 
verfocht nur der starrsinnige Landrat von Medinjir die An.sielit, dass 
man ( in fnr allemal alle Mitwirkung abzulehnen habe. Der Kon- 
sistorialrat Kaulniann und der Landrat von Münchhausen sprachen 
sich dahin aus, man könne es vorläufig darauf ankommen lassen, 
ob der Intendant sich an die Liste machen werde. Dies sei zum 
mindesten zweifelhaft, da im Augenblicke sich nur ganz schwadie 
Truppenabteilungen — bei dem drohenden Aud)rache des franzfisisch- 
österreichischen Krieges waren die zur Rheinarmee gehöre&doi 
Truppen nach dem südlichen Deutschland aufgebrochen — im Lande 
befänden. Sciweite Belleville wirklich zu der Repartition d« r Auf- 
lage, so gewinne man zunAch^t drei bis vier Wochen Zeit. Ändere 
sich inzwii^elu'n der Zusland der Dinge nicht, so sei zu vermuten, 
dass der Intendant auch nachher noch gern bereit in werde, 
andere vorgeschlagene Mittel '/,u ergreifen. Denn so lange es an 
einer hinlänghchen Truppen/ahl im liauuoverschen mangele, sei aucii 
das ,Impöt additionnel* nidit durchfülu-bar. 

Die übrigen Mitglieder der Gouvemementskommission vertraten 
den Standpunkt, man wolle zwar nicht die ganze Million, aber doch 
eine Teilsumme bieten. Palje vor allem bat seine Kollegen zu er- 
wägen, dass man bislang noch nichts entrichtet habe, nicht einmal 
die Erhöhung der Gnmdsteuer mit monatlich 22 010 Fr. W^m 
man die Franzosen nicht auf das höchste reizen wolle, so werde 
man endlich mit der Bezahlung auf die eine oder andere Weise 
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anfangen müssen. Ihm scheine es gleich gcfülalich, das Impöt 
rundweg abzuschlagen, oder es ganz zu überaehmen. Man möge 
danim den Mittelweg einsehlagen und dem Intendanten die Hftlfte 
der gefordoten Summe, eine halbe Million Francs, bieten* Um 
die letztere Summe herbeizuschaffen, würden an Stelle einer ganz 
neuen Auflage die rflckstfindigen Beiträge zur Supplementaranleihe 
mit Nachdruck lu ranzuziehen, der Rest aber durch die extraordin&re 
Kriegssteuer und durch die Naturallieferungen zu decken sein. 
Dabei empfehle es sich, dem Intendanten die Hülfsquelle zu ver- 
hcinilichon, welche man an den Supplementargeldern habe, und 
allein die von neuem anzulegende Kriegssteuer als das Mittel zu 
bezeicimen, wodurch <lie halbe Million aufgebracht sei. 

Nach langem Hin- und Herreden einigten sich die Mitglieder 
der Gouvemementskonmiiasion dahin, dass man sich zu ^er halben 
Million verstehen wolle, aber nur unter dem Vorbehalte, dass kerne 
französischen "Truppen wieder in das Land geschickt wOrden. Doch 
sah die Kommission Aber Nacht eüi, dass es gefährlich sei, den 
Franzosen eine solche Bidinpriing^ vorzuschreiben. Man Hess sie 
daher fallen, beschränkte sich aber nun in einem Schreiben an 
Villemanzy vom 23. April darauf, nur iOO 000 Fr, aus den Einkünften 
einer ausserordentlichen Steuer zu bieten. 

( in die gleiclie Zeit erklärte die Gouverneinentskümmission dem 
lalcndunten Belleville, die Erhöhung der (Trundsteutn si i, weil mit 
grossen Schwierigkeiten verknüpft, untliunlich. Sie beabsichtige 
darum den monatlichen Betrag derselben ebenfalls vermittelst der 
extraordinfiren monatlichen Eriegssteuer au&ubringen. 

Villemanzy fand das Anerbieten, statt der geforderten Million 
nur 400000 Tr, zu zahlen, begreiflicherweise nicht annehmbar 
und beharrte sowohl auf der Repartition des „Impot additionnel', 
als auch auf der Erhöhung der Grundsteuer'). Die haimoversche 
Kommission blieb ihrerseits dabei, die Mitwirkung bei der Anlage 
des Impöt verscagen zu müssen, und zwar unler dem Vonvande, dass? 
dieM'll.c, um nicht unf;erecht imd willkfahrh auszufallen, genauere 
KcunluirisL' von dem Vermögensstande der ünterthaneu erfordere, 
als sie besitze-). Belleville warnte, eine solche Unbotniässigkeit 
könne bOse Folgen für die Kommission haben, ohne dem Lande 
irgendwie zu nfttzen. Auch wollte der bitendant nicht einsehen, 
dass die Repartition so schwierig sein sollte. Ihm schien es ein 
Leichtes, dass 500 — 600 der wohlhabendsten Einwohner, die Steuer 
entrichten könnten, selbst wenn der Weg der Zwangsanleihe 

1) Vtllemuizy aa BeUevilte, 11. Hai, 

GouTemementskoininissioD an BeUeville, 23. Mai. 
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eingeschlagen werde'). — Die Kommission Hess sich aber nicht ein- 
schüchtern. Es gelang ihr in der That, den Intendanten bis zu dem 
Ende des Jahres 1809 mit der nichts weniger als ernst gemeinten 
Versicherung hinzuhalten, man wolle sehen, wie die Summe von 
einer Mülicn Francs sich auf eine zweckmflssigere Weise als durch 
das ^Imput additionnel" aufbringen lasse. Unbegreiflich erscheint 
die Langmut, welche dio französischen Behörden angesichts solcher 
offenkundigen Widoi.-olzliclikeit bewiesen. Noch irn Dfrnmber 1809 
hatte die Gouvernement e^kommission weder die ^'eiin^rsten Vor- 
kehraiiiren zur Repartition des Impöts getrofTeii, noch letzteres durch 
irgend wi li lie anderen linanziellen Massre^'i-ln ersetzt. 

So konnte es nicht ausbleiben, dass das zu Ende des Jahres 1808 
▼orhandene Arri6r6 im Laufe des Jahres 1809 noch mehr anwuchs. 
Schon am 5. Ifoi 1809 führte Villemanz^ bei Belleville darüber Be- 
schwerde, dass die hannoverschen Provinzoi am Schlosse des ersten 
Quartals mit ihren Zahlungen an die französische Kass^ um 
923 021 Fr. zurück seien. — Am 1. Oktober berechnete der General- 
intendant den Rüfksfand Hannovers vom 1. Januar bis zum 
31. August 1809 auf 2 658 629 Fr, 66. Davon entfielen auf 

1) (he ordinrircn Kinkünfte 1 025 932 Fr. 38 

2) das InipOt addilioanel 666 606 , (vi-) 

3) die Erliüliun^: der Grundsteuer 66 030 „ 64- 

4) die Nutuiuilieierungen 500 000 , — 

5) die Einlösungsgelder für englische Waren . . 400 000 , — 

Sa. 2 658 629 Fr. 66 
Bei dem letzten Posten von 400000 Fr. handelte es sich, 
nebenbei bemerkt, um sequestrierte englische Waren, wdche auf 
den Befehl Napoleons nur gegen die Erlegung erheblicher Strafgelder 
den Eigentümern herausgeben werden sollten. 

An Aufforderungen, die sieh mehr und mehr häufenden Rück- 
stände zu bezahlen, hat es Villemanzy nicht fehlen lassen. So er- 
mahnte er in dem vorhin erwähnten Schreiben vom 1. Oktober die 
hannoverpche Kommission, sich endlich mit der Bericbtipnmg der- 
selben ernstlieii zu befassen. Dies sei um so dringender, als er damit 
umgehe, dem Kaiser über die Situation der Zahlungen, welche die 
reservierten Provinzen bis zum 30. September geleistet hätten, 
Rechenschaft abzulegen, und als er nicht umhin kOnne, dabei des 

'» BflleviUe an Gouvprnnnonlskoinmission, 23. Mai. 

3) Uiernadi konnte es erscheinen, als ob das Irnpöt eingefClhrt gewesen 
wire. Wir haben aber aehon gesehen, dass dem nicht so war. Die unier dieser 
Rubrik aufgenommen« Snnune stammt aus den EinkOoften, wdcbe die tarnet' 
ordentliche Kriegistener brachte. 
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Eifers oder der Nachlässigkeit zu gedenken, welche von den Behörden 
in dieser Hinsicht an den Tag gelegt seien. 

Die Gouveinemenlskonunission antwortete wiederuiu inif leeren 
Phrasen und Ausflüchten. Sie glauLc, füiirte sie unter anderem aus, 
genügende Beweise von dem Eifer gegeben zu haben, ,der sie an- 
treibe, die Bestimmungen des französischen Gouvernements stets zu 
befolgen** Es sei allerdings nicht zu läugnen, dass die Zahlungen 
an die Gaisse de Taim^ bis zum 31. August nur 483896 Fr. 68 
betrogen. Dass diese Summe sich nicht höher belaufe, habe aber 
seinen Grund nicht etwa in einer Nachlässigkeit der hannoverschen 
Behörden, sondern nnr in der gänzlichen Erschöpfung des Landes. 
Mit Unrecht beklage man sich französischerseits über den Rückstand 
des ^Tmpöt additionnel*. Da e? überhaupt nicht angelegt sei, könne 
es auch keinen Rückstand gelassen haben. Im übri^'on müsse man 
wiederholen, duss es unmöglich falle, durch das Impöl die geforderte 
Summe bdzutreiben. — Die Erhöhung der Grundsteuer mit monat- 
lich 22 010 Fr. und die Naturallieferungen mit 6S500 Fr. habe man 
regelmässig gezahlt (?). Was die 400000 Fr. für die beschlag- 
nahmten englischen Waren betreffe, so sei es ihre Pflicht, wieder 
und wieder dahin vorstellig zu werden, dass den hannoverschen 
Kaufleuten eine so ruinierende Auflage erlassen bleiben möge'). 

Es konnte nicht anders sein, als dass diese Vorstellungen den 
Cieneralintendanlen, den da? Benehmen der Kommission länjjst mit 
steigendem UnwilU-n crfülU hatte, höchlich erbitterten. Er inachte 
jetzt dem franzu»ischen Kaiser vuii dem Ungehorsam der hannover- 
schen Behörden Mitteilung. Sicherlich würe es hifolgedessen zu 
harten Massregeln gegen die Kurlande und insbesondere gegen die 
GouTemementskommission gekommen, wenn nicht die Verbandlungen 
Ober die Einverleibung von ganz Hannover in das Königreich West- 
falen im Jahre 1810 den Dmgen eine neue Wendung gegeben hätten. 

Über die Geschichte der drei letzten Monate des Jahres 1809 
sind wir leider nur wenig unterri( htrt, weil von der Korrespondenz 
zwischen den hannoverschen und französischen Behörden sich aus 
dieser Zeit nur einzelne Bniehstücke bei den Akten finden. Erwähnt 
sei. dass Villemanzy unter dem 25. Oktober die Aufstellung eines 
Bud^'ets pro IhiU forderte. Der Generalintendant veranschlagte die 
Ausgaben desselben auf 9 5ÜÜÜ37 Fr. 88, nämlich auf 4701 öo8 Fr. 80 
für die Verpflegung der französischen Truppen (monatl. 391 794 Fr. 90) 2), 
auf 3 941 13S Fr. f&r die Bedürfiusse der Landesverwattung und auf 
864 S67 Fr. 8 für AusMe. Daran knüpfte Villemanzy die Forderung, 

1) Goavernementakmnmbdon an BdlevQle, IS» Oktober. 
3) Vgl S. 964. 
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die Einkünfte gleichfalls auf 9 506 937 Fr. 88 gebracht werden 
niü&sten, sei es durch ErliOhung^ der Steuern, sei es durch Suspen- 
sion von Zahlungen für die hannoversche Administration. — Die 
Gouvemementslconmiission erklftrte dem gegenüber, es sei ganz im> 
möglich, die sich auf 4 686 854 Fr, belaufenden ordinären Steueiv 
intraden auf jene Summe zu erhöhen. Das Land befinde sich in 
einem Zustande gfinzUcher Erschöpfting und vermöge nichts mehr 
zu tragen. Welche Antwort die französischen Behörden hierauf ge- 
geben haben, muss dahingestellt bleiben. Die Aufstellung des Budgets 
pro 1810 i?t jedenfalls nicht: mehr vollendet worden. Ans einem 
Promemoria i'aljes vom i27. Februar l8lü entnehmen wir, dass «das 
vorjäiu-ij,M' Budget bekanutlich bisher taeile kuniiüuiert sei". 

Btjsser unterrichtet sind wir über Vei handhmgen, welche die 
Güuvemementskommission in der zweiten Hälfte des Jalires 1809 
mit BellevÜIe und Wlemanzy wegen des von den hannoverschen 
Landen bis zum Ende des Jahres 1806 geschuldeten Arri^r^ führten'). 
Graf Dam hatte VUleman^ eine Rechnung hinterlassen, die den 
Rückstand bis zum 10. Olctober 1806 auf 16975891 Fr. 8S angab. 
Danach hätte Hannover liefern müssen: 1) Die ausserordentliche 
Kriegskontribuiion von 9,1 Millionen Francs. Für Cöltingen und 
Grubenhagen rechnete Daru 1820000 Fr. ab, so dass für die übrigen 
hannoverscbfn Provinzen eine Summe von 7 280 000 Fr. Ijlieb. Von 
dieser Summe wan n nach dem Generalinlendanten 5 0(il()i7 Fr. 71 
in Geld entrichtet. An sonstigen Lieferiinj^'en kamen ins'jesamt 
1 606 12i Fr. 88 in Abrechnung. Deranacli hatte Hamiovcr in Bezug 
auf die Kriegskontribution bereits ein Surplus von 290 1 70 Fr. 59 
bezahlt 2) Das Averedonalquantmn wegen der m^inftren Einkünfte 
des Landes. Der Kaiser, führte Dam über diesen Punkt aus, habe 
eine monatliche Abgat>e von 1 200000 Fr. verlangt. Davon k&men 
für Göttingen und Grubenhagen 223799 Fr. 75 in Wegfall, so dass 
die Abonnementssumme sieh auf 976200 Fr. 25 reduzia?e. Da 
femer im Jahre 1806 ein Teil der Domänen zu Dotationen verwandt 
worden ?ei, so müsse auch vom 1. Januar 1808 ab deren Ertrag 
mit monatlich 193 216 Fr. 66 abgerechnet wrrden. Mithin sei seit 
Januar 1808 von den ordinären Einkünften bloss eine Abgabe von 
782 984 Fr. 29 pro Monat au zahlen. 

Insgesamt ergebe das 

1) vom Beginn der fianzösischen Okkupation 

bis zum 31. December 1807 13243 792 Ft. 89 

2) vom 1. Januar 1808 bis zum 15. Oktober 7438 360 „ 75 

Sa. 20682 143 Fr. 64. 

Vgl. S. «39. 
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Thatf^Schlich entrichtet habe Hannover bis zum 15. Oktober 180S 
4 5'J'J 782 Fr. 58. Es verbleibe also rückständig eine Summe von 
16 082 3G1 Fr. 06. Letztere erhöhe sich wieder um 1 393530 1 r. 76, 
die der französische Kriegsminister als rückständigen Sold aus der 
Zeit der ersten französischen Okkupation reklamiere, und auf die 
erst 500000 Fr. bezahlt seien. Rechne man die 1393590 Fr. 76 
minus 600000 Fr. (-» 893530 Fr. 76) zu den oben angefahrten 
16062361 Fr. 06 hinzu, so ergebe sich als Totalsumme des Arri^ 
bis zum 15. Oktober 1808 

16 975 ROI Fr. 82. 

EiiiLiii späteren Sctireiben Villemanzys an Relleville vom 3. März 
ISOy enliiohincn wir, da?s der Gesamtbetrag von 161»7ö >''.tl Fr. 82 
sicli bib zum 31. I >(M_enil)t'r 1808 auf 18 833 352 Fr. 55 vermehrl 
habe. Der Gencralinlendaut war indessen jetzt gewillt, von dem 
Arriere auch die rüchständigen Ausgaben für die hannoversche Ver- 
waltung, ausschliesslich der Zinsen (3165 876 Fr.) und diverser 
anderer Ausgaben (500000 Fr.), bei derm Suspaision es sein Be- 
wenden haben sollte, in Abrechnung zu bringen. Nach Villemanzy 
reduzierte sich das Totalarri^ solchergestalt auf 15 557 620 Fr. 55. 

Die Gouvernementskommission antwortete am 17. >!rirz mit 
einer G^enrechnunp^. In dem Eingange derselben stellt o sie die 
Behauptung auf, die Landesintraden betrügen nicht, wit !v m l)oi 
dor Ft'^t-otTiung des monatlichon Abonnemrats auf li^noriH) ["y, 
ati^^'Homnieii halir, jährlich 14 1-<m:)(J< K)Fi ., sondern blüs> 1 1 TjU» 1(X» Fr.'). 
Nehme man Iii* rauf hei der Berechnung dx-A Arriere die gebührende 
Rücksicht, so vermindere sich die Gesamlsimunc, welche man von 
den ordinären Einkünften schulde, von 22 539604 Fr. auf 
17362666 Fr. Nun seien an die französische Armeekasse bis zum 
Ende des Jahres 1808 abgeliefert 5 053 163 Fr. Femer habe man 
auf die Kriegskontribution bereits ein Zuviel von 1446061 Fr. ent- 
richtet'). Ebenso seien die Ausgaberückst&nde der hannoverschen 

1) Anscheinend handelte es sich bei dieser Angabe um einen plumpen Ver- 
such, die frantosisdien Behörden zu hintergehea. — Der GenenUntnidaiit Vill«- 
manzy bemerkte in einer Konterenz, welche er mit dem Landesökonomie-Rate 
Meypr am 24. Juni zu Hanau hatte, wonn man «ii dtmi angeblichen Beirage der 
Landeseinkünfle (U54älÜ0Fr.y die GöUiogcn-Grubcnbagenficheu Intraden mit 
SeföSSS Fr. hininrechne, «o agdie sich eine Totabumme von 14234688 FT., 
und alsdann sei die Differenz gegen Darus Anschlag (14400 000) nicht mehr allzu 
progs. Danach riorfte die Gouvememf'nt?kommi<?sion die Einkünfte »OH GOttingcn» 
Grubenhagen du|>peit in Anrechnung ^'(■[•nit ht haben. 

^) Man behauptete hannoverscheraeib, auf die Krie^kontribntion 10546061 Fr. 
entrichtet za haben. Davon sollten bar abgdiefwt sein: 
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V^erwaltung mit iiiagesaiut GÜUftOS Fr. abziin clinen. — Von der 
Forderung des französischen Kriegsminialers für rückständigen Sold 
hoffe mant nadidem man 500 000 Fr. bezahlt habe, fireizukonunen 
und halte sich demnach für berechtigt, den Rest mit 893 530 Fr. 76 
bei der Berechnung ausser acht zu lassen. Aus all diesem ergebe 
sich, dass der gesamte Rückstand nur 

3 921 814 Fr. betrage. 

Am 6. Mai teilte Villemanzy dem Intendanten Bellevillo mit, 
stehe im Begriffe, alles was auf die wechselseitigen Ansprüche des 
französisclicn Oouvemonionts und der Provinz, Hannover Bczufr hnbe, 
definitiv zu ordnen. Brllcville mOpe ihm dalier alle Reklamationen 
zukommen lassen, •welche ihrer Natur nacli geeignet schienen, in 
die Abrechnung aufgenummen zu werden. Er werde diese Gegen- 
slün^e alsdann untersuchen, deren Betrag feststellen und auf das 
Arri6r6 bis zum 31. December 1806 anweisen.« 

Hannoverscherseits entsandte man den Landesökonomierat 
Heyer nadi Hanau, dem Aufenthaltsorte Tillemam^, um die Ihter^ 
essen der Kurlande zu vertreten. Von wesentlidiem Nutzen war den 
Hannoveranern bei diesen Verhandlungen die warme Fürsprache 
des Intendanten Belleville. Letzterer erkannte in einem Sclireiben 
an Villemanzy vom 16. Juli die von der Gouvernementskommission 
erhobenen Ansprüche durchwe{r als begründet an. Namentlich trat 
er für die liannoversrhr Sache in bctrctT d- r Hamelnschen Ver- 
proviantieruii^' ein. Für diese hatten Stünde und Gouvernements- 
kommis.sion nacli und nach 530 038 Fr. 70 verausgabt. Der General- 
intendant wollte aber nur die geringe Summe von 69 519 Fr. 28 
geltoi lass^ weil dar IVanqiort der zu Nienburg, kfitnster vsad 
Paderborn befindlichen Vorrftte nach Hameln die Ausgabe für die 



1) Der Reinertrag des aus&erordenUicben Uolzbiebes {XJOÜOO Fr. 

2) der Ertrag der ausserordentlichen Kiiegskontribatimi vom 

21 Oktolicr 1SU7 1 750000 , 

3) der Ertrag? dor Zwan^'siiulinhc ?'ii>tiKX) , 

4r} durch die Einlösung von acht ständiscben Wecliseln (vgl S. ^40 A.) äOOilUU , 

Femer sollten in Abrecbnong konmcns 

6) Die Quote Ar Gflitingen und Grabenhagen 1890000 , 

6) fQr Pferdplicfcnmjren 1 417 704 , 

7) ftlr dir Lieferung von 1200 CenUier FoUascbe 132537 , 

8) Lieferungen an die Besatzung von Hameln 800000 , 



8«. 10546081 Ft. 

Bei dieser Aufstellung waren nach Angabe der GouvemementskonimisBion 
weder die Kosten der Vrrproviantierung von Hameln, noch dit- Au:^gal)en für die 
Unterballung der französischen Truppen im Lande, oder die Lieferungen, welche 
dos Armeekorps des Manchalls Brune im Sommer 1807 beansprucht hatte, in 
Betracht gezogen. 
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Verproviantierung der Festung sehr verrintrort haben sollte. In 
Wirklichkeil waren jene Vonäti' aber nie nach H;nneln frekonmien 
Eben dies stellte Belleville jetzt dein Geiieraiiu[Liidaiit(Mi vor. Auch 
machte er dem letzteren bemerklich, dass die liannoversehen Pro- 
vinzen vom Beginn der Okkupation bis zui Mille des Jahres 1809 
etwa 37 Hillionen Francs fQr den Dienst der französischen Armee 
verwandt hätten, was dem vierfachen Betrage der Bruttoeinnahme 
Hannovers gleichkomme. — In seinem Antwortschreiben vom 30. Juli 
zeigte Villemanzy sich nicht ganz abgeneigt, auf die Mehrzahl der 
hannoverschen Reklamationen einzugehen. Nur das Ansinnen dw 
Gouvemementskommission, die monatliche Abonnementssumme von 
1200 000 Fr. nach Massgabe des that^ftdilichen öffuntliclien Ein- 
kuniinens zu vermindern, wies der Generalintendant mit Entschiedenheit 
zurück 2). 

Das Entgeg» iikuiiinien Villemanzvs gab der riouvernements- 
kommissiun den Mut, auch die iVmeciuiung der Kosten füi- die 
Truppenverpflegung zu beantragen, obwohl dieselbe mit dem mehr' 
fach kund gegebenen Willen Napoleons in schroffem Wider^ruch 
stand. Dabei hütete man sich, um die französischen Behörden nicht 
von vornherdn abzusehrecken, wohlweislich merken zu lassen, dass 
die Ausgaben für die Verpflegung bb zum November 1808 mehr als 
l:l Millionen Francs betrögen. Villemanzy hatte, wie der I^mdes- 
Ökonomie-Rat Meyer am 7. Oktober nach Hannover berichtete, gegen 
eine Liquidation jonnr Kosten nichts einzuwenden. Offenbar hofften 
der Generalintendant uiui seine Vcrtrauti'ii bei einer solchen Koslen- 
berechriung ihren persönliclien V'orteil zu tiiiden. War Meyer doch 
bei seiner Abreise von der Gouveriiemenlskonuiiission ermfichtigt 
worden, den iVanzüsischen Behörden in Hanau einen Rabatt bis zu 
10% von don Betrage der liquidierten Summe zu versprechen'). — 
Die Verhandlungen rückten gleichwohl nicht vorwärts und dürfte 
abgebrochen worden sein, als Villemanzy infolge seiner Beförderung 
zum Generalintendanten der Grossen Armee in der zweiten Hfilfte 
des Oktober nach Wien abreiste. In ein ganz neues Stadium 
rückte die Liciuidationsangelegenheit mit der Inkorporation der Kur- 
lande in das Königi'cich Westfalen. 

Die Frage, wie gross die Kosten dfn- zweiten französischen 
Okkupation gewesen seien, lässt sich bei dem Mangel an wirklich 
zuverlässigem Materiale nicht genau beantworten. Nach Angaben 

1) Bellr^ville an Villemanzj, 6. Juli. 
J) Vgl S. 271, Amu. 1. 

3) PntokoU d«r GouveraancnlBkoinimnioii vom t. Min 1809. 
Thlmm«, OttopatloD Vttaaavwn. 18 
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der hannoverschen Buliörden sind bis zum 1. Oktober 1808 aus den 
öffentlichen Kassen des Landes bezahlt worden 

1) auf die Kriegskontribution 9 503 702 Fr. 

2) füi- den Dienst der französischen Armee 20918446 ^ 

Sa. 30 42;i 148 Fr. 
Am 1. December stellten sich diese beiden Posten auf 

10297647 Fr. 
und 21449842 , 

Sa. 31747 489 Fr. 

Ende Januar 1809 wird die Totalsumme der Aufwendungen auf 
35 021 733 Fr. angegeben. Im weiteren Verlaufe des Jahres 1809 
kamen zu der letzteren Summe hinzu 4420914 Fr. Daneben wurden 
aus den von der hannoverschen Administration abgesonderten Do- 
mänen im Jahre 1809 insgesamt 4005 229 Fr. an die französischen 
Kassen abgeliefert Das erpicht bis zum Ende des Jahres 1809 
den Betrag von 43 447 876 Fr. Hechnen wir dann noch für die 
beiden ersten Monate des Jahres 1810 eine Ausgabe von je 
einer Million Francs, so würde sich eine Gesamtsumme von ca. 
44 '^2 Millionen Francs herausstellen. 

Wir sind aber wed^ im stände zu prOfen, ob bd den Auf- 
stellungen der hannoverschen Behörden nicht erhebliche Ober- 
treibungen vorliegen^ noch anzugeben, ob nicht diese oder jene 
stattgefundene Ausgabe ausser Betracht geblieben ist. Nur so viel 
wird man mit einiger Sicherheit behaupten dürfen, dass die Gesamt- 
summe der Ausgaben, welche den öffentlichen Kassen durch die 
französischen Fordeningen zur Last geOallen sind* zwischen 40 und 
50 Millionen Francs schwanke. 

Ihrer Natur nach zerfallen die durch die Okkupation verursachten 
Ausgaben in direkte Zahlungen an die ,Caisse du Receveur des con- 
tributions" und in Aufwendungen für den Dienst der französischen 
Armee. Die erst^en erfolgten zu einem Teäe aus der (stflndischen) 
Generalkasse, zum anderen aus der Kammerkasse, und zwar in der 
Weise, dass der Intendant Bellevüle, welcher ja durch tfigUche 
Situationsetats über die BesUinde der Landeshauptkassen genau 
unterrichtet war, von Zeit zu Zeit Zahlungsbefehle auf bestimmte 
Summen an die Exekutiv-, bzw. Gouvernementskommission ergehen 
liess. Die hannoversche Behörde übermittelte die Anweisimgen als- 
dann den Rechnungsführern der beiden gen:' Tinten Kassen. Heispiels- 
weise sind im ersten Quartale des Jahres aus der Kammerkasse 
an den französischen Receveur entrichtet worden: 

1) Nadi An^beo des Landesftkononde-Rats Heyer. 
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Am 6. Januar 100 000 

, 15 100 000 

, 27, , 50000 

, 5. Febraar 100000 

. 19 



Fr. 



9. 
18. 
29. 



März 



100000 , 

50000 , 

100000 . 

50 000 , 

75 000 , 

Sa. 735 000 Fr. 

AUf'S in allem mögen die direkten Zahlunj?en an die Kon- 
tributionskasse 18—20 Millionen Francs betragen haben. 

Unter den Aufwendungen für die französische Armee nehmen 
natürlich die Kosten für die Truppenvcrpflegung den ersten Platz 
ein. Nach Aufstellungen des Landesökonomie - Hatä Meyer hat 
dieselbe erfordert: 

November 1806 

December « 

Januar 1807 

Februar . 

März » 

April 

Mai 

Juni , 

Juli , 

August , 

September , 

Oktober , 

November , 

December 

Januar 1808 

Febraar , , 

März , 

April , 

Mai , , , , 

Jwii . 

Juli 

August , 

September „ 

Oktober 

November « 

Sa. 12 307 005 Fr. 63. 
18» 



748355 F^. 76 


332 974 


w 


68 


310 377 


m 


86 


198413 


» 


26 


210 935 






284521 


■ 


79 


363 552 




31 


324 414 




52 


337 487 




32 


561 164 




20 


1 242 156 


• 


93 


830568 


» 


38 


532 796 


■ 


3 


407 256 


• 


7 


555047 


m 


26 


605 299 




93 


641 558 






547 184 




73 


583 <I98 




66 


562 094 


v 


96 


567 931 




99 


460614 




Ü5 


383 715 


« 


49 


348308 




88 


360076 


» 


97 
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Die Meyerschc Bereclinimg erstreckt sich lediglich auf die Kosten, 
welche durch die Ueferong von Lebensmittehi und Fourage an das 
französische Ifilit&r verursacht wurd^. Nidit aufgenommoi sind: 
1) Die Verwendungen für die franzOaisdien Hospitftler, welche zu 
Hannover, Hameln, Nienburg, Verden, Gelle, Lüneburg, Stade, 
Ratzeburg und Northeim bald dauernd, bald für gennf,'ere Zeilnlume 
bestanden haben. 2) Die den Offizieren ausgezahlten Tafelgelder. 
Erstere betrugen in der oben angegebenen Zeit 1 349 738 Fr. 29 >), 
letztere 585 210 Fr. 23 2). Rechnet man beide Beträge zu den Ver- 
pflegungskosteii hinzu, so steigt die Totalsumme der für den Unter- 
halt der IVaiizüsisclien Truppen bis Ende November 18Ub verwandten 
Summen auf 14 1235 060 Fr. 15. 

Im Jahre 1809 haben die Vcrpflegungskosten einschliesslich der 
Tafelgelder betragen:^ 

Januar 1 076 359 Ft. 8S 

Februar 986 304 , 53 

Mftrz 743624 . 91 

zu übertragen. . . 2 806 SB9 Fr. 26 

1} Die HospiUlkosten haben sich nach einem Promemona von Meyer 
(21. DecMuber 1808) ftr die Zeil vom 1. Kovember 1806 bis 30. Nofvmber 1808 



bela uft-'n 

in Hannover auf 81 393 ^ 1 1 mffr 6 4 

, Hameln , 48 199 , 29 , 5 , 

• Nienburg U319 . — , — , 

, Verden (Seiiteniber 1807 bis Feimur 1806)... . v m . 29 , l . 

. Celle , 12 910 , 6 , 2 , 

, Lüneburg , 73986 , 18 , 8 , 

, Stade 43363 .31 » — , 



. Ratzeburg (November 1807 bis Februar 1808) , 8905 • S , 6 

, Northeim (Mai bis September 1807) , 1 6M »3,3 

3) Die Tafetgelder haben betragen: 



16^ November 


1806 bis 31. JuU 


Aii«ittt 1808. . . 


61 136 Fr. 15 


1807.. . 




. .. 78164Pr. 




September 


a • • • 


40164 , 90 


August 1807. 


... 17 740 






December 


w ... 


lOiRfiS . 00 


September 


• • 


... 25480 


■ 




Januar 1809... 


104 868 , 90 


Oktober 


• ■ 


... §6109 


• 




Fdunur 


• • • • 


104868 . 90 


November 


■ • 


... 23 188 


• 




Härz 


• • - - 


51600 . 95 


December 




... 12780 






April 


a • ♦ • 


53 556 , 70 


Januar 1808. 


... 33780 




74 


Mai 


a • • • 


24 Ul , 61 


Februar 


R 


... 30862 


■ 


43 


Juni 


» • • • 


17 295 , 77 


Hin 


a 


... ^488 


• 


58 


JnU 


a • • ■ 


307SO , 99 


April 


• • 


... 34500 




78 


August 


• ... 


27510 • 43 


Mai 




... 45847 




17 


September 


» • " • 


20840 , 26 


Juni 




. . . 51 763 


• 




Oktober 


» ... 


15 415 , 61 


JaU 




... 37 516 


a 











9) Pronemoria dee LandeiOkonomie'Bmts Heyer vom 14. Januar 1810i 
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Übertrag. . . 2 806 280 Fr. 26 



April 
Mai. 

Juni . 

Juli . 



234 530 , 93 

14^)7i>5 , 67 

6G m , 15 

85 117 „ 51 

319 6G4 , 6 

164»? . 86 

110511 . 80 

79069 . 47 

82 297 , 59 



August 



September 
Oktober . . 
November. 
December. 



Sa. 4097443 F^. 70. 



Dazu kommen die Aofwoidimgi»! für die Hospitfiler mit 
449130 Fr. 9^ >), so dass sich die gesamte Ausgabe für die Tnqtpen- 
TerpflegUDg im Jahre 1809 auf 4 546 574 Fr. 66 stellt. 

In den Monaten December 1808, Januar und Februar 1810, 
welche in den angeführten Rechnungen fehlen, hatte die General- 
Verpflegungs-Kommission an Ausgaben zu vci-zt ichnen: 

December 1808 148 668 ,f 22 mgr — ^ 

Januar 1810 46 958 , 30 . 7 , 

Februar 1810 60 369 „ 20 . 7 „ 



In dieser Summe sind die Kosten für Hospitfiler und Tafelgelder, 
welche von jener Kommission bestritten wurden, jedenfalls schon 
enthalten. 

Demnach hat die Verpflegung des französischen Mflitfirs in 

Hannovor inklusive der Hospitalkosten und Tafelgelder beansprucht: 

1) Vom Boginn der französischen Okkupation 

bis Ende NWmber 1808 14 235 660 Fr. 15 

2) im Jahre 1809 4 546 574 . 66 

3) in den Monaten December 1808, Januar 

und Februai- 181U 1511 986 , 7-2 



Aus diesen Aufstellungen lAsst siih bereits irkt uru n, zu 
welchen Zeiten sich die meislen französischen Truppen iu den 
Kurlanden aufgehalten haben. Eine ständige Besatzung hat das 
Land nicht gehabt, wohl aber zogen, wie schon die geographische 
Lage Hannovers mit sich brachte, unaufhörlich grossere oder 
kleinere Tnippenkoips von den verschiedensten Waffengattungen 
und Nationalitfiten durch dasselbe, welche in der Regel Wochen, ja 

i) l'romemoriu des LandesOkonomie-iiats Meyer vom 11. Januar 1810. 



Sa. 255 997 4 1 mgr 6 ^ 
oder 1 151 986 Fr. 72. 



Sa. 20 294 221 Fr. 53. 
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oft Monate hindurch im Lande verweilten. So lag fast best findig 
Einquartierung im Lande, eine grosse Bürde für die Unterthanen, 
welche an derselben vielfach schwerer zu tragen hallen, als an den 
Kriegssteuem und sonstigen xVbgaben. Am stäiksten war die 
Kinquaiiierung wohl im Spätsommer und Herbst 18ü7, als das 
französische Militär von seinem siegreichen Feldzuge im östlichen 
Preussen nach Frankreich zorOckkehrte. Damals lagen zeitweilig 
30000 Mann und darflber im Hannoveiscfaen: ein Teil der kaiser- 
lichen Garde (circa 12000 Mann mit 6000 Pferden) unter dem 
Kommando des Generals Watter, die dritte Dragonerdivision unter 
dem General Milhaud, eine hollflndische Division von 8 Regimentern 
und andere Truppen mehr. Zu einer kaum geringeren Höhe 
stieg die Anzahl der Trii|)pen im December 180S, wo ein grosser 
Teil der neugebildf'fcn Rlt' in u mee unter Davout in das Hannoversche 
einrückte. Doi.li w uiden die Kurlandc .selion nach wt nifren Monaten 
durch den Osteneicliisch - französischen Krieg wieder von den un- 
gebetenen Gästen befreit. Im Mai 1800 und in den folgenden Monaten 
befanden sich in Hannover fast gar keine fremden Tru])pun; nur 
die Verfolgung Schills und des Herzogs von Braunschweig - Öls zog 
holländische, danische und westfälische Heeresabteilongen herbeL 
Letztere verweilten jedoch nicht lange; auch blieb das Land im weiteren 
Verlaufe des Jahres von Durchmärschen und Einquartierung einiger- 
massen verschont. Wir werden die sdiweren Lasten, w» Iche die 
Anwesenheit dos fremden Militärs den Unterthanen brachte, Ein- 
quartierung, Ki-jpgerfuhren u. s. w. in anderem Zusammenhang näher 
zu erörtern haben. 

Mit der L'Mtun;.'- der Tiu|)]»eiivt rptlefnmg war auf hannoverselier 
Seite die (.leneial- V'erptlefj'iuigskuninii.-sion, an deren Spitze der 
Landesökonomie-Uat Meyer stand, betraut. Die Lieferung der Lebens- 
mittel an die Soldaten erfolgte unter der Aufsicht jener Kommission 
durch eine Anzahl von Lieferant^, deren jeder einen bestimmten 
Distrikt zugewiesen erhielt FQr gewöhnlich wurden mit den 
Lieferanten halbjährliche Vertrftge abgeschlossen. Im September 1808 
ward die HerbeisdiatTung sämtlicher Verpflcgungsartikel an eine 
Lieferungskompagnie, in welcher ein Banquier David Jaques und 

'I Lii-i«'r;ittten waren 1) für Cftlcnbci^-, (intüngeQ, Qrubenlia^en und die 
iQncburi^ischen Aniler Ilten, Burgwedel, Bur^fdorf und Bissendorf die* Handlungrs- 
gesellschail Jaquw äc Comp, zu Hannover, für Celk* und Uin^^nd Berring & 
Oans ta Celle, fllr den Rest der Provins Lüneburg Hyam Marks ru Lflneburg, 
for Verden, Rethem und Umgegend Holst Är Comp, zu Vörden, ftlr Hoya, Diephols 
Rilscher A: Uhrlaub zu Nienburg, für das Herzogtum Bremen St;lli^'^(•lll'n Teils 
Severin zu Stade, für den Bremerlebeschen Teil, inkl. Hadeln Schwabe, ftir 
Laueuburg ein Kaufmann Scbroeder zu Ralzeburg. 



uiym^ed by GoOglc 



279 



ein ilauptinann Cropp die iiauptroUc spielten, ver(lun{>:en. Doch 
Diusste die Gescllschuft die Bedingung eingelien, die bisherigen 
DislnktdiefeFaiitoi als UnteilidiBraiiten anzimdiiiiaL 

Die den Lieferanten bewilligten Preise waren ziemlich hoch: 
sie schwankten fOr die Mundration zwischen 6 und 7 mgr und (Ar 
die Fourageration zwischen 9 und 13 mgr. Fflr die damalige Zeit 
muss das recht viel gewesen sein. Wenigstens haben die französi- 
sdien Befehlshaber, welche sonst mit der Verpfl^ung durchweg 
sehr zufrieden waren 2), mehrfach an dei- Höhe jener Preise Anstoss 
genommen. Auch in der Gouvernementskoininission knm es wieder- 
holt zur Sprache, dass ,eiii ?e}ii ^riosser Missbrauch und Bereicherung 
der Lieferanten zum Schaden dcf; Landes herrsche". — Freilich 
wuiden die Lieferanten nur sein uiiregehiiassig bezahlt. So ward 
iluien beispielsweise am 1. Oktober 1807 (nach ihrer Angabe) eine 
Summe Ton mehr als eine Million Francs geschuldet. Am 31« Oktober 
waren ikber 384000 4, am 7. März 1808 sogar 500000 4 rOck- 
stfindig. Solche Unpünktlichkeit in der Zahlung brachte namentlich 
manche Unterlieferanten in grosse Verl^enheit. Die Gouvernements- 
kommission wurde deshalb immer wieder von den Lieferanten mit 
Klagen und Vorstellungen überlaufen. Auch hat die hannoversche 
Behörde sieh ihrotwpfren mehrfaeli an den französischen Intendanten 
prewantlL und uui die Aiitorisalion nachgesucht, den Verpflichtungen 
gegen dieselben wenigstens durch Abschlagszahlungen teilweise gerecht 
werden zu dürfen 3). 

Weniger kostapielig als die Truppenveipilejj'iuig waren andere 
Ausgaben, welche von den Kurlanden behufs der französischen 
Armee geleistet werden mussten. Manche von ihnen sind bereits 
gelegentlich erwähnt, so die Verproviantierung der Festung Hameln 
und die Errichtung einer SchifTsbrOcke über die Elbe bei Artlenburg. 
Jene ging in dem ersten Semester des Jahres 1807 vor sich und 
wurde von den französischen Behörden mit -Ti össfeni Eifer betrieben. 
BcUeville gestattete zu dem Ende selbst die Verwendung ordentlicher 
Staatseinkünfte. Die eigentliche Verproviantierung hat dem Lande 



1) übrigens waren die Lieferanten verbunden, die aus den NaturalUefemngen 
aufkommenden Vorrütf» ?.u einem hestimnüpn Prpise zti ühf^rnehmt^n. 

S) öo schrieb Belleville am ti. Juli IbOU an Villeinanzy: »Dans les momenbi 
les pluB difBeOea» dam les BtAtam les plus ingralea, et qtiand 35 Jt 900Q0 honunei, 
Vi ii t'iOOO chevaux se sont trovv^ en Hanovre et pendant longtemps ancan 
niüitaire n'a nianqnA de ce qui a pu lui ^trf neoes«ntre et afrrpable. 

3) YgL S. äiO. — Zum Teil sind die Furderungeu der Lieferanten erst nach 
der Freotdhemcbaft berichtigt worden. V^L Aktenstncke der proTieoiiieiMii oder 
ersten allgemeinen Siandeversaniniiung des Kftnigreid» HannoTer IV, 70^ 101. 
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5^638 Fr. 70 gekostet. Dazu kamen aber noch verschiedene 
Aufnrendungen für die Garnison von Hameln: für Bekleidung 
(S49 341 F^. 94), för Artillerie und Geniewesen (75 738 Fr. 49), für 
die Ausrästmig von Pferden (22 096 Fr.) u. s. w. >). Man kann die 
Kosten der auf >o(1is Monate berechneten Verproriantierung gut 
und gern auf eine Million Francs veranschlagen. 

Auch die Enichtunfi der Artlenburger ScliifTsbrficke p-eht auf 
die erste Zeit der Ükkupafion zurück. Den Befehl zu derselben 
erteilte der Mar!?chall Mortier-). Baumeister war ein hannoverscher 
Leutnant Namens Müller aus Lüneburg. Die Brücke lag auf 5fi Fahr- 
zeugen, welche aus den Städten Lüneburg, Winsen und liaiijurg 
requiriert worden waren, und hatte eine Länge von 1370 Fuss. 
Am 17. Januar 1807 wegea des Eisgangs auf der Elbe abgebrochen, 
ward sie im April von neuem geschlagen und so noch mehrfach 
im Laufe der Jahre 1807—1810. Die den Landeskassen aus ihrer 
Errichtung und Unterhaltung erwachsenen Kosten haben etwa 
75000 Fr. betragen. 

Hierher gehört ferner die Lieferung von Lebensmitteln an das 
in Pommern stehende Observationskorps des M.irselialls Brune im 
Sommer 1807 (318 247 Fr. 87), der Ankauf von 1^00 Centnern 
Pollasclie (132 537 Fr. 60) 3), die Stellung von nielireren tausend 
Pferden, die Vornahme von Küstenbofostigimpren au den Mündotigen 
der Weser und Elbe und die j^Deniülition der Festungswerke zu 
Nienburg und Hamehi. 

Was die Pferdeliefemngen angeht« so mussten im Jahre 1807 
auf Grund zweier kaiserlichen Dekrete vom 12. December 1806 und 
▼om 19. Hai 1807 1500 Pferde gestellt weiden. Im folgenden 
Jahre \vurden deren* sogar 2260 verlangt. Dagegen sdielnen im 
Jahre 1809 keine neuen Lieferunjzen erfolgt zu sein. Die Ausgabe 
für diesen Gegenstand erhöhte sich dadurch, dass die Pferde auf 
hanno versehe Kosten nach entfernt liegenden Örtem, meist nach 
Potsdam und Maj.'(leburg, transportiert werdon mussten. Die Gesamt- 
ausgabe füi- Hemonlierung wird von den hannoverschen Behörden 
auf 1 417 704 Fr. angegeben. 

Die Niederlegung der Nienburger Festungswerke war durch 
eine Ordre Napoleons d. d. Posen, 2. December 1806 befohlen 
worden. Der französische Kaiser wollte, dass dieselbe bis zum Ende 



i) Gouvcniemeutäkoramission aa Viliemanzy, 1. Juni 1809. 
3) Vgl. S. 900. 

3) VgL S. 272, Aiuo. und das AuBsehrdlMii der ExekutiTkommissioii vom 
97. Januar 1807. HannOvencbe Anzeigen J. 1807, SL 9. 
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des Jahres 1806 vollendet sein sollte^). So schnell ping da- nun 
freilich nicht, die Ausführung zog sich vielmehr bis Ende April 1807 
hin. Auf französischer Seile leitete der General Schramm, auf 
hannoTerscber der bgemeur Hauptmann Kahle und der Amtsschreiber 
Wehner zu Nienburg die Arbeiten. Da es an Arbeitskrftften fehlte, 
war man genötigt, in den umliegenden Ämtern Hand- und Spann- 
dienste auszuschreiben^). Die von einer jeden Ortschaft in be- 
stimmter Anzahl zu stellenden Arbeiter erhielten täglich l*/2 Pfd. 
Brot nebst 3 mgr^ mussten aber im übrigen sich selbst beköstigen. 
In dor ersten Zeil wurden im ipanzen 1500 Mann nrun-stellt; sp.lfer 
^vard ihre Anzahl aut *JO0 und am I i. Marz 1807 aui' 200 verringert^). 
Zu Anfang Mai ^vurden anch die letzten Arbeiter entlassen *). Dasä 
man bei der Schleifung gründlieh vorgegangen sei, lässt sich nicht sagen. 
Im Januar 1808 muäsle JS'apüleün den Befehl schicken, die in Nien- 
burg nodi yorhandenen, bislang nicht völlig demolierten Festungs- 
werke von Grund aus zu schleifen^). Zu sokhein Zwecke stellten 
die benadibarten Ortschaften von neuem an die 200 Arbeiter. — 
Insgesamt hat die Demoliti<m von Nioüburg den Landedcassm ein^ 
Kostenaufwand von 144697 Fr. verursacht®). 

Weit umfangreicher waren die Arbeiten zu Hameln. Die Ab- 
tragung der dortigen Festungswerke gründete sich auf ein kaiser- 
liches Dekret vom Ii Januar 1808. An den Kriegsministor Clarke 
schrieb Napoleon am gleichen Tage, man solle hei dem Zerstörungs- 
werko darf F^ilver nii ht sjiaren. Es sei sein Wille, dass keinerlei 
Trümmer bleiben solUfn, die zum Wietlrrauf hau der Befestigungen 
benutzt werden könnten. Auch die Kasernen imd bombensicheren 
Gewölbe habe man zu sprengen, wie denn überhaupt nichts in Hameln 
(und Nienburg) zurückzulassen sei, woraus jemand militärische 
Vorteile zu ziehen vermöchte^. 

Demgemftss ward die Deroolition sofort m Angriff genommen 
und in wenig mehr als einem halben Jahre beendet. An Hand- 
diensten wurden zu solchem Zwecke requiriert für die Zeit 



•) Berthier an General Schramm: .L'intention expresse de S. M. est que ceUe 
rUrnolition <o\\ cx< ( ut< <> sur-le-champ et que les travaux de demoliUoa de celte 
place äoient termines au 1. Janv. 1807. 

*) EvekaliTkomiitission an AmtMchreiber Webner, 13. December 1808. 

3) Beiiclil Wehners vom 15. Marz 1807. 

KxtikuÜ\ kommission an Lainlesdppiitalinni'-Kolippium, 11. Mai 1807. 

^) GouvernemenUkommüsioa an Amtmann OUDers zu Kienbur|{, 26. Januar 1808. 

') VkI. auch Gade« Geschichte der SUdt Kicnbucg an der Weier S. 134. 

^ Correspondance de Napoleon XVI, 253. 
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Arbeiter 


Auiselier 


vom 


24. Januar 




1483 


30 




31. Januar 


* 


6. Februar.... 


. 1500 


52 


• 


7. Februar 


■ 


j n io_1 


8000 


99 


* 


14. Februar 


■ 




4000 


124 


• 


6. Märt 




12. März 


4998 


152 




13. Mürz 


* 


19. März 


6000 


183 


w 


20. März 




26. März 


7040 


211 


* 


27. März 


II 




8000 


235 




3. April 






7988 


209 


n 


15. Juni 


■ 


:iO. Juli 


7955 


208 



Alles in allem sind während des Zeiliauiiis vom 24. Jaiiuur bis 
zum 30. Juli, also in 189 Tagen, der Tag als Einheit gerechnet, 
33 772 Au&eher und 1 215 109 Ärl^iter beschäftigt gewesen, ausser- 
dem noch 4705 Oberaufiseher. In gleicher Weise wurden an Spann- 
diensten 26052 Pferde und 6339 Wagen gestellt. 

Natürlich war es nicht angängig, eine solche schwere Last allein 
der Umgegend von Hameln aufzubürden. Die Requisition von Ar- 
beitern wurde im Gegenteil von der Gouvemementskommission, die 
auch hier dm Amtsschreiber Wohnor mif dnr Leitung des Zrrstönmgs- 
werkes beauftrn'rtp, nach und nacii auf die sämtlichen hannoverschen 
Provinzen aus^'e<irliii( P.ei der Reparlitiori auf die einzelnen Be- 
zirke ward di(? Häuserzahl der Ämter, Gerichte und Städte zu 
Grunde gelegt. 

Die entfernteren Amter entledigten sich ihrer Pflicht meist in 
der Weise, dass sie die ihnen auferlegte Hannschaft nicht in natura 
stellten, sondern die erforderlichen Arbeiter resp. Aufseher mieteten. 
In der ersten Zeit blieb es den Ämtern selbst überlassen, die nötigen 

Akkordarbeiter zu dingen. Da dies aber zu vielen Unzuträglichkeiten 
führte, ward einigen zuverlässigen Bürgern der Stadt Hameln der 

Auftrn«? frojrobcn die Tagelöhner herbeizuschafTen. — Bei der grossen 

NachtVai^'e nach ArbcifskrAffcn steigerte sich der Tap-clohn rocht 
crlicblich, so dass die AiiUer, Gerichte und Städte oft das für die 
Lülmuüg erforderliche Geld nicht aufzubringen wussten und von der 

1) So hatte die Altstadt Hannover vom 10. Februar bis zum 2. April tft^licli 
5 Auf'^elier und TM Arbeiter, vom 3. April bis zum 14. Juni II Aufseh«'r tind 
93 Arbeiter, vom 15. Juni bis zum 3U. Juli einea Aufseher und 63 Arbeiter zu 
ftdlea Die Stadt Celle stdite vom S. Fdiniar Us sim 3. April tAglieh 5 Aufeeher 
und 1G7 Arbeiter, in der folgtti&fi Zeit nur 2 Anbeber und ?:! Arbeiter. Die 
bOrlistlula-teten Ainter waren Lnuencteln mit insfresamt 79S Aufsrlieni und 
2929t} Arbeitern, Stolzenau (84ä : 29 t^k»), Hadeln (714 :30 3.39;, Hoya t791:3u924) 
und Cnknbetg (1218:51731). In betreff Haddn» vgl* «lucb Cbronik dee Landes 
Baddn 8. 599. 
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Gouvemementskommission wiederholt zur Zahlung ermahnt und mit 
exekiitorisphon Massrei?( In bedroht werden mussten '). 

Für die Verptlepun^' de r Arbeiter wurde von dor Gouvemements- 
kommission durch die Errichtung von Baracken, die Anlage eines 
besonderen Hospitals, die Kinführung Runifordscher Suppenanstalten 
u. s. w. nacli Möglichkeit Sorge getragen. Im grossen und ganzen 
waren die Arbeiter mit der Verpflegung und Behandlung zufrieden; 
doch wird {Iber sehr grosse Hortalitflt unter ihnen geklagt, eine 
Folge der ungOnstigen, feuchten Witterang, die mancherlei Krank- 
heiten herbeinUirte. Die Arbeit begann um 6 Uhr Moigens und 
hörte 51/2 Uhr Abends auf. Kein einziger Tag wurde mit der 
Thätigkeit ausgesetzt, nicht einmal die Osterfeiertage. Die Kosten 
der Demolition von Hameln werden auf 1 889 352 Fr. 12 ange- 
geben. Davon entfielen auf die Landeskassen 381 497 Fr. 50 — 
für die den Arbeitern verabreichten Brot- und Branntweinportionen 
281 793 Fr. 75, für Anschaffnnpr der erforderlichen Utensilien und 
Gerätscliaflen und Cur Diiektionskoslen 86 130 Fr. 75 und endlich 
für Tran.spoit von Artillerie und Munition 13 573 Fr. — , auf die 
einzelnen Distrikte und Ämter aber 1 507 854 Fr. 62. 

Von geheimen Au^F^ben zur Bestechung der franzöäsch^ Be- 
fehlshaber konnte w&hrend der zweiten französischen Okkupation 
nur in beschränktem Masse die Rede sein, schon weil den 
hannoversdien Behörden die freie Disposition über die öffentlichen 
Fonds entzc^en war. Dass Belleville die ihm angebotenen Geschenke 
auf das uneigennützigste ausschlug, haben wir schon erwähnt. Später, 
im September 1807, machte das Landcsdeputations-Kolleg:inm einen 
erfol^dosen Vei-snch, den Generalintendanten Daru durcli ein Ge- 
belienk von 50ÜÜO Fr. zu gewinnen 2). Der Deputation, welche eben 
damals nach Paris an den Kaiser Napoleon abging, ward ein 
Kreditbrief von 200 000 Fr. mitgegeben 3), ohne Zweifel, um damit 

I) Auäscbreibcn der Gouvernement^fkommission vom 1:20. April, 29. Juni, 23. Juli 
und 30. Juli. 

3) Die Anregung zu solchem Versuche war von Belleville ausgegangen. 
Dieser hatte schon um die MiUe August zu dem Landrate von Meiling geäussert, 
man möge einen Deputierten au den Generalintendanten absenden und de» letzteren 
anr die eine oder andere Weise ftlr das Land zu gewinnen suchen. HannoTencber« 
seits hatte man darauf (31. August) liei BdlevUle angefragt, ob er 50 (XK) Fr. für 
hinreichend halte. Der Intendant antwortote. eine solche Summe scluine ihm 
ganz anständig. Natürlich mQsse der an Daru abzuordnende Deputierte mit Deli- 
katesse zu Werke gehen, und wenn er merke, dass die Sache nicht Beifell finde, 
bei Zeiten abbreehoi. — Da der mit der Mission betraute Kommetsrat Hdse die 
mitgegebenen 10 000 wieder nach Hannover zurück trtbracht hat, so muss der 
Versuch fefilgescIilRgon sein (Protokolle des Geheimen Ausschusses.) 

3) iVotukoU des Geiieimen Ausschusses vom 17. August 18U7. 
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gewisse liochstvhendc und einflussreiche Person iichkciten dem 
Lande geneigt zu machen. Den iu Hannover gamisonierenden 
Generalen etc. wurden nicht selten Wagen und Pf«rde zum 
Ptftsent angeboten. Doch erreichten solche Geschenke Ifingst nicht 
den Umfang, den sie im LAufe der ersten Okkupation gehabt hatten. 
Auch scheinen die hannoverschen Behörden in den Jahren 1806—1810 
von Zumutungen und Fordei-ungen, wie sie früher von den Generalen 
Mortier, Dulauloy« Berthier, Bernadotte und anderen so h&ufig ge- 
macht worden waren, verschont geblieben zu sein. Nur ein Fall 
dieser Art ereiomete sich gleich zu Beginn der Besetzung. Er ist 
zu charakteri^tisi h, sowohl für den französischerseits dabei boteilipten 
General und späteren Polizeiininistor Savary, als auch für dio Hand- 
lungsweise der hannovei*schen Bebrirdon, als dass er hier nicht erzählt 
werden sollte. Als die Franzosen nämlich die Festung Nienburg 
besetzt hatten und von der Hojaschen Landschaft die Berichtigung 
des den preussbcben Offizieren bei der Kapitulation ausbedungenen 
Reisegeldes') forderten, verweigerte der uns als Hitglied des Landes- 
deputations- Kollegiums bekannte Assessor und äbfrat von Pape 
namens des Provinzialdeputations- Kollegiums die Auszahlung, unter 
dem Vorgeben, dass in der Landrenterei keine 500 4 vorrätig seien. 
Dies war nun freilich nicht wahr, vielmehr befanden sich hi der 
Kasse an die 15 000 »f. Da eine Revision zu befürchten stand, 
entsandte Pape den Laiidsyndiku? \üii Reiche und den Landrent- 
meister Schnieidel nach Hoya, woliin die Kasse bei der Annäherung 
der Feinde transpuilieil worden war, mit dem Auftrage, alles Geld 
über 500 4* bei Seite zu schaiTen und in das Manual unter einem 
fingierten Dalum als abgeliefert einzutragen. Die beiden landschaft- 
lichen Beamten wurden aber von dem General Savary auf frischer 
That ertappt. Der Umstand, dass die Tinte, mit der man jenen 
Pesten von 1 1 500 in Ausgabe gebracht hatte, noch feucht war, 
verrit t alles. Pape und Reiche wurden alsbald arretiert und mit 
nach Bremen geschleppt. 

Das Landes-Deputationskollegium setzte alle Hebel in Bewepimg, 
um die Freilassung seines Mitgliedes zu erwirken. Die liannovor- 
schen Abgesandten, welche kurz vorher in das kaiserliche Haupl- 
quarlier nach Berlin abgegangen waren, wurden eilends von dem 
Vorgänge benachrichtigt und angewiesen, bei Napoleon lieklanialionen 
zu o'hebra. Den Deputierten sei bekannt, sclwieb das Kollegium, 
«dass dem Herrn von Pape seines offenen und biederen Charakters 
unbeschadet die Gabe des leichten Vortrages fehle und hierdurch 
kö nne e s veranlasst sein, dass er in seinen mündlichen Verhand- 

)} Vgl. Gade»- Gesehiebt« der Sttdt Nienburg an der Weser S. 133. 
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lungen mit dein General Savary zu jener widrigen Vermutung^ Anlass 
gegeben habe" (!). — Gleichzeitig entsandte das Landesdepulalions- 
Küllegium den Landrat von Münchhausen und den Landesökonomie-Rat 
Meyer nach Bremen, um mit Savary zu unterhandeln. Der fran- 
zösische General führ die beiden Abgesandten mit barschen Worten 
an. Gegen die l>eiden Gefangenen drohte er kriegsgerichtlich tof- 
gehen zu wollen'). Er beschwerte sich dann darOher, dass die 
Magazine zu Nienburg nnd Hameln durch die Bevölkerung unter 
den grössten Excessen geplürulert woi tlen seien (?). Das Land habe 
dafür Ersatz zu leisten und die Thäter auszuliefern, von denen 
einipro füsiliert werden müssten. Weiler drohte Savary, er werde 
alle Fuitikularkassen genau naclisohen lassen und dem Kaiser von 
den vorgefallenen Missbräuchen Aiizei^'e erstatten. Auch werde er 
anzeigen, welche Bestechungen und Präsente vorhin im Lande vor- 
gekommen seien, damit nicht nur die, welche unerlaubter Weise 
etwas genommen, sondern auch die, weldie die Öffentlichen Fonds 
auf solche Art verschleudert hätten, zur Rechenschaft gezogen 
würden. Die tugendhafte EntrOstung, mit welcher der General 
sich Ober die Bestechungen Äusserte, war aber eitel Heuchelei. 
Der .Secr^taire intime' Savary s musste den Abgesandten insinuieren, 
wenn man sofort 100 OCX) (!) zahlen wolle, so sollten Pape und 
Reiche sofort in Freiheit gesetzt und von jeglicher Unti rsuchung 
wegen der Partikularknssen Abstand prenommen werden. Auch >ei 
Savary in diesem Kalie erbdlig, die Kurlande von der Erstattung 
der Majjazinvorrfite zu entbinden, die Einquartierung so viel als 
njOgUch zu mildern und auf den Märschen die grösste Ordnung zu 
beobachten. Die geforderte Summe war den beiden Abgesandten 
aber zu Tie!, Sie boten ihrerseits 10000 und ein englisches 
Pferd für den General. Hiermit war wieder der Sekretftr nicht 
zufrieden. Doch ging er allmflhlich in seüien Anq)rüdi«i herab, 
und erklärte schliesslich mit dem Angebot zufrieden sein zu wollen, 
\v(>nn noch 2500 mf> für den Adjutanten Savarys zugelegt und dem 
General ein Ordensstern mit Brillante »wegen der schnellen Be- 
endigimg der Belap-ertin;? von Nienburj? und Hameln* verehrt werde. 
Demgemfiss erhielt Savary laiöOÜ.f in bar, zwei englische Reitpferde 
und einen Ordeiissti^rn im Werte von 4000 ^^). 

1) Ddss die Franzosen sich keineswegs scheuten, solche Drobuogeu auszu- 
flQhren. beweist die Enchiennog des K&nunerec8 Scbnlt und dn RftaftnuutB 
Kenten ta Kyritx in der Prignitx im April 1807. Ihnea wurde eben&lls Unter» 
c(hiapiinfr von Gddem schnld gegeben. VgL v. Banewiti, Die Kunnark 

Brandenburg I, 207 ff. 

3) Pronicmoria des Landrats von Münchhausen und des LandesOkonomie-Hals 
vom 4. Oeeerober. 
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Wie hoch sich die Gesamtsumme beläafl, welche das Landes- 
deputations > Kollegium und die Gouvemementskommission zu 
Prftsenten etc. Torwondt haben, Ifisst sich nicht einmal anidUiemd 
angeben. Nur so viel dürfte sidier sein, dass sie den. Betrag von 
200 000—300 000 Francs nicht überschritten bat Die Gesamtsumme 
der während der zweiten Okkupation aus den öffeniliehen Kassen 
behufs der französischen Forderungen verwandten Gelder (W— 60 
Millionen Francs) wird dadurch nicht merklich verftndert. 



Kapitel IV. 

Die OkkapaÜon des Fürstentnms Osnabrück. 

Oktober IJiOG bis September 1807. 

Eine besondere Darstellung erfordert die Geschichte der Provinz 
Osnabrück vorn Beginne der zweiten französischen Okkupation bis 
zu der Vereinigung mit dem Königreiche Westfalen. Wie bereits 
frülier erwähnt ist war der Bofohlsliabcr doj- holländischen 
Avantgarde, General Graiidjean, am 26. Oklober IbUti in die Haupt- 
stadt des Fürstentunis eingezogen. Ein Sclireiben des hoUändisdien 
Generals von demselben Tage an die Uegieiung erklärte die Besitz- 
nahme im Namen des Königs von Holland und bestätigte die ge- 
namite Behörde unter der Bezeichnung „Regierung des Landes 
Osnabrück* in ihren Funktionen. Mündlich versprach Gran^jean, 
das Fürstentum solle müglichst geschont werden, da es durch 
die vorhergehend fFanzösische und preussische (?) Okkupation sehr 
gelitten habe. Wenige Tage später (31. Oktober) erhielt der Chef 
der osnabrückschen Regierung, Geheimer Rat von dem Bussche, aus 
Münster die Nachricht, dass das ehcnialigro Hochstiff ^) dem zum 
,Generalgouvemeur von Westfalen** ernannten holländischen General 
Dändels untergeben sei und mit dem Münsterschen unter eine 
Administralion kummen solle 3). Am 3. November ging dann eine 
Bekanntmachung des letztgenannten Generals ein, des Inhalts: die 

») Vgl. S. 188. 

2) Seit der Besitzer^'reifun? von Osnabrtlck durch Cn^org III. (vgl. das Patent 
vom 4. November 18ü2. bpangenberg, SammluQg der Verordnungea und Aus- 
fldui^ben IV, 1, 367), war die Baadmung »Hoehstift* nicht tnehr fiblich. 

3) E. A, von Ktttteler an denG«h. Rat von dem BusBcb«^ Mfluter 31. Oktobar 1806. 
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öfFenlliclien Einkünfte seien für den KOni^r von Holland in Ver- 
wahrunjr zu nehmen. Ohne besondere Erlaubnis dürfe man von 
denselben nichts verausgaben. Wüclientlich solle demGenerulkontroleur 
van Rymsdyck zu Münster ein genauer Etat von den verfügbaren 
r&ckstflndigen Hevenuen eingereicbt werden. Femer seien Anschläge 
<UI)er die Domfinen und deren Verwaltung, die Steuern und die 
LandcsBusgaben dnzusenden, desgleichen statistische Nachrichten 
über die BeTdlkerung und den Viehstand, die Produktion und 
Konsumtion im Fürstentume u. s. w. Um die gleiche Zeit setzte der 
neue Generalgouvemeur ein aus siebzehn Personen bestehendes 
Administrations- Kollegium ziuiächsl für die Provinz Münster ein. 
Innerhalb desselben wurde ein e?itrerer Gonseil au3 dem Kamnier- 
präsidenten von Vincke, dem Ren^ierungspräsidenten von Sobbe, dem 
Minister von Fürstenber^ und dem Geheimen Hat von DrulTel ge- 
bildet. Die Regierung zu Osnabrück ward unter dem 3. November 
angewitöcn, sofort den Kanzleirat von Bar nach Münster abzuordnen, 
damit er dort die Funktion eines Generalsekretärs 'des Gouvernements 
fOr die osnabräckschen Angelegenheiten ausfiben möge. Damit war 
die Trennung des Fürstentums von dem übrigen Hannover aus* 
gesprochen. 

Der Umstand, dass die Okkupation Osnabrücks durch holländi- 
sches Militär erfolgte, liess dort die Vermutung nufkommen, als sei 
das Fürstentum bestimmt an den König: "von Holland zu fallen. In 
der Tliat dürfte König Louis sich Hoffiiung auf den Besitz von 
Osnabrück und Mönstor f?emacht haben. Der französische Kaiser 
aber, welcher damals mit seinem t»ru<lf r nicht zufiieden war, hatte 
andere Pläne Am 5. iSovember 18ÜG nm»»te Dändels der Ue- 
gierung zu Osnabrück mitteilen, dass das „erste GeneralgouTemement 
der eroberten Länder', bestehend aus den Provinzen Münster, Hark, 
Tecklenburg, Lingen und Osnabrück, dem franzftsischett Divisions- 
general Loison als Generalgouven^ur übertragen sei. Sdion am 
folgenden Tage verliess der hoUflndische Befehlshaber die Stadt 
Münster, um sich zu seinem KOnige nach Paderborn zu begeben. 

In Osnabrück srhloss man hieraus ganz richtig, dass Louis 
Napoleon nicht der künftige Herrscher des Fürstentums sein werde. 
Man riet jetzt aut den Grossherzog von Berg. Am 11. Novend)er 
schrieb der Landdrost von Böselager aus Münster an den Geheimen 
Rat von dem Bussche: .Ueber das künftige Schicksal der hiesigen 
Länder lässt sich noch nichts Bestimmtes angeben. Indessen glaubt 
man allgemein, dass solche dem Grossherzog von B^g zu teil 

ij V^{l. das Sclueiben Napoleons an seinen bruder vom 3. December 1806. 
Comsponduiee de N apolten l** XIV. 3a. 
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^voI•den. Gestern sind dessen Truppen hier eingerückt. Von der 
Ankunft eines Gouverneurs ist l)is hierhin noch keine Rede." Auch 
diese Annatinie sollte sich als irrifr erweisen, wenigstens so weit sie 
sich am Osnabrück bezog. Vorluuiig blieb das Schicksal des Landes 
ungewiss. Am 14. November traf der neue Gouv^m^ir in Münster, 
der Hauptstadt des «Premier Gouvernement*, ein. Loison verblid) 
hier bis gegen Ende Februar 1807, wo er durch den General Ganuel 
ersetzt wurde. Als Intendant ward dem Gouverneur der Inspecteur 
des revues Fririon beig^cben, ein Mann, der zwar nicht so mild 
und VI rfr I risvoll war als Belleville, sich aber doch gerade um 
das Osnabrücksche manches Verdienst erwerben sollte. 

T^nniittelbar nach seiner Ankunft in Münster erliess Loison 
eine hochtönende FVnklrMuation an die , Einwohner Westfalens". 
Es hiess durin, Napoleon habe ilini auf^'i t raffen, in seinem Namen 
von Münster, Osnabrück, Mark und Terkleidnu}^ Besitz zu ergreifen, 
und leierlich m erklären, dass diese Provinzen nie wieder unter die 
preussische Herrschaft geraten sollten. Ihm (Loison) werde es zu 
lebhaftm Vergnügen gereichen, die Einwohner Westfalens mit dea 
väterlichen Gesinnungen des grossen Monarchen bekannt zu machen, 
die allein auf ihr höchstes Glück abzielten. Durch sorgfiütige Voll- 
ziehung der erhabenen Beschlüsse des Kaisers, hoffe er den Wohl- 
stand joner Länder auf immer zu begründen. Der zweite Teil der 
Bekanntmachung, in welcliem der Generalgonverneur den Unter- 
thanen die ersten Befehle Napoleons kund that, war freilich mit 
solchen pomphaften Vei spnehung'en nicht rerht in Linklang zu 
briiifjen. Die preussischen Adler sollten abgenonmicn. auf die 
landesherrlichen Schlösser, die Magazine und öfienÜichen Einkünfte 
Beschlag gelegt und die letzteren hinfort für kaiserhche Rechnujig 
verwaltet werden. Die Zeci^faSuser und sftmtlidie Kriegswaffen 
waren dem Kommandierenden der französischen Artillerie zu fiber- 
geben. Kemem Einwohner sollte es verstattet sein, ohne Erlaubnis 
von Seiten des Generalgouvernements ein Gewehr zu tragen. In 
allen Städten und Flecken hatten die Magistrate aus der ihnen 
untergebenen Bürgerschatl eine gewisse Anzahl Mäimer auszuwälilen, 
an deren „gutem Willen, wohlbegründetcm Eigentum und untadelhaflem 
Betrapren^ nichts auszusetzen war. Aus ihnett musste überall eine 
Wache gebildet werden, der die Erhaltnnj^ der öflFentlichen Ruhe 
oblag. — Den Gerichtshölen (endlich wnrdc aufgetragen, die Justiz- 
pflege nach alter Weise, jedoch iin Namen Napoleons auszuüben. 

Das von Dündels eingesetzte Administrations- Kollegium der 
Provinz Münster ward von Loison beibehalten. Nur ordnete der 
letztere an, es solle durch je zwei Mitglieder der Provinzialkammem 



Digltized by Google 



289 



von Osnabrück und Mark verstärkt werden und künftig den Namen: 
•Administratives KoDegnim des ersten Gouvernements der eroberten 
Lftnder* fahren. Doch war der französische General es audi zu- 
frieden, dass das ehemalige Hochstift bloss einen Deputierten, den 

schon erwähnten Kanzleirat von Bar, nach Hünst^ oitsandte. 

Neben dem Administrations - Kollegium trat in den ersten De-* 
cembertagen ein Kontributionskomilee aus Abgeordneten der Pro- 
vinzen Münster, Mark und Osnabrück zusammen. Es bf^sfand aus 
dem Kanzleirat von Bar für Osnabrück, dem Domdechaiitcn von 
S|iief,'el und einem Herrn von Ketteier für Münster, dem Stäiule- 
dinktor von Bodelschwing sowie den Kriegs- und Domänenräten 
von Erdmannsdorf und Stemmer für die Mark und aus einem Hei i n 
von Grütter fSir Tecklenburg und Luigen. In dner Sitzung dieses 
Komitees vom 24. Deoember ward beschlossen, dass die Auslagen 
iür Truppenverpflegungi Hospitäler etc. seit dem Beginn der Okku- 
pation von dem zum Gouvernement gehörigen Gebietsteilen gemein- 
schaftlich getragen werden sollten. Zu dem Ende wurde in Münster 
um die Mitte des Februar eine gemeinsame Ka^se errichtet, die 
einem KammeiTendanten Namens Leuthan«? imtergeben ward. Bis 
Ende Mai 1807 sind an? rlrM -' lbon ctNvu G5 000 »f verwandt worden. 
Die Hauptauspnbe (ca. 50 000 4 ) wurde durch eine dem Gouvernement • 
auferlegte Tiicferung von 530 Pferden verursacht. Neue Auslagen führte 
die im Mai 1S07 erhobene Forderung herbei, das Gouvernement 
solle 1200 Mann neu angeworbener französischer Truppen vollständig 
kleiden und ausrüsten. Die Ausgabe für diesen Posten ward auf 
180 000 Fr. veranschlagt 

Wenn die Kosten der Truppenveipflegung in dem »Premier 
Gouvernement* Terhftltnism&ssig weit geringer waren, als in dem 
benachbarten Ifonnover, so ist die< darauf zurOckzuführen, dass die 
zu dem Gouvernement gehörigen Provinzen von den holländischen 
Truppen bald wieder geräumt wurden, und dass hernach längere Zeit 
liindurch dort weiter kein Militär lag als die Garde des Generals Loison: 
ein Bataillon des Linienregiments und eine Kompagnie des 
5. Cliasseurrep^inients. Einer von dem General Dändels am 3. No- 
vember 1800 an die osnabrücksche Regierung erlassenen Requisition 
von 200 Gentner Weizenmehl, 500 Gentner Hexenmehl, 2000 Gentner 
Heu und SOOO Gentner Stroh ward man durdi dessen Abgang ent- 
ledigt. Erst im Februar 1807 sind aus dem Fürstentume grössere 
Mengen von Naturalien an das französische Hauptmagazin zu Münster 
abgegangen. 

Bedeutender als die Aufwendunfien für die TrupiM nv. rpflegung 
waren die ausserordentlichen Kriegskontributionen, welche das erste 

T b i m n « , Okkupitlon Uaimovcrtb 19 
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Gouvemement zu zahlen hatte. Bereits im Oktober 1806 hatte 
Napoleon dem Bistum Münster und der Grafschaft Hark eine Kriegs- 
kontribtttion von 44 IfOlionen Francs auferkgL Hienron ent- 
fielen auf die erstere Provinz 2,5, auf letztere 1,9 Millionen Francs. 

Osnabi-ück blieb fürs erste verschont. Möglich, dass Napoleon an- 
fänglich beabsichtigte, dass das Fürstentum einen Teil der dem 
Knrfür.stontum Hannover auferlegten Kriegssteuer von 9,1 Millionen 
Fi nu-: trugen sollte. Von diesem Gedanken, wenn er ihn überhaupt 
geiicia^l hat, kam der Kaiser aber bald ah. Schon am 30. November 
verUuitete gerüchtweise. daf;s das FflistcnlLnii eine Kriej/skoutribution 
von zwei MiUioiieii raiic& erlegen solle'). Zu Beginn des Jahres 1807 
entsdiied Napoleon auf eine 7orstellang m Münster, QsimbrAck 
sötte an der den Provinzen Mönster und Mark auferlegten Kriegs- 
kontribution teihiehmen. Am 21. Januar 1807 wurde das Admini- 
strations- Kollegium durch den Intendanten Fririon angewiesen, 
mit Beihülfe der Provinzialkamnicm dne neue Repartition der 
4,4 Millionen auf die drei Provinzen vorzunehmen. Fririon be- 
merkte dabei, nach seiner Ansicht müsse bei der Umlage die Volks- 
zahl, die Ergiebigkeit des Bodens, der Handel und die Industrie zu 
Grunde gelc{?l werden. 

Zwischen den münsierschen , mfirkischen und osnabrürk- 
schen Abgeordneten eihüberi sich nun lebhafte Auseinander- 
setzungen über den Modus der Verteilung. Die von Fririon vor- 
geschlagene Basis wurde im Prinzip als gerecht anerkannt, aber 
gleichwohl verworfm, unter dem Vorwande, dass keine Anhalts- 
punkte für das Verhältnis des Ackerbaus, der Industrie und des 
Handels in den drei Provinzm vorlfigen. Der Kanzleirat von Bar 
wollte die Repartition nach der alten Reichsmatrikel angelegt wissen. 
Die übr^^ Deputierten widersprachen aber, da die auf den 
Reichstag von 1683 zurückgehende Matrikel für die gej^-en wärt igen 
Verhältnisse nicht mehr passe. Die märkischen Aht-M sandten plai- 
dierten dafür, dass die frühere Repartition der Kontriliution auf 
das Bistum Münster und die Grafschaft Mark und daneben die 
Aiizalil der Pferde zur Grundlage genommen werde. Hiergegen 
ward jedoch emgewandt, dass die erste Verteilung sehr zu Gunsten 
der Grafschaft ausgefallen sei, und dass hinsichtlich der Pferde es 
nicht sowohl auf die Quantität, als auf die Qualität ankomme. 
Schliesslich kam man flberein, eine Kombination der beiden Potenzen 
Fläcbemnhalt und Bevölkerung zum Massstabe anzunehmen; nur der 
Kanzleirat von Bar erhob wiederum Einspruch^. Der französische 

>) Bösdafer an Bussche, Münster 30. Novonber 1806* 
3) Fririon an das AdiniiiMtraÜons'KoUegitiin, & Februar. 
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Iniemiant sclionkte indessen den Vorstellungen des letzteren kein 
Gehör. Am 8. Februar ward folgende Repartition für exekutorisch 
erUart: 



Davon hatte das Bistum Münsler bereits 812 039 Fr. 95 und 
die Gra&chaft Mark 733 432 Fr. 37 entrichtet, so dass beide zu- 
sammen nur nocli 1 -i-iS 918 Fr. 93 schuldig waren. Der Provin;^ 
Osnabrück i '/te Fririfin (frei Zahlungstermine; am 10. März und 
10. April soillen jo 5O0OiXi Kr., der Rest am 1. Mai bezahlt werden 

Tm März teilte der französische Intendant d(>r He^n(Mun^ zu 
Osnabrück mit, die Kontribution für Münster, Mark und Osnabrück 
belaufe sich nicht, wie bisher angegeben, auf 4,4 sondern 4^ Millionen 
fVancs. Der Anteil des FQrstentams erhöhe sich dergestalt auf 
1435478 Fr. 25. 

Als die Nachricht, das ehemalige Hochstift habe an der den 
Pkovinzen Münster und Mark auferlegten Kriegskontribution teil- 
zunehm^, in Osnabrück eint^etrofTcn war, hatten sich die särntlidi«! 
Mitglieder der Ritterscliaft und die Deputierten der Städte am 
31. Januar zu einer Beratung zusammengefunden. Laut des Sitzungs- 
protokolls waren „Herrn Landshlndo vollkommen überzeuprt, dass 
bei den gro.-en Heschwerdcn und Schulden, die die französische 
Okkupation dem hiesigen Lande zugezogen , und bei dem vöUig 
ersciiöpften Zustande aller Ressourcen, es schlechterdings uiimöglich 
sei, ohne völligen Ruin der Unterthanen die geforderte Eontribution 
au&ubringen". Am heilsten hätten die Stande sogleich eine Deputation 
an Napoleon abgesandt, um eine abflnderitche Verfügung zu erwirken. 
Man Hess diesen Gedanken aber fallen, da Loison zu dem Eandeirate 
von Bar gesagt hatte, eine Abordnung an den französischen Kaiser 
sei nicht rätlich; man möge lieber eine Bitlschrift an denselben 
richten und erst, wenn dieser Schritt ohne Wirkung bleiben, oder 
wenn inzwischen der Befehl zur Eintreibung der Kontribution kommen 
sollte, eine Deputation absenden. 

So stellten die Stünde denn dem Gencralgouvemeur imter dem 
14. Fcbruai eine Eingabe an den französischen Kaiser zur Weiter- 
beförderung zu. Audi übersandten sie dem Generalintendanten Daru 
und dem Generaladministrat«» TiHemanzy, dem Nachfolger Est^ves, 
besondere Bittschriften. Es war in diesen Schreiben vorzugsweise 
geltend gemacht, dass ein Land, welches mehrere Jahre hindurch 



1) Fririon an das AdnUnistratloitR-KoUegliim, 8. Fdnuar. 
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die Drangsale des Kneges oiitten habe, tiidit solchen Pirovinzen 
gleichgestellt werden dürfe, die bisher davon gänzlich verschont 
geblieben seien* 

Die auf die Eingaben gesetzten Hoflhungen worden aber durch 
ein Antwortschreiben Darus d. d. Thom 11. März 1807 vernichtet 
Der Generalintendant behauptete, für Osnabrück nichts thun zu 
können, da er nur die Befehle des Kaisers ausführe, und dieser be- 
harrlich den Willen kiind gogebfn habe, die Kontribution in ihrem 
[.'anzfn Unifanj^e aulVccht zu erhalten. Nach Dam f?ab es nur Ein 
Mittel, wt'lclie^ für die Folge einige Erlei€htemMt:eM verschaffen 
könne: dasselbt;, auf welches er auch die Behörden in Hannover 
wiederholt hingewiesen lialte. Es bestehe darin, führte der General- 
mtendant in dem erwähnten Schreiben aus, dass man wirksamere 
Bfassregeln als bislang ergreife, um die Befehle Napoleons zu voll- 
ziehen, und dass man den Eingang der Kontribution beschleunige. Erst 
wenn reelle Bewebe des Eifers gegeben, und die dem Lande auferlegte 
Summe zum grössten Teile abgetragen worden sei, würde er (Dam) 
sich für befugt halten, dem Kaiser die osnabrücksehen Reklamationen 
vorzulegen und eine Erleichterung für das Fürstentum zu beanlra^'cn. 

Die osnabrück?chon Stände aber folgten dem durch die Behörden 
zu Haniiovei- {ze^elu nen Beispiele und liessen jeglichen Eifer, den 
ilmen auferli';.'tt n \'erplliclituii^'-t'ii nachzukommen, vermissen. Zwar 
hatten sie schun am 14. Januar 18Ü7 ein neue» Ilxtrasteuer- Patent 
erlassen, das fünfte seit dem Begmn der französischen Okkupation. 
Von dieser Massregei stand aber ein grosser Ertrag nicht za er- 
warten. Es handelte sich bei der ungemein verwickelten und wenig 
rationell veranlagten Steuer in erster Linie um eine Auflage auf den 
Grundbesitz. Zu Grunde gelegt war der Pacht- oder, wie man dort 
snj:te, der Heuerertrag. Im allgemeinen galt als Norm, dass vom 
Thaier Heuergeide ein guter Groschen entrichtet werde. Von 
Wiesen und Weiden war die Hälfte, von Forstgründen der vierte 
Teil zu erle^ren. An«^?erdem hatten die Besitzer der bäuerlichen 
Höfe oder Ei-be einen Erbschatz zu zahlen: die \'()llert)(>n 1 »f, die 
Haibeibeii 14 S( liiilinge, Erbkötter 7 S( liillin|.M' und Markkolter 
3 '/2 Schillinge, hi den Stadien ward eine liaussteuer tntrichlet ; 
ferner eine Handels- und Gewerbesteuer, welche 3% des jührhchen 
Ertrages in Anspruch nahm. Die Staatsdienerschaft musste 1 1/2 % 
vom Diensteinkommen hergeben. Des weiteren schrieb das Patent 
eine Rentensteuer und eine Hundesteuer vor. Schliesslich kam fOr 
besondere V^hältnisse und Personcm noch eine ganze Rdhe von 
Ansätzen in Betracht, auf die wir nicht eingehen können. Um den 
Schwierigkeiten einer Veranlagung aus dem W^e zu gehen, wurde 
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die Form dor Doklaration frowAhlt. Ein jeder Steuerzahler \\nr 
gehalten, sein ptlichtiges Einkommen nach bestem Wissen und Ge- 
wissen anzugeben. Diejenigen, welche Jiieruntor etwas vernacli- 
lässifTon und zum l^edriick der nbrij^eii K!»nlril)Uoiiti n irrige 
Angaben machca würden^ sollten nicht allein die Uiitersüchungs- 
kosten tragen, sondern auch das Vierfache des amtlich ermittelten 
Ansatzes erlegen. 

Hinsichtlich des Ertrages dieser Eztiasteuer gaben sich die Stände 
keiner Dlusion hin. In emer Konferenz zwischen Mitgliedern der 
Land- und Justizkanzlei und ständischen Deputierten (18. Februar), 
ward festgestellt, d iss vermittelst der genannten Auflage nicht 
einmal der dritte Teil der Kriegskontribution aufkommen werde. 
Man sah sich daher genötigt einen Teil der Steueransätze zu er- 
höhen. Dies geschah durch ein Supplementär- Extrasteuer-Patent 
vom 24, Febmar. Der Erbschalz ward durch dasselbe auf das 
Doppelte, die Abgabe vom Handel und Gewerbe von 3% auf 
vom Diensteinkonmien von 1 ' '2 % iiüf -2 und die Rentensteuer 
auf 2®/q erhöht. Weiterhin verknüpfte man mit der extraordinäi-en 
Steuer eine Viehsteuer, nach welcher für Kutsch- und Reitpferde 
t 7 ß, Ackerpferde 14 ß, FQllen unter zwei Jahren 3^6^, 
Rinder und Kühe 7 p, Kälber unter einem Jahre 1^9^, Schweine 
3 6 ^, Schafe, Lämmer und Ziegen 1 |f pro Stück zu erlegen war. 

Ungeachtet der Einführung solcher Extrasteuem hatten die 
osnahrücksehen Stünde am 10. Mfirz kein Geld vorrätig, um 
den ersten Termin der Kriegskontribulion zu entrichten. Als dann 
das oben erwähnte Antwortschreiben Danis vom 11. Mär?, einlief, 
kamen die Stände auf den (if ilanken /.urück, einen Deputierten in 
der Pci*son des Kanuni i lu rrri von .S( lirlt -Schledehausen an Napoleon 
abzusenden. Auch schrieb man au das Landesdeputatiüas-KülU gium 
zu Hannover, es möge sich bei dem französischen Kaiser auf die 
eine oder andere Art für das Fürstentum kräftig verwenden >) und 
d«i Ständen mit einem guten Rate an die Hand gehen, was bei 
der gegenwärtigen misslichen Lage zu thun sein möge. Bezahl«! 
wollten die Stände aber auch jetzt nicht. Noch am 25. Mäiz war 
kein einziger Heller nn die französische Kasse zu Münster ab- 
geliefert. Erst als der Intendant Fririon, durch solche Saumseligkeit 
gereizt, der Regierung zu Osnabrück mit strengen Massregeln drohte'}, 

I) Das Landeadeimtations- Kollegium kam dieser Bitte nach, indem es dem 
an den fruuosbehett Kaiser ahgeordneten Landrat von Grote in Wanchau sehiieb, 

er möge in „vorsichtipor Wuisc intorc.'s^iierf^n*, damit man niclit pI\v;i fninzösi^clicr- 
seits das dem Forstentum ah^-eimiuinene Quantum auf das Hannoversche abwälze. 
') Fririon an die Regierung, 28. März 1807. 
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entschlossen dir Stände sich am 2. April, alle« Geld, weiches in der 
Extrastener-Kasse vorhanden sei und irgend cnlbclirt werden könne, 
behufs der Kontribution nacli Münster abdrehen m las^-en. Am 
10. April, dem Ta^'c, wo ticr zweite Tennin l'ällig war, sandte man 
eine buninie von 120 000 Fr. — kaum den vierten Teil des ersten 
Termins — ein. 

Der firanzösische Intendant war Ciber die Creringliligigkeit dieser 
Zahlung sehr aufgebracht und drohte, wenn das erste Drittel nicht 
binnen acht Tagen abgetragen sei, so wflrden die Behörden und 
das ^anze Fürstentum es schwer zu büssen haben. Auch der 
Kanzleirat von Bar betonte wiederholt die Notwendigkeit, den ersten 
Termin schleunig zu berichtigen. So schrieb er unter dem 9. April 
an den Geheimen Rat von dem Btissche: „Man müsse zu t'anz 
ausserordentlichen Mitteln und etwa zu solchen Massregeln schrt ii ri, 
wie man ergreifen würde, wenn eine Armee vor den Thoi t ii der 
Sludt stehe und diese anzuzünden drohe, wenn nicht uul" der Stelle 
eine grosse Summe Geld herbeigeschafft werde". Ausführlicher liess 
sich von Bar m einem Schreiben TOm 10. April aus. Es sei 
schlechterdings erforderlich« hiess es darin, in kurzer Frist wenigstens 
noch 300 000 IV. zusammenzubringen. Osnabrück liege dem Haupt- 
sitz des Gouvernements zu nahe, als dass dem Intendanten nicht 
alles bekannt sein sollte, was dort geschehe. So lange man sie h in 
Osnabrück damit begnüge, von der Staatsdienerschaft und den 
Rentiers 5 <^'„ ihres Einkommens zu fordern, werde es in Münster 
nicht an Leuten fehlen, welche dem hitemlanten in-iimierten: die 
Einwüliner des Fürstentums hätten sieli noi h ^'ai iiieht an;„'eslrenfrt, 
es seien viele vemiögende Leute vorhanden, die wohl « twas leisleii 
könnten. Er (von Bar) wisse genau, dass ,ein sehr kluger und ge- 
wandter Mann' in solchem Sinne mit Fririon gesprochen tmd ihm 
den Reichtum der Osnabrücker Kaufleute und die Wohlhabenheit 
der Landbevölkerung herausgestrichen habe. Dadurch werde be- 
greiflicherweise der Eindruck ausgelöscht, den die Vorstellungen der 
osnabrückschen Behörden und seine mündlichen Unterredungen auf 
den Intendanten gemacht hätten. — Im Münstcrschen, fuhr der 
Kanzleirat in seinem Schreiben fort, seien die grösstcn Beiträp^o von 
Seiten der ^Crossen Gutsbesitzer erfolgt, deren einige hi? zu 7(K)0 i;^ 
erlegt hätten. Ebejiso «eien in der Grafschaft Mark von fast allen 
Kauficuten in den kleineren Städten und Flecken bis 3000 4 

entrichtet worden, wenn auch nicht als Steuer, so docli als Vor- 
schuss für die Gemeinden, denen sie angehörten. Überhaupt habe 
man sich sowohl in Münster, als in der Mark bemüht, die Kon- 
tribution auf die Gemeinden zu repai-tieren. Wenn es diesen nicht 



geiungen sei, freiwillige Darlehen zu orhalten, so habe man die 
wohlhabendsten Partikuliers genötigt, die (Mfordoi liehen Summen 
vorzustrecken. Ein gleiehop Verfahren würde auch im Üsnabrürk- 
scheii am Platze sein. Man möge etwa einem jeden Kirchspiel den 
Betrag eines ganzjährigen Monatsschatzes auflegen, diesen zunächst 
von den vennögenderen Leuten Torschussweise bezahlen und alsdann 
TOD den Eingesessenen nach und nach wieder aufbringen lassen. 

In der Hauptstadt des FQrstentums trug man gegen die Ein- 
führung einer soleben Zwangsanleihe grosse Bedenken. Lieber h&tte 
man alles Silberzeug, welches im Besitze von Privatpersonen be- 
findlich war, gegen Ausstellung von Landesobligationen eingefordert 
und cinp^cschmolzen. Dieser Plan mushto aber auf).'eg(>ben werden, 
weil er sich in der von Fririon gesetzten achttägigen Frist nicht 
ausfüllten liess. Da nun erst recht keine Möglichkeit vorhanden 
schien, den Rest des ersten Termins in dieser Zeit vermittelst 
Steuern aufzubringen, so beschlossen die Stände, die Kaufmannschaft 
der Stadt Osnabrück anzugehen, dass sie dem bedrängten Vater- 
lande mit ihrem Kredite beispringen möge. Die patriotisdien 
Handelsherren täuschten denn auch das in sie gesetzte Vertrauen 
nicht. Bereitwilligst stellten sie Wechsel im Betrage Yon 50000 
auf Bremen aus i). Diese wurden um die Mitte des April nebsA 
100 000 Fr. aus der Extrasteuer- Kasse und 30000 Fr. von den 
ordinären Einkünften des Landes an Fririon abgesandt. 

Es dauerte aber nicht Innere, m äusserten die französischen 
Machthaber von neuem Ungeduld. Am 18. Juni schrieb der Intendant 
an die Re^ieruns? zu Osnabrück, Daru beklage sich darüber, dass 
die Kontribution noch immer niclit berichtigt sei, mid habe ihn für 
deren Eintieibung verantw'ortUch gemacht. Da es sich von selbst 
yerstehe, dass die Verantwortlichkeit auf die Behdrden des Ffirsten- 
tums zurückfallef so mfissten diese die promptesten Massregeln er> 
greifen, um die seit geraumer Zeit eingestellten Zahlungen fort* 
zusetzen. — Daraufhin ward von der Land- und Justizlianzlei ein 
neues Extrasteuer -Patent erlassen (II. Juli 1807), welches sich in 
den Ansätzen an die unter dem 24. Februar ausgeschriebene Auflage 
anschloss. Auch wurden die Kaufleute wiedonmi anf^^ef ordert, dem 
Lan<ie mit einer Summe von 50 000 Fr. zu Hülfe zu kommen. 

In der zweiten Hallte de.- Juli erlan^^te da.s Fürstentum endlich 
einen nicht unbeträehlliclien Naehlass an der Krie^'^skontribution. 
Dies war dem Intendanten Fririon zu danken, welcher mehrfach für 

•) Zur Deckiinfr d» r Wechsel wurde durch ein Kriegsnebensleuer-Patent vom 
19. Mai 1807 von den Landkircbspielen eine viermonatlicbe SchaUung, von den 
Städten und Flecken eine halbe ExtiMteoer eingefordert. 



296 



da> ü borkst et 0 Osnabrück eingetreten war. So hatte er unter 
anderem dvm Generalintendanten eine neue Reparlilion vorposchlafren, 
nach der auch die Provinzen Liiigen und Tecklenburg an der 
Kontribution teilnehmen, der Beitrag von Osnabrück aber herabgesetzt 
werden scdlte. 

Danach entfielen auf: 



Daru halte gegen die?o neue Verteilung nichts einzuwenden '). 
Das (hemalige Hochstifl erhielt somit einen Nachlass von etwa 
385 (XKJ Fr. 

Trulz di«'.-ir Erleiclilcniu^' war Osnabrück zu Beginn des 
September nui ii inirnrr mit rjtjä liij Fr. rückätändig. Teilweise 
mochte das an dem Widerstände liegen, den die Erhebung der 
Eztrasteuer bei den Unterthauen fand. Die Regienmg musste in 
einem Ausschreiben vom 8. September ihrem Bedauern darüber 
Ausdruck geben, ,dass in einigen Gegenden des Fürstentums die 
Eingesessenen die Zahlung absichtlich weigerte, ja sogar durch böse 
Ratschlüge und Beispiele sidi verleiten Hessen, sich den Pfiindungen 
mit gefrdulichen Drohungen und Gewaltthätigkeiten zu widersetzen"-). 
Auch hat es den Anschein, als ob die Regierung in Osnabrück von der 
bevoi-stehond^n Einverleibung des Fürstentum?^ in das Königreich 
Westfalen, wclrh.' ihr am 10. August offiziell angekündigt worden 
war, den j^an/.lirhcn Naclilass der Kontribution erwartet und darum 
mit Weileren Zalihmgen zurückgfhalt. n habe. Diese Hoffnung Wiu* 
aber so wenig begründet, dass die provisoriselie Regentschaft des 
neu errichteten Königreichs am 5. September die Regierung zu 
Osnabrück aufforderte, alle in ihrer Hacht liegenden lüttel an- 
zuwenden, um die rückständige Summe noch im Laufe des Septembers 
herbeizuschaffen. Zu dem Ende sollte sie das Mobiliar der wider^ 
spenstigen Kontribuenten verkaufen, denn Hfluser und Ländereien 
in Beschlag nehmen und den säumigen Zahlern Militär in das 
Haus legen. 

Jetzt erst entschlosssich die Rocriminp zu Osnabrück mit der Zahlung 
Ernst zu machen. Am 7. oder 8. Sejjtember sandte sie eine Summe von 
100 000 Fr. nach ^b•m^b ^ ab. WVnij?e Tage siiatcr (1(>. Septeml)er) 
teilte sie dem Inleudualen Fririon mit, sie habe die Landslünde auf 

•) Daru an Fririon, 14. Mi. 
Vgl. Hänrich David SiOve S. 71. 



Münster 

Mark 

Osnabrück 

Lingen und Tecklenburg 



1488644 Fr. 25 
1575877 . 50 

1050000 , — 
485 478 . 25 



Sa. 4 000000 Fr. 



Digitized by Google 



297 



den folgenden Tag einberufen, um ihnen ein ,Emprunf foice" vor- 
zusdilagen. Die Ausführung des?elbon werde freilicli bei dem 
allenthalben herrschenden grossen Mangel an barem Gelde auf er- 
hebliche Schwierigkeiten slossen. Unter anderem werde man ge- 
nötigt sein, Silberzeug an Zablungsslatt anzanehmen. Da dieses 
sich aber nicht ohne Unzutrftglichkeiten in die Ärmeekasse über- 
führen lasse, so gedenice sie (die Regierung), die Kaufmannschaft 
der Stadt Osnabriick aufeufordem, dass diese g^en Oberlieferung 
des j^lbenseuges Verschreibungcn über die in Frage kommende 
Summe ausstc llon möge. In der That versagten die wackeren Kauf- 
leu i -ir)i auch dieses Mal dem Lande nicht, sondern gaben ohne Zögern 
320O(M> Fr. in 4S Wechseln auf drei .Monate her. Dieselben wurden 
unter dem -20 ^)ktohpr nebst 70318 Fr. in bar an Fririon übersandt. 

Zur Deckuiig für diese Srhuld ward am 29. September eine 
»tenipüielle gezwungene Anleihe" angeordnet. Es hiess in dem 
Ausschreiben, alle gutgesinnten Landeseingesessenen vArürden ein- 
geladen, den Vermögenderen aber, wes Standes sie auch seien, 
Leil^eigene ausgenommen, werde es zur Pflicht gemacht, zu der 
Anleihe beizutragen. Für Termögend, also beitragspflichtig, seien 
diejenigen zu halten, welche an liegenden Gütern und ausstehenden 
Geldern nach Abzug der auf doi Gtfknden ruhenden Lasten und 
Schulden ein reines Kapitalvermögen Ton wenigstens 2500 .f be- 
sessen. Vorerst möge ein jeder seinen Beitrag selbst bestimmen. 
Man hü^c zu allen Eingegossenen das billige Zutrauen, dass sie dabei 
auf das Mass ihres Vermögens sehen und eher mehr als weniger 
thun würden. Der geringste Beitrag müsse 25 »f betragen. Von 
denen, welche im Besitze eines reinen Grund- und Kapilalvermögens 
von 2500 »f seien, erwarte man wenigstens 50 m^, von 5000 »f Wert 
100 4y ^'on tOOOO ^ Wert SOO 4^ u. s. w. Die Vermögendsten im Lande 
hAtten mindestens SOOO^ beizusteuern. DieSchwierigIceit, das ^order- 
licheGeld anzuschaffen, könne niemanden entschuldigen, denn diehöchste 
Not gebiete, dass jeder Rat schaffe, und einer dem anderen aushelfe. 

Dieser krÄfti^M- Appell an den Patriotismus der Einwohner des 
Fürstentums verfehlte seine Wirkung nicht. Die Beiträge zu der 
Anleihe liefen — ein schöner und ehrender Beweis für den damals 
in Osnabrü( k herrschenden , in den anderen Provinzen des Kur- 
fürstentunis unerhöiten ') denn insinii — so znhlreich ein, dass nicht 
nur die Wecliselsrlmld gänzlich berichtigf, sondern auch noch eine 
erhebhche Summe erübrigt wurde, welche solurL wieder unter den 
Kontribuenten durch das Los verteilt ward^. Die übrigen Beiträge, 

i) Vgl. S. 214. 

^ Land« nnd Justidund«i an Regkning, !& Januar 18Q6. 
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welche nach Massgabe des Ausschreibens späti r durch eine Extrastcuer 
abgetragen werden sollten, sind erst nach der Fremdherrschaft 
zur Rückzahlung gekommen i). 

Nach der Übersendung der letzten Wechsel an den firanzftsischen 
Intendanten hatte die Provinz OsnabrOck etwa 900000 Fr. von der 
Kontribution bezahlt. Ausserdem waren nicht unbeträchtliche 
^mmion für die HerbeischaflTui^ von Verpflegungsarükeln für die 
französische Armee venvandt. Freilich bemühte die Regierung sich 
vergeblich, von den französischen Behörden di*- Autorisation zu er- 
langen, dass der Geldbetrag dieser sämtlii ht n Lii ferungen von der 
Kriegskontribution ab^o?f tzt wordni möge. Fririon hielt daran fe!?t, 
dass bloss die baren GeklzaliluiiLM n bzw. Worhsel und der Betrag 
solcher Liufenin^'en in Abreclniun^' koiniiKin könnten, welche von 
i\apoleon selbst oder doch von Daiu Ltlohlen, und bei denen die 
Abrechnmig höheren Orts ausdrOcUich genehmigt worden sei. Dazu 
gehörten die Anneeverpflegungskosten nicht. 

Indessen hatte Osnabrack auch auf die von dem französischen 
Kaiser dekretierten Lieferungen so viel geleistet, dass der Rest der 
Kontribution dadurch gedeckt mu-de. Am 20. Oktober ward von 
Fi ii ion und dem Regierungssekretär Buch die provisorische Liquidation 
über die „nunmehr völlig abgetragene Kriegskontribution" ab- 
go>fhlo.->on. Darti erteilte derselben seine Genfhmipung. Damit 
war da? Füistontum O^nnhrnrk seiner Verptlichtungeu gegen das 
französische Gouvornement ledig. 

Was die VerwaUuntr des ehemaligen Huclistitls wührend der 
zweiten französischen Okkupiüion belrifll, so trat in derselben eine 
tiefgehoide Verflnderung nur insofern ein, als die administrativen 
Beziehungen zu Hannover gelöst wurden. Im übrigen blieb das Stift von 
erheblichenEingriffen der französischen Behörden in Verfassungund Ver- 
waltung verschont. EineVerfugungdes Generalgouvemeur8Loi6on(Mitte 
December 1806), wonach der zum Kommandanten von Osnabrück er- 
nannii Oberstleutnant Geisel als kaiserlicherEommissar an den Sitzungen 
der Stände teilnehmen pollte, ist, wenn überhaupt ausgeführt, doch ohne 
allo praktische Bedeutung pphllohen. Auch dass die Staat>dicnor«chaft 
g('lo])cn niu?ste, die Massregclii, wflt he für den Dienst der i'ian/.ösisehen 
Anncf i^ctioUcn würden, aus allen Kräften zn ruidern und keinerlei 
Korresfiotidenz mit deren Feinden zu unterhalleii \sar ohne 

*) In einem Schreiben des kabinettsininisteriums vom 1. Okiober au 
die AUf «meine StAndeveraamtnlung wird angegeben, von dem Zwangsuilehen de 
|6ü7 seien noch 87 141 Tliiilcr KonventionsniUnze mibezablt. AktenslOcke der 
provisorischen oder ersten allgemcinoi Stflndevcnamnilung des Konigieichs 
Hannover IV, 109 f. Vgl auch S. 185 f. 

2} Vgl. s. m 
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Einlluss auf die Landesvorwaltuiipr. In d(>r Stadt Osnabrück fand 
diese Eidesleistung am 16. Dcccmber 1806 in Ge^-^enwart des General- 
gouverneurs Loison und des Intendanten Fririon im grossen Saale 
des Schlosses statt, 

Id den «iimeren Regierungsangelegenheiten* blieb derGescb&fls- 
gang fast ganz unTerftndeit. Nacli wie vor teilte die Regierung bei 
wichtigen Anlässen, wo vetfassungsmflssig die Stände zu konkurrieren 
halten, aiso namentlich bei Massregeln flnanzieUer Natur, ihre Vor- 
schläge der Land- und Jiistizkanzlei zur weiteren Übermittelung an 
die Landslände mit. Jede der drei ständischen Kurien erwog darauf 
die Vorschläge in gesonderter Beratung. Demnächst einigten die 
Stände ?ich über ein gemeinschnÜliches Votum. Liess sich über 
<lt'n brticIlVndcn Ge^'eiistand eine Eini^nin^' nicht erzielen, ?o fassten 
die Knricn Separat best-hlüsse. Die Vota wnrden alsdauii der Kanzlei 
präsent ir rt und von dieser mit den etwaigen Erläuterungen an die 
Regierung zur Approbation übersandt 

Da die «Kriegsangelegenheiten" eine häufige, über das gewöhn- 
liche Mass hinausgehende Kommunikation zwischen den landesherr- 
lichen Behörden und den Landständen nötig machten, so hatte man 
bereits zu Beginn der ersten französischen Okkupation Konferenzen 
zwischen den Mitgliedern der Land- und Justizkanzlei und mehreren 
ständischen Deputierten zum Zweck besserer und schnellerer Ver- 
sländipiin? ins Werk pest tzt. Dio.-e Einrichtung dauerte auch in 
den Jahren IROfi und tS07 fort. Die Kanzlei entsandte dazu ge- 
wöhnlich dm Kanzlcidirrktor Lodtinann, die Kanzleiräte Djcklioff 
und Vezin UJid den Sekretär Friderici. Von ständischen Abgeorcbieten 
waren in der Regel der I^anddrost von Sdiele, die Landräte und 
Bürgenneister der Stadt Osnabrück Dr. Stöve und Stock, der ritter- 
schaftliche Syndikus von Lengerke und der Stadtsyndikus Kemper 
zugegen* Das Recht, bindende Beschlösse zu fassen, stand der 
Konferenz freilich nicht zu, vielmehr beschränkte ach ihre Kompe- 
tenz darauf Vorschläge zu machen. Diese wurden indessen durch- 
weg von den Ständen und der Regierung angenommen. 

Blieb nun auch die heimische Administration im wesentlichen 
auf dem alten Fu>=e bestehen, so ward sie doch durch die auch 
in Osnabrück angeordnete Einstellung der Auszahlnn<r von Be- 
soldungen, Pensionen. Zinsen etc. sehr behindert. Wir haben schon 
gesehen, dass dui(ii die Proklamation Loisons vom 14. No- 
vember 1800 auf die öfifentlichcn Einkünfte Beschlag gelegt war. 
Am 22. December hatte dann der Generaladministrator Estfeve wie 



0 Regieraog an Loison, SO. December. 
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an Bolleville 1), 00 auch an Fririon geschrieben: Man düile keinerlei 
Verwendungen aus den ordinären Einkünften des Fürstentums für 
die Zwecke der Landesverwaltung zulassen, ehe nicht Etats über 
s&mtliche Kategorien von Ausgaben eingereicht und von ihm 
(EstÖYe) genehmigt seioL Auch hfttten die Provinzialbehörden ohne 
Vensug ein GeneralTeizeicbms von allen Ausgaben des FOrstenUuns 
aufzustellen, das dem Kaiser vorgelegt weiden solle. Die osna- 
brQ(±sche Rt ^rioning kam diesem Befelile nur zur Hftllte nach« in- 
dem sie dem Generaladministralor die Etats über die Ausgaben der 
vier ersten Monate des Jahres 1807 einreichte. Darauf lief von dem 
Nachfolger Esleves, Villcmanzy, die Antwort ein, er könne seine 
Autorisation zu jenen Vorwendun^M ii nicht eher erleilon, als bis das 
läng^sl verlangte Budget über sumtli« he Ausgal»en der IVovinz ein- 
gegangen sei-). Ständischerseits niuehle man .si( h nun un die Auf- 
stellung eines solchen Finanzetats. Um die Mille Juni wurde derselbe 
dem französischen Generaladministrator flbersandt. Ob dieser ihn 
genehmigt hat, vermögen wir, da die Akten uns hier im Stiche 
lassen, nicht anzugeben. Anscheinend sind die Zahlungen für die 
Landesverwaltung bis zum Ende des Jahres 1807 untersagt gewesen^. 

Freilich wurde das Verbot, die Kosten der heimi-« li« n Admini- 
stration aus den Offimtlichen Kassen zu bestreiten, in der Provinz 
Osnabrück ebensowenig befolgt, wie in dem benachbarten Hannover. 
Die Stände zumal Hessen sich in der V«Twendung der Steuerintraden 
zu den Bedürfnissen de« I.andes nicht lieirren. Nicht einmal die 
Einkünfte aus den ausserordentlichen Steiu in x lieim n samt und 
sondei-s an die französischen Kassen abgelielert worden zu sein^). 
Es muss demnach als unwahrscheinlich gelten, dass bei der Ein- 
verleibung von OsnaMck in das westfälische Königreich ein be- 
trächtlicher Rückstand in den Zahlungen für die Verwaltung des 
FQrstentums vorhanden gewes^i sei. 

1) Vgl. S. SM. 

2) Fririon an die Regierung zu Osnabrück, 31. Mai 1807. 

3) In der , Konferenz" vom 12. November 1807 wurde (Inul Protokoll) bemerkt, in 
den benactibarten Provinzen Minden, llavensberg, Paderborn, Tecklenburg und Langen 
«flrden dem Vernehmen nach Salarien and Zinsen iiDgebindert benhlt Danach miua 
deren Auszalilung in dein Fürstentum noch um die erwähnteZeit verboten gewesen «eÜL 

Am 17. April wurde von der »Konfen nz* be?rhlos&en, dem Gencralgouverneur 
CanucI vorzustellen, man babe ihm nur aus dem Grunde noch keine Vorstellung 
Ober die peinliche Lage des FOrstentums eingereicht, weil man .bei den mancherlei 
Bonatigen Aosgtthen* nicht im stände gewesen sei, ancb nur einiges auf die 
geforderte hohe Kriegskontribution abzutragen. 
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Zweiter Abschnitt. 



Bie Eauptverwaltirngszweige während der 
zweiten französisclieii Okkupation, 



Kapitel I. 

Die sUadiäclie VerwaltuDg. 

In den früheren Kapiteln war (lu> Rede von der Aclmiiiislration 
do5 Kurfürst cntnms im all^rnioinen : von den Fordfruiigen, welche 
die Franzosen an das Land gestellt haben, und von den Massregeln, 
die von den französischen und hannovorschon Behörden ei^riffen 
worden sind, um diese Ansprüche zu erlüUeu. Wir gehen jetzt zu 
den einzelnen Vcrwaltungszwcigcn über und greifen unter ümen die- 
jenigen heraus, welche in der daimdigon Zeit allein auf den Namen 
selbständiger Verwaltungszweige Anspruch erheben konnten: das 
landstftndische Finanz^ und Steuerwesen, die Domanialverwaltung 
und das Justiz- und Polizeiwesen. Andere Verwaltungszweige von 
geringerer Bodeiitimu' wie das Forst-, Beigwerks-, Post-, Chaussee- 
und Wegebau-, Zoll- und das Gestütswesen werden wir am besten 
im Anschlüsse an dir? Domänen behandeln, zu denen sie ohnehin 
grossenteils gereohin t wurden. 

Was zunäclisl dii" landschaftliclii' Vorwalfimjr, insbp?ondore das 
Finanz- und Strurrwesen, bctritVt, so kOnnt n vvii' uns bei d<'iiis<'ll)en 
kürzer fassen. Bis zu der Aufiiebuiig der Stünde im September 
1807 ist hinsichtlich der ständischen Verwaltung alles geblieben, wie 
es zur Zeit der ersten französischen Okkupation gewesen war, nur 
dass in der Zusammensetzung der verschiedenen Deputations-Eollegten 
einige Änderungen eintraten. So wurde in dem Bremen-Verdenschen 
D. pufations- Kollegium im Mftrz 1807 der Rillerschaftsdeputierte von 
Marschalk durch den Landrat Ton Gruben in Neuhaus a. d. Oste 
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ersetzt. Im Landesdepiitations -Kollegium >) kam seit der Ab- 
trennung Osnabrücks von den Knrlanden die Vertretung für das 
ehemalige Hochstift in Wegfall. Der Prflsident des EoUegtams, 
Staats* und Kabinettsminister von Bremer, musste sich im April 1807 

▼on den Geschäften zurückziehen; wie wir wissen, war ihm von 
französischer Seite der Aufenthalt in der Hauptstadt des Landes 
untersagt worden 2). Ein neuer Präsident scheint nicht gewählt 
worden zu sein; vermutlich wechselte nach Bremers Abgang der 
Vorsitz nach einem bestimmten Turnus, wie denn auch in den ver- 
schiedenen Ausschüssen des Landesdeputations - Kollegiums das 
Diiektorium wochenweise alternierte ^). 

Zusammenberufungen von Landtagen haben während der zweiten 
französischen Okkupation nicht stattgefunden. Auch im LQneburgi- 
sehen, wo sich die Stftnde in den Jahren 1803—1805 doch mehrfach 
yersanunelt hatten, hielt man es jetzt für geraten, von der Ein- 
berufüng solcher grösseren landst&ndischen Versammlungen Abstand 
zu nehmen. So viel man sehen kann, haben nicht einmal die 
grössi rcn laiids* hafllichen Ausschüsse in Calenberg? und Hoya und 
die „landschaftlichen Kollegien" in den übrigen Provinzen getagt. 
Dagegen blieben in dem Calenbpr?ischf>n der „onpere landschaftliche 
Ausschuss" und das Schatzknll» giuni in Wirksamkeit. In der Graf- 
schaft Hoya ist das Schatzkoliegium zum letzten Male im Herbste 1806 
zusaniiueiigetreten. 

Wie verfuhren aber die Provinzialstände in den Fällen, wo 
landschaftliche Wahlen etc. verüftssungsmässig die Eonkurrenz der 
Landtage erforderten? Hier musste man sich wohl »einige Bei- 
seitesetzung der bisherigen Formen' gefallen lassen oder aber die 
Wahlen auf gelegenere Zeiten aut^chieben. Im Galenbergischen schlug 
man das eine Mal diesen, das andere Mal jenen Weg ein. Im 
Frühjahr 1807 waren in dem Fürstentume nicht wenipror als 5 Amter 
erledigt, deren Besetzung dem LantUu;j:c zustand: die Stellen zweier 
Ober- Appellationsräte bei dem Tribunal zu Gelle, eines Assessors 
bei dem Hofgehcbte zu Hannover, eines hlterschafllicliea Deputierten 

>) Nachträglich sei hier ftur den dt r t'r>t«'ii allgemeinen Stflndeveraamnilung 
im Januar 181'» von einer zu solchem Zwecke ei^'t-ns iiitMirrfTf^etzton Kommission 
erstatteten «Kommissarischen Bericht, die während der feindlichen Okkupation 
kontrahierten Schulden betreffend", vemleseii. (Aktenstacke der proviaorisdieii 
oder «nten «llgemeinen StindeTecBammliing des Kftmgreich* Branoyer IV, 47 ffj. 
In diesem Bprirlifi? ruuhA üicli eine aklenmässige Darstellung der Einrichtnnf?, 
Zusammensetzimg und der Allrihute des Landesdeputations- Kollegiums und der 
von demselben aufgenommenen Anleihen. 

«) VgL S. 90S. 
Vgl. Hausntaim» Erimierangen S. SB8. 
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und eines Landrats aus dem hannoverschen Quartier. Am ein- 
fachsten lag die Sache bei den Wahlen zu dem Appellationshofe, 
da sidi zu diesen Oberhaupt mir zwei Bewerber, die Hof- und 
Kanzleifftte Wedemeyer und Hartmann, beide von der Justizkanzlei 
zu Hannover, gemeldet hatten. Die bdden Eabinettsräte Nieper 
und Brandes, die von doni eiigeren Ausschusse der Calonborg- 
Grub^ifaagenschen I^andächafl in dieser Angelegenheit um Rat an- 
g^angen waron, urteilten dämm, da auf der einen Seite ^nnter den 
gegenwärtigen Umständen durchaus so wenig an Zusanniu'nberufun;^ 
eines Wahltages als an Einholung der Meinung der zur Wahl- 
fähigkeit Ren clitigten zu denken sei", und da auf der anderen Seite 
zu den beiden vakanten Stellen nur zwei Bewerber vorhanden seien, 
auf einem versammelten Waliltage also eine andere Wahl gar nicht 
erfolgen könne, so könne und müsse der engere Ausschuss die 
beiden betreffenden Wahlen vornehmen'). Der engere Ausschuss 
hielt sich indessen zu einem solchen selbstftndigen Vorgehen nicht 
für berechtigt Er ergriff deshalb den Ausweg, «bei sämtlichen 
wahlberechtigten MitgUedern der Stände in Vorschlag zu bringen, 
dass in diesem ausserordentliclien Falle das jetzt versammelte land- 
schaftliche Kollep: von der gesamten Landschaft autorisiert werden 
möge, die »genannten beiden Kompetenleii ohne vorgängige förmliche 
Wahl zu den erledigten liutstellen im Tribunal namens der Land- 
schaft höchsten Orts zu präsentieren*' 2). Dieser Wog fand bei den 
Wahlberechtigten allgemeine Billigung. Denmach wurden die beiden 
genannten Männer dem Justizdepartement als von den Stftnden er^ 
wflhlte Ober-Appellationsr&te in Vorschlag gebracht und auch von 
diesem bestfttigt 

Einen gleichen Modus auch bei den Qbrigen Wahlen zu be- 
folgen, schien nicht ratsam. Für die Stelle eines Assessors am 
Hofgerichte zu Hannover waren vier Bewerbungen eingelaufen. 
Hier lag die Befürchtung nahe, dass die zurückgewiesenen Bewerber 
die Rechtmässigkeit einer Wahl, bei der nicht alles streng ver- 
fassungsmässig zugegangen sein möchte, anfechten würden. Älmliclies 
stand bei der Vurnahme der Wahl eines Landrals zu erwarten. Es 
handelte sicli um dieselben Stellen, die einst der Hofrichter von 

1) liieper und Brandes an den engeren Ausschuss der Calenberg - Gruben- 
hBgenaciieii Landschaft, 28u Juli 1807. — VerfassungsioAssi); geschah die Er* 
wahlung der Obe!r>Appd!atioDirftte durch die calenbergiseh«! Stinde in der Weisen 
dn=« jede ihr dn i Kurien für sirli ttie Wahl vornahm. Der durch die Mehrheit 
von zwei Kurien Gewählte, wurde alsdann dem Landesberrn zur Bestätigung 
präsentiert. Manecke, a. a. 0., S. 247. 

>) .Im FOntentum CaleDberg-Grubenhagen verordnete Land- und SehntsrBle» 
auch Schatadeputierte* an das RcgierungskoUegiiun, S9. August 1807. 
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Berlepsch bekleidet hatte, und die nadimate dem nunmehrigen Mmister 
von Bremer übertragen worden waren. Bdranntlidi lebte Berlepsch, 
der seiner Ämter mit Unrecht entsetzt zu sein glaubte, nur fHat 
seinen »Kampf ums Recht*. Es war Toranszusehen, dass der strdt- 

süchtige Mann es sich nicht nehmen lassen würde, bei einer Neu- 
besetzung der fraglichen Ämter die ihm zugefügte Unbill von neuem 
rirbi et nr])i zu verkünden. Dadurch würde aber das französische 
Ciouvrrn' ment auf die Voruahme hnd?chafllirhor Wahlen aufmerksam 
gewordeil sein, und dies wollten die hannoverschen Behörden eben 
mügliclisl veimeidea. Daher eiilschieden sie, dass man die erwähnten 
Wahlen füi- das erste aufschieben niüge. 

Geringeren Bedenken als in dem Fürstentum Galenberg schien 
die Wahl eines Landrats im LQneburgischen, wo der Landrat von 
Behr im FrO^jabr 1807 mit Tode abgegangen war, unterworfen zu 
sein. Denn hier erfolgte die Wahl eines Landrats nicht wie im 
Calenbergischen durch eine Generalversammlung der Ritterschaft im 
landschaftlichen Hause sondern durch einen Ausschuss, der sich 
aus dem Landschaftsdirektor, dem Landratskollegium und ans acht 
zu dem Ende jedesmal neu zu „konstituierenden" Walildt pnticrten 
zusammensetzte. Von die?en Wahldoputierten iiatte ein jeder der 
vier Kantone 2), in welciie die iünebur^ische Landsebaft zerfiel, 
Celle, Gifhorn, Lüneburg und Lüchow, zwei zu .-teilen. Die hier an- 
sässigen Begüterten nuluueu die Wahl aut „Tagetahrten" nach dem 
Kantonshauptorlc vor 3). — Ein solcher Wahlmodus war nicht dazu 
angethan, die Aufmerksamkeit der französischen Behörde auf sich 
zu ziehoi. Der Landschaftsdirektor von Lenthe nahm darum keinen 
Anstand, den ständigen Ritterscbaftsdeputierten , denen die An- 
ordnung und Leitung der Tagefahrten oblag, unter dem 23. Mai 
aufzutragen, dass sie binnen einer bestimmten Frist zur Vornahme 
der Vorwahlen sclut iten sollten*). In der Thal sind die acht Wahl- 
deputierten bis Mitte Juli 1807 envälilt worden. Zu der Wahl eines 
Landrats ist e.- jedoch nicht melir },'ekonitnen. Ol) man es im 
letzten Augenblicke für ^'^eboftii hielt von derselben Abstand zu 
nehmen, oder ob die Auihebung der Stände die Abhaltung des 
Wahltages unmöglicli gemacht hat, muss dahingestellt bleiben, hl 
einem Ausschi'eiben des Landschaftsdlrektors von Lenthe vom 
27. Oktober 1814, welches die Landräte und die im Jahre 1807 

1) Vgl. Maneckc S. 2U f. 

3) Im Calenbergischen Quartiere, im üremiscben Zirkel genannt 
3; Maneckti S. '22-2. 

*) Lenthe, ArclÜT fftr Geschichte und VerüueunK des FOntentums Lane- 
burg I. 386 f. 
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frcwälilten Walildepulierten zur Vornahme der durch den Tod des 
Mcnn von Bvhr erledigten Landr;ils> feile einberief, heisst es, die 
Wiedel beselzung derselben sei ,beku.miüieh durch widrige ScbicksaJe 
bisher verhindert* >). 

Nach der Aufhebung der SUbode im September 1807 koimte 
natlkrlich von der Vornahme ständischer Wahloi nicht mehr die 
Rede sein. Die Auflösung erstreckte sich ja nicht allein auf das 
Landesdeputations-KoUegium und dieProvinzial-Deputationen, sondern 
auch auf die grösseren und engeren landschaftlichen Ausschüsse; 
mithin war gar kein Kollegium vorhanden, das derartige Wahlen 
hätte vornehmen können. Nur die Riltors( liattsverbande haben 
die Auflösung der Stände ühordaiK-rt. Im Hrriiiisclien konnte es 
geschehen, dass nach dem Absterben des Hitterschaftspräsidenten 
Baron von iMaisrlialk auf Geesthof (Anfang 180'J) die RittiTsebaft 
sulorl eine Neuwahl vornahm. Dieselbe unterschied sich von IVüberen 
Wahlen dadurch, dass der Kilterschaftspräsident sonst zugleich die 
Stelle eines LandsehaAsdirektors emgenommen hatte, w&hrend 
es sich fOr die Ritterschaft jetzt nur darum bandelte, pjemand aus 
ihrem Mittel zur Direktion ihrer gemeinschaftlichen Angelegenheiten, 
abgesehen von den sonstigen ständischen Verhältnissen* zu erwählen. 
Zu diesem „Direktor der die Ritterschaft privative angehenden An- 
gelegenheiten" ward — vermutlich nicht auf einem allgemeinen 
Wahltafre, sondern unter der Hand, durch „Einholung" der in Frage 
konuuenden Stimmen — der Lan(hat von Marsciialk, der uns bereits 
als Mitglied der Gouvernementskoninüssiuii bekannt ist, erkoren. 
Mai-schalk nahm dii' \\nh\ an, erklArte aber, ,(len Ciiarakter des 
RitterschaflspriiäideiiLea für jetzt noch nicht annehmen zu können". 

Was die »die Ritterschaft privative angehenden Angelegenheiten* 
betrifft, so haben sie durch die Auflösung der Stände eine Ver- 
änderung nicht erlitten. Dies gilt namentlich von der Ritterakademie 
zu LQneburg und dem ritterschaftlichen Kreditinstitut zu Celle, An- 
stalten, welche beide der lüneburgischen Ritterschaft unterstanden 
und von rittersohaftlichen Mitgliedern geleitet wurden. Das Kredit- 
institut musste freilich, um drohende Kündigungen 7m vermeiden, 
die den Gläubigern zu zahlenden Zinsen von 3 auf 4 erhöhen. 
Doch gelang es, die fälligen Zinsen stets rechtzeitig zu entrichten, 
so dass die Anstalt das Vertrauen des Publikums fortgesetzt genoss 
und immer Anlelien fand, so oft man deren benötigt war-). Es 

Lenthe, Archiv f&r Qesehiefate und VerEurang des FOraUninins LQiie* 
bürg, I, a52. 

3) Bericht der kreditkummission an das königliche Miuiälerium vom 27. No« 
vember 1818. Lenthe, Ardüv V, 166 f. 

Thtmme, Okkapfttlon BuinoYen. 90 
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kMFiiitc in einem Berichte der Kredit koiiimission an das Ministerium 
aus der Zeit nach der Frenidhei rschaft heissen: ,Mit gestärkter Krall 
entiann die Anstalt den Gefahren ihres Umsturzes, und nie hähm 
sich die grossen Vorteile derselben deutlicher bewfihrt, als in 
jenen Zeiten, wo Geldmangel an der Tagesordnung und aller Kredit 
tief gesunken war. Hit sehr Tiel leichteren Sorgen konnten die Teil- 
nehmer des Instituts die damals gehäuften Widerwärtigkeiten ertragen. 
Keine Kündii/un;.'^ Ix iuii iihigte sie, kein Wuchergeist verschlimmerte 
ihre Lage durch lästige Negociationsgebühren und drückende Zins- 
erhöhungen, und desto olior i-t c> ihnen möglich freworden. sich 
von den Nnchwehen der crduldt tcn Drangsale wieder zu erliolcn" 

Man ilarf überhaupt nirlif ^daiiben, dass durch die Aufhebung 
der Landstünde die stflndisdie Verfassung über den Hauten ge- 
^vor^■en sei. Im Grunde handelt es sich bei dieser Aufhebung nur 
um eine Übertragung der Befugnisse und Venichtungen der land- 
sehaftliehen Koliken auf die GouTemementskommission und die 
Subdelegierten. Der ersteren fielen dabei die Funktionen des Landes- 
deputations-KoUegiums zu, letzteren «alle von den landschaftlichen 
Provinzialbehörden vorhin besorgten Geschfifte". Beide Behörden 
Hessen es sich nach Möglichkeit angelegen sein, «die Geschäfte nach 
bisheriger Einrichtung fortzusetzen". Sie vermochten dies um so 
eher, als ihre Mitpflioder durrhweg von Haii> nu? rnit den ständischen 
Verhrdtnisson woiil vertraut waren. Die Mit[,'lie(ler der üouvernoments- 
komiuissioa liatte f,'ros<enteils auch dem Landt sdeputations-Kollegium 
angehört. Zu Subdelegierten aber waren bckaiintlich auf Betreiben 
der Gouvernementskonmiission in sämtlichen hannoverschen Pro- 
vinzen — das eine Galenberg ausgenommen — die ehemalige land- 
schaftlichen Syndiken ernannt worden, welche wie niemand anders 
in das Detail der landschaftlichen Verliflltnisse und Geschäfte ein- 
geweiht waren. Es wird denn auch verschiedentlich bestfttigt, dass 
die Amtsthätigkeit der Subdelegierten nur eine Fortsetzung der vor- 
hin von den ständischen Kollegien vei-sehcnon Obliegenheiten vor- 
gestellt habe. So heisst es von den Geschäften des calenberpisrhen 
Suhdolerrierton. Landrat und rifneralmnjor von Wanfrenheim (l)e- 
ceuiber 1^07), dass sie .vOiliu- ili<'sell)*-n ;4^el)jieben seien, wie sie in 
der vnrnialip'en Iniidsrli.ifllirlien Vt* rfa-sun^' im calenbergischen 
Landesdepulaliouö-Küllegio, dein landschaftlichen engeren Ausschusse 
und dem SclialzkoUegio expediert worden seien" -). 

') Bericht dt r Kredilkommission an das königlich« Ministerium vom 27. No- 
vember 181 B. I,enUie, Archiv V, 166 f. 

2) Eingabe des expedierenden SdcreUn hd der calenhergisefaen Subdelegation 
Hertmann aa die GouTanementskommission vom 1. Deeember 1807. 
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Von grosser Bedeutung' war es temer, dass hin«irhtlich der 
niederen Organe der ständischen Finanz- und Steuci vei waUimg: der 
Land-, Licent- und Quartalverschlags - Kommissurien, der Kon- 
tributions-, Licent- und Schatzeinnehmer, der Landrentmeister und 
anderen RechnungsfOhrer, und -wie die st&ndiscfaen Unterbeamten alle 
heissen mochten, alles beim Alten blieb. Der GeneralgouTemeur Lasal- 
cette hatte in seiner Proklamation Tom SO. September 1807, durch welche 
die Aufhebung der Stände bdcannt gemacht wurde, ausdrücklich er- 
klärt: ,ln allen anderen Teilen der öffentlichen Geschlin< in den 
haTinovrrsciien Landen wird nichts verändert. Alle in Diensten 
stchondon Personen und Gegenstände bleiben wie bi>iier beibehält« '). 
Die Gouvernementskonimission hatte sich daraufliin beeilt, dt-n Kin- 
nehmeni und Rechnnng^sführem der landsthaft liehen Inlraclen die 
Weisung zu erteilen, sie sollten ihre Hebungen und Berechnungen 
nach bisheriger Einrichtung fortsetzen und die erhobenen Gelder in 
der gewohnten Weise an die höheren Kassen abführen^. In einer 
anderen Verfügung jener Behörde wird betont, dass in der Finanz** 
und Steuerverwaltung «alles völlig in eben dem Masse wie bisher' 
geschehen mfisse. Von diesem Grundsatze ist die Gouvernements- 
kommission nur einmal abgewichen, indem sie unter dem 21. Oktober 
1807 eine einheitliche und von dem hergebrachten ,Besteuenn)<,'-- 
niodus" durchaus abweichende Kriegssteuer ausschrieb. Sie befand 
sich aber damals in ( irier Zwangslage, indem einerseits unter allen 
Umständen eino ^'l osse Summe Geldes lierbeiL'eschafft werden mussle, 
und andersrits der franzusisdii' Intendant von einer Erhöhung der 
alten Kriegssleuern nichts wissen wollte -^j. Sonst hat die Gouverne- 
mentskommission stets an dem herkömmlichen Steuerfusse fest- 
gehalten. Allerdings forderte sie am 5. April 1809 von den Sub- 
delegierten «gutachtliche Vorschlfige darüber* ein, ob die veränderten 
Zeitumstände es vielleicht ratsam machen möchten, in Bezug auf 
die ausserordentliche monatliche Kriegssteuer einen anderen Steuer- 
fuss einzuführen. Sie liess aber ihre eigene Meinung deutlich durch- 
blicken, wenn sie in dem betreffenden Schreiben bemerkte, ohne 
erhebliche Ursachen sei eine Veränderung in dem Besteueningsmodo 
niemals ratsam. 

Die Subdelef^ierten sprachen sich, wie nicht anders 7n er- 
warten stand, für die Beibehaltung des bisherigen Steuerlusses 
aus. Der Subdelegierte für Calenberg klagte zwar darüber, dass 
diese Provinz gegenüber den anderen prägraviert sei, war aber 

1) Hannüveische Anzeigen J. 1807, SL 77. 

Du. Vgl. S. S18. 
S) Vgl S. 313. 

20* 
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übrigens der Ansicht, dass ,ein vorhin (1798) in der Versammlung 
der Stande reiflich erwog^iier, von seiteil der Landesherrscfaaft 
approbierter und nun schon in das elfte Jalir mit einzelnen Modi- 
fikationen befolgter Steuennodus, gegen dessen Prinzipien, solange 
die Notwendigkeit direkter Steuer subsistiere, sich nichts Erhebliches 
einwenden lasse, vor jeder neu auszumittelnden Steucrart um so 
mehr den Vorzug verdiene, als die kontribuierenden Unterthanen an 
diesen Steuerfuss einmal gewöhnt und Obrigkeiten sowohl als Steuer- 
hediente und Taxtsaminlcr mit diesom modo roltfrt.ituii vertraut 
seien, überdein aber auch die ötl'enthciien dringenden I^edürfnisse 
jeden Versuch eines neu einzuführenden Resteuerungsmotli gefahrlich 
machten". Kürzer äusserte sich der iSubdclogierte Dodt zu Slade, 
die Einwohner seien dem Anscheine nach mit dem bestehenden 
Steuerfusse zufrieden, jedenfalls aber sdion zu sehr daran gewöhnt, 
als dass sich eine Abänderung empfehle. 

Dagegen befürwortete der Subdelegierte Jacobi zu Stade eine 
Erieichterung der durch das Emprunt forc6 hart mitgenommenen 
höheren Stände. Seine Absicht ging dahin, dem Bauernstande noch 
ein Mehreres aufzubOrden. Dass dieser bereits allein zwei Drittel 
von der Kriegssteuer zu tragen halte, während die 133 Besitzer 
immatrikulierter Rittergüter noch nicht ganz ein Achtzehntel auf- 
brachten, kümini rte Jacobi nicht. Glücklicherweise dachte die 
Gouvernementskoiimiir^sion gprechter. Sie entschied am 1. Mai, 
unter den jetzigen ünialänden ersclieine es niclit angemessen, in dem 
Modo der Besteueining eine Veränderung vornehmen zu lassen, 
sondern es miissten alle Steueransätze so bleiben wie bisher. 

Konservativ, wie die Gouvemementskommission gesinnt war, 
zeigte sie sich auch stets beflissen, den verfassungsmässigen Einfluss 
der Regioimgskolle^en auf das Steuerwesen zu wahren. Dieser 
heimbrachte Einfluss war nirj^onds grösser als in der Provinz 
Bremen -Verden. Hier erfolgte nicht allein die Anlage, Erhebung 
und Eintreibung- der Auflagen durc fi landesherrliche Beamte, sondern 
es er^ingf'n auch sämtliche auf das Steuerwesen hozüp'Hche Ver- 
füj^Muigeii im Namen der Stader Regierung. Nun gescliah es, dass 
die letztere im Oktober 18U7 ein ihr von dem Subdolegiorten Rose 
übersandtes Reslantenverzeichnis mit der Resolution zurückgehen 
liess, dass die Beitreibung der Steuerrückstände nach einer den 
Subdelegierten von der Gouvemementskommission erteilten Instruktion 
lediglich diesen zukomme. Die Kommission schrieb darauf am 
27. Oktober an die Bremen- und Verdensche Regierung, es sei 
niemals die Absicht gewesen, den bisherigen Wirkungskreis der 
Regierungen in den verschiedenen Provinzen in irgend emem 
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Punkte zu beschränken. Auch die Sobdelegiertcn hätten die be- 
stimmte Anweisung erhalten, in allen zum Ressort der RegieruQgoi 
gehörenden Sachen sich von denselben die nötigen Verfflg-tinpron zu 
erbitten. Mithiti seien auch die Steuersachen in den Herzogtümern 
Bremen und Verden in demselben Masse wie bislang der Dii eklion der 
Stadcr Regierung unterworfen, und es sei deren Sache, nicht nur 
wegen Beitreibung der Steuerrückstände die von den Subdelegierteri 
beantragten Verfügungen zu erlasse, sondern auch aUe sonstigen 
Bestimmungen und Anordnungen behufs Veranlagung, Erhebung 
und Beitreibung der Steuom in ä&a. Herzogtümern Bremen und 
Verden zu treffen. 

Den Subdelegierten wurden durch diese Mitwirkung der Re- 
gierungskollegien ihre s( liwierigen Funktionen wcsenthch errleichtert. 
Trotzdem blieb eine übermässige Arbeitslast auf ihnen liaften. Es 
ergiebt sich Ja von selbst, dass der eine Subdeleirierte mit seinem 
expedierenden Sekretär nicht gut allein tii-n aus^'t'dehMlen Wirkunprs- 
kreis versehen künnfe. in den sieh bis daliiu mehrere Kolle^'ien, als 
die Provinzialdeputatiunen, die landschafllichen engeren Auaachüsse, 
die Schatzkollegien u. s. w., geteilt hatten. Daher kann es nicht 
befremden, dass hier und da eine Stodnmg in den landsehafUichen 
Angel^nheiten eintrat. Sie machte sich namentlich im Galenbergi- 
schen geltend, wo nach Wangenheims eigenem Zeugnisse gegan das 
Ende des Jahres 1807 in den »affaires int^rieures du pays' und be- 
sonders in den landschafllichen Processsachen Verwirrung und 
Stagnation herrschte. Der General trug deshalb um jene Zeit bei 
der Gouvernementskommission darauf an, dass ihm der ehemalige 
Landsyndikus der calenbergischen Landschaft, Hofrat Meyer, der 
soeben aus seiner Haft in Hameln entlassen war^), adjun^Mert werden 
möge. Es gelang der Kommission auch, die (Ifnehnii^ninpr des 
Intendanten Bclleville zu dieser Entlastung des calenbeigischen Sub- 
delegierten zu erhatten. Um dieselbe Zeit ward dem Subdelegiert^ 
Rose zu Stade der Regierungssekretftr Dodt zur Aushilfe beigegeben. 
Als Rose sp&ter starb, wurde Dodt zu seinem Nachfolger ernannt 
und zum Adjunkten des letzteren ein Richter Dr. Ribbentrop 
(Januar 1800). 

In den übrigen Provinzen des Hannoverschen scheint eine Er- 
nennung von Adjunkten nicht stattgefunden zu haben. Hier wird 
denn atich fernerhin über eine zunehmende Verwirrunfr im land- 
schaitlicheu Finanzwesen geklagt. So verlautet aus der Grafschaft 
Hoya (1810), dass wegen der „durch die Okkupation so unendlich 



0 Vgl. S. ilü. 
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gehäuften Geschäfte" die landsthafllichen Rechnungen seit langem 
nicht mehr hätten anfge=tpllt und eingereicht worden können 
Mehr oder weniger dürfte dies für sämtliche Landschaften zutreffen. 
£s konnte ja gar nicht anders sein, als dass dun h die Su?pension 
der Zahlungen für die heimische Verwaltung und nüclinials durch die 
Aufstellung eines Budgets das Rechnungswesen der Landschaften 
imiii«r Terw&diäter und damit auch wworrener ward. 

Was die rflcksttodigen. Ausgaben fttr die ständische Verwaltung 
betrifft, auf die wir zum Schluss einen Blick werfen wollen, so 
beliefen sie sich bis zum Ende des Jahres 1806 auf insgesamt 
785 865 4 1 in^r 41/2 ^. 

Davon entfielen auf 

1) Besoldungen 74fi78 1^ 16 7»/, ^ 

2) Witwenprehalte und Pensionen. . . 23 975 , 30 , 1 , 

3) milde Stiftungen 4 288 , 18 , — . 

4) nützliche Anstalten 3(1 .> 4.j „ 3 „ 3 , 

5) Zinsen ^ . . . r.4<; :?77 . 5 , 1 

Sa. i^.)8G5 4 1 mgr 4'/2 ^tJ^)- 
Leider sind wir nicht darüber unterrichtet, um wie viel die 
Rficksiftnde im Laufe des Jahres 1809 angewachsen sind. Erwflgt 
man aber, dass nam«itlich von den landschaftlichen Zinsen wfthrend 
dieses Zdtraumes nur ein ganz goinger Bruchteil zur Auszahlung 
gekommen ist ^, so wird man zu dem Schlüsse berechtigt sein, dass 
der gesamte Rückstand Ende 1809 wenigstens eine Million Tbaler 
betragen habe. 

1) Bericht der Subdelegation an die Gouvemementskommission vom 9. Mai lälü. 
*) Tkblean lAmtUeher RflduMnde aller Proviinen bis «um 31. December 1808. 

Aufgestellt ain 18. tenuar 1809. 

3) Auf (iie gesamte Staatsschuld ist im Jahre ISfW an Ziii.sen nur dio Suinmp 
von 134(il5 entrichtet worden. Der grossere Teil davon dürfte auf die Domanial- 
«cbnM enttUUm. 
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Kapitel II. 

Die DomanalmwaltiiDg'). 

1. Die Dotationen. 

Kein Zweier der hannoverschen Staatsverwallung hat während 
der zweiten französischen Okkupation so eigentümliche Schicksale 
gehabt als die Domänen. Dies giebt uns Veranlassung ausfuhrUcher 
auf die Geschichte derselben einzugehen. 

Sidit man davon ab, dass die bannoTerschen Hinister sich der 
Öffentlichen Teibabme an den Geschäften der Kammer enthalten 
mussten, und dass die KammereinkOnfte, statt fikr die BedOrfoisse 
der heimischen Administration verwandt zu werden, prossentdls 
in die Geisse de l'Armöe flössen, so ging in der ersten Hälfte des 
Jahres 1807 in der Domanialverwaltimg alles 'l^n powohnten Gang. 
Die ersto Andenfnng, dass Ntipuli^on mit den hannoverschen Domänen 
Besonderes vorliabe, finden wir in einem Schreiben des Kaisers an 
den Slaaläsekretär Maret d. d. Köiii;,'sbprg, 13. Juli 1807, worin 
dieser angewiesen wiid, sich von dem Intendanten Belleville den 
Etat der königlichen Domfinen Abäsenden zu lassen und daraus 
ehien Güterkomplex bis zu dem Werte von 30 Ifillionen Francs zu 
extrahieren, welcher zur Belohnung wohlverdioit» französischer 
Milit&rs verwandt werden sollte ^. DemnAchst erliess Napoleon das 
uns bereits bekannte Dekret vom 4. August 1807, nach welchem 

') Eino atisfühiiiche Quelle fnr dio Geschichte der Domanialverwaltung 
w&breod der Jahre 1807 — 1810 besitzen wir in den «Erinnerungen aus Hannover 
und Hamburg aus den Jabren 1803—1813*. Da deren Vafaaser, Ißetmuky, an 
der Verwaltung der Domänen im Jahre 1809 als Generalsekretär der franifleiechen 
Domänendirektion einen hervorragpndpn Antiril ppnommen Ii i', '^'< sollte man er- 
warten, dass seine Mitteilungen durchaus zuverlässig st ien. Dies ist aber nicht 
der Fall. Hiernittky gdit in dem Bestreben, seine eigene Wirksamkeit in das 
lieht m setsen, weit aber die Linie der Wahrheit hinaus. Ober dra wirklichen 
Zusammpnhnnjj' (Jer B^ebenheiten zeiL-' ^-r sich vielfach sclilecht unterrichtet. 
Auch iu Einzelheiten Iftsst er sich viele irrige Angaben zu Schulden konunen. 
Vgl Hanmnann, Erinnenuigen S. &8. 

>) CorreqKindanee de Napotten XV, 418. 
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alK' öiTentlicheu Domänen im Umfange des KurfQi*stentums in seinem 
Naiiu n in Besitz genommen werden sollten. Zu dem Ende sollte 
sich ein Inspecteur de l'Enregistremenl nacli Hunnüver begeben, von 
den Dornftnen genaue Inventarien aufoehmen and dann gemeinschaftlich 
mit dem Intendanten BellevUle die Besitzergreifimg vollzieben^). 
In Verfolg dieses Dekrets stellte sich der Inspecteur Boiteux in 
Hannover ein; mit ihm kam ein Domänendirektor Ginouz, um die 
gleiche Massregel in den mit dem Königreich Westfalen vereinigten 
Provinzen Göltingon und Grubenhagen auszufüliren. 

Boiteux erhielt auf seine Frage nach den Domanialeinkünften 
v(i!i (1er Gouvemcment>kommi-«ion ein Verzeichnis nllor in die 
Kariiiin'rkai-?e flip«?(ii(i»'ii Intiadeti. Hiernach liess er Tabellen 
anfertis-'cn. wrlche allen Landesbeliördon zur AnsfüUnnfr zn^'esandt 
wurden. In diesen , Etats de cousistance" nuissle der jrdirliehe 
Ertrag aller DomanialparccUen und sonstigen Katiiniereinkünlte genau 
angegeben werden. Bei Gegenständen, weldie keine bestimmte 
Einnahmen aufwiesen, wie den Gerechtsamen, sollte der jährliche 
Ertrag nach dem Durchschnitt mehrerer lahre veranschlagt werden. 
Ebenso waren die Naturaleinnahmen (Eomintraden etc.) nach einem 
massigen Anschlage in Geld zu berechnen. Damit keinerlei hierher 
gehörige Revenuen ausgelassen würden, mussten alle Beamten, 
denen die Etats zugegangen waren, ausdrücklich bezeugen, daf?? in 
ihrer Verwaltung sich weiter keine Domanialobjekte befänden, als 
die in die Tabellen atifVcnommeneii "-). 

lioilc'ux lit-'s.s hierbei bekannteruiassen ;:änzlirb ausser acht, 
dass die Kammerkasse viele Einnalmitn zählte, welche mit den 
Domänen nichts zu thun hatten, wie die Einkünfte aus dem Postwesen, 
dem Zollwesen, der Landeslotterie und dem Intelligenz -Gomptoir, 
die Weg« und Brückengelder u. s. w.^). 

Alle diese Gegenstände wurden von Boiteux unbedenklich in 
die Inventarien aufgenommen. Es wäre an den hannoverschen 
Behörden gewesen, Iiiergegen bei Zeiten Einspruch zu erheben. Auf 
hannoverscher Seite betrachtt te man aber die Bcsitzei^'reifung al? 
einen ledi^rüeh formalen Akt, der weiter keine Fol^ren nach sich 
ziehen könne. Hätte man geahnt, dass Napoleon si( h mit der 
Absicht trug, aus den Domänen Dotationen für seini; Generfde und 
Günstlinge zu bilden, so würde man ohne Zweifel alles getlian 
haben, um jenen Missgiifl" zu verliindern 

1) Vgl. S. i253. 

2) Vgl. Mierzinsky S. 45 f. 

3} Vgl S. 253 und Mierzinsky S. 46. 
«) VgL S. S68. 
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Wie gleich hier envähnl sein mag, wurden später, im I*aufe des 
Jalires 1809, einige von den zu Unrecht in Besitz gciiuimiienen 
Gegenständen, nflmlich die Weg-, Brücken- und Fährgelder und die 
EinkOnfte aas den Kalksteinbröchen zu Lflneburg und dem Landgestat 
zu Gelle, durch kaiserliche Entscheiduogeii von dem Domaaium ab- 
getrennt und der «RegalTerwaltung* überlassen. Freilich geschah 
dies nicht sowohl, um den begangenen Fehler wieder gut zu machen, 
als weil mit der Unterhaltung jener Gegenstände bedeutende Kosten 
verbunden waren, welche die Franzosen nicht auf sich nehmen wollten. 

Um nuf die Etats do fon^^islance zurückzukommen, «o wurden 
sie, nachdem sie von den haiiiioversrhcn Behörden ausgefüllt waren, 
von dem Ins^pektor Boiteux und dem Tntendantt n Relleville ge- 
meinscliaiXlith revidiert und am 21. Decumber 1807 abgeaehlüsst^n. 
Sie wiesen eine Gesamteiimahme von i 656 364 ^ 19 mgr oder 
7 382 653 Fr. 32 auf i). 
Hiervon entfielen auf 

Galenberg 377 3% .i^ 1 mgr 

Lüneburg 543 494 , 18 , 

Hoya und Diepholz 241 104 , 14 , 

Bremen und Verden 310 964 , 13 . 

Lauenbuiig und Hadeln 183 405 „ 9 _j 

Sa. 1 656 364 4 19 mgr 
Ihrer Natur nach setzten sich diese Einkünfte folgendermassen 
zusammen : 

^ - , I in Zeitpacht 193 507 4 33 nigr 

Landereien ^ ^^^.^ 22 838 , 15 „ 

Mühlen (Zeit- oder Erbpacht) 58 125 , 21 , 

Schäfereien 8 289 ^ 32 , 

Fischereien 2966 , 23 , 

Oflßdal-Gmndstücke und Gebflude (nach dem 

Mietwert) 46301 , 7 , 

Brauereien, Konzessionserteilungen S60SS ,15 « 

Hüttenwerke, Bergwerke, Fabriken, Mineral- 
wasser, Salinen (Reinertrag nach sechs- 
jährigem Durchschnit te) . . . 18 735 „ 16 ^ 

zu üb. rfrnjrpn. . . 376 807 4 18 nujr 
' ) In einem Schreiben Villt inuiizy- an den iJomänencürektor d'Aubignosc vom 
28. Mkrz ISIO wird die Generabuiiuae dei iu den Klais de consistauce ver- 
sdcbneten EimMÜunen auf 9083321 Fr. angegeben. Der Uotenebied rfihrt daher, 
dass spater noch Kapitalien, Vorschüsse etc. in die Etats aufgenommen waren. 
Die Angaben von Mierzinsky (S. 4^»). als .«ei dh: ui>prnn^'liche Sumrn»> unter den 
Hftnden der Franzosen auf 16 Millionen Francü angeschwollen, ist danach weit 
flbextrieben. 
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Obertrag... 376 807 4 iS mgr 

[ Hauuogen in den Forsten .... 167 384 . 15 , 
Forsten | Nebenemkünfte:Jagd-undMast- 

I gelder, Forstwrugen J4012 , 1 , 

Feste Gefälle (droits fixes et invariables) 8 413 , — , 

(Grundzins 96 965 , 3 , 

Erbpacht2,(censemphyt6oliques) ilü(j79 , 26 , 



I Viehzins 19 501 , 16 , 

Zwanps-Dionste und Gerechtigkeiten (corvee») 20i> 12i ,12 , 

Zehnten (dixmes) 214 678 , 32 „ 

Kornintraden 123 953 . 12 , 

Gntsberrliche Abgabe (droits seigneuriaux) 12545 , 11 , 

Zölle (nach zehnjfthrigem Durdischnitte) . . . 241 164 • 9 . 

Weg- und Brückengelder 37 626 , 8 . 

Abgaben von den HandwerkenunddemHandel 6 418 , 10 , 

Polizeistrafgelder.... 9968 , 34 , 

Mietzinsen (droits düs par les locataires) *) . 19064 , 22 , 

Ausserordentliche Einnahmen 9 171 „ 29 „ 

Verschiedene unbeträchtliche Einnalimcn. . . 2182 , 17 , 
Scblö<^per, Goftfite, Postgebfiude, Fldspitäler, 
Civil- und Mililür-Baulichkciten und Grund- 
stücke 30 47^ ^ 34 „ 

Reinertrag des Postwesens (im Jahre 1807) 234S0 . — , 
Zinsen von Kapitalien; Grundrenten (rentes 

fond^s ou constitu^) 8758 , 34 » 



Sa. 1656364 4 19 
oder 7 382 653 F^. 32. 
Den Eapitalwert der Domfinen berechnete Boiteux, indttn er 
deren Ertrag mit der Zahl zwanzig multiplicierte. Auf diese Weise 

ergab sich eine Summe von 33 127 380 ^ 20 (jr. Hierzu kamoi 
noch die rückstandigen Einnahmen und der Wert des vorhandenen 
Mobiliars mit insgesamt 14(HB4l vf 6 gr^ so dass sich der ge- 
samt*- Kapitalwert der Domänen auf 34532 021 ^ 26 mgr oder 
153 914153 Fr. 96 stellte. 

Nachdem Boiteux die Besitznahme der hannoverschen Domänen 
vollzogen hatte, kehrte er (Anfang 1808) nach Paris zurück und 
fibergab die £tats de oonsistance dem französischen Finanzminister 
Gaudin. Am 10. Hftrz 1808 erfolgte ein kaiserliches Dekret, welches 
72 Dotationen in der Höhe von 2 311 ODO Fr. auf das hannoversdie 
Domanium anwies. Der Jahresertrag der emzelnen Dotationen 

1) Es ist nicht gans Uuv was für Einntlinien luitw dieser und aodersn 
fratuflsischen Beseicbnungen «n Tersteboi sind. 
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schwankte zwischen 141000 Fr. und lOO(X) Fr. Es befanden sich 
darunter 25 Dotationen mit einem Betrao:e von je 25 üüO und 
17 Dolalionen mit einem ^:oldlen von je 20 000 Fr. Im Laufe des 
März kam zu den 12 Dotationen noch eine dreiundsiebzigste in der 
Höhe von 10000 Fr. hinzu, dei^estalt dass die Gesamtsumme der 
Dotationen auf 2 321 000 Fr. stieg. 

Dersdbe Boiteux, welcher die £tats de consistance aufgenommen 
hatte, erhielt nunmehr den Auftrag sich wiederum nach Hannover 
zu begeben, um die Dotatkaslose zusammenzusetzen. Er ward 
dabei von dem Finanzminister Gaudin angewiesen (14. Mfirz), darauf 
zu achten, dass die einzelnen Dotationen ein revenu net von der 
vorgeschriehenen llülw bildeten, welclie? weder durch Betriebskosten, 
noch durch öftcntliche Lasten geschmälert werden dürfe. Nach 
seiner Ankunft in Haiuiover erhielt Boiteux von dem General- 
intendanten Daru eine auslührliche Instruktion (d. d. Berlin, 4. April 
1808). Es liege im Interesse der Donatäre, führte Datu daiin aus, 
dass ihr Einkommen aus möglichst sicheren und leicht zu ver- 
waltenden Gegenständen zusammengesetzt werde. Daher möge 
Boiteux zu den Dotationen nur Pachtohjekte und ständige Gefälle 
nehmen, und zwar in erster Linie die Grundstücke, in zweiter die 
Mühlen, in dritter die Gi-und- und Erbzinsen, in vierter die Zehnten, 
in fünfter die Abgaben höriger Pächter ■) und endUch in sechster 
Linie die gutsherrlichen Gefälle. Von den Wäldern hingegen solle 
Boiteux abgehen, da diese sich in sehr schlechtem Zustande be- 
fanden, und mitsamt den Berg- und Hüttenwerken, den Jagd- und 
Fischereifrereehtsanien etc. zu den Einkünften zählten, welche besser 
durch die Staatsverwaltung, als durch Privatpersonen ausgebeutet 
würden. Ebenso seien die Officialwohnungen ausser acht zu lassen, 
welche den Donatären doch nicht anstehen würden. Wichtig sei 
femer, dass die Lose aus wenigen und m^Uchst abgerundeten 
Artikeln gebildet würden. Zu den grOssten Losen sollten auch die 
grössten Güter, Ober welche man zu verfügen habe, genommen 
werden. Überhaupt müsse man danach streben, dass die Hälfte 
oder lieber noch der grössere Teil ji der Dolalion aus einem zu- 
sammenhänc'enden Güterkomplexe gebildet werde; den Rest möge 
man alsdann mit Zehnten, Zinsen und anderen kleineren Objekten 
ausfüllen. 

Weiter ging Daru in der Instruktion vom 2. April auf ver- 
schiedene Detail fragen ein. Einige Güter, behauptete er u. a., seien 
unter dar Bedingung verpachtet, dass das letzte Jahr der Pacht im 



1) Hedevanees de feimes tenucs par des colom serfo. 



Digitized by Google 



3i6 



voraus bezahlt werde. In solchem Falle würden die neutu Be^ilztr 
einen Ausfall an ihrer Fjnnahnie erleiden, was man nicht zii^M-bt n 
diirll. Um dem zu begegnen, müsae man die betreffende Dotation 
in entsprechender Weise erböheo. Ein anderer Umstand, der 
Beachtung verdiene, liege in den Rechtsstreitigkeiten, welche sich 
an die eine oder andere Domftne knQpfen mdchten. Hier sei grosse 
Vorsicht geboten, wie man deim fiberall darauf sehen müsse, dass 
den Donatäroi kein Grund zu Reklamationen gegeben werde. 

Die Zusamraenselzung der Dotationi:lo>c. mit welcher Boiteux 
bcaufli.'i^'l war, erwies sich als eine mühsame und zeitraubende 
Arbeil. Musstcn doch sämtliche Parhtkontrakt» . Hocesse und anderen 
Akten, welche die y.n (l«^n 1 )t»tati()n('M lirrau^^M-zo^'enon Ge<r^^nständo 
hotrnffn, soixrfälti;/ Ihm ück-sichti;.'t wordrii. Wii' Boiteux der 
Gouvcnieiai'iil-konuuission am 11. Juli IbUS iiütleilte, hatte er 3158 
solcher Aktenstücke in seinem Buieau liegen, ohne dass ein Ende 
abzusehen gewesen wftre. Der französische Kommissar Hess sich 
von den hannoverschen Behörden eine Anzahl Hilfsarbeiter zuweisen, 
so mehrere Subaltembeamte der Kammer und einen früheren 
Handlungsgehilfen, Namens Mierzinsky, mit dessen Person wir uns 
noch zu beschilfligen haben werden. Von Paris aus ward Boiteux 
unaufhörlich zur Eile gedrängt. So konnte nur eine eilfertige und 
mangelhafte Arbeit zu stände kommen. Ein hervorragender han- 
novorsrhor T^enmfor b<>Z(M]«ft, die Verteilung in Loso sei .in prösster 
Eile imd höchst leichtsinnig" vorgenommen und habo jinerulliclio Ver- 
wirnm«/* horvortrobracht In den frsfcn Tagen de» Juli 1808 
sandle lioiti ux den Eulwuif dei Zusaujuiensetzung der ersten Dotation 
von 141 IKX) Fr. an den Generalintendanten Daru ein. In rascher 
Folge gingen dann die übrigen Entwürfe ein, bis zu Anfang Oktober 
die sechs letzten Lose von je 10000 Fr. beendet waren. 

Daru überreichte die eingegang«ien Entwürfe dem Finanz- 
minister Gaudin, welcher sie seinerseits dem Kaiser zur Genehmigung 
vorlegte. Napoleon erleilte seine Sanktion durcli Dekrete. Über 
die erste D(»(alion im Werte vr)n I ii 000 Fr., welche sich aus den 
Amtern (loldingen, Blumenau, Hehburg und Ricklingen zn?animen- 
sctzle, verfügte der fran^ösi'irbc Kai><T durch ein Dokict vom 
11. August 180S zu (iimstt ii des K« i( hsinai srhalls und Viceconnetable 
Bcrlhier. Die nä< hstfolgendfn DotatioiuMi (Drkrot vom 3. Sep- 
lendK'i- iStKs) t-rlaellen die ReichsniurschuUc iH'rnadütLe (lOOÜOOFr.), 
Mortier (100 000 Fr.), der Palastmarschall Duroc (85000 Fr.), die 
Marschälle Ney (83 000 Fr.), Augereau (80 000 Fr.), Hassena (80000 Fr), 

Ij (llchberg), Zur Geschichte des Königreiche llunnover m den ert>teu .labren 
nach der Befreiung 8. 10. 
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der Gio^sstallinfistür Gaiilaincoiiil (üüOUO Fr.) und der Reichs- 
marscliall Davout (60 000 Fr,). Die übrigen Dotationen wurden 
dureh Dekrete Tom 16. September (Nr. 10, 13, 15, IG), vom 5. Ok- 
tober (Nr. 11, 12, 14, 17, 18), vom 81. November (Nr. 19--61) 
und vom 26. November (Nr. öä^-TS) vergeben. Unter ihren Em- 
pfängern sind viele wohlbekannte Namen. Ausser den bereits Ge- 
nannten finden wir auf der Liste der Donatäre die Marschälle Soult, 
Lefebvre, Lannes, Bessieres, Oudinot, Perignon, Semiricr und Moncey, 
den Erzschatzmeister Lebrun, die Generale Sebastian!, Junot, Friant, 
Bisson, Virtor, St. Ililaire, Gardanno, Gazan, Caffarelli, Dnpas, 
Las=;allc, Klein, Sonlrs, Dorsennc, Happ, Hnllin, Dronot, Compans, 
Gudin, Verdier, l>oni< ipr, [yacosto, Morand, Loi.son, Vatiei-, St. Siilpice, 
DuruäUel, MarniünL, Leniarrois, Berlraud, Marchand, Dupont, Mouton, 
Belliard, Savary, Lauriston, Becker, Grouchy und Nansouly, die 
Hinister Maret, Foucb6, Decres, Hegnier, Mollien, Gaudin, Ghampagny, 
Glarke, D^'ean, Gretet, Regnault, Defermon, Lstcu^e und Bigot de 
Prfomeneo, den Generalintendanten Daru und den Grossceremonien- 
meister S6gtur'). 

Wie in Hannover, so hat Napoleon auch in den anderen er- 
oberten Provinzen und Ländern eine grosse Anzahl Dotationen 
kreiert nnd an seine Günstlinge verliehen. Er that dies nicht sowohl 
aus (irossiMut, als aus ef^oistischen Motiven, um seine Generäle, 
Minister ' tc. nnanflöslich an ?ich zu ketten. Es lag ja auf der Hand, 
dass die Dotationen nur so Uuige Bestand haben würden, als Napoleon 
sicli auf der iluhe seiner Macht behauptete. Mithin lag es im eigensten 
Interesse der Donatäre, den Kaiser nach Kräften zu unterstützen. 

Hehrere kaiserliche Dekrete, vor allem die „Lettres patentes" 
vom 1. März 1808 setzten eine Reihe von Bestimmungen Ober die 
Dotationen fest. Danach wurden die Dotationen als Majorate, die 
nur auf die legitime und männliche Nachkommenschaft der Donatäre 
vererbt werden durften, crostiflet. Bei dorn Erlöschen des direkten 
Mannesstammes iielen die Güter an die französische Krone zurück. 
Ohne höhere Genehmigung durften die verliehenen Güter weder im 
Ganzen noch teilweise vt iAussert oder vertauscht werden. UfTpnt- 
liche Abgaben und Lasti-n sollten auf die Dotationen kein>' Anwen- 
dung linden, nur die „conlribulion ordinaire" oder Grundsteuer 
sollte von ihnen getragen werden. 

Die Liste der Donatlre findet sich bei Mierzinsky S. 149 IT. Wamm 
Kleinachmidt (Gesdiiolitt- drs- Koni^ridchs Westfalen S. 191) an einer Stelle, wo er 
von den in deiu Königreich Westfalen angewieaenen Dotationen spricht, die 
hannoveracheo DonaUre auhshlt, ist nnerfindlicb. Kldmcbioidt kann doch nicht 
gemeint babeD» dass Hannover sebon damals zu Westfalen gehörte? 
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Ferner ward bestimmt, dass die Duaatäre vom 1. Januar 1808 
ab in den Genuss ihrer Güter treten sollten. Nun waren aber die 
DomanialeinkOnfte hn HannoveracheD andi nach diesm Zdtpunkte 
grOssteDteils in die Aimeekasse abgeliefert worden. Napoleon traf 
daher die VerfQgung, dass die Armeekasse den Donat&ren ihre Be- 
züge für das Jahr 1808 auszahlen sollte. Über die kfinflige Ver- 
waltung der Dotationen verlautete noch nichts. VorlAufig ward der 
Tnspecteur Boiteiix angewiesen, im Namen der Donatäre von den 
Dotationen Besitz zu ergi'elfen und darüber ein Protokoll aufzunehmen. 

Woitcro Bestinimuntrf'n über die Dotationen enthielt das uns 
bereits bekannte ArnHe des Generalintondanten Daru über die 
.Organisation der Vei-waltung der kaist ili( lipn Domänen' in den 
reservierten Ländern voni 1;"/. Oktober 1808'). Dieses setzte fest, 
dass die Dotationen so lange durch die kaiserlichen Kommissäre 
(Boiteux etc.) zu verwalten seien, als die Donatäre nicht die Ver> 
waltung selbst fibemehmen würden. Bis dahin sollten die Kost«i 
der Regie mit 5 Prozent von der Bruttoeinnahme der Dotationen 
in Abzog gebracht werden. Den Konmiiss&ren ward befohlen, für 
jeden einzelnen DonatAr eine besondere Rechnung zu führen. 
Halbjährlich hatten sie den Donalären eine Nachweisung über den 
Stand der Revonnon zu liefern. Ebenso oft sollte denselben der 
erzielte Reingewinn ausfjozalilt werdon. 

Manche von di< s« ii Anordnung' n haben zu weitlauügen Au>- 
einanderst'Uuiigen niii. den hannovei s( hm BeliOrdcn und zu neuen 
Massregeln Anlass gegeben. Su lühile die Bestimmung, dass aut 
den Dotationen, von der »ordinären Kontribution" abgesehen, keine 
öffentlichen Lasten ruhen dürften, zu einer Erörterung darüber, 
ob die Schuldverschreibungen, welche m früherer Zeit auf die 
Dom&nen ausgestellt waren, ihre Geltung auch In Zukunft behalten 
dürften. Boiteux verlangte, um die Tragweite dieser Frage übersehen 
zu könnni, am 20. April 1808 von der Gouvernemenlskommission 
ein namentliches Verzeichnis der Gläubiger, welche Hypotheken auf 
dio hannovers*chen Dnmfmen besässen, sei es Generalhypothoken 
auf das gesamte Domanium, sei es Spezialhypotheken auf die eine 
oder andfrp Domäne. Die hannovei'sche Kommission lieH'= sich die 
erfoiderlichen Listen von dem KanimeikoUegium liefern, i^anadi 
behef die Totalsuuime der auf den Domänen ruhenden Schulden 
sich auf 4000883 4' dieser Summe entfteloi auf private 

Personen 2 868 492 4, auf öffentliche Kassen 1 131 791 4 (darunter 
auf die königliche Schatullkasse 674028 4)* In den ausgestellten 

1) Vgl. 8. 2S3. 
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Obliprationen waren den Gläiibi^'ern nicht einzelne Domanialparzellen 
verschrieben, sondern vielmehr ^generaliter" alle und jede Amts-, 
Kaniiner- und Bei^erksintraden und in der Regel ausserdem nocli 
ein besonderes Amt mit allen Einkünften und Zubehörangen. Der 
Zinsfiiss hatte sich in Friedenszeiten durchweg auf ^% belaufen. 
Zu Ende des Jahres 1805 aber war die hannoversche Regierung, 
um den massenhaft eingehenden KapitalkOndigungen vorzubeugen, 
genötigt gewesen, denselben auf 4% zu erhöhen. 

Süwip Boiteux diese Naclirichten erhalten hatte, fragte er bei 
dem Generalintendanten Daru an, ob man es bei der hypothekari- 
schen Verschreibung der sämtlichen Domänen belassen könne. Daru 
antwortete (4. Juni ISUS), dies sei unvertr;i;.di( li mit der Absicht des 
Kaisers, dass die Dotationm IVei von allen Lasten sein sollten. Es 
empfehle sich deshalb, die Hypotheken auf die OtTentlichen Lundes- 
einkünfte zu übertragen, welche den Gläubigern nicht wcm'gcr Sicherheit 
als die Domfinen bieten wflrden. Boiteux gab darauf (St. Juli 180B) 
der Gottvemementskommission die EinlcQnfte aus den Forsten, Bcrg- 
und Hüttenwerken, die Viehzinsen, Komintraden, Zwangsdienste, 
Zölle, Weggelder u. s. w. als die Gegenstände an, auf welche die 
Obligationen am bestoi transskribiert würden. Ob eine solche 
Übertragung wirklich vorgenommen worden ist, muss dahingestellt 
bleiben. 

Um jeder Verschuldung der Dotationen vorzubeugen, setzte ein 
kaiserliches Dekrt t vom 28. Oktober 1808 fest, dass die Donianial- 
güter, aus denen die Dotationen sich zusammensetzten, weder ver- 
pfändet und zur Hypothek verschrieben noch besclilagnahmt werden 
könnten. Daneben wiederholte das Dekret das Verbot, die Donatäre 
dürften ohne die ausdrückliche Genehmigung des Kaisers ihre Güter 
weder verAussem noch umtauschen. Letztere Vorschrift ist indessen 
nicht immer befolgt worden. Im März 1809 erhob die Gouvemements- 
kommission z. B. darüber Beschwerde, dass der Bevollmächtigte des 
Marschalls Soult damit umgehe, die Wohnungen des zweiten Beamte 
und des Amtsvogls zu Westen samt Zubehör meistbietend zu ver- 
kaufen. Der französische Domänendirektor D'Aubignosc, welcher 
F^oitenx im Februar 1809 in der Verwaltung der Imnrioverschen 
Domänen abgelöst halte, vindicierte in seiner Antwort an die 
Kommission vom 23. MSr/ dem Miirscliall das Recht, all«' Artikel, 
die ihm vom Kaiser geschenkt seien, zu verkaufen, zu demolieren 
oder umzutauschen. In derThat haben derartige Verkäufe wiederholt 
stattgefunden. Später erteilte ein kaiserliches Dekret (d. d. Trianon, 
3. August 1810) dem Generalintendanten die Befügnis, die Ver- 
äusserungen, welche die Donatäre in Hannover vorgenommen hätten, 
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und nicht iiiindor die AblO.^uugen von Gerechtsamen, welclic den- 
selhen von den Pflichtigen angeboten seien, zu bestätigen. V^or- 
aussetzDiv müsse för die Besifttigung sein, dass bei Vatauf und 
Ablösung wenigstens der zwanzigfaehe Betrag des jflbrltchen Ertrages 
erzielt werde, und dass das gelöste Geld in gewissen franzOsischeri 
Staatspapieren angelegt werde. Nur soweit die Dotationen in 
liegenden Hiünden bestanden, sollten sie ein für allemal unver- 
ftusscrlich 9iin. 

Im Jahre 1809 wai-d die Bestimmung, wonach die Dotationen 
mit Ausnahme der ordinären Gnindslrtier keinerlei öfTcntliche !/t t<»n 
und Abgaben tragen sollten, von den französischen Beliördeii dal iri 
austredehnt, dass die Pomanialpächter nur nach Massjrahe ilire? 
Privat Vermögens, niclil aber nach dem Uniiange der gepachteten 
Domanialparcellen zu den ausserordentlichen Lasten und Requisitionen 
herangezogen werden sollten. So sollten dieselben u. a. von 
Einquartierung, Naturallieferangan und Kriegerfuhren gänzlich ver- 
schont bleiben. Die Gouvemementskonunission erhob hiergegen 
lebtiafte Vorstellungen. Sie Qberreichte am 27. April 1809 dem 
Generaldirektor der Domftnen D'Aubignosc eine Vorstellung, in der 
geltend gemacht war, dass die ausserordentliclien Kriegslasten, YGt 
allem die Naturallieferungen, ebenfalls als Grundsteuern angesehen 
und deshalb von den Pächtern der Domanial;;nind«tücke entrichtet 
werden iiiüs<;f<'n. D'Aubijrnosc blieb jedoch dabei, d;i>s die Domanial- 
paclilLr nicht, zu den Natuiallieferungen etc. heran^^ 'zogen werden 
dürften, und erklärte, hieran uiri so mehr festhalten zu müssen, als 
eine solche Elxcmtion nui* günstig auf die wünschenswerte Steigerung 
der Pachtgelder bei der Erneuerung der Kontrakte wirken könne. 

Die hannoverschen Behörden waren aber nie um Mittel und 
Wege verlegen, Vorschriften, die ihnen nicht befaagten, zu umgehen. 
In diesem Falle handelten sie den Bestimmungen D'Aubignoscs einfach 
zuwider. War es bei den Naturalliefenni/i ri bisher so gehalten 
worden, dassdieÜomanialpächter den Betrag derselben voi-schossen und 
sodann die zwei Drittel, welche geselzmri>sijj dorn Verpärhtor, hier dem 
Domnnium, zur Last fielen, von der i'ac litsummr alj/.o^^ ii. <liis IHzte 
Drille! aber ,ex proprüs* li'ir^fcti'n, so wurdm sie auch tV'niciliin ^'o- 
nötigt dus lüie Drittel zu enlrirliti ii. Die beiden sonst vorschussweiso 
bezahlten Drittel wurden allerdings nidil weiter eingetorderl. Was die 
Kriegerfuhren und Einquartierungen betrifft, so haben die Domanial- 
pächter nach wie vor daran teil nehmen müssen. Doch empfahl 
die Gouvomementskommisslon den Behörden, hierbei mit einige 
Vorsicht vorzugehen, damit die Pftchter sich nicht mit Beschwerden 
an den französischen DomAnendirektor wenden möchten. 
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Erwähnt zu werden verdient, dass eine Reihe von Erbenzins- 
meicrn mit Hinweis auf die franzö^i'^rhen BoplimTnungon über die öe- 
frciung der Donianialpächter von den Kriegslasten den Versuch machten, 
sich der Zahlung;^ der Krieg>steuorn, Naturallieterungen u. s. w. zu 
entziehen. Die GouvoiiionienLskomnussion setzte sich aber diesem 
Unterfangen mit der grössten Entschiedenheit und, wie es scheint, 
mit Erfolg entgegen. 

Ebensowenig wie eine Heranziebting der Dotnanialpftchter zu 
den ausserordentlichen Kriegslasten wollten die französisehen Be* 
hörden zogeben, dass die Dotationsgüter an den Deich* und Strom- 
baukosten teil nähmen. Das Karomerlcoll^um schrieb (28. Juni 
1809) dieserhalb an die GouTernementskommission, soweit die Deidi- 
und Strombaukosten von den Domänen ,ex gratia, ob rationes 
salutis pnblicne" übernommen worden seien, wfirden sie freiUch in 
Zukunft den Landoskassen zur I n t fallen müssen. Höehst unbillig 
erscheine eine solche l iliertra^'ung aber in betreff derjeni^'cn Kosten, 
welche von den Domänen lediglich um ihres eigenen Vorteils willen 
oder nach den Societätspflichkn eines Deichverbandes getragen 
würden. Die Kammer beantragte daher bei D'Aubignosc, dass die 
Donatäre nach wie vor an jenen Lasten participieren sollten. Wolle 
man aber von dem Grundsätze, dass die Donatäre ihre Einkünfle 
ohne jede Schmälerung gemessen sollten, nicht abweichen, so mOge 
man ilmen zur Entschädirrunj,' Siipplementardotationen bewilligen. 

Auf den letzteren Vorschlag ging man französischerseils ein. 
Unter dem 2. August 1809 verordnete Napoleon, die Instandhaltung 
der Deiche im Hannoverschen sollte einer permanenten Kommission, 
bestehend aus dem französischen Domänendirektor, zwei Milghrdern 
der Kammer und einem Areliitekten obliegen. Die Kosten der 
Unterhaltung sollten nach dem Dekrete durch eine jährliche Steuer 
aufgebracht werden, zu der ein jeder Donatär nach der Grösse 
seiner Einkünfle und nach dem geringeren oder grösseren Interesse, 
welches er an der Unterhaltung der Deiche habe, beitragen müsse. 
Auch Napoleon selbst habe wegen deigenigen Domanialgüter, welche 
noch nicht verschenkt und folglich noch in kaiserlichem Besitze seien, 
an den Deich- und Strombaukosten teilzunehmen. Damit aber die 
Donatäre in ihren Einkünften nicht geschädigt würden, seien ihnoi 
Snpplementardotationen in der Höhe der durch die Unterhaltung 
der Deiche verursachten Lasten anzuweisen. In Verfolg dieses 
Dekrets erliess der Domänendirektor D'Aubij^nosc am 10. November 
Ibü'J ein Aussclut'iben, nach welchem (he Donatäre von dem 
Augenblicke au beitragspflichtig seil» sullten, wo sie in den Genuss 
der Dotationen gelangt seien, Napoleon aber von dem Augenblicke 

Thlnim«, OkkapatloD HaanoTcin. 31 
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an, wo &r die Domflziai in Besitz gcnommeii habe (4. August 1807). 
Die dem Kaiser zur Last &Uenden Kosten sollten aus den rück- 
ständigen DomanialeinkOnftqi bestritten werdoD. 

In die Deichbaukonunission wurden ernannt: der Geheime 

Kammerrat von (Irr Wense und der Geheime Kabinettsrat Pa^e ZU 
Kommissären, der Hofrat Flebbe zum Rechnungsführer, der Kammer- 
sokret.lr Ileilifjfr zum Referenten, Expedienten und Refristrator und 
der Oberdeichinspektor Dammerl zum Arcliitekten. Die Kommission 
arbeitete unter dem Vorsitz von D'Aubipnosc mit grosser Ge- 
schwindigkeit. Nach Ausweis der Akten ist zu den Supplementar- 
dotationen eine Reilie von Gütern mit einer jährhchen i:>innaiime 
von 106 030 Fr. verwandt worden i). 

Als Entschädigung fOr anderweitige Ausfälle sind im Jahre 1809 an 
verscfaiedene Donatäre Revenüen im Betrage von 33904 Fr. ver- 
liehen worden. Es hatte sich nämlich bald herausgestellt, dass bd 
der eilfertigen Zusammensetzung der Dotationslose im Jahre 1806 
viele Irrtümer eingedrungen waren. Manche Artikel, welche Boiteux 
in die Dotationen aufgenommen hatte, existierten gar nielit mehr. 
Andere waren doppelt zum Ansätze gebracht worden, oder iialten 
doch nicht den Werl, der ihnen in den Dotulionsurkunden beigelegt 
ward. Daher erhielt der „Agent principal des Domaines" Laurent 
im Jnni 1H0*J von D'Aubignofsc den Auftrag, sämtliche Ämter zu 
bereisen und die Dotalioneii nachzusehen und zu rekliliziereu. Das 
Ergebnis dieser Untersuchungen waren die oben genannten Ent- 
schädigungen. 

Der Domänendirektor D'Aubignosc zeigte sich Oberhaupt sehr 
bemflht, die Einkünfte der Dotationen zu erhöhen. Unter anderem 
arbeitete er eifHg dahin, dass bei dem Abschluss neuer Pacht- 
verträge höhere Pachtsummen als zuvor erzielt würden. Auch 
suchte er Generalpächter für die gesamten Objekte der einzelnen 
Dotationen zu finden, welche bisher diirciigehends an eine grössere 
Anzahl von Pä< htern überlassen waren. Mit solchen Bemühungen 
hatte er indessen wenig Erfolg. 

Ein anderer Gegenstand, durch den D'Aubignosc die Einkünfte 
der Dotationen zu crliölien suchte, waren die Amtsgebaude. Diese 
Gebäude, welche gewöhnlich die Officialwohnungen der Beamten 
enthielten und daneben als Amtsstuben, Gefitaignisse, Konibdden 
(zur Aufbewahrung der Zinsfrüchte) öffentlichen Zwecken dienten, 
waren von Boiteux in die Dotationsurkunden aufgenommen worden, 
aber ohne dass ihnen Einkünfte beigelegt worden wären, und mit 



1) Hjendadty» Angaben (S. 73) sind danach m bniditigeii. 
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der von Dam gebilligten Klausel: „Sauf l'usage pour radministration 
publique des bMiments et locaux y destinesv Trotzdem äusserten 
mehrere Donatäre die Absicht jene Gebäude zu vermieten. 
Der Finanzininisler Gaudiii, welchem diese Angelegenheit unterbreitet 
wurde, entschied, die hannoverschen Behörden dürften jene Gebäude 
zwar so lange zu öffentlichen Zwecken benutzen, als ihnen niclit 
andere Räumlichkeiten zur Verfügung ständen; dagegen sollten sie 
gehalten sein, den Donatflren einen von dem Domftnendirektor und 
den Lokalbehörden gemeinschaftlich auszumittelnden Mietpreis zu 
zahlen. Den DonatAren sollte hinwieder die Verpflichtung obliegen, 
die Reparaturkosten fOr jene Gebäude zu tragen. 

Die Gouvemementskommission erhob gegen die Entscheidung 
Gaudins den Einwand, dass für eine solche Ausgabe in dem Budget 
auf das Jahr 1809 kein Fonds vorgesehen sei. per Intendant 
Belleville ordnete darauf an, die notwendigen Summen sollten vor- 
läufig aus dem Fonds für mivorhergesehf ne Ausgabtm entnommen 
werden. Übrigens ward der Mietpreis allerorten sehr gering angesetzt. 
Im Galenbergischen z. B., wo die Kammersekretäre Baring und 
Niemeyer mit der Festsetzung der Mietpreise beauftragt wurden, 
betrugen die Anschläge fllr die zum öffentlichen Dienst benutzten 
Gebäude nur 641 4 und ^ cUe Offidalwohnungen der Beamten 
1395 J^. Was letztere angeht, so fiel die Miete natflrlidi dm Beamten 
selbst zur Last; eine Ausgabe, die diesen um so empfindlicher war, 
als ihre Besoldungen nur teilweise ausgezahlt worden. 

Die ersten dreiundsiebzig Dotationen betrugen, wie wir ges^en 
haben 2 331000 Fr. — 

Dazu waren gekommen: 

1) Zur Entschädigung für Deich- und Strom- 
baukosten 108 030 „ — 

2) Für anderweitige Ausfälle 33 964 , 57 

Sa. :! 40:2 ü'Ji Fr. 57. 
Eine beträchtliche Anzahl neuer Dotationen — fünfhundert- 
zweiundzwanzig — wurden durch ein kaiserliches Dekret vom 
15. August 1809 geschaffen. Der Gesamtbetrag derselben belief sich 
auf 2198000 Tr, Die grosse Mehrzahl dieser Dotationen (500) 
betrug je 4000 Fr.» nur wenige (22) wiesen einen höheren Betrag 
auf. Spftter kamen noch fünf weitere Dotationen mit 60 000 Fr. 
hinzu, so dass die im Jahre 1809 dekretierten fünfhundertsiebenund- 
zwanzig Dotationen eine Höhe von 2 258 000 Fr. erreichten. Die 
Totalsumme der bis zum Jahre 1810 ausgeschriebenen Dotationen 
stellte sich solchergestalt auf 

4 720 994 Fr. 57, 

21* 
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Die im Jahre 1809 kreierten Dotationen waren vorzugsweise für 
solche Offiziere bp<?timmt, ueUiie sicli in dein Krief.'e gegen Öster- 
reich ausgezeirlinet halten. Die neuen Düiialäre sollten vom 1. Juli 
IbOU ab in den Gcnuss der ihnen verliehenen Einkünfte treten. Es 
verging jedoch längere Zat, ehe sie ia den Besitz dorselbeii gesetzt 
werden konnten. Daher warde durch ein kaiserliebes Dekret vom 
3. August 1810 dem Generalintendanten der ausserordenüicfaen Kron- 
domSnen ein Spnialkredil erOffiiet, um die RückstAnde bis zum 
1. Januar 1S10 auszuzahlen. Dagegen sollten dem Kaiser die sämt« 
liehen Einkünfte der neuen Dotation^ bis zum gleichen Zeitpunkte 
verbleiben. 

Urn den ^DoinTiren der vierten und fünften Klasse", welche 
nicht mehr a]< Ici'Ki Franken erhielten, die Not wendifrkeit zu er- 
sparen, zur Vcrwaituni; Krhebung ihrer Einkünfte Bevolhiiächtigte 
nach Deutsehland zu schicken, wurden sie durch ein kaiserliches 
Dekret zu Aktiengesellschaften vereinigt, in der Weise, dass ein jeder 
Donatfir eine Aktie Ober den Betrag seiner Dotation erhielt Solche 
Gesellschaften traten ins Leben för die DonatAre im Königreich 
Westfalen, in Bayreuth, in Hanau und Fulda, in Erfürt und 
in Hannover. Die Centraidirektionen, an deren Spitze General- 
administratoren standen, befanden sich zu Paris. In die Provinzen, 
wo die Dotationen l^en, wurden von seilen der Gesellschaften je 
ein Direktor und mehrere Inspektoren, Verifikaloren und Erheber 
zur Verwaltung der Dofationseinkünfte geschickt. Einmal jährlich 
traten die Soriotäro zu eirnn Oneral Versammlung zusammen, um den 
Reehf'nschanr-ljericht des Geueraludininistrators entgepinzunehmen. 
Der entsprechende Anteil an dem erzielten Überschuss wurde einem 
jeden derselben halbjährlich als Dividende ausgezahlt 2). 

Die Zusammensetzung der neuen Dotationoi stiess hi Hannover 
auf erhebliche Schwierigkeiten. Die Gouvemementskommission, 
welche dieselbe gern vereitelt hfttte, stellte wiederholt vor, dass zu 
der Bildung der neuen Lose nur noch unbedeutende GeCUle und 
Intraden vorhanden seien. Darauf antwortete ViUemanzj — seit 
November 1808 im Nebenamt Generalintendant der ausserordent- 
lichen KrondomÄnen — , die Klosterkammerämter seien nocli nicht 
zu Dotationen venvandt und mö?sten jetzt dazu genommen werden. 
Wenn dies nicht hinreif hi , so sollten di*- Schatull- und anderen 
landesherrliclien Kapitahen, welche in Verfolg des Dekretes vom 

I) Dekret v<iin 23. S*'pt»'mber 1810. 

ÜIxT lüc Tliati/kcil der Sociele de Hanovre vgl. Foumel, Pr^ois dos 

Operations de radminiälralion de la Society de Hanovre. (Auf der Gottinger 
UniTenttAtsbibliothek beflndUefa.) 
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4. August 1807 in Besitz genommuu seien, herbeigezogen werden 
Die hannovefschen Behörden brachten es jedoch fertig, diese Ab- 
sichten zu hintertreiben. Die Dotationen mussten somit ihatsftddieb 
aus jenen geringeren GefiUlen, Zinsen etc. zusanunengesetzt werden. 
Auch die bisher verschonten Foistai mussten Jetzt herhalten. 

Die Klöster und Stifter, deren in Hannover zwanzig an 
der Zahl mit einer Gesamteinnahme von über 100000 4 
waren, geliörten keineswegs zu den Domänen. Die Mehrzahl 
derselben stand nicht unter der Dirokfion des Kanimerkollpp:iums, 
sondern unttn- dem Kln«t«>rdoparlement, bzw. imter der dem letzteren 
direkt untergeordneten Kiosleikainmer. Ein und das andere Kloster, 
wie das bremische Neuenwalde, erfreute sich als ein rein ständisches 
Institut völliger Unabhängigkeit von den landesherrlichen Behörden. 
Von den Einkiknften der Kltater floss nur im Lüneburgischen ein 
Teil in die Amtsregister. Gleichwohl hatte Bdtenz die Einktünfte 
der meisten calenbergischen Klöster, nftmlich der sogenannten Kloster^ 
Amter Barsinghausen, Ifariensee, Harienwerder, Wennigsen und 
Wülfinghausai in die „£tats de consistance' aufgenommen. Wenn 
das Gleiche nicht auch mit den übrigen Klöstern und Stiftern geschehe 
w^ar, so lag dies daran, dass der französische Kommissar von der 
Existenz derselben vorläufig nichts erfahren lintto Erst bei seinem 
zweiten Aufentlialt in Hannover im April Imks ward er davon zu- 
fällig durch eine deutsche Statistik in Kenntnis gesetzt. Jetzt forderte 
Boiteux von der Gouvernementskommission (20. April 1808) aus- 
führliche Nachrichten über diese Kloster und Stifter ein, in der aus- 
gesprochenen Absicht, von ihnen als von Götem, welche durch die 
Sflkularisation Eigentum des Landesherm geworden seien, im Namen 
des Kaisers Besitz zu ergreifen und aus ihn^ Dotationen zu bfldoL 
In demselben Sinne berichtete er auch an den Generalintendanten 
Dat II. Gleidizeitig teilte er diesem mit, die Einkünfte der bereits 
in besitz genommenen calenbergisclien Klosterftmter würden bis auf 
500—800 durch Kulluskosten und Pensionen an Äbtissinnen und 
Kanonissinnen absorbiert. Daran knüpfte Boiteux die Frage, ob 
derartige Aus;.'aben in Zukunft beizubehalten seien. Darus Antwort 
fiel dahin aus, die Kullu.-kostcn, welche eng mit der Verfassung des 
Landes verknüpft seien, mussten auch femerweit entriciitet werden; 
die Pensionen an das Stifts- und Klosterpersonal würden aber mit 
dem Tode der Nutzniesser erlöschen und somit von der Domanial- 
verwaltung nach und nach eingezogen werden kOnnen. 

Es kam jedoch nidit zu der von Boiteux geplanten Besitznahme 
d er Klöste r und Stifter. Man veizögerte hannoverscherseits die Ein« 

1} Vgl Hieniiuky S. 69. 
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Bmdmg der verUofg^ Nachrichten äo leaage^ bis Boiteiix die ersten 
dreimidrieliziy Dotationen ans anderen Objekten znaammengesetzt 
hatte. Nachher richtete man an den firaozOsiscben Kommissar Tor^ 
steUnngen, in welchen ansgefiUirt war, jene Stifter und Klteter 
kannten nicfat ais sJJmlaiisiert angesehen werden, da »e wirklich 
mit geistfich* n Personen besetzt sden. Diese Deduktion machte auf 
Boileux so viel Eindruck, dass er es onterliess, in der Verwendung 
der Klostereinkünftc .iti? dorn Cal"ri>M r^n«chpn etwas zu rindern und 
die Besitzersrrdfun^' der ühri^ren .Stith i- und Klöster zu vollziehen. 

Nach Üüiteux* Abgang suchten die hannoverschen Behörden 
seinen Nachfolger, den Domänendirektor D'Aubifmoso . zu eineru 
gleichen Verhalten zu bewegen. 3üt Nachdruck machte das Regierungs- 
kollegium in zwei Scfardben Tom 14. und 30. Mai 1809 geltend, 
da» die hannoverschen Stifter und Klöster nicht als weltliche an- 
zusehen seien. Eine Reihe von Klöstern sei freilich im 16. Jahr^ 
hundert säkularisiert worden, aber bloss m dem zum Königreich 
Westfalen geschla^'enen Fürstentum Güttingen, wo die Kloster- 
einkünfte grossenteils für die Universität Göttingen verwandt worden 
seien '). Auch die Bestimmungen des Luneviller Friedens, welcher 
den deul^rhf'n Souveränen das Recht gegeben habe, die in ihren 
L.lndem bt tindliehf'n ^rei^tlichen Stiflunpen zu säkularisieren, hätten, 
von dem Osnabrückischen ab^rtsi h< n. in den hannoverschen Provinzen 
nirgends Anwendung gelunden. Die in dem ^efrenvväitiKen Umfange 
des Kurstaats vorhandenen Stifter und Klöster seien sämtlich ,rein 
kirchliche Institute, weldie in ihrer ursprünglichen Form existierten, 
und mit Personen besetzt seien, die nach den Regeln des prote- 
stantischen Kultus in religiöser Gemeinschaft lebten* >). 

Dies war nun freilich nicht ganz wahrheitsgemfiss. ESnen rein 
kirchlichen Charakter trugen die hannoverschen Klöster schon seit 
langer Zeit nicht mehr. Nicht kirchliche Gemeinschaften stellten sie 
vor, sondern zum grössten Teil Versorgungsanstalten für ledige und 
unbemittelte Damen aus dem Adel und dem Beamtenstande: so die 
fünf calenbergischen Klosterfimter, die lünrburgischen Klöster Ebstorf. 
Lüne, Medingen, Walsrode, Wienliausen und Isenhagen, das breniisi he 
Kloster Neuenwulde und die hoya^^chen Klöster Heiligenrode und 
Bassum. Das calenbergische Slilt Loccum war in ein Seminar für 
angehende Prediger umgewandelt, das Kloster St. Michaelis zu 
Lflneburg in eine Ritterakademie. Die Einkaufte des Stiftes zu 

') Dies dot li erst im IS. Jahrhundert, 

3) .des eUblibäc-uiuritä reeilemenl ecclesiasLiqueü, exisLanl soüs leur forme 
originalre, composte de perMimeB qui se trouveni röimies en eomsramutli rdigieuM^ 
vivattt sotM les reglet da culte protaslant'. 
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Hameln ui^rden verwandt, um verdienten Siaatsdienern Präbendon 
zu gewiihien. Dem gleichen Zwecke und daneben als öffenüiclie 
Lehranstalt diente endlich das Stift zu Wunstorf. Das hamelnsche 
Stift und das «freiweltiicfae Fräulemstift" Bassum werden in Akten 
aus jener Zeit ausdrüddick als weltliehe Stiftungen bezdchnet. 
Wenn also aueh die Sflknlarisation der hannoversdien Stifter und 
Elteter durch keinen Rechtsakt förmlich ausgesprochen war, faktisch 
war sie längst eingetreten. 

Wir sehen hier wieder, die hannoverschen Behörden scheuten 
keineswegs davor zurück, die Franzosen hinter das IJcht zu führen 
und zu betrügen. In diesem Falle ward der damit verfolgte Zweck 
erreicht. D'Aubi^nosc trat bei dem Generalintendanten Viliemanzy 
dafür ein, dass von der l^esitznahme der Klostereinkünlte und von 
deren Verwendung zu den Dotationen abgesehen werde. Der fran- 
zösische Domänendirektor machte hierbei zunächst den praktischen 
Gesichtspunkt geltend, dass man mit der Besitzergreifung auch die 
Verpflichtung übernehmen müsse« die Ausgaben für die Pensionen, 
PrBbenden etc. aus den Doroanialeinkflnften zu bezahlen, und dass 
infolgedessen die Einveileibung der Klöster in das Domanium mehr 
als eine Last, denn alsein Gewinn anzusehen sei. Das Hauptgewicht 
legte D'Aubignosc aber auf die Rechtsfrage. Da die Klöster nicht 
säkularisiert worden seien, liehauptete er, müsse Napoleon erst 
durch einen „acte sou verain " die Säkularisation verfügen, ehe man 
die Güter jener treistlichen Stiftungen in Besitz nehmen könne. 
Darauf entschied Viliemanzy (18. Mai 1809), da die Säkularisation 
nicht ausgesprochen worden sei, so habe man kein Recht, die 
Klostergüter als domanial zu betrachten und in Besitz zu nehmen. 
Die bereits in Besitz genommenen Einkünfte der calenbeigischen 
Kksterftmter seien demnach mit Unrecht dem kaiserlichen Domanium 
einverleibt; der Fehler sei nun aber einmal gemacht, und daher 
müsse es dabei auch bleiben. 

Später — nach dem kaiserlichen Dekrete vom 15. August 1809, 
durch welches die neuen Dotationen angeordnet waren — kam 
Viliemanzy, wie wir presehen haben, auf die Notwendipkcnt zurück, 
die Klöster zu den Dotationen heranzuziehen. ülücklicluM-weiso g:olan^' 
es auch dieses Mal den vereinten Bernühun*?en der haniiüverschen 
Behörden und des wulilwolleriden Doriiariendirektors D'Aubignosc, 
das den Klöstern drohende Unheil abzuwenden. Mierzinsky berichtet 
darüber^), man habe von Viliemanzy eine Resolution erlangt, die 
wie das Sprichwort besage, nicht gehauen und nicht gestochen ge- 
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wesen, von der Generaldirektion in Hannover aber so aufgelegt 
worden sei, dass die Klosterftmter nicht Texschenkt, sondern vielinehr 
ihrer bidierigen Bestimmung belasse werden sollten. 

Was femer die ausstehenden landesherrlichen Kapitalien an- 
belangt, welche durch das Dekret vom 4. August 1807 als kaiser- 
liches Eigentum erklärt worden waren, so hatte Napoleon unter 
dem 30. Januar 1809 verordnet, dass alle Kapital- und Schuld- 
forderungen, die ihm in den erobfiton T.ändem jonsoils des Rheines 
zuständen, bis zum 1. April 1809 zurück^'ezahlt werden sollten i). 
Denjenigen Scliuldncm . welche diesem Gebot in der festgesetzten 
Frist nachkommen würdin, ward ein Niichlass von 10-— 15% an 
Kapital und rfickstandi^'en Zinsen vers])rüchen. Ebenso wurden allen 
Personen bedeutende Vergütungen zugesichert, welche dergleichen 
Schuldforderungen durdi Kauf an defa bringen wOrden. — Die in Frage 
kommenden Kapitalien, welche zum Teil von der General-, zum Teil von 
der SchatuUkasse ausgeliehen waren, beliefen sich sehr hoch. Das Meiste 
davon, Aber 4 Millionen Thaler, war ja in englischen Fonds angelegt 
und somit den Franzosen entzogen. Docli waren audi anderweitig er- 
^ hebliche Summen verliehen, so an die Herzöge von Mecklenburgs 
Schwerin und Slrelitz (375 000 ), und an versehiedene liannoversche 
Behörden, 7.. R. die calenbei^ische Landschaft (5CK)(XM» »f ) und die 
Wegebauintendanz. Auch Private, namentlieh Fabrikanlen, hatten aus 
den landesherrlichen Kassen ansehnliche (Gelddarlehen erhalten. Die 
Kloster- und Stiftskapitalien, welche ebenfalls hierher zu rechnen 
sind, sollen allein über GOOOOO ^ betragen haben 

Von allen diesen Kapitalien ward indessen nichts zurückgezahlt, 
obwohl die Frst bis zum 1. Juli verlängert und den säumige 
Schuldnern mit Exekution gedroht wurde. Die französischen Be- 
hörden scheinen sich dabei bonhigt und von der Eintreibung der 
Kapitalien Abstand genommen zu haben. Der mchrer wähnte 
Mierzinsky misst sich das Verdienst hierfür zu. Er erzählt^), ge- 
legentlich einer Mission an den "Generalintendanten Villemanzy in 
Hanan sei ihm durch den Hofrat Reliberf,' der ijoheimc Auflrai^' zu 
teil gc'.vMiden, ei- solle die „Etats de consistance^ welche die Namen 
der S( liuldnt r und die Summe der p:eschuldeten Beträge enthielten, 
»aus den Archiven der Intendanz zui Vernichtung herauszukriegen zu 
suchen*. In Hanau habe er die Arcbivisten Villemanzy s durch gute 
Worte und Soupers zu bewegen gewosst, ihm die Etats des Nachts 
zum Kopieren zu fiberlassen. Auch am Abend vor der That sei 

1) Dekret vom 30. Januar 1^. Hannoversche Anzeigen iHü9, SU i2ü. 
«) liienlnsky S. 69. 
S) S. 69fll 
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noch iüciiLig Champagner gespendet worden, so dass jene bemerkt 
hätten, MieiziDsky weide Ober Nacht wohl nicM fiel kopieren. 
Am folgenden Hoigen seien die Etats samt den Kopioi tealweise 
angebrannt in dnem Zustande gewesoi, dass sie nicht wied» in 
die Archive hätten gelegt wnden können. Die anfitaigliche Ver^ 
zweiflung und den Zorn der Arcliivisten habe er (Mieranslgr) da- 
durch beschwichtigt, dass er ilineii eine hallbare Entschuldigung für 
den Fall, dass das Fehlen der Etats bemerkt werden sollte, an die 
Hand gegeben und versprochen habe, D'Aubignosc werde sich für 
die GefSlIijrkeit der Herren dankbv^r erweisen, was dann auch lt- 
schehen sei. Die halbverbrannten Abscliriften seien in den Oleii 
gesteckt, die Oripinale aber liabe er mit nach Hannover genommen 
und dort dem Hofrat Rehberg überliefert. Hierdurch sei die Ein- 
treibang der Kapitalien fOr eine geraume Zeit unmfiglich gemacht 
worden. 

Ob diese abenteueiiiche Geschichte sich wirklich so zugetragen 
hat, muas bezweifelt werden, in die von Boiteux angefertigten fitats 

de conststance waren die ausstehenden Kapitalien, obwohl das 
Delcret vom 4. August 1807 dies angeordnet hatte, nicht auf* 
genommen worden. So findet sich auch in den Akten nicht der 
geringste Anhalt dafür, dass Villemanzy jemals namentliche Listen 
derjenigen hidividuen empfangen habe, an welche Kapitalien aus- 
geliehen waren. Ausserdem muss es als ganz unwahrscheinlich 
gelten, dass der französische Domänendirektor D Aubigiiosc zu einer* 
solchen heiklen Angelegenheit seine Hand geboten habe. 

Bei dieser Gelegenheit mtkssen wir ein anderes Dekret Napoleons 
erwähnen, welches gleichfalls die Einkünfte der kaiserlichen Domänen 
vermehren sollte. Ifierzinsky berichtet darüber i), es habe sich um 
die Sequestration des gesamten Vermögens deijenigen Personen ge- 
Iiandelt, die im feindlichen Militärdienste standen, oder deren Kinder 
dem Feinde dienten. Hannoverscherseits habe man sehr gefürchtet, 
dass di<^se Ma«sre<)rel auf die von Wallmodenschen Besitzungen und 
auf die Güter und Häuser der in der englischen Legion dienenden 
Hannoveraner exlcndiert würde. Man habe dalu-v der französischen 
Domänendin ktion ge^en das Versprechen, keine weiteren Sequestra- 
tionen vornehmen zu wollen, die Grafschaft iSpiegelberg, welche dem 
angeblich in österreichischen Diensten stehenden Fürsten Wilhelm 
von Nassaa-Oranien, nachmaligem Könige der Niederlande, gehörte, 
in die Bände gespielt. — Hiersmsky mengt bei diesen seinen An- 
gaben Wahrheit und Dichtung bunt durcheinander. Das betrefifende 
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Dekret Napoleons, vom 24. ÄprQ 1809 datiert, war lediglich gegen 
die ReiciiÄrsten, Grafen und Ritter gerichtet, welche es mit Öster- 
reich hielten (qui ont conspir6 avec TAutriche). Es bestimmte, dass 
deren Güter samt und sonders konfisziert werden sollten, und swar 
zur einen H&llte als Kriegsentschädigung zu Gunsten der Rhoin- 
burulsfürslon, zur anderen Hälfte zu Gunsten Napoleons, ebenfalls 
als Kriegsentschädigung, und um diejenigen Militärs zu belohnen, 
welche sich in dem Krif^e prc^pen Österreich besonders atiszoichnen 
würden. Hieraacli hätten allerdings die Wallmodenschen Güter der 
Konfiskation anheimfallen müssen, da ein Sohn des uns vom Jahre 
18U3 liei bekannten Feldmaisehalls von Wallmoden als General- 
leutnant in österreichischen Diensten ätand. Von einer Kontiskation 
des Vennögens derer, welche in der englischen Legion dienten, ist 
jedoch gar keine Rede gewesen. 

Die Grafschutt Spiegelberg war ein kui braunschweigisches Lehen 
und stand in weltlichen und geistlichen Sachen unter der Landeshoheit 
des Kurhauses. Die Domanial- und ein Teil der Territorialrechte waren 
jedoch dem Besitzer reserviert. Der regierende Graf bezog alle Einkttnfie 
der Grafschaft, sowohl die EinkOnfte der Domäne GoppenbrQgge als 
auch die Steuerintraden. Dafür hatte er seinerseits sftmtliche Aus- 
gaben für Besoldungen etc. zu zalilen. Die Direktion Ober alle Ge- 
schäftszweige stand der Justizkanzlei zn Coppenbrügge zu, nur die 
finanzielle Verwaltung lag einer besonderen Renterei ob. 

Zu Beginn der ersten französischen Okkupation hatte Färst 

Wilhelm von Oranien durch die Verwendung seines Schwagers, des 
Königs Friedrich Wilhelm III. von Preussen, bei Napoleon das Ver- 
sprechen erlanjrt, ,dass in gedachter Grafschaft weder eine mili- 
tärische Requisition Irland einer Art, noch Durchmärsche oder Ein- 
quartierungen der fiaiizOsisclieii Truppen stattfinden sollten" Auf 
Grund dieser Zusicherung war es der Grällicli Spiegelljerfjischen 
Kanzlei, an deren Spitze der Justizrat Terlinden stand, gelungen, 
die Grafschaft wfihrend der ersten französischen Okkupation aller 
Eonkurrenz zu den ausserordentlichen Kriegslasten, zu denen sie von 
Rechts wegen hätte beitragen müssen, zu entzi^en. 

Nach dem Sturze Preussens im Jahre 1806 erklärte Napoleon 
den Fürsten von Oranien, welcher sich geweq^ hatte dem Rhein- 
bunde beizutreten, seiner sämtlichen Länder fOr verlustig. Wilhelms 
nassanische Besitzungen wurden unter seme gefügigeren Stammvettem 
Ton Nassau-Usingen und Nassau -Weilbuig und den Grossherzog 

1} Schidben Hortieis an Lafor»t vom S7. Ftmirial an 11. 
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Mural von Berg verteilt. Ein anderes Lo.« war der Grafschaft 
Spiegelherg bestimmt. Am 9. Mai 1Ö08 forderte der Generalintendant 
Daru den Inspecieur Boiteux auf, von derselben unverzüglich im 
Namen des Kaisors Besitz zu ergreifoi und die spiegelbergischoi 
EinkOnfte vom 13. NoTember 1806 ab, als dem Datum des Beginns 
der zweiten Okkupation, an die Geisse de Tarmte abzuliefern. Es 
gelang dem Forsten Wilhelm indessen, von dem Generalintendanten 
einen Befehl an die französischen Behörden in Hannover zu erwirken, 
dass man ihn vorerst wieder in den ungestörten Besitz der Grafschaft 
setzen solle. 

Knde August 1809 wurde die Grafschaft von D'Aubignosc von 
neuem provisorisch in Besitz genommen, üb es auf Antreiben 
der hannoverschen i^eliörden j?eschah , wie Mierzinsky behauptet, 
müssen wir bezweifeln. Ein Brief des Doinauendirektors an das 
Regierungskollegium vom 1. September 1809 führt als Veranlassung 
der Sequestration einen Artikel der französischen Zeitungen an, 
wonach der Prinz von Oranien in der österreichischen Annee diene. 
Justizrat Terlinden in GoppenbrOgge erhob gegen die angeordnete 
Sequestration Einspruch. In einem Schreiben vom 17. September 
behauptete er, der Fürst von Oranien befinde sich nicht in öster- 
reichischen Diensten, wie mehrere aus Berlin datierte Schreiben 
desselben xnr Genügt* bewiesen, rberdics sei die Grafschaft schon 
unter dem 2^3. Mai 1809 von dem Fürsten förndich an seine Schwester, 
die vei*witwete Erbprinzessin Friderike Louise Williehnine von Braun- 
schwpig, ahfretreten worden, um diese wehren eines Darlehens von 
100 ÜOÜ bezahlt zu machen. In der Tlial habe die Prinzessin 
sich durch verschiedene Rechtshandlungen bereits als Besitzerin von 
Spiegelberg erwiesen. — Die Behauptung Terlindens, dass Ffirst 
Wilhelm nicht in österreichischen Diensten gewesen sei, beruht 
auf Unwahrheit. Allerdmgs war derselbe als Freiwilliger in 
das Heer des Erzherzogs Karl eingetreten und hatte ak' solcher an 
der Schlacht von Wagram teil genommen. Es blieb darum auch bei 
der Sequestration des spiegelbergischen Ländchens. Die Verwaltung 
desselben wurde nuf dem bisherijren Fusge forfpeführt, nur ging 
sie im Namen und für die Hechnun^: Napoleons vor sich. Das 
Reg3erung^skoll(^ium zu Hannover I)enu(zle dm Umstand, dass für 
die Gläulnger der Grafsciiaft ix'stinunte Hinkünfte ausschliesslich 
reserviert waren, um zu verfügen, dass diese „als ein besonderes 
Corpus behandelt und weder mit anderen Geldern venmscht, noch 
in der gewöhnlichai Rentereirechnung aufgeflQhrt werden sollten*. 
Auf solche Weise wurden nicht nur die Zinsen an die Gläubig«: 
der Grafschaft bezahlt, sondern es konnten audi mehrere Kapitalien 
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zurückgezahlt werden Den Absichten D'Aubigiio&Ca, welcher an 
monatUchen Angaben für die spiegelbergische Verwaltung bloss 
500 4 erkuben wollte, war dies freilich zuwider. Wann hfttten 
die hannoTerscfaen Behörden sieh aber auch an die französiscben 
Vorschriften gebunden? 

Die provisorische Besitznahme der Gra&chaft Spiegelben^ dauerte 
etwa drei Viertel Jahre. Im März 1810 eröffnete D'Aubignosc dem 
Hofrat Rchbei-g, er habe aus Paris den bestimmten Befehl erhalten, 
nnrh finit-'c Dn(ation«^e?f'nstände für französische Generale in Vor- 
schlug zu bringen. Da weiter keine Objokte vorhanden seien, müsse 
er dn«? Amt Coppenbrügge vorsclilaf:t-ii. Wenn iluii aber ein Dom cur 
vuii UU(KJ() Fr. gemacht w iinle. .-o r^ei er erbötig, die franzu^iM he 
Regierung zu versichern, dass es schlechterdings nichts mehr zu ver- 
schenken gebe. Die V^diandlungen Ober diesen «telikaten Gegenstand 
scheiterten an dem Fürsten von Oranien sdbst, wdcher f&r die Auf- 
hebunip des Sequesters höchstens 500 — 1000 ^ heiigeben wollte. 
Im Juni 1810 erhielt D'AubignQsc den Befehl, von der Domäne 
Coppenbrügge deünitiv Besitz zu ergreifen und aus ihr eine Dotation 
zu bilden. Der französische DomAnendirektor sandte einen Kommissar 
Xamens Bergmann dorthin, um diese Massregel auszuführen und an 
.Stcllo des bt=beHp-en Rentnieisters von Strobel die Erhebunp^ und 
betechnung der .säiutiichcii Hrvciiucii zu führen. Durch ein Dekret 
vom 3. Juli 1810 ward die Domäne den kaiserlichen Unlerrichfs- 
instituten zu ftcoucn und St. Denis überwiesen. Die Totaisumme 
der Einkünfte von den im Hannoverschen belegenen Dotationen 
wurde dadurch um 60000 Fr. erhöht. 

Schon vorher — gegen Ende des Jahres 1809 — hatte D'Aubignosc 
den hannoverschen Behörden mitgeteilt, es sei die Absicht Napoleons, 
auch den Rest der hannoverschen Domaniateinkfinfte, welcher bis- 
lang noch intakt geblieben war, zu Dotationen zu verwenden. Der 
Vertrag vom 14. Januar 1810, durch welchen ganz Hannover an das 
Könifrn i< Ii Westfalen fiel, vereitelte jedoch 'die Verwirklichung dieses 
Planes. Wir werden an anderer Stelle auf die Verhandlunp'en zwischen 
der westfälischen und der französische» Ue^'ioruiig über die DotaUouea 
im Hannoverschen näher einzugehen haben. 

1) Vgl. KleRinflki S. 65. 
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2. Die innere Verwaltung der Domänen. 

Haben wir im Vorstehenden mohr (iie äussere Geschichte der 
Domänen ins Auge gefasst, so müssen wir jetzt auch einen Blick 
auf ihre innere Verwaltung werfen. Von grOsster Bedeutung für 
dieselbe ist das mehrfocfa erw&hnte Air^tö Darus Ober die «Organi- 
sation der Administration der kaiserlichen Domflnen in den Lftndem 
und Provinzen Katzenelnbogen, Hanau, Fulda, Erfürt, Bayreuth, 
Hannover und Münster* vom 15. Oktober 1808. Danach sollten die 
Domänen — als solche betrachtete das Arr6t6 alle diejenigen Güter, 
welche von den französischen Kommissarien in die Bosifznahmp- 
protokolle aufgenommen waren, — von don übritren Zwei^ren der 
Staatsverwaltung ganz und gar abgesondert werden. Demgemäss 
sollten sie nur die zu ihrer Bowirtsrliattun<r und zu der Erhebung 
ihrer Einkünfte erfünierlirhen Aus;jraben tragen. Alle sonstigen 
Verwendungen, die bislang dem Domanium zur Last gefallen waren, 
wurden als »Regalitftts- oder Souverftnitätslasten* auf die »ander- 
weitigen Einkünfte der gedachten Lflnder und Provinzen* abgew&lzt. 
Dies galt insbesondere von der Besoldung der Staatsdienerschaft, 
soweit diese nidit an der Domanialverwaltung beteiligt war. Nach 
dem Arret6 sollten »zur Administration der Domanialgüter und Er- 
hebung der Revenuen" im Dienste bleiben: die bisherigen Ober- 
und Untereinnehmer, als welche meist die «zweiten Beainton" oder 
Amtsschroiher fungierten, die Spezialadministralionen der Berg-, 
Salz-, Hütlenwerke und Fabriken, die Forstbeanileii und das Personal 
der Düniäneukanmiern. An nrnen Px-arnlen wurden für das Han- 
noversche ein Domänendireklor und fünf ,verilicateurs ambulants' 
oder Gontroleure in Aussicht genommen. 

Über die Amtsverrichtungen dieser verschiedenen Beamten 
enthält das Arr6t6 vom 15. Oktober 1806 folgende Bestimmungen: 
Die Untereinnehmer haben die fiüligen EinkQnfle in derselben Weise 
wie vorhin zu erheben und saumselige Debenten zu verfolgen. Alle 
vierzehn Tage liefern sie die eingelaufenen Gelder an den »Receveur 
de TArmee" ab; ein Gleiches geschieht in der Zwischenzeit, sobald 
mehr als ÖOOO Fr. in einer Unterreceptur vorhanden sind. In den 

*) Bei jedem Amte war einer der Beamten, gewobnüch der , zweite Beamte*, 
sum Domnialfeceptor und Rcdmangsfllhrer t,'egen eioe angmeawiM £a.utiOtt 
bcfltellL Diese erhoiMn die Domaniälrevenuen entweder in eigener Person oder 

doch auf eigene Koston un(i Gefahr durch ihre Schreiber, bei grösseren Ämtern 
auch wohl durch die Amtsanterbedientea. Daneben fahrten üie diu Atntsregistert 
•owdU du Hauplregister als die Ndtouegister (Forst-. Korn-, Dienstregister n. s, w.). 
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fünf frsten Tagon eines jeden Monats haben die Untereinnehnier 
dem Domänendirekfnr (-ino f'bersirlit fibr'r die Einnahmen tmd Au?- 
jraben des vorhergehenden Monats cm/.usenden. Ferner lie^'t es 
ihnen ob. über nofwendip-e Heparaturen und Mehorationen ihr Gut- 
aciiten abzu^M lu n, .piäparatorische Arbeiten zu Erneuerung der 
Verpachtungen von Domlinengütem'' vorzunehmen, über die Voll- 
ziehung der von den Pachtern eingegangenen Verbindlichkeiten sa 
wachen und ülMrhaupt iOr die gehörige Instandhaltung der Domanial- 
gAter zu sorgen. 

Die Veriflkatoren haben vierteljfthrlich sftmtliche Unterrecepturen 
zu bereisen und zu visitieren. Dabei müssen sie nicht allein die im 
Laufe des vergangenen Quartals stattgefundetien Einnahmen und 
Ausgaben naeh den He'^Msteru naehreehnen und diese Rechnungen 
abschliessen, sondern auch ,alle übri;;en Teile der Amtsführung und 
des Betragens der Einnehmer'' einer Untt-rsucliung unterziehen. 
Die in den Reeepturen vorrät ij/en Gelder nehmen sie an sicli, um 
sie nach ihrer Kuckkunil deni Generalreceveur zu überliefern. Über 
die Ergebnisse ihrer Quartalsreisen statten sie dem Domänendirektor 
genauen Bericht ab. Auch sind sie verpflichtet, die vierteljährliche 
Generakechnung über die Sännahmen und Ausgaben m ihren 
Distrikten au&ustellen und sie nebst den Belegen dem Domflnen- 
direktor zu übergeben'). 

Die Domfmenkammern — in Hannover das Kammerkollegiuni — 
haben die Befehle und Instruktionen der Domänendirektoren den 
Untereinnebmem zu übermitteln und diese zu deren «renauer Be- 
folgung anzuhalten. Sie müssen dem Douiünendirektor die neuen 
Paehtkontraklc, Heparuturanschläge etc. zur (Jenehmigung vorlegen. 
Ist diese erfolgt, so erleilen sie dem Miislbietenden resp. dem 
Mindestfordernden den Zuschlag. Ferner statten die Donianen- 
kammem dem Direktor über die Anträge der Pächter auf Remissionen 
und Entschädigungen, sowie über die Prozesse und Rechtsfaändel, 
in welche die Domänen verwickelt sind, Beridit ab. Hinsichtlich 
der letzteren haben sie die JustizbehMen selbst zu instruieren, wie 
es ihnen denn überhaupt obliegt, nicht nur als Kläger, sondern auch 
als Beklagte die Interessen der Domanialgüter in allen Instanzen 
wahrzunehmen. 

In den Funktionen der Forstkollegien und der SpezialverwaltuicjeTt 
der lieru-, Salz- uu<l Ilütti nwerke uiiumf das Arrete vom 15. Oktober 
keine Veränderungen vor. .\ur sollten diese Behörden in den beiden 
letzten Monaten eines jeden Jahres ein Ausgabebudget für die ihnen 

•) Vgl. Mierxinsky S. 51. 
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uiiterst eilten Institute anfertigen und dem Domänendirektor zur Ge- 
nehmiguiii^ einreichen. 

Sehr umfassender Natur waren die den Domfinendirekioren bei- 
gelegten Befugnisse. Wir können dieselben dahin zusammenfassen, dass 
den Direktoren die gesamte Leitung und Überwachung derDomanial- 
▼erwaltungzustand. Hervorzuhebenfet,dass sie sowohl die Verifikatoren, 
als auch bei entstehenden Vakanzen, die Untereinnehmer, Forstbeamten 
etc. zu ernennen hatten. Doch durften sie nur solche Persönlichlc^ten 
wAhlen, welche der deutschen Sprache müchtig waren. 

Wenn bei den Domänendirekforen Reparaturen an den Do- 
manialgebäuden, Neubauten, Meliorationen rfr in Vnr«!chlag gebracht 
wurden , so durften sie solclu» im allgemeinen selhstAndig an- 
ordnen. Nur wenn es sich um die Forsten handelte, oder wenn 
die vorzunehmenden MassregeUi beträchtliche, über 1000 Francs 
hinausgebende Kosten beanspruchten, musste die Genehmigung des 
Generalintendanten eingeholt werden. In keinem Falle aber durften 
die Arbeiten begonnen werden, ehe von einem Sachverständigen ein 
Kostenanschlag aufgestellt worden war. Wies dieser weniger als 
SOO Fr. auf, so war es der Domanialverwaltung gestattet, den Weg 
der Submission oder der Veraccordierung aus der Hand einzuschlagen, 
andernfalls mussten die Arbeiten öffentlich an den Mindestfordernden 
verdungen werden. Für Neuverpachtungen schrieb das Arret^ vom 
15. Oktober ausdi fuklich den Modus der ölTentlieheri Versteigerung 
vor. Fand sich bei dt n dazu an?ef;etztt n Terminen nicht eine hin- 
lfnii.']i(lie Anzahl von Paclillu.stigen ein, äO hatte der die Ver- 
steigerung leitende Unlei eimielimer einen neuen Terniin auszuschreiben. 
Der Zuschlag durfte nur in Gegenwart eines Mitgliedes der Domfinen- 
kammern oder eines von diesen besonders dazu delegierten Beamten 
geschehen. In die Pachtkontrakte war jedesmal die Bedingung auf- 
zunehmen, dass die Pächter alle Grund- und Nebensteuem von den 
Pachtgütem entrichten sollten, ohne sie auf das Pachtgeld an- 
zurechnen. Dagegen durften weder Weinkäufe und Einstandsgelder 
noch Vorausbezahlungen irgend welcher Art stipuliert werden. 

Ausführliche Bestimmungen enthielt da«; Arret»^ vom 15. Oktober 
auch über die Besoldung der Doniatiiallx amlen. Ein eigenthches 
Gehalt sollte denselben nicht przahli werden, wohl aber sollten sie 
gewisse Prozente von sämtiiclien Doiiianialeinkünnen beziehen, und 
zwar 10% von den Rückständen aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1808, 50j „ von den Einkünften aus den e^;entlichen Domänen seit 
diesem Zeitpunkte und S% von der laufenden Einnahme aus den 
Berg- und Hüttenwerken, Sahnen, Fabriken, aus dem Verkaufe von 
Hobilien und aus eingezogenen Kapitalien. 
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Diese Prozente solllen folgendermassen unter die Domanial- 
beamten Terteilt werden: 
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Von den zwei Prozent fOr den Reinertrag der Waldungen, den 
Erlös aus verkauften Mobilien und die znmck^rezahtten Kapitalien 
erhielten die ünt* rcinnehmer 0,60, die Verifikatoren und die Do- 
münenkammem 0,45, die Archivisten 0,os, die frnnzft^isrbpn Kapsen- 
beamten 0,00. die Domänendirektoren 0,15 und der Domanial- 
kommissar bei dem Generalintendant i n 0.06 %, während für Bnreau- 
kusten 0,10, und für ausserordentlif lio Aus^'abon 0,05% fest^^csotzt 
waren. Endlich bezogen von den zwei Prozent für den reinen Ertrag 
der Berg- und Hüttenwerke, Salinen und Fabriken die Verifikatoren 
0,70, die Domfinenkanimem 0,80, die Archivisten 0,06, die Domänen- 
direkteren 0,S0, die firanzOsischen Eassenbeamten 0,12 und der 
Domflnenkommissar 0,10%. 

Es war Torauszusehen, dass ein grosser Zeilraum vergehen 
würde, bis die Verteilung der Prozente oder Remisen unter die 
einzelnen Beamten bewerkstelligt sein würde. Daher gab das Arfßtö 
den Domänendirektoren auf, unter Zugrundelegung: (1( r Ilfilflo von 
dem mutmasslichen (lesamtbetrage der Remisen einen vorläutigen 
Verteilungsplan auszuarbeiten, der bis zu der definitiven Erledigung 
dieser Mntrrie befolgt werden sollte. 

Günziieii ausgeschlossen von der Teilnahme an den Fiemisen 
waren alle Berg-, Hütten-, Salinen- und Fabrikbeamten, femer die 

•) Übngens wurden die Domänendirekturen durch das Arrftte vom 15. Ok- 
tober eraftchtii^ die Prozente der Unterdmehmer in enniengoi, fkUe die Kn- 
nifamen nnerwertet hoch sein eolltcn. 
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Forst- und Jagdbeamten, die Wiesen- und Zehntenaufseher, die 
Kastellane, Aufseher und Gärliier der Donianialwohnungen und Ge- 
bäude, die Administrationen der säkularisierten Güter u. s. w. Diese 
T^sdiiedeiien Beamtrakategorien sollten vorläufig ihre Besoldungen 
behalten und Im allgemeinen aus den Einkünften derjenigen Domänen- 
branchen bezahlt werden, in wdchen sie angestellt warai. Die Aus- 
zahlung der Gehälter durfte indes nur auf Grund eines von dem 
Domanendirektor aufgestellten und von dem Generalintendanten 
approbierten Budgets erfolgen. Ein Gleiches galt von den flbrigen 
Ausgaben der Domania1ver>\'allung. Den Untereinnehmem ward 
«liirch das Arröf6 bei Strafe der Absetzung verboten, aus den 
Domanialkassen Zalilun;.'en zu leisten , welche der eigentlichen 
Domanialverwaltung fremd waren und hinfort aus den HegalitÄts- 
kassen bestritten werden sollten. 

Dies wären die hauptsächlichen Bestimmungen des Ari'ßte vom 
15. Oktober. Ergänzt wurde dasselbe von Boiteux durch eine Reihe 
von Instruktionen (14), welche die Einrichtungen des franzAsischen 
Kassenwesens auf die hannoverschen Domanialkassen übertrugen. 
Die erste Instruktion vom 6. Januar 1809 schrieb die Einführung 
eines Registre d'ordres vor, in welches die Befehle und Instruktionen 
einzutragen waren. Die zweite und dritte Instruktion enthielten ein- 
gehende Vorschriften über die Anlage eines Einnahme- und Ausgabe- 
journals bei sämtlichen Domanialrecepturen. Für die Donatäre 
sollte nach Instruktion 4 ein besonderes Abreehnungsbuch geführt 
werden. Ferner ward den Üomanialrechnungsführern die Führung 
von Haupt rogistcrn über die kaiserlichen Domänen und die Dotationen 
und die Einsendung monatlicher Etats von den stattgehabten Ein- 
nahmen und Ausgaben zur Pflicht gemacht (Instruktion 5 und 6). 
Das Eammerkolleg^um und die Regierung hatten aus den eingehenden 
monatlichen Etats der Untereinnehmer fOnf Dtvisionsetats nach den 
Distrikten (Divisions) der Verifikatoren und einen Generaletat über 
sämtliche Domanialeinnahmen und -ausgaben zusammenzustellen 
und der Domftnendirektion einzureichen (Instruktion 8). Auch die 
Verifikatoren wurden angehalten, Ausgabe- und Einnahmejoumale 
zu führen und in jedem Vierteljahre genaue Rechnung abzulegen 
(Instniktion 9—11). Mit Hecht wies Boiteux in diesen In- 
f^fruktionen wiederholt <iarauf hin. dass die monatlichen Etats eine 
der Hauptgrundlagen einer ordeiiliiciien Administration seien. Die 
Einführung derselben bedeutete ohne Zweifel einen ungemeinen Fort- 
schritt gegenüber der in Hannover üblichen jährlichen Hechnungs- 
ablage, die obendrein nur in ganz obeifUichlidier Weise erfolgte. — 

Thlmne, Okkvpatkm BaimoTn«. ^ 
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Die dreizehiUe und vierzehnte Instruktion endlich (vom 2. und 4. Fe- 
bruar 1809) bandelten von der Neuverpachtung der Domanialpaizellen 
und den zu solchem Zwecke Torzunehmenden öffentlichen Ver- 
steigerungen. Danach sind die neuen Pflchter vefpflichtet, als 
Kaution das Pachtgeld auf sechs Monate im Voraus zu erlegen. 
Gegenstände wie Wiesen, Weiden, Zehnten, Mastb» i » cliligungen etc 
sind möglichst nur auf ein Jahr zu verpachten, bei AdLerl&ndereien 
hingegen sind Verpachtungen auf mehrere Jahre vorzuziehen. Wo 
die Versteifrening in kh'inen Parzf^llen vorteilhafter ist, kann sie 
zugelassen werden, bei [rUichem fiebotc aber sollrn die auf das 
ganze Pachtobjekt l^ictciiden den Vorzug erhalttn. Ist das höcli-ste 
Gebot niedriger als dif bisiierige Pacbtsuinine, so bat die Kammer 
dem Domänendireklor darüber einen detaillierten Bericht mil Angabe 
der Ursachen fOr den Niedergang der Pacht einzureidien. Erst 
wenn der Dirdctor daraufhin seine Genehmigung erteilt hat, darf 
der Zuschlag erfolgen. 

Die Ausführung der in dem Arrfitö vom 15. Oktober 1808 und 
den Instruktionen Boiteux' enthaltenen Bestimmungen ist im wesent- 
lichen identisch mit der Geschichte der Domänen im Jahre 1809. 
Die französische Domänendirektion trat mit dem 1. Januar 1809 
in TbfiUV'keit. Als Direktor fun<?ierte zunächst der Inspeetenr Bnitenx. 
Im Februar 180iJ ward er durch D'Aubignosc ersetzt. D'Aubignosc*), 
welcher zuvor in Berlin unli r Daru und Est^ve Ihätip gewesen war, 
stand bei seinen Vorp'pset'/ten in hoher Gunst, obwohl er kein- Freund 
der Napoleonischen Herrschaft gewesen sein soll 2). Auch in Han- 
nover erwarb der neue Domflnendirektor sich ^ele Sympathie Der 
damalige Polizeidirektor, spätere Oberamtmann Meyer, bemerkt in 
seinen Au&eichnungen, er kdnne nicht umhin, D'Aubignosc, welcher 
ihm bei allen Gelegenheiten, in denen er sich an denselben gewandt 
habe, oft auch unaufgefordert, die «grOssten Beweise des Edelmuts 
und des Vertrauens" gegeben, das grösste Lob zu erteilen. 'Von 
anderer Seite wird das „gentlemanmässige Auftreten" D'Aubignoscs 
gerühmt. Er soll , gutmütig, vielem Aufwand, besonders den Tafel- 
frfuden ergeben und selir gastfrei" gewesen sein**), hi der That 
entfaltete er mit seiner sehOnen und eleganten Frau, die er nebst 
seinem Vater aus Frankreich kommen liess, in Hannover ein sehr 



I) Die Schreibweise dieses Namens ist verschieden. Icli folge derjenigen, 
welche D'AuM^'nosc in der i>r^leri Zeil seiner Anwesenbeil in Hannover gebrauchte* 
Später schrieb er vorzugsweise d'Aubignosc. 

*) Aiifluiebniingen des Amtmaniw Mejer. 

I) HleistnBkr S. SA. Vgl aneh Hausmann S. OB. 
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glänzendes Haus Dies stürzte ihn oft in Geldverlegenheiten, aus 
denen er sicli in nicht immer ehrenhafter Weise herauszuziehen 
suchte. Wir liab( n schon an einem Beispiele gesehen, dass der 
Generaldirektor der Bestechung in hohem (irade zu^'anjKdich war"-). 
Die Piüteküüu und wohlwollende Behandlung, welche er den Han- 
noveranern ZU teil werden Hess, dürfte daher ebensosehr auf die 
pekuniAren Vorteile, welche ihm von den hannoTerscfaen Behörden 
zugewandt wurden, als auf seine natürliche Ghitmütigkeit zurQckzu- 
führen sein. Den ZwischentrSger gab daltei der Generalsekretär der 
DomAnendirektion Mierzinsky ab. Dieser, ein PoI*> von Geburt, war 
ein äusserst gewandter Mann, der in allen Sätteln frerechl war. 
Früher Handlungsgehilfe m einem kaufmännischen Geschäfte in der 
Stadt Hannover, trat er bald nach dem Beginn der zweiten Okku- 
pation in Beziehungen zu der französischen Generalität und versali 
unter anderem eine Zeitlang die Stelle eines Dolmetschers bei dem 
frarizOsisi hell Sjiezialkriegsgerichte, Seine vollkommene Beherrschung 
der fraiuosischcu Sprache machte ihn zu einer Veraiittlerstelle 
zwifldien den französischen und hannoTeraehen Behörden vorzüglich ge- 
eignet. Er wurde alsbald von »thätigen vaterlandsliebenden Männern", 
namentlich dem Hofrat Rehberg, für das hannoversche Literesse 
gewonnen. Durch einschickte Benutzung der Schw&chen des Mr. 
D'Aubignosc* gelang es Mierzinsky, nach dem Urteil eines Zeit- 
genossen, „vielfaches Unheil abzuwenden und wesentliche Erleichte- 
rungen für das Land zu erlangen" •*). Ob Mierzinsky indessen wirklich 
den Einfluss gehabt habe, dessen er sich in seinen ,Erinnerunjrcn* 
rülimt, und ob er so viele Verdienste um die Kurlande hat, wie er 
sie durt sich zuschreibt, ist eifie Fra^re, die man kaum zu Gunsten 
des eitelcn und nicht sonderlich zuv. i lässif.'en Autors entscheiden darf. 

Die erste Massnahme der Gencraldirektion der Domänen be- 
stand darin, dass sie die bisherigen geldhebenden Domanialbeamten, 
106 für die Domanialflmter und 5 für die calenbergischen Kloster* 
ftmter, als »Receveurs 616mentaires oder Untereinnehmer* bestellte 
oder vielmehr bestätigte*). Die übrigen Beamten und Amtsunter- 
bedienten verblieben zwar in ihrer Abhftngigkeit von dem Eammer- 

>) Hansmann S. S8. 

3) Vgl. S. 332. Der Arotnmim Meyer führt in seinen Aufzeichnungen an, 
was an D'Auhignosc zti tadeln gewesen sei, habe haiipt^sSchlich ,in dem Einfluss 
seiner Frau, die viel Geid verbrauchte, und seines Vaters, eiutö durch alle Schulen 
der Scblechti^eit gegangenen Emigranten", gelegen. 

3) HaUi»mann S. 58. Vgl. Mierzinsky S. 49, 54- f. Der Amlmann Meyer rOhmt 
Mierzinsky nach, denalhe habe aieh ihm immer als .ein reehUicher wohlwoUcnd» 
Mann gezeigt*. 

*) Mierzinsky S. 49£ 

32* 
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kollegiuin gingen aber die Domänendireklion nichts an, wie denn 
auch ihre Besoldung auf das Landesbudget übernommen wurde. 

Zu Verifikatoren wurden ernannt: für Galenberg der Kammer- 
sekretftr Niemeyer, fOit den grosseren Teil der Provinz Lüneburg 
(22 Amter) der Kammersekret&r Fnmkenfeld, (Ür die übrigen lüne- 
burgiscfaen Amter bis anf Ahlden und Rethem und für das Lauen- 
burgiscbe der Kammerscbreiber Niebour, für die beiden namhaft 
gemtirtil n lüneburgischen Amter und die Grafsdiaflr^n Hoya und 
Diepholz der Advokat Braun und schliesslich für Bremen -Verden 
und Hadeln der Kammerschreiber Warnecke. Durch die Ernennung 
dieser Beamten zu Verifikatoren trat eine VorrinfrerunL' <]>-> Pf»r«onalf! 
der Kammer ein. Auch sonst wurden veischietlene »Kanieralcn" an 
die Bureaux tler Doniänendirektion ab^'efrelien. Dagegen ward in dem 
Personal der Post-, Zoll-, Forst- und Bergbeaniten eine Veränderung 
nicht vorgenommen. Insbesondere yerblieb auch die Rechnungs- 
führung hier und bei den Hofdepartemants in den Händen der 
bisherigen Beamten^. 

Den bei der Domänendirektion angestellten Subaltembeamten 
der Kammer und namentlich den Verifikatoren wird nachgerühmt, 
dass sie sich inmier wie echte TT:innoTetaner b^ommen hätten. Sie 
sollen ihre neue Stellung nicht missbraucht haben, um , für Napoleons 
Kasse herbeizuziehen, was die Umsicht einiger Administrationen, wie 
z. B. die Kriegskanzlei n. a. m., nicht aujrt^geben hatten*, sondern 
redUch dazu beigetra^'en haben, , Anträge zu Käufen zu vereiteln 
und die den Unterthajien wohlwollenden Prinzipien der Behörden 
befördern zu helfen" 3). 

Dies erscheint um so anerkennenswerter, als die den Domanial- 
beamten ausgezahlten Gehftiter resp. Remisen unzureichend waren. 
Am besten standen sich noch die Elementarerheber, welche ihre 
Prozente vierte^fthrlich von den Controleuren angewiesen erhielten 
und deren Betrag aus den von ihnen verwalteten Kassen entnehmen 
durften. Erheblich war dieser Betrag nun freilich niclit. Bei einem 
präsumtiven Überschusse der Domänen von 4,5 Millionen Francs 
würde jeder der 1 10 Receveurs 616mentairos im Durchschnitte ca. 820 Fr. 
erhalten haben. Für den grössten Teil der „Beamten" hatte nbfv 
die Haupteinnahme nicht in dem baren Gehalt bestanden, sondern 
in den überaus billigen Domanialpachtungen, welche reichüchen 
Gewinn abwarfen. 



1} Mierzinsky S. 52. 
1) Das. S. 50. 
S) Dm. S. BOff. 
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Cbler als die Elementarerheber waren die Beamten da? 
KammerkoUopriunis daran. Früher luitten sie an Besoldungen ins- 
gesamt 143 510 Fr. 2Ü bezogen, jetzt betrugen die dem Kollegium 
in Aussicht gestellten Remisen bei einem mulmasslichen Reinertrage 
von 4^ Hinkmen Francs im 46 000 Fr., also kaum den dritten 
Teil der früheren Besoldungssumme. Obendrein sollte nach den 
Bestimmongen des Arr^ yom 15. Oktober 1806 vorlaii^ bloss 
die Hftlfte jener Remisen ausgezahlt werden. Somit erhielt das 
Personal des Eammerkollegiums noch nicht einmal den sechsten 
Teil seines gewöhnlichen Gehaltes >). Mit Recht durfte die Kammer 
daher in einer Bittschrift an D'Aubignosc vom 28. Februar 1809 
bemerken, dass keine andere Beamtenklasse eine so grosse Ver- 
ringerung ihrer Geliälter trlilten habe, als gerade sie, obwohl sie 
doch lediglich damit beseliül'tigl sei die Interessen des Kaisers wahr- 
zunehmen. D'Aul)ignosc und Villemanzy erkannten die Berechtigung 
der Vorstellung bereitwillig an und bemühten sich wiedeiholt bei 
dem französischen Finanzminister, eine Gehaltserhöhung fflr das 
Kammerpersonai zu erlangen. Aber erst im December 1809 wurde 
D'Aubignosc autorisiert, die zweite IfiÜfte der Remisengelder für das 
Jahr 1809 auszuzahlen. Von euier weiteren Erhöhung der Gebftlter 
resp. Remi.sen war keine Rede. 

Da befanden sich diejenigen ^Angestellten", welche von dem 
Empfang der Remisen ausgeschlossen waren, noch in einer 
besseren l.nge, so die -Mitglieder des Regieningskollegiums, soweit 
sie domaniale Funktionen zu versf^hen hallen (Po?t-, Wegebau- und 
Klosterdcparlement), die Forstijcamten, die Kanuiu rkousuk nten, dio 
Land- und Wa-sci haubedit-nlun etc. Wir erinueiii uns, dass die- 
selben nach dem xVrrete vom 15. August 1808 vorläulig ihre her- 
gebrachten Besoldungen behalten sollten. Thatsächlich wies 
D'Aubignosc, nachdem bei Beginn des Jahres 1809 die Budgets der 
betreffenden Verwaltungszweige eingegangen waren, noch im ersten 
Quartal 1809 einige SSahlungen fOr jene Beamten an. Im zweiten 
Quartal kamen folgende Summen zur Zahlung: 

FOr die Beamten des Ober-Hofbau- und Garten- 
depai-tements 7 168 Fr. 89 

Für die Hof- und Schlossbpamten2) G 323 , 04 

, die Beamten des Überjagddopartements ' ~ 

zu übertragen. . . 18 8^4 Fr. ^'6 

•) Im iweilen Quarlal (tes Jahres lSOf> sind dem KammerpTsnnal nti?|rf7nhlt 
worden 5Gi5 Fr. Das war nicht ganz ein Sechstel der ordinftren Beeoldungssuiiuiie. 
*) Dm Vm«iclmi« dendben M MuMcke 8. 141 f. 
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Für die FuLslbLunilt n»! Cbertrap. . . 18 834 Fr. 93 

a) in Geld 51618 , 84 

b) in Naturalien 13490 , 66 

, die Beamten des Regierangslcollegiums 3318 , A9 

Sa. 87 262 Fr. 85. " 

Im dritten Quartal kamen dazu noch 5897 Fr* 98 fOr die Kammer- 
konsulenten und 8089 Fr. 71 für die Land- und Wasserbaubeamten, 

so dass die Gesamtsumme der für die fraglichen Beamten bestimmten 
Besoldungen sich auf 100(150 Fr. 54 erhöhte. Für das vierte Quartal 
endlicli sind 99 665 Fr. 4ö angewiesen worden. So viel man sehen kann, 
sind die Ansprüche jener Beamten dadurch wenigstens zum gr6ssten 
Teile bofn>di?f worden. 

Itn ersten und zweiten Oii;iitab- des Jahres 1S09 wurden die 
GeliiiUer monatsweise uusbt /ahlt, ohne dass D'Aubignosc es m^ti? 
gehabt hätte, zuvor die Autorisation des Generalintendanten einzuiiukii. 
Anfang JuH 1809 verfOgte Villennnzy aber, dass die Auszahlung erst 
nach Ablauf eines jeden Quartals und zwar auf Grund einer ihm 
zur Genehmigung einzureichenden namentlichen Liste der Bezugs- 
berechtigten vor sich gehen solle. Dementsprechend konnten die 
Gehälter für das dritte Quartal 1809 erst zu Beginn des November 
und für das vierte Quartal erst Milii Januar 1810 angewiesen werden. 

Auffallend ersclieint, dass bei den Bewilligungen für die Domanial- 
beamten nicht dci Posf- und Zolllip^mten gedacht wird. Es dürfte aber 
keinem Zweifel unterhegcii, dass aiu h die-c r'in( n Teil ihrer Bezüge er- 
halten haben, und zwar di r H( -tinuiiung des Dekrets vom 15. Oktober 
gemäss aus den eigenen Einnahmen jener Verwaltungszweige. Allerdings 
reichten die Einnahmen vielfach nicht hin, um die Besoldungen zu be- 
riditigen -). So war z.B. der Ertrag der Zölle bei manchen Zollrecepturen 
infolge der ungünstigen ZeitverhAltnisse, insbesondere der Kontinental- 
sperre, derart herabgegangen, dass es unmöglich war, mit den ge- 
bliebenen Einkünften die Administrationskosten zu dedcen. Hier 
gerieten die Beamten in grosse Not. In besonders schlimmer Lage 
befanden sich die Zollbeamten zu Brunshausen an der Elbe. Wieder^ 
holt wandten diese sich mit Bittschriften an die Gouvernemenls- 
kommission. hu August 180'.» .-ehirklc die Brunshftn?rr SrhtfTs- 
mannsrhaft. w« l< ho den Waflitdienst auf dem Zoll^chiüV und der 
Schwin^MT .Scliaii/.r versali, citn ii <!cr Ihrigen, den Quartiermeister 
Meyer nacli Hannover, um vorzuskllen, dass sie mit Frauen und 

•) F.9 i«t «lannch unrichtig, wenn Miorainsky CS 59) jm^'iebt, Forslbeamten 
hätten sich selbst bezahlt zu nmchen gewusst. Auch die Behauptung Mierzinskys, 
dias die Fontbeamten an der Bemiee Antdl gdiaht hatten, M Midi. 

a) Ygl. Mieninskr S. «7 f., 6a 
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Kiruiern dem Hungertode eiilgc|rensphpn müssten, falls niclit Indd 
Hülfe erfolge. Seil aclit Monaten, jammerlen sie, hatten sie nicht 
die geringste Gehaltszahlung empfangen. — Gouvernenienlskünnnission 
und Kammerkollegium verwandten sich bei D'Aubignosc auf das 
wftrmste för die unglücklichen Leute. Sie machten dabei vor allem 
geltend, dass dieselben es in ihrer Hand hätten, die Kimtinental- 
sperre unwirleam zu machen, und mit Notwendigkeit zu Defrauden 
gedrängt würden, wenn man Urnen nicht zu let>en gäbe*). Der 
französische Domänendirektor, auf den eine solche Deduktion Eindruck 
machte, konnte aber zunächst nichts weiter thun, als bei Villernanzy 
um die Autorisation zur Auszahlung der rückständigen Gehälter 
nachzusuchen. Als hierauf koinc Antwort erfol<rf e, ordnete D'Aubignosc 
auf eigene Verantwortung' die provisorische Berichtigung der auf das 
erste Quartal des Jahres 180*J entfallenden Resoldiingen der P>i unshäuser 
Schiffsmannschaft an. Am ^3. November wurdm dann die Ge- 
hälter für das zweite Quartal angewiesen und aiu 1 1. Januar 1810 
die für das dritte. Die Rechnungsbeamten bei der Zollrecefitur zu 
Brunshausen hatten ihre Besoldung für die drei eisten Monate des 
Jahres 1809 schon einige Zeit früher als die Schiffsmannschafl, 
nämlich im Juni, bezogt 

Wir g^eii jetzt zu der Ausführung anderer Bestimmungen des 
Arretcs Tom 15. Oktober 1808 über. Wenn dieses verfügte, dass 
die Neuverpachtungen d» r Domanialgüter nur auf dem Wege öflTent- 
licher Versteigerungen erfolgen sollten, so kam man in der Praxis 
bald hiervon ab. Mierzinsky berichtet darüber, die Kammer sei von 
dem Wunsche erfüllt gewesen, die Paditun^^en in den llanden der 
alten soliden Pächter zu belassen. Um darzutliun. dass dies 
bei den bestehenden Verhältnissen auch das Vorteilhafteste sei, 
habe sie «bei passenden Lokalitäten mit fhen nicht lockenden 
Gegenständen und Bedingungen einige Versudie Ton öffentlichen 
Versteigerangen' gemacht, die denn auch kein erfreuliches Resultat 
geliefert hätten. Infolgedessen sei der französische Generaldirektor 
gänsdich von der Vornalime solcher Verstrip-enrngen abgekommen 2). 
Diese Erzählung hat bei der bekannten Taktik der hannoverschen 
Behörden gegenüber den französischen Anordnungen die volle Wahr- 
scheinlichkeit für sich. Übrigens würden schon der allgemein 
herrschende Geldmangel und die drückende Vorpllichtun^', die Pacht 
auf sechs Monate im V^oraus zu eile^^en, es vorständlich machen, 
dass die Versteigerungen ohne Erfolg blieben. Gewiss ist, da^s 
D'Aubignosc fa«t in allen Fällen der Kammer die Erlaubnis erteilte, 

I) Vgl. Mierzinsky S. 59. 
^ Das. S. 57. 
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mit den bisherigeD Pächtern die alten Kontrakte zu Teilftiigem. 
Er konnte dies um so eher thun, ab er von dem Generalintendanten 
ViUemanzj emiAclitigt worden war, die Neuveipachtungen allemal 
unter der Hand vorzunehmen, wenn zwischen ihm und den han- 
noverschen Behörden über die Unlhunlichkeit einer öffentlichen 
Verstei{,'ening Übereinstimmung herrsche. 

Was die öfTentlifhon Bauten und die Reparatuieu an den 
^hen-^^ehiiftliclicii' (Jcl'fmfjt'n, den Briickt n, Strassen u. s. w. angeht, 
so hatte das Kanuiiti kollc^'inm sich schon unter dem 13. Februar 1807 
genöti^^t preschen zu verfügta, dass von der Ausführung aller bereits 
bewilligten Bauten Abstand zu nehmen sei. In der Folge waren die 
nötigen Summen für die Ausbesserung der öffentlichen G^nde, 
Strassen und Deiche zwar von den französischen Behörden bewilligt 
worden, aber nur, insofern es sich um dringliche und unaufschiebbare 
Arbeiten handelte >). Nach dem Dekret vom 15. Oktober 180S 
sollten die Ausgaben hierfür den Domanialka^sen nur soweit 
zur Last fallen, als sie wirklidie Domanialobjekte beträfen. 
Am II. März 1800 gab der Üomänendirektor D'Aubignosc dem 
Kammerkollefrium zu eik^Tinon, dass die öffentlichen Arbeiten an 
Brücken und Strassen dazu nicht gehörten, sondern als eine 
RegaliläUlast angesehen werden müssten. Die Ausgaben für dieselben 
wurden, wie uns bereits bekannt ist, auf das (Regalitäts-) Budget 
für das Jahr 180'J übernommen, mid zwar ward für öffentliche 
Gebäude und Bauten eine Summe von 146 236 Fr., und für Brücken, 
Strassen und Deiche eine solche von 338 635 Fr. angesetzt 3). Natürlich 
stand den hannoverschen Behörden nicht die freie Disposition über 
diese Gelder zu, sie hatten vielmehr bloss ihr Gutachten über 
die erforderlichen Reparaturen einzureichen. War die in Firage 
kommende Summe gering, so autorisierte Belleville selbst deren 
Auszahlung, war sie eine erhebliche, so berichtete er zuvor an 
Villemanzy. Bei dringenden An?fraben wiojs Rplleville vorläufig 
wenigstens einen Toll der Kosten an. Da das Interesse der fran- 
zösischen Arnite die Instandhaltung?' der Stras.sen, Brücken und 
Deiche notwendig machte, so wurden die von der Gouvernenients- 
konunission hierfür beanl ragten Ausgaben auch regelmassig bewilligt. 
Doch ward den hannoverschen Behörden bei solchoi Anlässen 
wiederholt die äusserste Sparsamkeit zur Pflicht gemacht. 

Ahnlich ward es mit den Reparaturen der Domanialgebäude 
gehalten, welche nach wie vor aus den Domänenkassen bestritten 



I) Vgl S. S07, 947. 



345 



wurden. Am i'O. Februar 1809 forderte D'Aubi;.'riüsc das Regierungs- 
kollegium auf, mit der grössten Sorgfalt darauf zu achten, dass 
keine Audbesserungen und baulichen Veränderungen angeordnet 
würden, welche nicht unumgänglich notwendig seien. Auf han- 
noverscher Seite hat man sich jedoch an diese Vorschrift nicht 
immer gebunden. Bereits im Hätz 1809 musste der franzAsiache 
DomSnendirektor rügen, dass die hannoverschen Beamten bei den 
Anschlägen über die TOizunehmenden Reparaturen keineswegs immer 
die erforderliche Sparsamkeit beobachteten, sondern eine »ebenso 
übermässige wie unehrliche Schätzuo^' zu Grunde legton. Als Be- 
weis führtp D'Aubignosc eine im Amte Lüne belegene herr- 
schaftlielie Mühle an, für deren AushoBserung amtsseilig i515 Fr. 73 
gefordert worden waren. Ein franzfisiseher (jeiiieuffizier Namens 
de Castillion hingegen, drr im Auttrage des Inhabers der betreffen- 
den Dotation, General Dorsenne, zu Lüne verweilte, versicherte, 
dass der Schade an der Mühle sich mit weniger als SO ^ herstellen 
lasse. D'Aubignosc legte begreiflicherweise der Aussage des fran- 
zösischen Offiziers mehr Gewicht bei, als den Versicherungen der 
hannoverschen Beamten. Er erklärte dem EammerkoUegium, dass 
er in Zukunft den von hannoverscher Seite eingereichten Anschlägen 
nicht mehr das geringste Vertrauen schenken könne. Das Kollegium 
erwiderte (G. April), bislang habe es keinen Anlass gefunden, den 
Baumeistern, denen die Ausführung der Reparnluren Obertragen 
worden sei, das Vertrauen zu entziehen, vielmehr setze es in deren 
Integrität nicht den geringsten Zweifel. Doch werd»' es sich an- 
gelegen sein lassen, die Kostenanschläge mit verdoppelter Sorgfalt 
zu prüfen. Der französische Domanendirektor liess sich hierdurch 
beschwichtigen. 

Viel war es nicht, was in der Okkupationszeit für die Erhaltung 
der Amts- und sonstigen Domanialgebäude geschah. Immerhin ward 
dem völligen Verfall derselben gewehrt, und es helsst weit über- 
treiben, wenn von späteren Schriftstellern behauptet wird, dass für 
öffentliche Gebäude während jener Zeit nichts gethan worden sei 



3. Das Forst-, Berg-, Post-, Wegebau-, Zoll- nii<l Geslülsw esen. 
Nachdem wir bisher die eigentliche Domfi neu Verwaltung be- 
trachtet haben, wenden wir uns zu einigen V^ i waltungszweigen von 
^eraigcrer Bedeutang, welche in jener Zeit noch durchgehende zu 
den Domftnen gerechnet wurden. Wir beginnen mit dem Forst- 

1; Ubbelohde, Ober die Finaazea des Königreichs Hannover und deren 
VwwaltuDg S. 1 
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wesen. Bereits in den ersten Tagen seiner Anwesenheit in Hannover 
(23. Janoar 1807) hatte der firanzösische Intendant BelleviUe von 
der Ezdaitivkommission einen ausfOhrlichen Berieht über die landes- 

hrrrliclH n Forsten verlangt. Dabei hatte er boinorkt, es sei die 
Absicht des Kaisers, dass die Holzvericftufe in Zukunft durch fran- 
zösische Agenten vorgenommen werden sollten. Von dem Kammer- 
koUegium ab d*^r zuständigen Behörde war darauf nm 30. Januar 
eine lAn^ere Denkschrift über di»- Korsten eingereicht worden. 
D.uiaeli t( ilU ii die Forsten sich in zwei Klassen, in Waldungen, die 
dein Landesherrn ohne irgend eine Einschränkung gehurten, und 
in solche, bei denen ihm wohl das Grundeigentum und die 
Forstpolizei zustand, derea Esing aber durch zahlreiche Holz- 
berechtigUDgen der Untertbanen wesentlich geschmälert wurde. Der 
grösste Teil der Forsten war nicht vermessen, so dass die Aus- 
dehnung der Forstgrfinde nnr nach einem ungefähren Überschlage 
angegeben werden konnte. Hiernach umfassten die Forsten der 
ersten Klasse 380 000, die der zweiten 433000 Mor^ren, der gesamte 
F];u heninhalt der Domanialwaldungen also 813 000 Morgen. Ein 
betraelitlicher Teil davon bestand freilieh in Wak!hlö-^< !i, 

Auf die sechs Oberforslämter verteilten sich die 613000 Morgen 
folgendentlassen : 



1) überforstanit Hainiüver 47 000 Morgen erster Klasse 



(17 Amter umfassend) 


120 000 




zweiter 


V 


S) Oberforstamt Göttingen 


68000 




erster 




(20 Ämter) 


62000 




zweiter 


• 


3) Oberforstamt Gelle 


58000 




erster 


■ 


(23 Ämter) 


73000 




zweiter 


II 


4) Oberforstamt Ratzeburg 


100 000 




erster 


n 


(17 Ämter, darunter mehrere 


84000 




zweiter 


» 


lünehtirjjisehe) 










5) Oberforstamt Harburg 


64 000 




erster 


II 


(i:2i2 Ämter) 


50 (KK) 




zweiter 


n 




43 000 




erster 




(16 Ämter) 


45 000 




zweiter 





Sa. 8i:u_)ü0 Moi-gen. 

Die Forsten auf dem Harze, welche etwa 18 000 Morgen be- 
trugen, waren hierbei nicht in Betracht gezogen. Sie dienten fast 
ausschliesslich zum Betrieb der Berg- und Hüttoiwerke. 

Die Hauptbestftnde der Waldungen wurden gebildet durch 
Fichten, Kiefern, Eichen, Buchen, Birken und Erlen. Wie die 
Kammer meh r vorsichtig als wahrheitsgemäss ') l}ema>kte, befand 

i) Vgl. 8. 319. 
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<'\ch danmter kfin zum SthiflVliau ^'eeifrnetp? Holz. Difs sollte sich 
niiiiicntlich wählend der er^^ten fraiizüsischen Okkupation gezeigt 
haben, wo der ehemalige Inspecleur, jetzige Generaladminislrator der 
Forsten GhauTet und der Marine -Genieoffizier Olivier ndtot ver- 
sduedcnen französischen Forstagenten die hannoverschen Forsten 
wiederholt bereist und auf Scfaiffsbauholz hin untersucht hätten 
Allerdings hatte Olivier eiiüge Hunderte von Stfimmen für die fran- 
zösische Marine niederschlagen lassen, aber kaum der zelinte Teil 
davon war in den französischen Magazinen zu TT iburg als tauglieh 
befunden worden. Der Holzhandel, führte das Kammerkollegium 
des weifpfon aus, beschrfinke >irh auf Brenn-, Bau- und Slcll- 
macherholz. In erster Linif diene i r dem inländisf lim Hedarf, doch 
gehe auch ein grosser Teil di s Absatzes nach dm Hansestädten. 
In Friedenszeiten sei der jidnliche Erlös aus den herrschaflliciien 
oder Domanialwaldungen auf 250 000 .f anzuschlagen gewesen 2). 
Während der ersten Okkupation seirai aber umfangreiche extra- 
ordinäre Hauungen im Gesamtbetrage von 1 834000 Fr. vor- 
genommen Word«] 3). Überdies habe man in jenem Zeiträume be- 
trächtliche Mengen Holz für den Dienst der französischen Artillerie, 
die wiederholte Verproviantierung der Festui^^ Nienburg und 
Hameln und behufs d» i Rinquartierung liefern müssen. Dazu komme 
noch ein starkes Sinken der Holzpreise. Durch alle diese Umstünde 
sei der Erlrag der Domnnialforsten auf etwa 203 000 vf verringert 
worden. — Thntsärldich belief, wie hier bemerkt werden muss. der 
Ertrn? dt r Forsten sieh weit höher als auf 250 000 resp. 203000 .f. 
Ob in dieser Summe bereits die Einkünfte an Forstwrugen oder 
Forststrafgeldern, Mastgeldeiii und sonstigen Nebeneinnalimen ent- 
halten sind, ist nicht ersichtlich, aber unwahrscheinlich. Sicher ist, 
dass die bedeutenden Verabfolgungen von Holz an die ärmeren 
Volksklassen, an die Handwerker und Fabrikanten, an die sogenannten 
Deputatisten und vor allem an die Interessenten und Berechtigten, 
Verabfolgungen, welche zum grössten Teile ganz unentgeltlich er- 
folgten, dabei niclit in Betracht gezogen sind. Wir dürfen un- 
])e(lenklich annehmen, dass der wahre Ertra'/ d'-r liannoverschen 
Dünianial forsten sich mindestens auf 400 ÜUU— 500 000 ge- 
stellt habe. 

ij Vgl. S. (i9. 
h Vgl. S. 15. 
S) D«Ton entfielen auf: 

1803 115n(X)Fr, 

1804 101-iooo , 

18ÜÜ 700000 , 

Sa. 1 moao Fr. 
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Belleville anlwcHtete auf den Bericht der Kammer, die Intern 
essentenforsten mOge man in der hergebrachten Weise ausnutzen, 
damit die Rechte der Unterthanen ungekrfinkt blieben. Dagegen 
müsse die Verwertung d^ «priTativen* heRBchafllichen Waldungen 
höhn . 'lieben werden; so dass der auf ^3 000 Yer^ 
anschlagte Erlös ans den Forsten sich um '/2 Million Francs oder 
weni{retens um K KJOCHJ ,f' steigere. Auch möge das Kammerkollegium 
die Einrichtung^ trcfleii, dass die Einkünfte, statt bis zu den im 
Herbst vorziineliiiiciidfn Hauungen ausgesetzt zu bleiben, bereits in 
den nacli^teri Momiieu durch Anticipationen herbeiKesclialTt würden'). 

Das Kaniiaerkollcgium erhob am 10. Februar gegen die von 
dem franzftsisciien Intendanten voigeschiiebene Hanregel midi- 
drOcldiche Vorstellungen. Ein Hokhieb m der Hdhe von 500000 Fr., 
fahrte es aus, würde die hannoverschen Forsten für immer ruinieroi, 
da man, um diesen Preis zu erzielen, ungeheure Holzmassen nieder- 
schlagen müsse. In Anbetracht des ungemein gesunkenen Holz- 
handels sei überhaupt zu bezweifeln, dass das gefüllte Holz sich 
werde an den Mann bringen lassen. Das Kammerkollegium 
wolle überall Erkundi^rnnpon nbor die Möglichkeit Holzverkäufe zu 
be\N erk^^tellip'en einziehen und demnächst dem Intendanten darüber 
Berirht erstatten. 

('•Ii ichzcitig wandle die Kammer sieh an die Oberlur.-täniter mit 
der Aniiage, welche Summen aus iliren Bezirken ohne zu grosse 
und offenbare Schädigung der Forsten wohl eingehen könnten. 
Die darauf erfolgenden Berichte der Oberforstmeister geben so viel 
Auf Ufirung über die Lage der hannoverschen Forsten, dass skh ein 
nfiheres Eingehen auf dieselben verlohnt. Der hoyasche Ober- 
forstmeister von Voss meldete (18. Februar 1807), die Forsten seines 
Departements hätten vom 1. Mai 1803 bis daliin 1800 ausser den 
gewöhnlichen Einnahmen noch eine Summe von 36 472 ,^ 57 mtfr 
anf^ebracht und daneben betrüclitliche Holzvorrtte für Mililär- 
bureaux, Hospitäler, Wa( lien und für die Festung Nienburg liefern 
müssen. Der vof^eschriehene Forstetat sei dadurch in sämtlichen 
ÄnUeni zerrüttet worden. Für die For^tkllllllren hingegen sei in 
den letzten drei Jahren fast nichts bewilligt worden, so dass man 
sich goiütigt gesehen habe, die ThAtigkeit in den Forstm nahesu 
ganz einzusteU^ Nach allem diesem sei nichts mehr zu wünschen 
gewesen, als dass die Abholzung in dem gegenwärtigen Jahre 
möglichst emgeschrftnkt werde. Und nun sollten wiederum ausser- 
ordentliche HauungCT vorgenommen werden! Mehr als 7000 Thaler 

h Ex^utivkommiflnoD an dis Kunmakollegiiiin, 5. Fekmar 1807. 
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könnten durch dieselben V«Mnonfalls aufkoniiiiPii. Die in den ver- 
schiedenen Ämtern abgehaifenen Holzverstei;/erungen er;„^"iben zur 
Genüge, wie wenig Kauflustige vorhanden und wie sehi die Holz- 
preise heniiitergegangen »Hen. Die Ursache dafür habe man in 
dem allgememen Geldmangel zu suchen, infolgedessen sich jedermann 
scheue etwas zu unternehmen. 

Der lauenbui^fiscfae Oberforstmeister von Düring berichtete an dem 
gleichen Tage wie sein hoyascher Kollege, es sei nur zu bekannt, wie 
sehr die Forsten in den vergangenen Jahren gelitten hätten. Ganze 
Distrikte, wie im Amte Neuhaus die Craatz, im Amte Bleckede das 
Bleckeder Holz, seien vollständig abgetrieben. In vielen Ämtern könne 
überhaupt kein Holz mehr {resclilageti werden, andere könnten nur ein 
(leriiige.s liclV-m. Von -chwcrwiegendetii Einllusse sei auch die Ver- 
srhlucliteniiig der Absatzverlmltnisse. Fi üher, zur Zeit der er'isten Okku- 
pation, hälleii die laueiibui^gischeii Foistbeliorden fast alles geffülte 
Holz nach Lübeck verkauft. Seien doch die lauenburgischen Ämter die 
einzigen (?) gewesen, welche den Bedarf des Lübecker Holzmarktes 
gedeckt hätten. Dies habe sich aber seit November 1806 geändert. 
Lübeck habe enorme Geldsummen verloren, sein Handel liege da- 
nieder, die dortigen Fabriken und Gewerbe seien grossenteils ins 
Stocken geialcn, und die Armut nehme mehr und mehr in der 
Stadt an der Trave überhand. Obendrein sei nun auch Mecklenburg 
durdi (Wo Kriep-sdrang^ale genötigt worden, m thun, was man in 
Lauenbur^r .^i lion «eit vier Jahren ohne alle Rücksichten nnt^edrunpin 
gelhan habe: nändich die Forsten anzugreifen. Die i (itlzvorrätr in 
Lübeck hätten sich auf diese Weise derart angehäuft, da.ss> beinnlie 
alle Stapelplätze damit überfüllt seien. Natürlich werde dem 
lauenburgischen Holzhandel dadurch der grösste Schade verursacht, 
und es sei schon mehrfach der Fall eingetreten, dass die angesetzten 
Hohsverkftufe aus Mangel an Käufern nicht zu stände gekommen 
seien. Unter solchen Umst&nden kOnne er aus den ihm untergebenen 
lüneburgischen Ämtern nicht mehr als 8000, aus den lauenbuigischen 
6 — 7000 Thaler versprechen. 

Der Oberforstmeister von Zastrow zu Stade klagte in seinem Berichte 
vom 1. März 1^^07 »benfalls über .-(hlechfc Handelskonjnnkturen. 
Die Sperrung der .Slröme, führte er daiüber aus, gestatte die Aus- 
fuhr des SchifTsbauholzi s nicht. Daher lä?en allerwärts an den 
Ufern dor Strömt' grosse Vorrfde von SchifVsbauholz (!), für die sich 
keine Käufer gefunden hätten. Auch seien die Preise sehr herab- 
gegangen, so dass man, um die benötigten Gelder herbeizuschaffen, 
die Forsten weit stflrker als sonst angreifen müsse. Die äusserste 
Summe, welche durch ausserordentliche Hauungen in den bremischen 
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Forsten beschafft werden könne, belaufe sich auf 5000 4* Ähnlich 
lauteten die Berichte der Oberforstmeister zu Hannover und Celle. 
Das calenbeigische Oberforstamt erU&rte, man vermöge höchstens 
6000 4 aufzubringen und auch dies nicht ohne die Forsten merk- 
lich zu schädigen, welche so wie so schon seit beinahe vier Jahren 
durch wiederholte ausserordentliche Hauungen und beträchüiche 
Lieferungen von Nutz- und Brennholz für die französische Artillnrie, 
fni die Fo?tun«ren Hameln, Nienburg und die Stadt Hannover, des- 
gleichen tTi! Lager, Vorposten, Wachen und Wäscherinnen sehr 
lieruntergeKuinmen seien. Weiter ging noch das IQneburgische 
ForstamL in seiner Antwort; es behauptete kurzab, in seinen Wald- 
beständen könne ein extraordinärer Holzhieb ohne den grössten 
Nachteil überhaupt nicht stattfinden. 

Das KammerkoUegium, von dem Bestreben erfüllt, die Vor* 
nähme des Holzschlages möglichst hinauszuschieben, legte die Be- 
richte der Oberforstmeister vorläufig ad acta. Erst als Belleville 
Anfang April 1807 seinen Unwillen darüber zu erkennen dass 
noch nichts geschehen sei, reichte das Kollegium am 14. April ein 
Memoire ein, in dem die alten Einw?lnde gegen den Holzhieb 
wiederholt waren. Hei dem rapidi^n Sinken der Holzpreise, ver- 
sicherte die hannoversche Behörde, würde die Vornahme ausser- 
ordentlicher Hauungen höchstens 50000—60000 4^ einhrinj/en. In 
den Jahren 1801 und 1802 habe der Preis für ein Klalier Holz 
in Hamburg und Lübeck noch U— 10 betragen. Zur Zeit der 
ersten frsnzösischen Okkupation sei er auf 4 — h herab- 
gegangen, und gegenwärtig könne man sich Glück wünschen, wenn 
man nur 8 erhalte >). Die Eaufleute aber seien bei dem aller- 
wärts herrschenden grossen Geldmangel und dem Verfall des Handels 
so wenig in der Lage, von den niedrigen Holzpreisen zu profiti^en^, 
dass sie nicht einmal ihre aufgehäuften Vorräte loszuwerden ver^ 



1} Ob diese Angaben der Wahrheit gemäss sind, erscheint mindestens zweifcl- 
bafl. Mir liegt ein Verzeichnis der Hokpreise der Flossholzanstalt zu Hannover 
(▼1(1. Ober dieselbe Gath«, Die Lande Bnumsebweif and Hannover S. 399) vom 
Jahre 1800— 1S09 vor. Danach betrug d«r Preis für das Klafter: 

1800 3 4 i mgr 

1802 3 , 12 , 

1804 8 , \t . 

1806 3 . 12 , 

ISO« 3 , !S , 

Somit hätte ein Sinken der Holzpreise tlberhaupt nicht statt|;efiuidea. Der hohe 
Frei» ün Jahre 1806 erUirt «ich darain, daas Bemadotte in demselben lu Gunsten 
milder Stifluofen eine Abgabe von i^mgr auf jedes Klarier Flosähol/. b'*^1egt hatte. 
3) Dies war wiedermn nicht wahxbeitagemlas. VgL Mieninsky S. Öfif. 
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möclilen. Zum Schlüsse vorsprach die Kammer, sie wolle zunächst 
einen geeigneten Agenten zur Abschliessung vom Ilolzverkäufen nach 
Hamburg und Lübeck schicken und alles aufbieten, um die ein- 
gangs erwfthnte Summe von 50000—60000 Thalem durch ausser- 
ordentliche Hauungen aus den Forsten herauszuschlagen. 

BeUeviUe, der von dem in Aussicht genommenen Holzhiebe eine 
Einnahme von zwei Millionen Francs erwartete'), war begreiflicher^ 
weise mit dem An^'ebol der Kammer nicht zufrieden. Umgehend 
(15. April) erteilte er ihr den strciifxeu Befehl, ohne Rücksicht auf 
forstwirtsehaft liehe Grundsfltze alles Holz in den privativen horr- 
schaftliehrri Forsten fällen zu li-=-=eii, wo;^u sich Käufer linden würden, 
die den Kaulpreis süiort zu erlegen geneigt wären-). Dieser Brfehl 
ward indessen nicht ausgeführt. Wir erinnern uns, dass die Stände 
dem Iniendanten eine Million Francs in Wechseln überlieferten, um 
den ausserordentlichen Holzhieb abzukaufen 3). In der That dürfte 
Belleville von demselben eine Zeitlang Abstand genommen haben. 
Erst am S4. November 1807 hören wir wieder von dem ausser- 
ordentlichen Holzschlage. Unter diesem Datum schrieb die 
Kammer an die Gouvemementskonunission, der Intendant verlange, 
dass die seit Iftngerer Zeit geplante Hauung mindestens 500000 Fr. 
einbringe''). 

Jetzt ^'[ iff das Kammerkollp<jinm auf den Plan zurück, einen Unter- 
händler in der l\Mson des Kommerzrats Baring „mobil zu machen, 
damit die soui)(;ons de mauvaise volonte verschwänden, und man die 
Sache hinhalte* (!). Zuerst sollte Baring die hannoverschen Furslämter 
bereisen und die Waldbestände unlei-suchen, demnächst sollte ersieh nach 
den Hansestädten begeben, um dort Holzverk&ufe ins Werk zu setzen. 
Am 27. November berichtete der Kommerzrat aus Schwarzenbeck 
im Lauenburgischen, der erste Gegenstand seiner Untersuchungen 
sei der gewesen, ob nicht die ordinären Hauungen einen solchen 

1) Vgl. S. 199. 

2) Am 14. Apri! teilte die EStekutivkommission der Kammer mit, Belleville 
habe ihr am vorhci i^fhendj^i Ta^e eröfTnet, ^qnc Mr. t'Intendant g^neral connaft 
biea les difficultes qui naissenl de la rarete du numeraire, mais qu'U ne peut 
donter qa*k de« prix trto bas on tronTerait tioqiont« des aehetenn; qu'U ne s^agit 
pas d'^onomiser ou de mtoager les forMs, mais d'avoir des ressources «Ktn- 
ordinaires en les sacrifiant; que le Gouvernonif nt franqais ne voulait frapper que 
les bois de l'Electeur et qu'aiosi oa m^aagerait ceux des oommunes; qu'il ne 
sufBttU pa« d'aasurer, qu'cni n*avut pa» trovvft des aeinteari^ xam de montrer 
les moyens qu'on avait employes 4 s'en procnrer et ä eogager les entrepreneon 
k achel^r <les bois ou ä faire des arancps ä rrt efTct.* 

3) Vgl. S. äü3, 213 und AkteustUcke der provisorischen oder ersten all- 
gemeinen Sttnderer&ajnmlung des Kön^reictis Hannover IV, 115 f. 
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Überschuss abwerfen wüiden, dusa mittelst ihrer und der Mast- 
einUnfle Imreits ein Teil der ,coupe eztraordinaire" eingehe. Leider 
h&tten seine NacMoischiingeD ergeben, dass hierauf nicht zu hoffen 
sei; vielmehr erleide der ordinftre Foistetat bereits euien Ausfall 
von 26000 welcher mit den Hasteinkflnflen und anderen Neben- 
einnahmen gede^ werden mflsse. Mithin könnten die verlangten 
500000 Fr. nur durrli ausserordentliche Hauungen aufgebracht 
werden. Zu dem Ende würden in erster Linie die Forston des 
lauenburgischon Departements hernnzuziehen sein , sowohl ihrer 
Beträchtlichtkeit \veg< ii, als weil sich dort am ersten auf kauf- 
männis( li( ri Absatz redinen lasse. Calenberg vermöge lOüOO ^ zu 
litleni, Lüncliurg löüÜO i^, Hoya 5000 ^ und Bremen - Verden 
6000 .f ; das andere müsse bis auf 13 000 if, die man durch filtere 
Erspanmgen erübrigt habe, von dem Lauenburgschen aufjgebraclit 
werden. 

Das Kammerkollegram eriiess demgemftss die Befehle an die 
Oberfoistämter. Die Subrepartition auf die verschiedenen Ämter 
ward dem Ermessen der Oberforstmeister anheimgestellt. Im 
Januar 1808 konnte die Kammer die ersten SnoOOOFr. an den fran- 
zösischen Receveur abliefern. Die zweite H&lfte der geforderten 
Summe folgte im Februar. 

Aiifanj^ März ISO'.) wanl von dem Geiieralinteiidanten Villemanzy 
eine neue aussLMoideiitliclic Ilauung in diTi 1 )()manialf()r^t<m, soweit 
sie nicht in die Dotationen einbegriffen waren, angeordnet. Der 
Erlrag dieses liokschlages, welcher auf 2(X)tXX) Fr. angesetzt war, 
sollte lediglich zu der Unterhaltung der französischen Armee dienen. 
Der Domfinendirektor D'Aubignosc teilte der Kammer am 8. März 
mit, da der Hauptabsatz des hannoverschen Holzes nach den Hanse- 
städten gehe, so beabsichtige er, in der Person des Domanialagenten 
Laurent einen Unterhändler dahin abzusenden, um mit d^ Holz- 
hAndlem Verkäufe im Grossen abzuschliessen. 

Dem Kammerkollegium konnte nichts unei-wünschter kommen, 
ah eine ^lolehe französische Einmischung. Es beeilte sich daher, 
Vorstellunj/fn gegen dipMi-.sion Laurent« zu erheben. Noch niemals, 
behauplet(> (iie Kammer, sei t > ;^^eluri;.'en, mit grossen Handelshäusern 
bedeutende Kontrakte abzusehlies.sen, vielmehr habe ein jeder solcher 
Versuch aui den Nachteil gehabt, den , diesseitigen durch die Forst- 
bedienten und Beamten eingeleiteten Händeln* zu schaden*). 
D'Aubignosc verzichtete darauf auf die Entsendung emes Unter« 
händlers unter der Bedingung, dass die Kammer geeignete Hassregeln 



0 JUmmerkollegium an D'Aubignose, 9. Mänt 18Cj9. 
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ergreife, um die 200000 Fr. in aller Kürze durch liolzschläge herbei- 
zuschaffen. Die Kammer Tersprach denn auch, dass bis Ende April 
die geforderte Summe eingehen soltte mid nahm die Repartition der 
Hauungen auf das schleunigste vor. Danach entfielen auf die Pro- 
vinzen Calenberg und Lfineburg je 6000, auf Hoya und Bremen je 
3000 und auf Lauenburg 26 000 4>- Die starke Belastung des lauen- 
butgisehen Departements wurde damit gerechtfertigt, dass dort noch 
am ersten auf Absatz nach den Hansestädten zu rechnen sei. Am 
schwersten ward das Amt Schwarzonbeck bdroffcn, welches allein 
11000 aufzubringen hatte. Die Oberforstmcister wurden von der 
Kammer am MArz angewiesen, die Snbrepartition auf die Forst- 
reviere in aller Eile vorzunehmen und dafür m sorgen, dass der 
Eilös aus den Hauungen baldigst eingehe. Gleichwohl musste der 
französische Domflnendirektor sich am 10. Mai darOber beschweren, 
dass noch mehr als 150000 Fr. r&ckständig seien. Die Kammer 
entschuldigte die Forstbeamten damit, dass es sehr schwer halte, 
von den Käufern, welche durchweg Landesonterthanen seien, die 
Kaufgelder einzuziehen. Sie werde jedoch alles aufbieten, um die 
rückständigen Gelder einzutieiben. In der That sind dieselben noch 
im Laufe des Mai an den französischen Einnehmer abgeliefert 
worden. 

Dass solche ausserordenlliehen liolzschläge den landesherrlichen 
F()rsten ari^'eii Schaden zufüj^en musaleu, Hogt auf der Hand. Man 
hallo sicli in Hannover ersl in der zweiten Hällle des achtzehnten 
Jahrhunderts zu einem ralioiielleii Betriebe der Forstwirtschaft auf- 
geschwungen; jetzt, wo man sich genötigt sah, ohne Rftcksicht auf 
forstmflssige Grundsätze einem Raubsystem zu huldigen, ward wieder 
zu Grunde gerichtet, was die vergangenen Jahre geschaffen, und 
grosse Verwirrung im Forstwesen herbeigeführt. Es hat später 
lange Zeit gedauert, bis die angerichteten Schäden wett gemacht 
worden sind. 

Ein Glück im Unglück war es, dass die hannoverschen 
Forsten nicht an die Donatäre vergeben wurden. Eine solche 
Verschenkun;,' würde ohne P'rage die völlige Vernichtung der Wal- 
dungen zur Folgt« {.n habt liaben. Die« seheint auch der General- 
intendant Dam gefühlt zu haben, wenigstens wies er den hispecteur 
Boiteux unter dem 4. April 1808 an, die Forsten nicht zu der Zu- 
sammensetzung der Dotaticmslose zu verwenden, da ihre Ausbeutung 
besser der Staatsverwaltung vorbehalten bleibe i). Im Jahre 1809 
musste freilich ein grosser Teil der Forsten mangels anderer Ob* 
jekte zu den Dotationen herangezogen werden. Die Donatäre sind 

*) Vgl S.'3I6. 

Thtwui«, OkkvptttoB HuuwTwi. 33 
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jedoch nicht mehr in den Besitz derselben gelangt; denn die west- 
fälische Regierung beeilte sich nach der ESrwerbung Haimovers, die 
Forsten und überhaupt die Dotationen der vierten und flknften 
Klasse zurQckzukanfen. 

In der inneren Verwaltung der hannoTerschen Fcwsten ist in 
den Jahren 1807—1810 eine erhebliche Veränderung nicht eingetreten. 
Sie verblieb in den H&nden des Kammerkollegiums, der Oberforst- 
meistor und des übrigen Fnrs1per?onals. Die Besoldung der Forst- 
beamten orfoln^to, wif nn^ bekannt ist, im Jahre 180'J aus den 
ordinären Einkünften der t'orätverwaltuii|i. Vorher dürften die Ge- 
hälter des Forstpersonals, bis etwa auf die der Oberforstmeister, 
aus den Amtskassen bestritten worden sein, in welche die Forst- 
eiokünfle durchgehends flössen. Die Forstbearaten befanden sicli 
somit wihrend der zweiten franz&sischen Okkupation in leidlich 
günstiger Situation: in einer weit besseren, als die meisten anderen 
Beamtenkategorien. Schlimm war es dagegen um die Vornahme 
von Forstkulturen, Meliorationen etc. bestellt, namentlich seit dem 
Jahre 1809. Für Arbeiten, die nicht von unmittelbarer Notwendig- 
keit waren, oder doch der französischen Armee zu jrute kamen, 
haben die französisclien Behörden kaum jemals die erforderlichen 
Geldsummen bc\villi|_'t. So mn^f^ten in dem gedachten Jahre alle 
Neuaufforst iingen und Kulturarbeiten aus Man^zei an Fonds cingesteiit 
werden. Den Forsten gereichte dies, wie aus mehreren Überforst- 
amtern übereinstimmend versichert wird, zum grössten Nachteile. 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, dass die französischen Be- 
hörden gegen das E!ade der zweiten Okkupation dem Gedanken 
nAher getreten sind, das liannoversdie Forstwesen von Grund aus 
neu zu organisieren. Zu Beg^ des Jahres 1810 übersandte Ville- 
manzy dem Domänendirektor D'Aubignosc den Entwurf zu einem 
Reglement über die Forstverwaltung. In demselben ward vor allem 
die Einsetzung einer eigenen Centraldirekti<m für das Forstwesen in 
Aussicht genommen, statt dass dieses bislang nur ein stiefmütterlich 
behandeltes Anhängsel der Doinanialverwaltung gewesen war. An 
der Spitze der Direktion sollte ein Generaldirektor stellen, unter ilmi 
ein Geiieralkunscrvator und mehrere Generalinspektoren, eine Reihe 
von Konser Valoren und Inspektoren u. s. w. Das Forstwesen sollte 
also ganz nach franzüsischem Muster eingerichtet werden. 

IXAubignosc gab der Kammer und dem Regieningskollegium 
anheim, eine Kommission niederzusetzen, um das Projekt zu prüfen. 
DemgemAss traten die beiden Oberforstmeister von HalorÜe und von 
Honroy und der Geheime Kanzleisekretftr Hofrat Rehberg zu Be^ 
ratungen zusammen. Am 12, Februar 1810 reichten de ein aus- 
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führliches Gutachten über die geplante Reform ein. Es war darin 
unumwunden ein^'oräumt, dass die Einsetzung einer eigenen Contral- 
direktion nur vortoilhafl für das Forst wpson soin könne. Dennoch 
fand das Projekt vor den Aii^'en der hannoverschen Beamten kchie 
Gnade. Sie schützten ge^'en dasselbe vor, es greife vielfach in die 
Rechte der Kommunen und Unterthanen und die Funktionen der 
verscbiecleiiien YerwaUungs- und GeiuhtsbeliOTden dn, und scbliesse 
mithm in mehrfocher Beziehunir ^^'^ Verfassungsftnderuiig in sich, 
wAhrend doch der Kaiser die Aufrechterhaltung der Landes- 
verfossung zugesagt habe. Wir sehen, die Hannoveraner woUten 
keinerlei Reform, welche vom Feinde ausging, niocliten die VorzOge 
derselben auch noch so einleuchtend sein. Die Vereinigung von ganz 
Hannover mit dem Königreich Westfalen, welche wenige Tage 
spfÜGT erfolgte, machte es übrigens den Franzosen unmöglich, jenen 
Plan weiter zu verfolgen. 

Besser als die Forsten, denen ausserordentliche Hauungen 
nicht erspart blieben, kamen die Bergwerke des Harzes weg. Der 
Haraer Bergbau warf bekanntlich zu Ende des achtzehnten Jahr- 
hunderts keine Obersdiüsse ab ^) und ward von der hannoTerschoi 
Regierung weniger aus finanziellen als aus socialpoUtischen Gründen 
fortgeführt. Die Franzosen hfttt^ hier durch EiRfQhrung eines auf 
grosse Ertrflge abzielenden Raubbaues ungdieurei Schaden stiften 
können. Dass dies nicht geschah, ist lediglidi dem französischen 
Ingenieur des niines de Villefosse, späterem Gcnwalinsiiektor der 
Bergwerke in Frankreich, zu danken. Villefosse war bereits Anno 
1803 im Auftrage der französisclien Regierung nach dem Harz ge- 
kommen, um die dortigen Bergwerke zu ini?pizieren. Er iiatte sich damals 
durch den Geheimen Kainnienat und Berghauptmarm von Meding über- 
zeugen lassen 2), das.s der Hai-zer Bergbau nur bei einem mfissigen 
Betriebe und bei Verzichtleistung auf bedeutende Überschüsse gedeihen 
könne. »Mit dieser Überzeugung und durchdrungen von wahrer, 
enthusiastischer Liebe zum Harz, widersetzte er sich mit eben so 
grosser Efihnhdt als Gewandtheit den oft wiederholten dringenden 
Anforderungen der französischen Zwingherrschaft, die anfangs den 
Harz für eine Goldgrube hielt, und weldie es nicht he^M-eifen konnte, 
dass das Hauptmotiv der dortigen grossen technischen Anstalten 
darin bestehe, den Bewohnern des Gebirges Unterhalt zu trerschafifen'^). 



1) Vgl s. Ifi. 

2) Vgl. S 09, 

3) Worte des bekannten GöttiiiK'er Minenilogen Hausiiianii in einein Villet'os.se 
gewidmeten warmen Naclirufe. Abhaadlunt^eu der Königlichen Getfellsdiafl der 

S3* 
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Die lifiiiüliungen Villefosses waren von Krfolp gekrönt; die fran- 
zösische Rf^ierung nahm von (h v ursprünglich beabsichUK'ten 
forcierten Ausbeutung der Berirweikt- Abstand. Eine in Clausthal 
auf Villefosses Veranlassung geprägte Denliumnze auf Napoleon durfte 
mit Fug den dem Haizer ]E^|rl>Bn durch den franzAsiselien Kauwr 
gewährten Schutz rühmen*). 

Bei Beginn der zweitm französischen Okkupation ward Villefosee 
als GeneraUnqtektor der Bergwerke in sflmtlich^ damals von Na- 
poleon eroberten deutschen Ländern abermals nach Deutschland 
gesandt. Er nahm seinen Wohnsitz wiederum im Hai-z^ und blieb 
liier bis zu der Einverleibung desselben in das westfälische Reich. 
Mit dio--rT hörte der Harzer Bergbau auf ein Zweig der han- 
noverschen Staatsverwaltung zu sein. 

Wir wenden uns j« tzf zu der Postverwaltung. Auch in ilir 
ward den hannovi rsi ht n Behörden grü^se Freiheit gelassen. 
Mierzinsky berichtet darüber, auf den Vorschlag des Hofrats Rehberg 
sei ihm (Mierzinsky) von D'Aubignosc im Jahre 1809 die Verifikation 
des Postwesens fkbertragen worden. Man habe bannoverscherseits 
damit uisbesondere beabsichtigt, «einer künftigen Untersuchung der 
Briefe vorbeugen, oder, wenn solche ja stattfinden mflsste, sie in 
guten Händen zu wissen'. In der That habe man erreicht, dass 
die Franzosen von jeder sinderen Controle des Postwesens abge- 
sehen hätten. Auch in dem bewegten Jahre 1809, wo es nahe 
daran ^ewe^jen sei, da«?« er ,niit Hülfe eines von Kassel zw rcqtiirieren- 
di-Ti bidividuums eine lintersuchunf? aller von nordwärts ins Land 
kommenden Briefe* halx^ etabliercM sollen, habe der Hinweis auf 
den guten Ciiarakler ii«'r l'.inwohrier genügt, um die französischen 
Behörden in Hannover von der Untersuchung abzubringen 3). 

Beruht diese Erz&hlung auf Wahrheit — und die Aliten bieten 
keine Veranlassung daran zu zweifeln — so hat Mierzinsky im 
Bunde mit den hannoverschen Behörden D'Aubignosc, seinen un- 
mittelbaren Vorgesetzten, direkt hintergangen. Denn em Teil der 
PostüberschOsse ist nicht an die französischen Kassen abgeliefert, 
sondern von den hannoverschen Behörden insgeheun zur Auszahlung 
rückständiger Besoldungen und Pensionen, zu gewissen Douceurs etc. 
verwandt worden Doch kann es sich hierbd nicht um erhebliche 

Wissenschaften ßd. V, Vorrede S. V, Anin. Hammaim WUT von 1803— läOb 
Berganttsauditor in Clausthal. 

1) Das. 

2) Das. 

3) Mierzinsky S. 5r>r., t.n. 

4) Diese rostoberschussgelder rührleu grossenteils von dem Postmeister 
JohuDB ni Httuburg tier. Dieser «pidte bü der Vermitteliing d« Verkehrs and 
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Snmiii II gehandelt haben. Nach dem für das Jahr 1809 auf- 
gestellten Budget der Post Verwaltung betrug die Einnahme und 



Ausgabe der verschiedenen Püstauiter: 





Eimithme 


Aiufab«. 




43000 4 


37S90 4 


Elamburgi) 


92300 , 


66492 , 


Harburg 


10316 , 


14 390 , 


Lünebufg 


14619 » 


10 741 , 


Nienburg 


11 388 , 


20 328 , 




15 506 . 


14 750 , 


Stade 


11 503 , 


9 708 , 


Gelle 


15 20Ü , 


18 045 . 




7 650 , 


9 485 , 




5 273 . 


3 381 . 




1438 , 


1072 , 




800 , 


287 , 



Sa. 228 495 ^ 205869 .f. 
Demnach beliefen die PostObenchOsse sich aaf nicfat mehr als 
22626 ij^. Gegen firOher hatten sich die Einkünfte ans dem Post- 
vesen betfftchtlich vennindert Ein Promemoria des Postdif^ocs 

von Hinüber vom 14. December 1809 führt den Ausfall darauf 
zurück, dass die Postämter Osnabrück, Münden, Güttingen, Northeim, 
Einbeck, Osterode und Clausthal verloren gegangen seien, und das? 
Wohlstand nnd Handrl im nördlichen Deutschland überall mit jedem 
Tage mehr abnähmen. Eine betrüchtlieiie Einbusse entstand nach 
Hinüber auch durch den fast gänzlichen Fortfall der Versendungen 
zwischen Holland und Hamburg. Die Schuld an demselben misst 
der hannoversche Postdireklor den westfälischen und grossherzoglich 
bergischen Posten bei, welche hn Osnabrflckschen und Beinischen 
so hohe Taxen forderten, ,dass die Versendungen besonders des 
baren Geldes ganz aufhören müssen, weil niemand dabei weiter 
seine Rechnung finden kann*. 

Gingen die Einnahmen des hannovr iselien Postwesens starlt 
herab, so haben die Ausgaben sich umgekehrt eher erhi^t. Dazu 
trug namentlich die unentgeltliche Beförderung der offiziellen 

nunenUich der Korrespondenz nach und von England eine grosse Holle. Im 
Jabre 1815 wurde ihm ,ttkT Minen bwrieieDaa patriotlseh«!! EHIer* eine Qnlifiluitioa 
von 190O ;^ lu t«l. 

'i Danach kann es nicht zutrefTen, dass bei der Einrichtung der gross- 
herxoglich bergischen Postfuiiter in Hamburg im Jahre 1807 das dortige hannover- 
sche Poälanit aurgehoi>eu isei, wie man nach Stephan, Geschichte der Preussiachen 
Post (S. 365) annehmen meHte. 
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französischen Kon c^pondonz bei Die ordinai t-n Ausgaben der 
Poslverwakuiig wuiUen in der Weise berichtigt, dass ein jedes 
Postamt einige Wodien naeli Qautalscbliiss ein Venekhnis sekier 
Ausgaben an das Regierungskollegitim einsandte. Dieses wies als* 
dann den Betrag derselben selbständig auf die PoeUcassen an. Eine 
Einmischung D*Aubigno8cs fond hierbei nicht statt. Der Domfinen- 
direkter hielt die Beaufsichtigung des Postwesens durch Mierzinsky 
offenbar für hinreichend. 

Wenig erfreulich stand es während der Fremdherrschaft um den 
C'.hausisoe- und Wo^'-obau^). Das Str.i??pnwoson lag damals im Han- 
noverschen übi rliauj)t noch sehr im Argen. Hatto man doch erst 
nach dem sieb<'njähii;.'(n Kriege mit dem Bau von Kunststrassen 
begonnen. Noch zu Anfang des neunzehnten iahi hunderts bestand 
die grosse Mehrzahl der hannoverschen Land- und Heerstrassen 
aus «natflrlichen* Wegen. Darunter befanden sich mehrere wichtige 
Poststrassen, z. B. die Strasse von Nienbuig Aber Hoya nach 
Bremen, von Minden Ober Leese und Nienburg nach Hamburg, von 
Hannover Aber Peine nach Braunschweig u. s. w. Auch die wenigen 
von der R^erung angelegten Chausseen waren nur zum kleineren 
Teil wirklidi chaussiert. Die Arbeiten an den öfTenthchen Strassen 
erfolgten nicht dmcli Lohnarbeiter und Lohnfuhren, sondem auf 
dem Worrc öni-ntliclici- Fiolinden, indem (Wo Ronrimmprskollogien 
in den Kommunen, durch deren Distrikt die betreüenden Strassen 
iülirU n, Hand- und Spanndienfile au-^sohrieben. Im CalenbeiyifThen 
war dei Vollint-icr gehalten, jährlich im Maximum sechs, der Halb- 
nieier drei, der Viertelmeier anderthalb Tage mit dem Spann zu 
dienen, ebenso der VoUkMner secbs Tage, der Beibauer drei 
Tage mit der Hand. In der Provinz Lüneburg galten die gleichen 
Ansätze, nur stand es hier dem Unterthanen frd, die Dienste in 
natura zu leisten oder sie mit 6 bzw. 3 «gr pro Tag abzukaufen. 
Reichten die gewöhnlichen Dienste nicht aus, so schrieb die Re- 
gierung wohl die sogenannte Landfolge für tMiie j^cwisse Zeit aus, 
wodurch auch die Dienstpflichtigen der beija( hbarten Ämter und 
Gerichte heranprezopren wurden. Ein Entgelt wurde den Dienst- 
pflichtigen nitlit oder doch nur in geringer Höiie zu teil; dagegen 
waren sie grosscntcils von der Entrichtung des üblichen Ghaussee- 
geldes entbunden 3). 

') Vgl, Mierzinsky S. 5''. 

Über die hannoverschen Chausseen vgl. Schlözers Briefwechsel IV, 323 ff., 
(PuLri), Aus deutscher Kulturgeschichte S. 168 tt, und das einleitende Kapitel S. 38. 
>/ N«eh Akten aus der wcsUttlitchen Zeit. 
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Unter solchen Umständen erforderte der Chansseebaii in 
Hannover nur geringe Summen. Zum Neubau wurden von der 
Regierung seit 1705 jälirlich 12 000 ^ aus der Kammerkusse an- 
gewiesen. An anderweitigen Zuschüssen empfing die Wegebau- 
Intendanz, der die Leitung des Wegebaues in den Provinzen Galen- 
beig-Gnibenhagen, Hoya-Diepholz und Lflneburg zustand, aus landes- 
herrlichen und ständischen Kassen alles in allem 13300 J^. In den 
flbrigen Provinzen des hannoverseben Staatswesens dfirften die zum 
Chausseebau bestimmten Fonds sehr geringfügig gewesen sein, denn 
dort befanden die Strassen sich in der denkbar schlechtesten Ver- 
fassung'. An eigenen Einnahmen besai^s die hannoversche Wegebau- 
verwaltung die Chaussee- und Weggelder, deren Ertrag in den 
fitats de consistance auf 30Ü79 »[^ angegeben wird. Die i^esamte 
Einnahme der Wegebauverwaltung sfolltf sich demnach auf 55ÜUO 
bis etwa 60 000 Thaler. Die Ausgaben füi- die Üiiterhaitung der 
Chausseen in den der Wegebau-Intendanz unterstehenden Provinzen') 
werden im Jahre 1809 auf 35200 angegeben. Davon entfielen 
auf Galenberg 12 354 12 mgr, auf Hoya und Diepholz 2483 4 
6 mgr und auf L1taiebuig^746 jf ISmffr; den Rest bildeten allgemeine 
Verwaltungskosten. 

Mit dem Eintritt der firamösischen Invasion zeigt sich in der 
Wegebauvenvaltung dieselbe Erscheinung wie bei dem Postwesen, 
nur in verstärktem Masse: die Einnahmen verringerten sich, die Auf- 
gaben wuchsen. Seit dem Jahre 1807 hörten die Zuschüsse aus 
dt n landesherrlichen und stfindisclien Kassen fast gänzlich auf. Im 
J;dii >- 1808 hat keine aiiv/'v^o Landeskasse ausser der Kamm« rkassi» 
einen Znschuss geleistet, und auch diese nur die bescheidene Sunnue 
von 1352 4. ^ einem Berichte des Regierungskollegiums zu 
Hannover an die Gouyeniementskommtssion vom 18. November 1808 
wird angeführt, der Rückstand der ordinären Zuschüsse, welche 
sonst aus Öffentlichen Fonds behufs der Unterhaltung der Chausseen 
verwandt seien, betrage seit dem Jahre 1803 bereits 90000 4- 
Auch der Ertrag der Wc^<.eldcr verminderte sich entsprechend der 
Abnahme von Handel und Wandel immer mehr. Nach einem 
Promemoria des Referenten in Woirehausachen im Regierungs- 
kollecrinm, dc> Geheimen Kanzlei«eki rtäis Heyne, vom 5. April 1810 
belief sich der.~;elbe in den Jahren 1808 und 1809 auf wenig über 
17 000 1^. Eine Zeit lang stand sogar zu befürchten, dass die 
französischen Behörden die Weg<^'eldei- durch Aufnahme in die 

' Fflr die übrigen Provinzen fplilen liif Antrabtni Nach (]c\n von r?fllcvilli- 
aufgestellten Budget betrugen die Ausgaben für die Uaterbaltung der Brüciteu, 
ChftiuseeD (und Deiche) SaS 635 Fr. oder 63 080 4. Vgl. S. S5& 
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Dotationen ihrem eigentlichen Zwecice ganz entziehen würden 
Ward dies nun auch (hin h die Überweisung der Weg- und Brücken- 
gelder an dio RegaU 1 1 wailtiiij»' ini Jahre 1800 verhindert, so reicliten 
doch die der VVegebauverwulLuiig zu. Gebote stehenden Älittel in 
keiner Weise 2U d«r Instandhaltung der Strassen hin« um so weniger 
als die unaufhörlichen IVuppendurchzQge und IGUIftrtransporte 
immer neue Verwüstungen auf den Heerstrassen anrichteten. Von 
den hannoverschen Behörden wird vielfach fkber den Verfoll der 
C3iaus8een und Strassen geklagt. So heisst es m einem Beridite 
des Regierungskollegiums aus dem November 1808, man habe aus 
Mangel an Mitteln dem grösseren oder minderen Verfall der 
Chausseen nicht Einhalt thnn können. Endo 1809 wird von der 
gleichen Behörde vorge^fHlt, die Strassen seien in äusserst schlrrMer 
BesehalTenhcit und müssten dnn ^--rnr/.liehen l^uin anheimfallen, 
wenn nicht in Bfdde belrächtliehe Siuninen zu iluer Ausbesserung 
angewiesen würden. Auch die französische Generalität äusserte sich 
wiederholt unzufrieden über den üblen Zustand der Heerstrassen. 

Bei keinem Zweige der hannoverschen Verwaltung ist in den 
Jahren 1807—10 eine grössere Abnahme der Einnahme zu kon- 
statieren als bei dem Zollwesen. Dies gilt von dem Ertrage sowohl 
der Wasser- oder FliKszöllc als auch der Landzölle. Die Ursache 
für diesen Niederjrang ist in der Kontinentalsperre und dem durch 
dieselbe herbeigeführten Verfall von Handel und Gewerbe zu suchen. 
Am wenigsten scheinen unter der Ungimst der Verhältnisse noch 
die Elbzölie oberhnll) Haniburj^s zu Lauenlnny, Bleckede, Hitzacker 
und Schnat k(Mibur^,' f^eliUen zu liabt ri. Die drei letztgenannten Zoll- 
ämter haben im Rechnungsjahr vom 1. Mai 1807 bis dahin 1808 
eingetragen : 



Diese Summen weichen nur unbedeutend von den zu Ende des 
achtzehnten Jalirhunderts erzielten ZoUintraden ab. Man darf 
daraus unbedenklich schliessen, dass die BinnenschiiTahrt auf d^ 
Elbe sich wenigstens in den ersten anderthalb Jahren der zweiten 

französischi ii Okkupation auf der alten Höhe behauptet hat. Ganz 
anders stand es mit dem unterhalb llaniburj^'s zu Brunshausen seit 
mehr als 7<'0 .laliren erhobenen Elbzolle -), In Friederiszeiten hatte 
unter allen lianno verschen Zollämtern dieses den höchsten E^ag 

») VkI. s. 

2) Ober die Geschichte des StadtT oder Brunshäuser Elbzolles vgL Soetbeer, 
Des Ötader £U)zolles Ursprung, Fortgang und Bestand. 



Bledcede 

Hitzacker 

Schnackenburg 



21861 4 
32 SOS , 
19068 , 
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^'eliefert. In den sieben Jaliren vom 1. Mai 1796 bis dahin 1803 
hatte es dem Landesheirn im Durchschnitt jähriich 74 4U8 Banco- 
Speciesthaler — ca. 100 (XK) Thaler in Kassenmünze — eingebracht. 
Der Ertrag würde noch weit höher gewesen sein^ wenn die den 
Hamburger Bürgern gehörigen SchiffsgQler nicht auf Grund 
alter Privilegien ToUstfindige Befireiung von dem Stadw ZoUe ge- 
nossen hfttten. 

Schon wfihrend der Jahre 1808—1805 war die Einnahme des 
Stader Blbzollamtes sein- gesunken. Sie hatte sich belaufen: 

1803— 1804 auf 23 230 Banco-Speciesthaler 

1804— 1805 , 3SC21 . , 

1805— 1806 , 41) 90:^ 

Im Jahre 1807 betrug die Einnahme noch 18 005, im Jahre 
1808 aber blo«?« 3580 Speciesthaler oder 4772 ^ in Kassenwährungi). 
Wir erkennen aus dieser rapiden Abnahme den gänzlichen Verfall 
des überseeischen Handels infolge der Kontinentalsperre. Der 
DomAnendirektor IXAubignosc wollte freilich die Ursache für das 
Sinken des Stader Zolles nicht sowohl in der Blodcade der Elb- 
mündung finden, als Tielmehr in den gedachten Privilegien der 
Hamburger Eaufleute. Er trug sich daher mit der Absidit, die- 
selben aufzuheben* Zu der Ausflkhrung dieses Planes ist es jedoch 
nicht gekommen. 

Wie weit der Ertrag der hannoverschen Weser/ölle bis zum 
1. Mai 1808 herahgejrangen war, mag man aus der folgenden Zu- 
sammenstellung eiilni'iinien. Kolumne I bezeichnet dabei die durch- 
schnittliche Jahreseinnahiue während der 10 Jahre vom 1. Mai 1793 
bis dahin 1803, Kolumne II die Einiialune vom 1. Mai 1807 bis 
dahin 1808. 





I 


II 




1) Polle 


1049 4 


676 


4 


2) Grohnde 


1222 , 


736 


n 


3) Ohsen 


1195 , 


749 


» 




3919 


2001 


n 


5) Stolzenau 


2429 , 


1381 




6) Landesbergen 


2268 ^ 


1312 




7) Nienburg 


2789 , 


1875 


• 


8) Hoya 


3062 , 


1850 






4987 , 


3378 


• 


10) Dreyes) 


3857 , 


2372 


« 



«) Vgl. s. rvi-j. 

2) Weser-, Aller- und LeinezoU. 
h Weser- und AUenoU. 
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Auch bei den übrigen Binnenzöllen macht sicli ein oft reclit 
bedeutender Rückgang in den Einnahmen bemerklich. Leider fdiK 
es fast gftnzttch an Nachricfaten Ober den Ertrag der Zölle im Jahre 
1809, wo die Abnahme sicherlich noch weit grössere Dimensionen 
annahm. 

Dass die Zollintraden von den französischen Behörden als 
Domanialobjekt in Besitz genommen waren, haben wir schon früher 
gesehen. Ob sie wie die Forsten zu den Dotationen des Jahres 1809 
verwandt wurden, muss dahin;ie>tf.>lU bleiben. Jedenfalls sind sie nach 
der Erwerbung von ganz Hannover dureh das Könipreich Westfalen 
im Jahre 1810 der westfäUscheii Regierung zurückgegeben worden. 

In grossen Verfall geriet endlicli aueh das Gestülswesen unter 
der französischen Zwingheirschaft. Es gab ini Hannoverschen zwei 
Gestüte: das Land^^tOt zu Gelle imd das Königliche Gestüt zu 
HannoTer. Das erstere. Anno 1735 gegründet, wurde von dem Kammer^ 
koUegium verwaltet und in der Hauptsache durch Zuschüsse aus d^ 
Kammerkaase unterhalten. Das Königliche Gestfit war im Jahre 1785 
im Anschluss an den Königlichen Marstall eingerichtet worden und 
stand unter der Direktion des Ober-Hof-Marstallsdepartements, Beide 
Anstalten wurden in liberalster Weise für die Unterthanen nutzbar 
gemacht. Die hnlie Blüte, deren sich die hannoversche Pferde'/nrht 
zu Ende des achtzelinten Jahrhunderts erfreute, ist in erster Linie 
auf dieselben zurückzuführen. Damals zählte das Celler Gestüt etwa 
hundeit, das andere einige dreissig Hengste. Mit der französischen 
Invasion im Jahre 1803 trat ein jäher Rückgang ein. Der eigent- 
liche Marstall in Haimover ging sofort ein; wir erinnern uns, dass 
ein grosser Teil seines PferdelMstandes in das Mecklenburgische und 
von da nach England geflüchtet, der Rest aber von den Franzosen 
als willkommene Beute nach Paris geschleppt wurdet). In dem 
Königlichen Gestüte waren gegen Ende 1808 nicht mehr als siebzehn 
Hengste vorhanden. Das l^dgestüt wies in den Jahren 1804 bis 
1808 nur noch siebenundzwanzig, in den beiden folgenden Jahren 
vierundzwanzig Besrhfder auf^). 

Dem verminderten Bestände entsprecliend mussten die beiden 
Gestüte in der Fran/.osen/.eit iliren Wirkungskreis erheblich ein- 
schränken. An den Ankauf neuer Hengste konnte nicht gedacht 
werden; reichten doch die vorhandenen Fonds und Einnahmen kaum 
zur Bestreitung der laufenden Au$gBben hin. Sehr geffihrdet ward 
die Lage der Gestüte seit von den Domänen im Namen Napoleons 

•) Vgl. S. 81 f., III. 

2) Vgl. Fatwfarift nur Säkularfeier der Konigl. Laadw. Geidbeb. in Celle 
II, 23 f. 
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Besitz genommen war. Das Königliche Gestüt wurde Uomanial- 
objekt sogleich von Boiteux für kaiserliches Eigentum erklärt. Das 
Geller Gestüt entging dem gleichen Schicksale nur dadurch, dass 
die bannoTerscfaen Behörden es als ein stftndisches Institut hinstellten, 
das mit den Domflnen nichts zu thon habe. Diese fromme Lüge 
hatte aber die unliebsame Folge, dass die bisherigen Zahlungen aus 
der Eammerkasse untersagt wurden. Die Gonvemementskommission 
sftztf das L«andgestöt nun mit einer monatlidirn Ausgabe von 
166 ^4 mgr auf das Landesbudget. Dies war freilich kaum der 
dritte Teil der vorher frezahlten Zuschüsse. Es j:?clanjj inde.-sen den 
Bemühnnpen der Gouvern(^mentskommi?!sion und der Geslütsbeamten, 
das Gestüt vor dem ^'änzlichen Eingehen zu retten. 

Über das Köiiij^diehe Gecfüt zu Hannover berichtete der Do- 
mänendirektor D Aubignosc unter dem 24. März 1809 an den General- 
intendanten Villemanzy, es habe früher hundertundfünfzig der aus- 
gesuchtesten Hengste gezählt ■) und sei bestimmt gewesen, in den 
landesherrlichen DomAnen einen schönen Pferdeschlag zu unterhalten. 
Dieser Zweclc sei aber jetzt, wo Napoleon die Domftnen verschenkt 
habe, hinföllig geworden. Die Beibehaltung des Gestüts würde dem 
kaiserlichen Domanium nur grosse Kosten verursachen; denn die 
Einkünfte, grossenteils aus Wiesen und Weiden in der Grafschaft 
Hoya bestehend, betrügen nur 32 688 Fr. 00. die Ausgaben liingegen 
97 HO Fr., sodass jährlich ein Defizit von OliJl Fr. :{4 zu decken sein 
würde. Er müs^^e daher zu der Auflösung der Anstalt raten. Damit 
aber neben dem Interesse des Kaisers auch ilas der iiannovcrsclien 
Provinzen nicht zu kurz komme, empfehle er, Jus Mobiliar des Ge- 
stüts zu Hannover mitsamt den siebzelm Hengsten an das Celler 
Gestüt zu verkaufen und die Beamten des ersteren an das letztere 
zu versetzen, die Wiesen und Weiden des Königlichen Gestüts aber 
für die Rechnung Napoleons zu verpachten. 

Eine kaiserliche Entscheidung vom 17. Mai 1809 genehmigte 
die Vorschlige des Domänendirektors. Dieselben sind jt (lo( h nur 
teilweise zur Ausführung gekommen. Um die Wiesen und Weiden 
des Gestüts zu Hannover für ihren ursprünglichen Zweck, die Auf- 
zucht d<^r Pferde, 7.\\ erhalfen, wurden -ie gegen ein Pachtgeld von 
28 OlKJ Fr. der Gouvcrnenieiilskoinnii.-^sion als d^r obersten Regal- 
b<-lir)rde fdx'rhissen. hn Deceniber 18U1J ward auch das Mobiliar 
des KOniglidit u Gestüts, so weit es nicht für da.-> Landgestüt ge- 
eignet wai, Otfenthch versteigert. Die Überfülirung des Übrigen 
Mobiliars einschliesslich der siebzehn Hengste an das Gestüt zu 

■) D^Aubi^osc Tcrwechselt es olbnbBr mit dem Königlichen MenUUe. 
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Gelle scheint wftlneiid der zweiten französischen Okkupation nicht 
mehr ins Werk gesetzt zu sein. 

Nan muas es 6&k haimoYerseben Behörden und Beemten laaseo, 
dass sie ihr Möglichstes gethan haben, um die Domänen und die 
sich daran sditieasenden Verwaltungssweige dem drohenden Unter- 
gange zn entziehen. Sie hatten damit besseren Erfolg ak bei den 
V(>i handlangen mit den französischen Machthabern über die finanzi- 
ellen Forderungen Napoleons. Dort hatten das Landesdeputations- 
Kollegium und später die Gouvernemerilskommission unkli^er- 
weise ihren Witlerstaiid gegen die Anordnungen und Befehle der 
Franzosen allzusehr liervortrelen lassen. Nicht als ob die hannover- 
schen Behörden bei der Administration der einzelnen Verwaltungs- 
zweige sich nicht ebenfalls den iranzüsischen Autoritäten häutig 
widersetzt und sie bei jeder möglichen Gelegenheit hintergangen 
b&tten, sie gingen hier aber vorsichtiger zu Werke. Zudem wurden 
sie dorch das sehr Terwickelte und den Franzosen nitgends einen 
klaren Einblick gewährende Verwaltungssjrstem des Landes unter* 
stfltzt Es gab für die Lasaloette, Belleville, Boiteux und D'Aubignosc 
keine Möglichkeit sich zu vergewissem, ob die Angaben und Be- 
richte der liannoverschen Beamten Wahrheit enthielten oder 
nicht, und ob darin nicht wichtige Gegenstande mit Stillschweigen 
übergangen waren. Verräter aber gab es nicht unter den liannover- 
schen Beamten! So kann es nicht befremden, dass die Franzosen 
niemals eine vollstAndige Cbersiehl alles dt ssen erlangt haben, was 
sie als öllontliches Einkünmieu hätten ansehen und sich zueignen 
können*). Eine ganze Reihe von Einkünften, zumal derjenigen 
Kassen, welche dem Regierangskollegium unterstanden, femer eine 
Anzahl ausstehender Kapitalien u. s. w. sind den Spftheraugen der 
fremden Eindringlinge entgangen. Auf die gdieime Verwendung 
dieser EinkOnfte durch die hannoverschen Behörden werden wir bei 
anderer Gelegenheit einzugehen haben. 



1) <R«fabwK), Zur G«Mhiebte de« Ksnigracfaa Hamiom S. 19. 
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Kapitel III. 

Jutiz ud PoliuL 

Was die hannoveischen Ministe zur Zeit der ersten frazuOskciieii 
OkkniiatioD an den EAnig Geoig III. beriditeten: dass die französi- 
schen Autoritäten sich jeden Eingriflfes in die Justizverwaltung sorg- 
fftltig enthielten, das gilt auch för die Jahre 1806—1810. Man 

begiiügle sich auf französischer Seite damit anzuordnen, dass die 
Justiz »im Namen Seiner Majestfit des Kaisers von Frankreich, 
Königs von Italien* verwaltet werden solle Hess aber im übrigen 
die Rechfppflfgp und die sie aupübendon Gerirhte völlig intakt. So 
hat aucli niemand von den französischen Befehlshabern daran An- 
stoss genommen, dass die Gescliäfte des Justizdepartements durch 
den Staatsminister von der Wense in Celle besorgt wurdi n. Die 
einzige Schranke, die dem Justizdepartement gezogen ward, bestand 
darin, dass der Generalgouvemeur Lasaicette im M&rz 1808 die 
Vorschrift erliess, «Justizbediente und obrigkeitliche Personal, Be- 
amte und überhaupt mit Verwaltung der Justiz und höheren Polizei 
beauftragte Offizialen* dürften nur mit seinem Vorwissen und seiner 
Genehmigung angestellt werden 2). 

Praktische Bedeutung lial die «- Verfugung indessen nicht ge- 
habt, da die nachgesuchte Autorisation je(]osrna! anstandslos erteilt 
wurde Auch dass seit Anfang: März 1807 die Exekutiv- und nach- 
mals die Gouvernementskommissiou dem (lenerulgüuverneur wöchent- 
lich einen Bericht über Justiz imd 1-uiizei einsenden musste, liat 
zu einer Eiimiisclmng der französischen Behörden in den Gang 

0 PttUikandani des HandMlIs HoHier vom Ii. November 1806. 

'j Gouvernementskominission an Karomerkollegium 3<>. Mars I8<)8 

3) Hei fiiipr solchen GeleK'«»nhril sctirt»^li Lasiilc tte (30. Mfirz 1809; an die 

GouTernementskonuaission: .konstant dans ma conüauce en volre maniöre 

il'adffliniatrer, je ne murais qu upprouver . . / 
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derselben nicht geführt. Nij"genUs iliidet sich in den Akten ein ilt 
dafür, dass man sich französischerseits etwa eine Bestätigung ge- 
richtlicher Erlcenntnisse angemasst habe. Nur einmal ward von 
dem Justizdepartement die VoUzi^ung eines wegen Mordes geftUten 
Todesurteils aufgeschoben, weil der Verurteilte die Gnade des Kaisers 
Napoleon angerufen hatte *). Sonst scheinen Appellationen an die 
ftanzösischen Machthaber nicht stattgefunden zu liaben; jedenfalls 
ward ihnen nirgend stattgegeben. 

Wie der Chef des Justizdepartements hinsichtlich solcher Er- 
kenntnisse verfuhr, bei denen verfassungsmässig die Bestätigung des 
gesamten Staatsministeriums oder des Landesheirn erforderlich war, 
z. B. bei den Todesurteilen oder den auf Tortur lautenden Erkennt- 
nissen, ist uns nicht bekannt. Möglich, dass von der Wense sich 
wie zur Zeit der ersten französischen Okkupation insgeheim der Zu- 
stimmung seiner Kollegen versicherte. In mehreren Fftllen wurden 
die Erkenntnisse auch der GAttinger juristisdhen Fakultftt zur Be- 
stätigung vorgelegt. So ward um die Mitte des Jahres 1807 ein von 
der lauenbuTgischen Justizkanzlei wider eine Frauensperson und deren 
Sohn wc<rcn Raulnijordes erkanntes Todesurteil von der gedachten 
Fakultät bf stäti^M, worauf dasselbe ungesäumt vollstreckt ^^nirde. 

Blieb der Wirkungskreis des Justizdepartenient« somit im wesent- 
lichen unverändert, so erlitten die (ieseliäne mehrerer Justizkollegien, 
namentlich des Uber-Ap])ellatiüns;rerichtä zu Celle, infolge der Ein- 
verleibuni,' von Göttingen, Grubeiiiiagen und Osnabrück in das König- 
reich Westfalen eine beträchtliche Einbusse. Anfangs Hess die in 
Kassel niedergesetzte Regentschaft zwar zu« dass die schwebenden 
Prozesse aus Göttingen und Grubenhagen bei den hannoverschen 
Gerichten weitergeführt wurden. Aber schon zu Anfang Oktober 1807 
erliess jene Behörde eine Verordnung, wonach die Appellationen 
aus Göttingen, Grubenhagen und Osnabrück hinfort nach dem Ober- 
Appellationsgericht zu Kassel gehen sollten 2). Kurze Zeit darauf 
erfolgte eine zweite Verfn^nn^r, nach welcher auch die Civilsachen 
aus Göttinfren und Gruben ha;.'en, wflrlir liishcr in erster und zweiter 
Instanz an die Justizkanzlei oder das lioff^ericht zu Hamiover gegangen 
waren, „provisorisch bis zur detinitivcn Ordnung des Königreichs West- 
falen" bei der Provinzialregienmg von Niederhessen in Cassel ange- 
bracht werden sollten. Ebenso sollten die bisher zur Kompetenz 
der hannoverschen Justizkanzlei gehörenden Kriminalsachen an das 
Kriminalgericht zu Kassel gelangen. Zu Beginn des Jahres 

') Gouveroementäkuiumission an LasalceUe 3U. Januar 18ü8. 

^ Vgl. die Bekannttnachang der CSouyenwineiktskoiniiiiasioii vom 19. Okiober 
1807. Hftimovetadi« Anzeigen J. 1807, St 86. 
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1808 wurde auch die Fortsetzung der schwebenden Reclitsstreitig- 
keiten bei den lianno verschen Gerichten verboten und ihre Über- 
weisung an die neueingerichteten westfälischen Tribunale ins Werk 
gesetzt. 

Eine weitere, den Gerichtsbeamten namentlich in materieller 
Hinsieht empfindliche Ein«chrftntaing des Geadi&ftskreises der Ge- 
richte ward durch die steigende Verarmung der Landeseinwohner, 
welche eine erliebliche Abnahme der Civilprozfsse zur Fol^i hatte, 
herbeigeführt. Vor dem Kriege hatte in vielen Gegenden des Kur- 
füi-trntums eine wahre Prozesssucht geherrscht. Jetzt aber schctito 
mancher, der sonst keine Bedenken fretrapren liätte, um perinpor 
Ursache willen eine Klaj-'o anzustrengen, die mit dein Rechtswege 
verbundenen Kosten. — Gegenüber dem Ruckgange der Givilprozesse 
ist Ii eihch eine starke Zunahme der Kriminalprozesse zu konstatieren. 
Dies vermochte aber die Gericbtsbeamten nicht für den Ausfall an 
Sportehi zu entschAdigen, welcher mit der Abnahme der GiTQpnnesse 
verknüpft war. 

Der Ausfall an Sportein traf die Juatizbeamten um so hftrter, 
als die Auszahlung ihrer Gehälter seit dem Beginn des Jahres 1807 
eingestellt worden war. Zwar liatte Belleville sich bereit finden 
lassen, für das ersir Ouartal 1H07 die Auszahlung noch einmal zu 
genehmigen; eine fernere Bewillijrunj.' von lUOOÜ aber, die er 
am 29. Juli 1807 zu gleichem Zwecke gemacht hattr. war auf das 
Gehei?;s d«'s ( M iit ialinlendanlen Daru sogleich wieder zurü* kgezogen 
worden Seither bezogen die Justizbearaten so gut wie nichts. 
Vergebens verwandte sidi der Minister von der Wense wiederholt 
zu ihren Gunsten bei der Gouvemementskommission und diese wieder 
bei Belleville und Daru. Auf eine derartige Vorstellung erwiderte 
Belleville am 29. December 1807 der Kommission, er habe ihr 
schon mehrfach auseinander gesetzt, dass er nur die Befehle seiner 
Vorgesetzten befolge und diesen nicht entgegen handeln dürfe. Die 
Kommission möge darum den Reklamanten mitteilen, dass er gänz- 
lich an?sor stand'^ sei, ihre Ritten, so gorocht und dringend sie aucli 
sein iiiücliti II, zu erfüllen, und jene auffordern, sich an die höhere 
Behörde zu wenden. 

Einige Zeit darauf (21, April 1808) richtete vuu der Wense in 
der That eme Bittschrift an den Generalintendanten Dam. Es hiess 
darin, die seit einem Jahre andauernde Suspension der Gehälter 
setze die Gerichtsbeamten in so grosse Verl^enheit, dass allent- 
halben eine den Geschäften nachteilige Niedeigeschlagenheit überhand 



*) BaUeritte an Exekativkonmuatioii, 11 Augiut 1807. 
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nehiue Ja , mehrere Beamte seien bereits gezwungen worden 
ihre Stellen aufzugeben, um anderweitig für sich und ihre Familien 
Subsislenzmittel zu suefaen. Andere hätten ihre Zuflucht zu 
der Advokatur nehmen müssen, obwohl dies den Räten des 
Appellation^gericfats durch die Verfassung verboten sei. Wenn 
der Notlage der Justizkollegien nicht bald abgeholfen werde, 
so siehe doren völlige Auflösung zu befürchten. Dadurch müsse 
aber die öflenUii he Ruhe und Ordnung auf das schwerste gefährdet 
werden. Selbst die Sicherheit des französischen Milit&rs könne 
leicht darunter loidon. 

Die Antwdrt, welche Daru dem Chef des Justizdepartements 
am 10. Mai aus Berlin übersandte, lautete wt-nig tröstlich. Den 
Mitgliedern des Appellationshofes, hiess es darin, sei bekannt, dass 
die Suspension der Zahlungen für die hannoversche Verwaltung von 
Napoleon nur darum angeordnet worden sei, weil die Kurlande in 
der Bezahlung der auferlegten Kontribution so saiunselig seien. Es 
liege nicht in seiner (Darus) Macht, von dieser Massregel einen ganzen 
Stand auszunehmen, ^ dessen Einfluss auf die anderen Landes- 
einwohner den Augenblick beschleunigen könnte, wo die Motive 
der Suspension nicht mehr existierten". Die Justizkollegien möchten 
daher ihren Einfluss auf ihre Mitbürfrer dahin jreltend machen, dass 
Hannover endlich den rplliclitun^'. ii ;zegen den Kaiser und die 
französische Armee na( likoinnie. Kr st. wenn dies peseheht ii ^ei, 
vei*sicheHe Darn . kurmc er es uul' -ii'li iieluacü, bei Napoleon um 
die nötigen Funds für die Auszahlung der Gehälter nacltzusuchen. 

Auch eine eineute Eingabe der Gouvemementskommission an 
Belleville vom I. September 1806 blieb erfolglos. Es war in der- 
selben ausgeführt, dass die Gerichtsbeamten, welche fast sämtlich 
kein Vermögen hätten (?), ohne ihre Besoldungen nicht zu existieren 
vermöchten. Bereits werde den Justizkollegien ein Rückstand von 
insgesamt 63 315 ^ geschuldet, wovon 42 077 ^ auf die Donianial- 
und 21 238 auf die Landeskassen entfielen. Unter solchen 
Umständen müsse man, so unermüdlich die Beamten auch ihren 

■) Im gleichen Sinne sehrieb von der Wense am 7. April an die Gonveme- 

mentskommi-ssion : , Jetzt, nachdem die Besoldungen schon seit einem ganzen 
Jahre rOckslfindiir pind, nimmt bei dem prn-sfpn Teilt' «ler Mitglieder und Ange- 
hörigen der Gerichte die drtlckeadsle Verlegenheit so sehr zu, dass die allgetaeiu 
hemchende Niedergeschlagenheit teUMt den Gescfalften nadbteilig su werden 
anfangt. Sollen diese ihren Fortgang behalten, und soll dadurch Ruhe und 
Ordnung im I^andf am h mil rinn b^ten des fremden Milifftrs erhalten bleiben, 
m isl eine Vermmderuog der gleichfalls durch diu immer furllaufenden uner- 
schwinglichen Auäagen und Ehiquarticrungskosten tAgUeh sich Tcrmefarenden 
Nahnmgflsorgeo darduus notwendig.* 
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mühsamen Funktionen nachkämen, doch eine Unterbrechung des 
Dienstes befikrcfaten. 

Jetzt tvandte der CSief des Justizdepartements sieh direkt an 
Napoleon. Schon firOher, am 28. Hai 1806, liatte er eine Eingabe 
an den Kaiso* gerichtet, welche aber ohne Antwort geblieben war 
und schwerlich bis zu demselben gedrungen sein dürfte. Nunmehr 
setzte von der Wense eine Art Yon Massenpetition ins Werk, indem 
er untor dem 30. September an sämtliche höhere Justizkollegien die 
Auffordcmng richtete, sie möchten Gesuche um die endliche Wieder- 
auszahlunfj: der Besoldungen abfassen und diese dem Juslizdeparlement 
zur weiteren Besorfnm^ anvertrauen. Am 5. Oktober teilte er der 
Justizkaiizlei zu Hannover mit, die Absicht des Justizdepartements 
gelie dahin, .die noch in dieser Woche eingehenden Gesuche, olme 
die fehlenden weiter zu erwarten, mit einer aJlgemeinen wiedeifadten 
dringenden Ffirbitte an den Kaiser von Frankreich zu begleiten und 
dieses auf das geschwindeste nach Grftirt oder Cassel, wohm der 
Kaiser nach dem VemduneD am 10. oder 11. d. M. kommen werde, 
auf sichere Weise zu befördern*. Es geschah in der Weise, dasa 
der Ober-Appellationsrat K. von Ompteda den Auftrag erhielt, die 
Bittschriften dem französisclien Kaiser persönlicli zu überreichen. 
Eine sclnvieri^'e Aufgabe! Napoleon war damals auf der Rückreise 
von dem Fürstenkongresse zu Erfurt nach Paris be{.'riflen und hielt 
sich dabei nirgends Mng:er auf, so dass der hannoversche Abgesandte 
kaum hoffen durfte, eine Audienz zu erlangen. Da über die Reiseroute 
des Kaisers nichts Näheres bekannt war, begab Ompteda sich zu- 
nftcbst nach FYankfiirt a. M., welches jener auf alle FfiJle berOhren 
musste. Hier suchte der Ober- Appellationsrat den Fürst- Primas 
auf, an dem er einen »sehr gnädigen und teilnehmenden Beschützer* 
fand. Er berichtete darüber am 14. Oktober an von der Wense, er 
sei von dem Fürst -Primas, der am 12. Oktober abends von Erfurt 
zurückgekehrt sei, in freundlichster Weise auf den 13. zum Diner 
eingeladen, hier sehr gnäditr Mnii^faneen und sogleich in eineFensterocke 
geführt worden. Er (Ompteda) habe dem Fürsten die doppelte 
Bitte vorgetragen, ein „Vorwort bei Napoleon einzulegen" oder ihm 
doch den Zutritt zu dem Kaiser, sei es in einer Audienz, sei es auf 
der Passage, zu verschaffen. Der Fürst habe ihn äusserst teil- 
nehmend angehört, sei ungemein tief in das Detail der Sachen ein- 
gegangen und habe wiederholt versichert, dass er sich der Han- 
noveraner annehmen werde. Über den Zeitpunkt, wann der Kaiser 
ankommen würde, sei noch nichts Sicheres bekannt 

Gleich nachdem Ompteda diesen Bericht hatte abgehen lassen, 
Torbreitete sich in Frankfurt die «poaitiTe Nachricht", Napoleon würde 

Thlmme, Okknpatioii Haamovcn. S4 
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am Abend des 15. dort cintreflea, aber nur kurze Zeit bleiben 
und die Nacht vom 15. auf den 16. in Mainz zubringen. In 
der Tbat wechselte dar ftanzödsehe Kaka In EYankftirt bloss die 
Postpferde und richtete dabei einige Worte an den FQrstprimas, 
ohne den Wagen zu verlassen, führ dann aber weiter nach Ifainz. 
Der hannoversche Abgesandte eilte dem Kaiser in einem Mietwagen 
nach und icam eine kleine Stunde später als jener in Mainz an. In 
dem kaiserlichen Palast, zu dem Ompteda sich sofort begab — es 
war 2 Uhr nachts — vernahm er, der Kaiser schlafe mit seinem 
Gefolprc bereits und wolle zwischen 5 und 6 U!ir ahreisen. Durch 
pvielt's Bitten und Geldvpr?prechung*^n" erhielt der Appellationsrat 
die Erlaubnis, bis dahin in einem Zimmer des Schlosses zu verweilen. 
Die weiteren Vorgänge geben wir am besten mit den eigenen Worten 
Omptedas wieder. ,Um '/j^ Uhr", schreibt er in einem Berichte 
an den Minister von der Wense vom 17. Oktober, «ward es lebhafter 
im Palast, und nun suchte ich den General Nansouty — diesem 
hatte Ompteda ein Schreiben des in Hannover ganiisonierenden 
Generals St. Sulpice zu Qberbringen — auf, welchem ich auch 
glücklicherweise begegnete. Er sagte mir, es sei unmöglich bei dem 
Kaiser vorgelassen zu werden, indessen möchte ich mich auf den Vor- 
platz zwischen der Antichambre und der Treppe stellen und ihn dann auf 
soim r Passage anreden. Etwa ^1^0 erseliien das vortretende Gortege 
des Kaisers. Generai Nansouly, wt lclier ^kh darunter befand, gab 
mir ein Zeichen, dass der Kaiser nun konune, und orleich darauf 
erschien er auch wirklich. Ehrerbietig näherte ich mich dem Kaiser, 
meine Depesche in der Hand. Er blieb stehen, und sein Gefolge 
(ich war der emzige Mensch auf jenem Platze) in emem halben 
Kreise um mich herum. Die Vorsehung verlieh mir die StArke, 
dass ich ohne die geringste Furcht oder Stottern ihm den Zweck 
meiner Sendunp' sagte, ihm das Un^'^lfn k der hannöverschoi Justiz- 
bedienten schilderte, mich weiter auf die zu überreichenden Pafnere 
bezog- u, s. w. Das Scliieibeii Ew. Hoehwohlgeboron nahm er mir 
seihst aus der Hand und gab es weiter, die andere Supplique nahm 
mir einer von der Umgebung aus der Hand. Der Kaiser hörte 
meinen Vortrafr mit völliger Ruhe und Freundlichkeit an und er- 
widerte hierauf mit einem unbeschreiblich wohlwollenden Tone: 
«Fort bim*. Ich redete noch etwas weiter, dann sagte er: ,Je 
donneraimes ordres que cela soit pay6', und so schritt er wflhrend 
memer Danksagung, und nachdem er noch eine freundliche Bewegung 
der Hand gegen mich gemacht hatte, weiter, die IVeppe herunter 
und so in den Wagen; und ich von den unliesdireiblidien Müh- 
seligkeiten dieser Nacht, wo ich mit anhaltendem Regen, Kftlte, 
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Hunger (ich hatte seit sechzehn Stunden nichts genossen), und was 
noch mehr war, mit q-rösster Heraensangst, meinen Auftrag nicht 
erfüllen zu können, und mit harten und gleichgültigen Menschen zu 
kämpfen gehabt hatte, fast erschöpft in meinen Gasthof zurück. 
Besonders empfincHich war mir der freche Hohn und die verfteht- 
liche Begegnung, welche der Kammerherr Remusat sich gegen mich 
erlaubte; noch glQdclich, dass er mich nicht aus dem Palaste henms- 
wies, was ich jeden Augenblick betttrchtete. Ich duldete alles mit 
Unterwerfung, denn hätte der Kaiser einmal Mainz v^lassen gehabt, 
ohne meine Papiere anzunehmen, so würde der ganze Zweck meiner 
Sendung vereitelt gewesen sein." 

Wie die Sachen laj^en, konnte Ümpteda natürlich eine .schrift- 
liche Resolution des Kaisers nicht erlangen; doch wurde ihm von 
zustänilijxer Seife versichert, dass „durchaus nichts von denjenigen, 
was dem Kaiser persönlich übergeben werde, in Vergessenheit 
gerate, sondern zur Expedition konuue*. 

Die Hofihungen, welche man hannoverscfaerseits an die Zu- 
sicherungen Napoleons knüpfte, verwirklichten sich nicht Zwar 
ward m dem Budget auf das Jahr 1809 für die Besoldung der Justiz* 
beamiezi dne Summe von 197 248 Fr. angesetzt ■). Aber nur ein 
Teil dieser Summe gelanjrte zur Auszahlung. Am -lo. Februar 1809 
teilte die Gouvemementskommission der Justizkanzlei zu Celle mit, 
die ihr vorgeschriebene Reduktion der Besoldungen sei so beträcht- 
lich, dass der bisherige jährliche Betrag der Gehälter bei weitem 
nicht zu Grunde gelegt werden könne. VorlAiififr könne ^nichl mehr 
als ein Zwölftel fler bisherij^en Besoldungen abschlägUch auf die 
laufende Besoldung des Jahres 1809" ausgezahlt werden. An die 
Berichtigung des Rückstandes sei fürs erste überhaupt nicht zu 
denken. » Dabei ist es denn auch im wesentlichen geblieben. Der CSief 
des Justizdepartements sah sich im Laufe des Jahres 1809noch mehrfach 
veranlasst, um eine Erhöhung d^ abschlfiglich bewilligten Summen 
nachzusuchen. Er erhielt unter dem 20. April von dt r Gouvemements- 
kommission das Versprechen, sie wolle jede sich darbietende Ge- 
leprcnheit benutzen, um den Juslizl)earnten eine KrhöhuniJ ihrer 
kärf^iichen Bezüge zu erwirken. Am d'A. November 180V» musste die 
Kommission jedoch dem Minister von der Wense mitteilen, es sei wenig 
Hoffnung vorhanden, dass der Generalintendant Vilkmanzy „zu der 
Bezahlung eines grösseren Teils der Besoldungen der Justizbedienten'* 
seine Einwilligung geben werde. 

Nicht weniger nachteilig als die Suspension der BeamtengehAlter 
wirkte auf die Justiq>flege die der anderweitigen Jurisdiktionskosten, 

1) Vgl S. S56f. 
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nainenllich (\(-r Ausgaben für die Gefängnisse. Bis zum Oktober 
1808 hatte uiun dieselben notdürftig aufbringen können, teils 
mittelst der monatlichen Bewilligungen des Intendanten Belleville, 
teils mit den Amtsintraden, ans denen die Zahlungen fOr die 
heimische Verwaltung insgeheim ja noch immer fortgesetzt 
worden waren Dies Änderte sich aber, seit das Airfit^ Daros 
vom 15. Oktober die Verwendmig der DomanialeinkOnfle zn Ver- 
waltimgszwecken , welche nicht rein domanialer Natur waren, 
gänzlich verbot. Es liefen nun bei dem Jn tizc^opartement und den 
übrigen höheren Justizlcollegien von weiten vieler Amter Klagen 
darüber ein, dass man nicht \vi=-i\ wie man derartige Jurisdiktions- 
kosten bestreiten solle. So beiu l lMte das Amt Gifhorn unter dem 
1. Februar 1809 an die Justi/.kaiizlei zu Gelle, da das Kammer- 
koUegium sieh weigere, die Atzungskosten für die kniimial- 
gefon^enen ferner zu tragen, so bleibe nichts anders übrig, als die 
Gefangenen zu entlassen, da man sie doch nicht Terhn&geni lassen 
könne. Begreiflicherweise müsse die öffentliche Sicherheit dadurch 
stark gefiüirdet werden. In gleichem Sume meldete das Amt 
Coldingen dem Justizdepartement (S. Fd)ruar), man habe die 
Jurisdiktionskosten, als die Ausgaben für die Atzung und den 
Transport der Inquisiten und Vagabonden, für die Unterhaltui^ der 
Infpiisitenkindcr u. s. w. vorläufig vorgeschossen. Jetzt wolle aber 
der reclmungsführendc Beamte sich nicht weiter dazu vcrstohen, 
und man müsse das drinß'ende Ansuchen stellen, irgend einen 
disponibelen Fonds für jene Inquisitionskosteri anzuweisr-n. Ebenso 
berichtete die Burgvogtei /.u Gelle am 12. Februar, mau iiabe seit 
der Sistierung der Eammerzahlungen die Unterhaltung der Unter- 
suchungsgefangenen, unter denen sich mehrere gelfthrliche Diebe undein 
des Strassenraubes dringend yerd&chtiges Individuum befinden, aus 
dem Vorrate verschiedener Administrationskassen bestritten. Diese 
Fonds seien aber g^enwärtig erschöpft, und andere nicht vor- 
handen, so dass man sich in der äussersten Verlegenheit befinde 
und keinen Rat wis«e. Von dem Amte Harpstedt endlich Hef die 
Anzeige ein, dass man die wider eine Frauensperson erkannte sechs- 
wöchentliche Gefängnisstrafe nicht zu vollziehen vermöge, weil die- 
selbe bettelarm sei — soweit ihr Wrmögen reichte, mussten die 
Gefangenen die Küsten ihrer Unterhaltung selbst bestreiten — 
und das Amt die Atzungskosten nicht aus dem Amtsregister be- 
zahlen dürfe. 

Das Justizdepartement wandte sich mit Bezugnahme auf diese 
Berichte an_die Gouvemementskommission und stellte vor, dass 
•)VgLS.M7f. 
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das Verbot, die notwendigen Untersuchung?-?- und Gcfüngniskosten 
aus den Anitsrogistem zu bezalilen, notgedrungen die Entlassung 
der gefährlichsten Verbrecher und die ganzliclie Stockung der 
Untersuchungen zum grössten Scliaden für die öflentliche Sicherheil 
heibeifCihreo mösee. — Die Goavemementskommlg^oii, weldier in- 
zwischen znr Bestreitung jener Ausgaben von BeHeville einige wenn 
auch bescheidene Geldsummen zur VeifQgang gestellt waren, richtete 
daranf am 14. Februar ein Ausschreiben an aUe mit der Kriminal- 
Jurisdiktion versehenen Ämter und herrschaftlichen Gerichte Hier- 
nach sollti n diejenigen Ämter und Gerichte, welche die Jurisdiktions- 
kosten bisher aus den Amtsregistern bestritten hatten, am Schlüsse 
eines jeden Monats eine }!o( linung über den Betrag dersf Iben ein- 
senden, worauf sie (die Kümmission) die erforderlichen Summen 
auf die Provinzialkassen anweisen werde. Bei der Beschrönktiieit 
der zu Gebote stehenden Mittel sei jedoch die grösste Sparsamkeit 
notwendig. Die Beamten sollten daher ihr Augenmerk auf die 
mfigUchste AbkOrzong der Kriminaluntersuehungen richten und mit 
allem Nachdrucke darauf halten, dass, wemi ehi Ihquisit oder Taga- 
bonde eigenes Vermögen besitze, dieses zur Bestreitung der 
Untersuchungskosten herangezogen werde. Die Beköstigung un- 
bemittelter Inquisiten dürfe tfiglich für eine erwaclisene Person nicht 
mehr als drei Mariengroschen, für Kinder die Hälfte erfordern. Für 
die Beleuchtung der Gef^lngnisse könnten nur die ununigrmt-'licli 
notwendigen Kosten bewilligt werden, desgleichen für Feuerung nur 
der bare Kaufpreis des Heizmaterials, soweit dieses durchaus nicht 
aus Komrmmai- oder Interessentenforsten entnommen werden kürme. 
Für das Aufhauen imd Spalten des Holzes und für das Sleclien 
des Torfes sowie fär die Anftihr der Feuerung könne überhaupt keine 
Vergütung erfolgen; vielmehr müsse solches ebenso wie der Thms- 
port und die Bewachung der hicpiisiten oder Vagabonden mittels 
öfiTentlicher Frohnden oder Reihedienste geschehen. Auch für 
Schliess-, Venvahrungs- und Aufwartungsgebfthrcn, oder wie der- 
gleichen Ausgaben für Pförtner und Schliesser sonst genannt sein 
möchten, könne nichts vergütet werden; doch bleibe es den Be- 
amten für den Fall, dai^ diese üebührpn das hatiptsärhlirhr Dienst- 
einkummen der Pförtner etc. ausmai Inn sollten, unbenomnn n, wegen 
einer fixen, monatlichen Vergütung an die Gouvemementskommission 
zu berichten. Ebensowenig könne man fürderhin den Amtsunter- 
bedienten Accidenzien für Arretierungen und Hau^uchungen aus- 
zahlen, oder den Advokaten wegen der ihnen aufgetragenen Ver^ 



1) HaimOTtnehe AnMigw J. 1809, St IS. 
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teidigiin? der Untersu{.huiipr=gefan5]:enen '). dt i nhtlich zugezojrene 
Zeugen und Taxatoren mü^stcn ihre Mühewaltung hiniort als ein 
.unentgeldüch zu verrichtendes munus publicum" betrachten, düiften 
also keinerlei Entschfldigung beanspruchen. Bei der Beschaflün^ 
von Stroh, Medizini EleidungsstOdcen und sonstigen Utensilien för 
die Gefangenen sei die möglichste Sparsamkeit zu beobachten. Alle 
sonstigai «draordinftren und die bisher miter der Rubrik „insg^ein** 
boredmeten Inquisitionskosten könnten nur dann in Rechnung pessieraif 
wenn zuvor eine Anfrage bei der Gouvemementskommisaion geschehen 
und diese ihre Genehmigung erteilt habe. 

Das.Tuptizdppartempnt hatte gegen einigo von diesen Bestimmung-en 
grosse Bedenken, welelip e^^ der Gouvernenientskonnnission unter 
dem 22. Februar niitteille. insbi sündore reklamierte von der Wense 
gegen die Anordnung, dass der Transport der Gefangenen und 
Vagabonden mittelst öffentlicher Frohnden vor sich gehen solle. 
Dieser Transport, bemerkte er, kOnne nur dann n^t ISefatfheit ge- 
sdiehen, wean die Gefangenen gesdiloss^ w^gefOhrt Wörden. 
Dazu wollten sich aber die Unterthanen, die Oberhaupt zu solchem 
Geschäfte nicht geeignet seien, nicht verstehen. Die GouTemements- 
kommission erwiderte darauf am 28. Februar, leider verniöfire sie 
auf die Wünsche des Justizdepartements nicht in vollem Umfange 
einzugehen, da die ihr zustehonden Mittel sehr beschränkt seien. 
Für die Jurisdiktionskoston sei in dem Budpete nur eine um die 
Hülfle verminderte Summe ausgesetzt wortlen. Sollte dieselbe über- 
schritten werden, so würde es ganz untluinlich sein den Defekt zu 
decken, und es würde alsdann dahin kommen, dass mau selbst für 
die notwendigsten Ausgaben: die Beköstigung der Untersuchungs- 
und Karrengefangenen etc. keinen Rat schaffen könne. Daher habe 
sie die bedeutenden Thmsport-, Arretierungs- und Tazationskosten, 
sowie die Zeugenvergütungen herabgesetzt, weil hier eine Ein- 
schränkung eher möglich sei als bei dem Unterhalt der Gefangenen. 
Doch wolle sie genehmigen, dass der Transport eines schweren und 
mindestens auf ein Jahr zu Karrenstrafe verurteilten Verbreche 
durch einen mitzugebenden Sehliesser besorgt werde. 

Um möglichst zu sparen und mit den angewiesenen Geldern 
auszukommen, ordnete das Justizdeparlement am Ki. März 1809 an, 
diejenigen Verbrecher, welche voraussichtlich nur eine sich nicht 
Aber ein halbes Jahr erstreckende Zuchthaus- oder Karrenstiafe zu 
erwarten hfttten, sollten nicht eher gefänglich eingezogen werden, 



\'gL darOber ludi das AnsMlinibcn der Justiikonilii in Ibanover vom 
13. Min 1809. HamiOvenelM Anieifeii J. 18Q9, St Sl. 



Digitized by Google 



375 



als bis der dringende Verdacht entstehe, dass sie landflüchtig werden 
möchten. Bei den Vorfrehen gegen das Ei^^enlum .solle von der 
Taxation des Wertes der entwandten Gegenstände in allen den Ffdlen 
abgesehen werden, wo der Dieb und der Bestohlene über denselben 
einig seien, oder wo es auf eine genaue EmaUtelung nicht ankomme. 
Unter allen Umstftnden müsse sofort eine soigfftltige Untersuchung 
und Sichostellung des Vermögens der Untersuchungsgefangenesi 
TOigmommen werden, damit die Inquisitionskosten so viel als 
mflglich von denselben beigeirieben werden könnten. 

Als man trotz dieser Bestimmungen mit den bewilligten Fonds 
nicht ausreiclile, schrieb das Justizdepartement (25. Apiil 1809) an 
die Jnstizkanzleien, es niöclite ratsam sein, dass .zur Ersparung der 
bei den Strafanstalten bis jetzt erforderlich i^'eweöeneu beträchtlichen 
Kosten", einige gerin^^ere Verbrechen statt mit der bislang gewöhnlich 
verfügten Karren- und Zuchthausstrafe einstweilen auf eine gelindere 
Weise hestrall wOrden, Hierzu Wörden sich vorzugsweise qualifizieren 
die adulteria shnplida, die stupra tertia vel quarta vice redterata, 
die leichteren Wilddiebereien, die Trunkfälligkeit und namentlich 
die Feld- und Gartendiehstftlile. Zur Vwhfltung »des sonst aus 
dieser milderen Ahndung zu besorgenden Nachteils' möge man die 
Bestrafung möglichst beschleunigen. Speziell werde der grossen 
Zunahme der Feld- und Gartendiebereien nur durch beschleunigte 
Aburteiluni-' Einhalt geschehen können. Demnach sollten bis auf 
weitere Verfü^'ung die nicht mit Einbruch verknüpften Diebstähle, 
deren \\'ertübjekt nicht mehr als 12 Mariengrosrhon betrage, von 
den , Beamten " selbst*) nach einer bloss sununarischen , jedoch 
ad protocollum zu nehmenden Untersuchung mit einem auf höchstens 
acht Tage sich streckenden Gefängnis bestraft, daneben abor 
der Dieb zur völ%en Restitution des gestohlenen Gutes oder im 
Unvennögensfall zur Entschädigung des Bestohlenen durch Arbeit 
angehalten werden. Die hierunter nicht begriffenen Diebstähle 
sollten II I ![ wie vor von den Justizkanzleien abgeurteilt, jedoch auch 
von den letzteren nur dann mit einer condemnalio ad opcra? publicas 
belegt werden, weim der Diebstahl mittelst Einbnirhs verübt sei, 
und der Wert des entwandten Cief,'enstande« die i?umme von fünf 
Thalern übersteige, oder wenn der betretlende Dieb bereits mehrfach 
vorbestraft sei. Anderenfalls möge lieber Geföngnisstrafe verfügt 



') Bisher hatte den Beamten in Krinünalsachen nur die Torläufige Uni«-- 
sndmng und die Instraktion zugesUnden, wifaraid das Uftail von dm Jnrtit- 
tanileicn feqjtoehen war. 
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werden, die ^ich eventuell durch Ausstellung an den Strafpfiahl 
Terscliarfen lasse*). 

Dass die beschleunigte Aburteilung der Feld- und Garten- 
diebeieien ihrer TermebrtiDg Einhalt gethan habe, kann nidit be- 
hauptet werden. Vielmehr wird bis in das Jahr 1810 hinein Ober 
die stete Zunahme der Diebstähle namentlich auf dem platten Lande 
geklagt. 0er Grund fftr diese unerfreuliche Erscheinmig ist in 
erster Linie in der imm^ höher steigenden Verarmung der Unter- 
thanen zu suchen', welche manchem hidividuum keine andere 
Wahl Hess als Betteln, Stehlen oder Verhungern. Auch wurde 
durch die unnihi^'en Zeiten manclies Gesindel herlseigelocktf welches 
vor keinem Verbreclien zurückscheute. 

Begünstigt wurde d'w Zunahme der Verbreclien durch den 
Umstand, dass e» in dem Kurfürstentum ganz und gar an einer 
emheitUch organisierten Polizei fehlte. E^e eigene Polizeibehörde 
war tU>erhaupt nicht vorhanden. Von der Haiii^itstadt Hannover, 
in welcher das Polizeiwesen wie in den Übrigoi Stftdten in den 
Händen des Magistrates lag, heisst es, dass sie «weder das Uateridle 
noch das Personelle zu einer guten Städtepolizei' besessen habe^. 
Wie es da in den kleinen Städten und auf dem Lande, wo die 
Polizei von den Amtsunterbedienten unter Aufsicht der Beamten 
ausgeübt wurde, um dieselbe bestellt war, lässt sich denken. Bei- 
spielsweise sei erwöhnt, dass in dem Ländclien Hadeln vom 1. Juli 
bis zum 15. December 1808 sich achtundzwaiizig Diebstähle, dar- 
unter sechsundzwaiizig mit Einbruch verbunden, ereigneten. Nur 
ein einziges Mai (!) gelang es den mit der Polizei beauftragten 
Beamten den Urhcd>er des Diebstahls zu ermitteln, in den übrigen 
siebenundzwanzig Fallen blieben alle Nachforschungen ohne Resultat 

Auf hannoverscfaer Seite suchte man dem Mangel eigener 
Polizeiorgane durch erhöhte Wachsamkeit abzuhelfen. Schon im 
November 1806 hatte die Exekutivkommission alle Obrigkeiten des 
Landes auff^efordert, gegen die häufiger werdenden Räubereien, 
Einbrüche und r'ewallthätigen Diebstähle möglichst Vorkehrungen 
zu treffen 3). Zu dem Ende sollten überall auf dem platten Lande 
und in den Flecken, wo eine Störung der öffentlichen Siclierhoit zu 
besorgen wäre, und namentlich da, wo sich Spuren von Räuber- 
banden zeigen möchten, .nächtliche Patt ouilien aus sicheren Mitgliedern 

>) Spangenberg, Sammlung der Verordnungen und Ausschreib«n IV, 1, S. 640 fT. 
Vgl. das Ausschreiben des Justizdepartements vom S&. April an sAmtUche Amter 
Ober den gleichen Gegenstand. Das. S. GiSff. 

*) Au&eiehnungen de* Amtmanns Mejer. 

>) AiiaMlirdbciivomMhNoTratelSOft. fIaiiii0vcneheAiiieigen.J.18Qa,StW* 
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der Kommunen" angeordnet werden. Diese sollten „das Raub- 
gesindel entfernt halten, verdächtige Gegenden visitieien, die öffent- 
lichen Strassen und Zugänge zur Nachtzeit beobachten, bei eintretender 
Gefahr sogleich herbeieilen und Htklfe zum Schutze gegen Räuber 
und Diebe und zu deren Inhaftierung herbeisehaffen*. Kinsoni 
gdegene Krüge und Wirtshäuser seien oft zu visitierai. Endlich 
mflssten die Obrigkeiten an den GrenzOrtem ihre Aofineiksamkeit 
gegen das Hereinsclil eichen des Raub- und Diebsgesindels verdoppeln. 

Femer ward eine genaue Kontrolle der sich in den Kurlanden 
aufhaltenden Fremden angeordnet. Unter dem Ii. April 1807 er- 
neuerte das Re<ricrungskollegiuni eine Verfufjung aus dem Jalire 1802, 
nach welcher keine ReisepHsse, deren Datum älter als vier 
Wochen war, als gültig angesehen werden sollten. Den einheimischen 
Behörden ward es ausdrücklieli untersagt, solche Pässe auf längere 
Zeit als vier Wochen zu prolongieren. Überhaupt sollte eine Ver- 
längerung nur dann zulässig sein, wenn die Fremden triftige GrOnde 
filr dieselbe beizubringen rermöchten. Auch durfte keinerlei Ab' 
weichung von der im Passe angegebenen Route gestattet werden. 
Diejenigen, welche sich des Missbrauches ihrer Pässe, oder gar des 
Gebrauches falscher Püs.^e schuldig machen sollten, wurden mit den 
schwersten Strafen bedroht'). Später (30. Juli 1808) ward von 
der Gouvcnnementskommission verfügt, dass alle Personen, welche 
die hannoverschen Lande verlassen hätten und dahin zurück- 
kehrten, sowie alle Fremden, welche sich auf kürzere oder längere 
Zeit im Hannoverschen auiiialten wollten, verpflichtet sein sollten, 
sich sofort nach ihrer Ankunft bei der Kommission zu melden und 
ihre Pässe vorzuzeigen 

Im folgenden Jahre wurde in der Hauptstadt des Eurfürstentums 
wenigstens ein Anfang zu einem sell>stAndigen Polizeiwesen gemacht. 
Der Anstoss dazu ging von Napoleon selbst aus. Ab nämlich beim 
Brande des landschaftlichen Hauses in Hannover (6. Januar) »viele 
Unordnungen vorgefallen und keine gute Polizei bemerkt worden 
war", Hess der französische Kaiser erklären, „dass wenn nicht 
sofort ein tüchtiprer Polizeidirektor angestellt werde, er d;izu einen 
Franzosen schicken wolle" 3). Die GouvcrncmeiiL-koiuiinssion schritt 
darauf selbst zu der Errichtung einer Polizeidirektion. An die 
Spitze derselben berief sie den Amtsschreiber Meyer aus Beden- 

>) Hannoversche Anzeigen J. 1807, St. 31. Eine gleiche Verordnung erlie^^3 
die Regierang zu Stade unter dem 24. April 1S07. Spangenberg IV, 1, S. f. 

3) Hannöversche Anzeigen J. 1808, St t>3. Diese Verfügung ward unter 
tan lA. Jiüi 1800 eraenert Dss. J. 1809« SL sa 

^ AnftolehmiBgqi da Meysr. 
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bostel bei Celli;, der btteits früher mohrfach zu schwierigen 
Kommissionen, u. a. als Kiiegs- und Marschkommissar, verwandt 
worden war. Eine glücklidia« Wahl hfttte die KommiBrian kaiun 
treffen können. Meyer vereinigte mit scharfem durdidringen- 
den Verstände eine sdtene Umsicht, Entschlossenheit and Thatkraft >). 
Wenige KumoTeraner verstanden es so gat mit dem fran- 
zöschen Machthabem umzugehen ab der neue Polizeidirek(or. Nicht 
als ob Meyer, wie man ihm wohl nachgesagt hat, zu den Franzosen 
gehalten hätte. Er war im Gegenteil ein Franzosenfeind durch und 
durch, der nur um des guten Zweckes willen seine Abnei^n«,' unter 
der Ma<ke auiViehtiger Ergebenheit verbarg. Von den französischen 
Autoritäten in Hannover war bloss Belleville gegen Meyer ein- 
genommen, die übrigen vertrauten ihm blindlings und — liessen sich 
von ihm düpieren. In seinen liinteilasaenen Aufzeichnungen bemerkt 
Meyer, seine Taktik gegenüber den französischen Machthabem in 
Hannover sei gewesen, dieselben nach Möglichkeit zu verfeinden 
and zu enizweien. So habe er namentlich dahin gearbeitet, den 
Generaigouvemeur Lasaleette, den Intendanten Belleville und den 
Stadtkommandanten von Hannover, General Simon, ^in Spannung 
und Misstrauen gegen einander zu halten, teils weil bei Vertrauen 
und Übereinstimmung Gewaltsclnitte leichter gewesen sein Wörden, 
teils weil so jeder ihm mclu- Vertrauen geben', wenigstens ihm zu 
glauben scheinen musste"^). Dies gelang denn auch so gut, dass 
„diLs Kleeblatt von ganzem Herzen gegen einander war". Im 
übrigen entfaltete Meyer in seiner Eigenschaft als städtischer Polizei- 
direktor einen wahren Feuereifer. Vorfallenden Verbrechen spürte 
er unermüdlich nach. Zu solchem Ende IQlirte &: nidit bloss eine 
ausgedehnte Korre^ndenz mit den verschiedenen Landesbdiörden, 
sondern nahm auch Geheimagenten in Sold. In der Stadt Hannover 
errichtete er eine polizeiliche Bürgergarde oder Stadtmiliz von 
110 Mann, welche die Thore zu bewachen und innerhalb der Stadt 
für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sollen hatte •^). 
Zu gleichem Zwecke erliess Mrycr mit Billigung der Gouvemements- 
kommission verschiedene Re^'lenients, -o für die Strassen-, Herbergs-, 
Fremden- und (iesundheitspolizei. Die energische und strenge Hand- 
habung dieser Verordnungen zog dem Polizeidirektor unter der 

1) Vgl. di« Charakteristik Heye» in der auf Grand der MafnsdNB Anf^ 

leiehnungen peschridtenfn Err.ahlunp A. von der Elbes, ,Die Brüder Meien- 
burg* I, 1^, 'it, 35 f. Meyer iai identisch mit dem Alteren der beiden dort ge- 
echilderten BrQder. 

Vgl. A. von der Elbe, Die BrOder Mdenbiug I, Ga 
S) Vgl. HaMumaniij Erinnerungen S. 61 f. 
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Bürgerschaft der Stadt Hannover manchen Feind zu, tiiif: ihm dafür 
aber das besondere Lob seiner vorgesetzten Behörde, der 
Gouvemementskommission, und der französischen Machthaber ein'). 

Doss dem ffanzOsischeii GottTernement an einer guten Polizei 
in den Kurlanden viel gelegen sein musste, ergiebt sich Ton selbst 
Ohne eine solche hätten leicht grössere, mit der Sicherheit der 
franzdsischen Truppen nicht vertragliche Unordnungen entstehen 
können* Man hatte sich darum in Paris gleich nach dem Eintritt 
der zweiten Okkupation beeilt, einen Gendarmerieoffizier Namens 
Monccy, einen Bruder des danuiligren Generahnspektors der kaiser- 
Uchen Gendarmerie, nach Hannover zu entsenden. Moncey, vpclcher 
zugleich mit Lasaleeüe und Belleville in der Hauptstadt des Landes 
eintraf, war l>eauflragt, die Polizeiangelegenheiten in dem Umfange 
de» Gouvernements Hannover zu besorgen und die Aufsielil über 
die daselbst befindlichen Kriegsgefangenen zu führen 2). Bei s^em 
EintreiSm Jcfindigte er die Ankunft einer Kompagnie Gendarmen 
von 60 Mann an. Dieselben wurden demnächst über das ganze 
Land vateilt. So postierte Moncey in Nienburg a. W. drei, in Syke 
zwei solcher Gendarmen s). 

Am 10. Januar 1807 erlies^ Moncey ein Publikandum, in 
welchem er sämtliche hannovcrsclien Obrigkeiten nutTorderte, in 
Zukunft einen Schriftwechsel mit ihm tu unterhalten, derfrestalt, 
dass kein Verbreclicn , von welcher Art es auch sein niöue, ilim 
unbekannt bleibe. Nur wenn d'w hannoverschen Behörden eine 
„oHene und freie Kommunikation" mit ihm ptlegten, werde man 
dahin kommen, dass jede Unordnung sofort unterdrückt werde; 
andernfalls könne er sich von seinen Bemühungen einen günstigen 
Erfolg nicht versprechen*). 

Die hannoverschen Behörden sind der Aufforderung Monceys nicht 
iKichgekommen. Auch die französischen Gendarmen fanden weder 
bei den Beamten noch bei der Bevölkerung die erforderliche Unter- 
stüfzunpr. Schon am i28. Februar 1807 musste Moncey dem r>andes- 
deputations-KoUegium vorhalten, wie nötig es sei, dass man den 

>) Das. S»t 

^) Er unterzeichnete sich: .Lieutenant- Colonel de la Gendarmerie bnpitille^ 
comniandant la force publique dans Ic gouvemement du Hanovre.* 

3) Bei iiireui Abmärsche nach Nienburg erhielten diese Gendariiien von 
Honcaf tolfmde botruktion: ,Ed «vrivtnt k Nienboufg, vom vous prteeiitmt 
chez le 1. magistrat de celte ville. Vous lui direz que vous Ctes envoy^s par 
moi pour resider et maintenir le bon ordre dans la ville de Nienbourg cl dang 
tout le pays environoant, et vous vous entendriez avec le magistral puur assurer 
1a tWttwpiniiK jmbtiqiie. 

4) HaimOTenehe liiMig«ii I. 1807, St. €. 
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Gendarmen Vertrauen schenke, ihnen die vorgefallenen Verbrechen 
anzeige und die verdächtigen Personen namhaft mache. Am 
6. Februar 1808 beklagte der franzOsiBelie Gendaimerieoffliier lich 
bei der Gonvemementskommisnoii, dftss die Amtmftimer es ver- 
nacfalftsagten, ibm tod den Exceesen der französischen Soldaten 
gegen die Einwohner Nachricht zu geb^, wflhrmd er doch ohne 
den Beistand der Behörden nichts auszurichten vermöge. Die 
Kommission suchte die Beamten in ihrer Antwort damit zu ent- 
schuldigen, dass die scheinbare Narhlässi^rkeit mehr auf Unkenntnis 
der französischen Sprache als auf Pflichtvei-^esscnheit beruhen werde. 

Kui-ze Zeil darauf ward Moncey von dem französischen 
Gouvernement wieder abberufen. Auch die ihm untergebene Mann- 
schaft, welche sich mittlerweile auf 25 Mann verringert hatte, scheint 
das EurfAistentom veriassen zu haben. In der zweiten Hfiifte des 
Jahres 1808 und in der eisten des Jahres 1809 verlautet nichts von 
emer Anwesenheit französischer Gendarmen in HannoTer. Unruhen, 
welche im Juli 1809 in Hannover stattfanden, veranlassten den 
Generalgouvemeur Lasalcette, die Erridifamg einer .Goidarmerie 
du Gouvernement d'Hanovre* in das Auge zu fassen. Dieselbe 
sollte aus 20 bis 2t Mann zu I^ferde bestehen, den in Hannover 
kommandierenden Generfden unterprebcn und vorzugsweise dazu 
bestimmt sein, die Polizei auf den Heerstrasscn auszuüben und den 
Truppeiikulimnen in einer gewissen Entfernung zu folgen *). Zu der 
Verwirklichung dieses Planes ist es aber nicht gekommen. 

Das französische Gouvernement verfolgte die Vorgänge im 
Hannoverschen mit grosser Auihieritsamkdt Der Generalgouvemeur 
Lasalcette war gehalten, wöchentlich einen Bericht Aber die Situation 
im Lande nach Paris gelangen zu lassen. Um diesem Befehle 
nachkommen zu können, verlangte er unter dem 28. Fdsruar 1807 
von der ExekutivkfHnmission die wöchentliche Einsendung eines 
Generalberichts über alle wichtigen Vorkommnisse. Diese Berichte 
sollten jedesmal fünf Abteilungen enthalten. Die erste handelte 
von der Justiz, Polizei und der öffentlichen Meinung. Die zweite 
Rubrik betraf den Handel und enthielt zwei Unterabteilungen: über 
die Lage des Handels mit besonderer Rücksicht auf den Verkehr 
mit Lebensmitteln und über die Durchführung der KontinentalspeiTe. 
In der dritten Abteilung hatte die fizekutivkommission über die 
Truppenverpflegong und das Verhältnis des franzAslscben Hilitftrs 
zu den Landesemwohnem zu berichten. Die vierte Rubrik war 
der heimischen Verwaltung gewidmet und endlich die fünfte galt 



1) Lasalcette an die (SonvemcmaitBkoiiiranaioii, 7. AngiMt 1809. 
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besonderen Remerkungen und VorscUfigen der Kxekutivkoninii--ii)n. 
— Im Nt)vt'riiber 180Ö stellte der Generalgouverneur an die 
GouTemementskommission die Forderung, dass ihm hinfort statt des 
einen wöchentSch zwei solcher Berichte ehigereicht werden soUten. 
Um die gleiche Zeit (13. Noveml>er 1806) musste auch der Intendant 
BeOevOle, von dem der Generalintendant Daru einen tflglichen Rapport 
Ober die Innere Polizei in den Kurlanden verlangte, die GouTemements- 
kommissifm auffordern, ihm tagtäglich einen Bericht über alle Er- 
eignisse von Erheblichkeit, als Diebstähle, Feuersbrünste, Morde, 
Bankrotte, die Ankunft und Abrei.-e der Fn inden in der Stadt 
Hannover, unrnluV'«- Auftritte und andere Äusserungen der ö£fentUchen 
Meinung einzusenden. 

Für die Exekutiv- und GouvernenitiiL-^kommission büft-n diese Be- 
richte eine erwünschte Gelegenheit, uiii mancJie Wünsche und klagen zur 
KenntnisdesfranzOsischen Gouvernements zubringen, und insbesondere, 
um die traurige Lage der Knrlande wieder und wieder vorzustdlen. 
FOr uns sind namentlich die Beridite an den Generalgouverneur, 
deren Konzepte im Staatsarchiv zu Hannover rohen, und welche 
insgesamt 16 starke Äktenfiiscikel ausfüllen, eine nicht unwichtige 
Quelle, obwohl sie in mannii^facher Beziehung zu optimistisch 
preluilten sind So wird die öffentliche Meinung in ihnen selten 
anders als »loyale et tranquille* bezeichnet. Von dem Handel und 
Verkehr mit en^^lis* h. n Waren heisst es rejrplmässig, er sei »pro- 
hib6*. Dass beides den Thatsacheii nicht entsprach, werden wir 
später sehen. 

In Paris begnügte man sich übrigens nicht mit der Aufklärung, 
welche die Berichte Lasakettes und Bellevilles versdiaflften. Wiederholt 
sandte man Geheimagenten m das Hannoversche, welche die Ge- 
sinnung der Bevölkerung erkunden sollten. Einer dieser Spione, der 
die Kurlande im Jahre 1809 unter dem Namen Charles Schulmeister 
bereiste, ward in seiner Eigenschaft von dem scharfsichtigen Pohzei- 
direktor M« ver erkannt*). Meyer Hess ihn zu sich kommen 
und -a^tf ihm ;rerade heraus, das5 er ihn für einen geheimen 
Agenten iialte. Der kaiserliche Spion gab denn auch ohne weiteres 
zu ,dass er wirklich der sei, für den ihn Meyer halte, und dass er 
gescliickl worden, die Gesinnungen, Tendenzen, Verbindungen und 
Intriguen der ersten Familien zu erforschen, von welchen der Kaiser 
einen sehr schlediten Begriff habe*. Der Polizeidirektor machte 
dem Agenten kein Hehl daraus, dass die öffentliche Meinung m 

)) JNach den Aufzeichnungen Meyers soll der angebliche Charles Schulmeister 
apiiar ab ein Hauptspion der Fnmmmn eehr berDebtigt gewesei^ und nsdiiMls 
(181$) Too dea Pmaasea IraB« Zeit in Wead fefiuog«» gduilten worden teiii. 
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Hannover den Franzosen nicht günstig pei, suchte ihn aber zu über- 
2eugen, dass „weder bedenkliche Verbindungen nocli Intriguen zu 
fürchteD wüxen, noch jemals existieren würden*. Meyers Arganienten 
ward bloss die Verbindung mit England und .eine fleissige englische 
Korrespondenz* entgegengehalten. Der Polizeidirektor sprach dieser 
Korrespondenz aber «wegen gfinzlichen Mangels eines nationalen 
und politischen Zusammenhanges* jede Bedeutung ab und wollte in 
ihr nur eine , Familienkorre^ndenz von Militairs, die um ihrer 
Existenz willen hinübergegangen* sehen. Der Agent, der einmal 
entlarvt, von seiner Mission woiter keinen Erfolg onvarton konnte, 
gab sich den Ansrh^in. als ob vv durch Meyer von der Harailosi^'^keit 
df»r TIannoveranor üb* r/< sei, urul reiste aus Hannover ab, olme 
wif dl r zurückzukehren. In älmliclier Weise wusste der Pulizpidirektor 
Meyer auch die Nachforscliungen anderer Spione unschädlich zu macheu. 

Wie weit M^ers Ausseningen Qber die Gesinnungen der hannover- 
schen Bevölkerung auf Wahrheit beruhten, werden wir im nftdisten 
Abschnitte zu erOrtern haben. 
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Dritter Abschnitt. 

Der Tolkswohlstand und die Yolksstmmiiiiig. 



EftpHel T. 

Der Volkswohlstand, 

Das Gemälde, welches wir von dem Volkswohlstande in den 
Jahmi 1806 — 1810 zu entwerfen haben, kann begreiflicherweise 
keine anderen als dunkle Farben zeigen. Viel Reichtura halte 
sich ja von jeher nicht in den hannoverschen Landen gefunden, wohl 

aber war fin boschcidener Wohlstand in weiten Schichten der Be- 
völkerung' vi'i])reitet gewesen. Jetzt wurde dieser durch dit> schweren 
Bürden, welclje die französische Okkupation den Landest inwolinem 
auferlegte, mehr und mehr vermindert und vielfach in Armut und 
Not verkehrt. 

Wir köDiien die Lasten, welche den Unterthanen aus der 
Fremdherrschaft erwuchsen, in unmittelbare und mittelbare scheiden. 
Unter den ersteren stehen die mannigfaltigen Kriegssteuem oben an. 
Sie teilten sich in die Naturalliefeningen und die Geldsteuern, letztere 
wieder, um von der Erhöhung verschiedener filteren Abgaben abzu- 
sehen, in di»^ fortlaufend erhobene ausserordentliche monatliche 
Kriegskontribution, dif Kontribution vom 21. Oktober 1807 und die 
gleichfalls den Charakter einer ausserordentlichen Steuer tragende 
gezwungene Anleihe vom 25. December lb07. Die Naturall ieferungen 
fielen vorwiegend der Bevölkerung des platten Landes zur Last, die 
gezwungene Anleihe den wohlhabenden Einwohnern in Stadt und 
Land; an den übrigen Kriegssteuem hatten der Bauer und Bürger 
sowohl als auch dieExemten ehiscfaliesslich des Adels, kurz jedermann 
ohne Unterschied der Person und des Standes zu tragen. Da von 
diesen Terschiedenen Abgaben in den früheren Abschnitten schon 
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ausfüluUcli die Hede ^'tnvfsen ist, so brauchen wir hier nicht weiter 
auf sie einzugehen. Bei den anderen direkten Lasten hing^en, 
welehe die Okkupatioii mit sieh brachte, den biegerftihren und der 
Einquartierung, mflssen wir einen Augenblick Terweilen. 

Die Kriegerfiibren waren für den Landmann eine überaus grosse 
Plage, namentlich zu den Zeiten, wo grössere Truppenmassen durch 
das Land zogen. Er wurde durch sie in seiner Iflndlichen Arbeit 
tage- ja wochenlang gestört und musste froh sein, wenn seine Pferde 
durcli die üixTnifissigc Anstrengung nicht ganz zu Schanden getrieben 
wurden. Anfanglicli gingen die französischen Soldaten in der Requisition 
von Wagen und Pferden über alles Mass und Ziel hinaus. Die 
franzüsisclien Befehlshaber schritten freilich gegen diesen Missbrauch 
energisch ein. Gleich bei seinem Einrücken im November ISOü gab 
der Marschall Morticr den strengen Befehl, dass keinen Requisitionen 
Folge geleistet werden solle, die nicht in legaler Form und mit 
Genehmiguiig der konmiandierenden Generale ausgestellt seiend). 
Am 17. MAtz 1807 erliess dann der Generalgouremeur Lasalcelte 
ein ausführliches Reglement über die Kriegerfubren und Militär- 
Iransporte. Danach sollten in der R(>gel bloss ganze Detachements 
und Korps berechtigt sein, zur Beförderung ihrer Kasse, Papiere 
und sonstigen Effekten, der schweren Bagage und der vcnvundeten 
und kranken Soldaten Wagen und Pferde zu fordern, und zwar 
nur nach eingeholter Genehmigung der Platzkommandanten und 
Kriegskommissäre. Von hannoverscher Seite wurden zur Regelung 
des Fuhrwesens eine Generaldirektion des Fulirwesens und eine 
Reihe von Fbhrstationen auf den MOitftrrouten errichtet-). Die 
Amts- und Lokalbehörden mussten auf diesen Stationen bei bevor^ 
stehenden DurchmArschen stets eine hinlfingliche Anzahl von Fahren 
zur Ablösung bereit halten. Auch wurden sie angewiesen, dafür 
Sorge zu tragen, dass die Kriegerfuhren möglichst gleichmässig 
unter die eingesessenen Unterthanen durch sogenannte Reihefuhren 
verteilt würden. 

Trotz alledem kamen immer wieder Missbräuche bei den Recjui- 
sitionen vor. Das Landesdeputations- Kollegium musste sich am 
10. September 1807 bei dem Konunandeur der kaiserlichen Garde, 
General Walther, beschweren, dass nicht allein Offiziere, sondern 



1) Vgl du PubUkandum der BiekntiTkoiiimiBBioB tom 19. Nofonber 1806. 

Htnnöyersclic Anzeigen J. ISOO, St. 93. 

2) An der .Spitze der Gcneraldirektion des Fuhrwesens stand zuerst der 
Amtsschreiber Luder, seit dem 1. Mai 1808 der Kaminersekretär Öcriba. PubUkandum 
der GouTerngmentakomnahgion vom 19. Apifl 1806. BannOrcndift Amnigcii 
J. 18Q8r Si da 
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auch Unteroffizierf' und Mannschaften von den Einwohnern häufig 
ohne höhere Erlaubniss Fuhrwerk beanspruchten, oft mehr für ihren 
dgowB Gebrauch, als im Interesse dienstlicher Angelegenheiten >). Ein 
andres llhl ward geUagt, dassdie Landleute vielfach gezwungen würden, 
weit Ober die nächste Fuhrstation hinauszufahren, wodurch ihre Pferde 
abgetrieben und nicht selten ganz ruiniert würden, von dem Zeit- 
verluste und den Zehrungdcosten ganz zu geschweigen. riior und da 
Söll es selbst vorgekommen sein, dass die französischen Soldaten 
die requirierten Wagon und Pferde verkauften '-). 

So drückend nun auch die Kriegerfuhren waren, so wollten sie 
doch nichts gegenüber der ungeheuren Last der Einqiinrtiening be- 
sagen. Wiederholt versichern die hannoverschen Belioiden in ihren 
Berichten, dass die Einquartierung von allen Bürden, welche die 
französische Invasion mit sich gebracht habe, für den Unterthanen 
die schwerste gewesen sei Auf den ersten Augenblick könnte dies 
Wunder nehmen. Nach einer bereits zur Zeit der ersten OkkiqpaÜon 
getroffenen Verfügung 3) hatten die Einwohner den bei ihnen ein- 
quartierten Soldaten ausser der Lagerstätte nur noch Salz, Licht, 
Feuerung, Koch- und Essgerät zu liefern. Die eigentlichen Mund- 
rationen — IV2 Pfd. Brot, Vi PM. Fleisch*), 2 Lot Reis oder 
4 Lot trockene Gemüse und eine Mass Bier — sowie die Fourage- 
rationcn wirden den Trappen durch die Lieferanten verabfolgt. 
Erst seit Oktober 1807 fielen die Reis- und Bierportionen den 
Unterthanen zur Last*). Den Soldaten das Essen zu kochen, waren 
die Quartierwirte an und für sich nicht verpflichtet. Doch galt es 
als Regel, dass sie dieselben gegen Aushändigung der Brot- und 
Fleischportionen beköstigten. Später traf die Gouvemements- 
kommission die Einrichtung, dass die Rationen nicht an die firan- 
zösischen Soldaten, sondern direkt an die Quartierwirte gegen 
obrigkeitliche Bescheinigungen abgeliefert \Mirden. Dies geschah, 
weil die Erfahrung gelehrt hatte, dass die Truppen das ganze er- 
haltene Brot und Fleisch nur selten ihren Wirtaleuten aushändigten^). 

>} Vgl. ueh den Tagebefehl des llaneh»11s Otvont vom 3. Febnur 1809. 
BennOverscbe Anzeigen J. 1809. St 11. 

2) Das Lande8deputations-Kollej,'iuni erlicss daher unter dem 22. November 
1806 ein Ausschreiben, durcb weiches den Landeseinwohnem der Ankauf der su 
Kriegerfuhren gestellten Wagoi und Pferde verboten ward. 

AnttA des Htnehnlb BemsdoUe vom 14. November 1804. 

4) Nur die Soldaten der Rheinennee eriüdten 1^« Pfd. Brot imd s/g pfd. 
Fleisch. Vgl S. 260. 

6) Vgl. S. 263. 

General- VwpflegungBkomninion an die GonvemeDentakomminion, 

88. Januar 1809. 

Tbl mm«, OkknpatlOB Haaaown. 
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Wenn es nach Napoleon goganp«Mi wäre, so hätten die hannover- 
schen Untei thanen seit dem April 1807 die französischen Soldaten völlig 
aus eigenen Mitteln beköstigen mflssen >). Zum Glücke gewann der 
menscfaenfireoDdlicbe Belleville es nichl Ober sich den kaiseiUchen 
Willen duichzoiührai, sondern liess die Verpflegung der in den 
Kurlanden liegenden Truppen durch die General - Verpflegungs- 
kommisnon resp. die Uefeninten m. Das war för die Unterthanen 
eine grosse VVohlthal! 

Nach allem diesem wäre die Einquartierung keine übermässige 
Last g"eweson, wenn sie nur vorübergehende Dauer peliahl hätte. 
Dies war aber keineswegs der Fall. Von einigen Monaten des 
Jahres 1800 abtresehen. lag beständig Einqnarliening in den han- 
noverschen Landen. Nicht, dass das Kurfürstenluni eine eigentliche, 
sich gleich bleibende B^tzung gehabt hätte. Vielmehr ward es un- 
aufhörlich von grosseren oder kleineren Truppenkoips durchzogen, bald 
von Süden nach Norden, bald von Westen nach Osten, bald auch von 
Osten nach Westen, wie es die militflrischen Anordnungen des fran- 
zösischen Kaisers mit sich brachten >). Im November 1806 zog die 
Besitznahme des Hannoverschen und weiterhin die Verfolgung des 
Blücherschcn Armeekorps beträchtliche Truppenabteilungen herbei, 
im Sommer 1807 erfolgrte in den Hansestädten und im nördlichen 
Teile von Hannover unter der Leifnrtf d«^'^ Marsr])nlls Brune die 
Bildung eines zur Bewachung der Küsten bestimmten Observations- 
korps, im Herbst desselben Jahres wälzte sich ein Teil des vom 
Kriegsschauplatz im östlichen Preussen zurückkehrenden iranzösischen 
Militärs über die Kurlande, im Spfttherbste des Jahres 1808 bezogen 
mehrere Divisionen der neu gebildeten Arm6e du Rhin im Hannoverschen 
Quartier, im Jahre 1809 führte die Verfolgung Schills und des 
Herzogs von Braunschweig -Öls holländische, dänische und west* 
fälische Truppenabteilungen herbei, bald darauf ward ein Teil der 
westfälischen Truppen zur Überwachung der Kontinentalsperre im 
Norden Hannovers dislorierf ete. Alle dicf?e Heereskörper ver- 
weilten bald längere, bald kürzere Zeit in den Kurianden. Hatten 
die einen glücklich das hannovei^sche Gebiet verlassen, dann rückton 
sofort andere ein, so dass die Landeseinwuhner nur selten auf- 
atmen konnten. 

Was aber die Einquartierung vollends unerträgUch machte, war 
der Umstand, dass die einquartierten Soldaten von ihren Quartier- 
wirten mehr verlangten, als ihnen zukam. Eine rOhmliche Ausnahme 
bildete allein ein aus elf Regim^tem bestehendes ^panisches Armee- 
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korps, das unter der Führung des Marquis dt^ la Romana im Juni 
und Juli 1807 das Hannoversche in seiner ganzen Ausdehnung von 
Süden nach Norden uurclizug, und das sich nachmals durch sein 
kühnes Eotweichen aus Fünen und Seeland einen Namen machte. 
Die Spanier legten allerorten grosse Anspruchslosiglwit und ein 
musterhaftes Benehmen an den Tag und hinterliessen darum in den 
hannoversche Landen das beste Andenken Anders die übrigen 
in dem Kurfürstentum während der Jahre 1807—1810 einquarlierlon 
Truppen, die französischen sowohl als auch die im Dienste Frank- 
reichs stehenden holländischen, belgischen, italienischen und rhein- 
bOndischen, welche sir h sämtlich willkürliche Forflrrnnp-pn und Er- 
pressungen in ausgedelnitem Masse zu schulden konunen Hessen. 
Namentlich gesciiah dies auf eiligen Märschen, wo die Lieferanten 
sich nicht immer rechtzeitig mit den Lebensmitteln einstellten, und 
die Soldaten genötigt waren, sich ganz an die Landeseinwohner zu 
halten. Bei solchen Gelegenheftoi kam es mitunter za der förmlichen 
PlQnderung ganzer Gegenden. So hAoften sich bei d^ Verfolgung 
des BlQcherschen Armeekorps im Novemlier 1806 die fhmzösischen 
Truppen im Hmogtum Lauenburg derartig, dass innerhalb dnes 
einzigen Tages an «üe 50 000 Mann durch das Amt Hatzebuig zogen. 
Für die Verpflegung derselben war in keiner Weise Sorge getragen. 
Bald \v:ir> n die Vorräte der Einwohner aufgezehrt und nun hrach 
eine Plünderung herein, welche nach den Berichten der lauen- 
burgischen Behörden «allen Glauben überstieg" 2). Der Schade, 
welcher den Unlerlhanen dadurch erwuchs, war ungeheuer und 
beüef sich allein in dem Amte Ratzeburg auf mehr denn 100 000 4- 
Aneh die hoUändiscben und westJftlischen Truppen, welche im 
Jahre 1809 durch die Verfolgung des Majors von Schill und des 
Herzogs von Braunschweig-Ols herbeigezogen wurden, bezeichneten 
ihren Weg durch Plünderungen. Von der hollftndischen Einquartierung 
berichtet ein Zeitgenosse, sie sei .fast unerträglich und eine wahr- 
hafte Exekution' gewesen, da die Soldaten zu jeder Forderung be- 
rechtigt zu sein geglaubt hätten 3). Die westßllische Einquartierung 
erschien ^'^''^nüber der holländischen nach demselben Gewährsmann 
„wie fromme Schafe" Doch hausten auch die Westfalen übel 
genug. Em westfälischer Lieutenant, welcher an der Verfolgung 

I) VfL Hausmann & 63 t, Mieniniky 8. 34» Zaad«r» Das HtnogUim 

Lauenburg II. 3\ und UUtMMg, Hamlmig unter dem 0ni«ke der Fnonaoa. 

18(Xi— ISl i- S. 'J f. 

^) Vgl, auch Zander, Das Herzogtum Lauenburg II, i25 f. 
S) Hfttmnun S. 06. 

So* 
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des Welfenhei-zogs teilnahm, J. von Borcke, i)erichtet darüber: 
„SAmtliche Ortschaften, durch welche die (westfälische) Division 
kam, wurden während des Durchmarsches vollständig ausgeplündert. 
Von oben herab steuerte niemand, weil am Ende der Hunger die 
Soldaten zwang za nehmen, wo etwas zu haben war; doch sah 
man Ausschreitmigai, wie sie toUor von den rohesten Trappni in 
Feindesland nicht veröbt werden können'). Bei den Stfidtchen 
Burgdorf und Syke benutzten die westfölischen Truppen die schönsten 

Komfoldcr zum Biwak und zertraten für »viele tausend Tbaler** 

Getreide" 2). 

Blieben solche Plündeninjren im Grossen auf eilige Märsche 
beschrfinkt, so standen doch übertriebene Forderungen und selbst 
Gewaltthüligkeiten, wie schon erwähnt, während der ganzen Dauer 
der zweiten französischen Okkupation auf der Tagesordnung. Immer 
wieder liefen bei der Ezekutiv- resp. der GouTemement^mmission 
von Seiten der Amts- und Gericfatsbehdrden Klagen und Beschwerden 
Ober derartige Ezcesse des franzOsisdien liilitfirs ein. ESnige dieser 
Berichte mögen hier im Auszuge folgen, um das oft geradezu 
skandalöse Benehmen der französischen Soldaten gegen ihre Quartier- 
wirte zu illustrieren 3). 

Am 8. Januar 1808 stattete das Amt Meinersen einen ausführlichen 
Bericht über eine Reihe grober Ausscbreitungea und Zügellosigkeiten 

>) Krie^ldMn des Johann von Boieke, wdL Kgl. Preme. ObendiealeDants 

180<) — 1815. Nach dessen Aufzadmiingen bearbeitet vom Major von Leszczynski 
S. U6 f. Aus den Aufzeichnungen J. von Rorrkes «eien hier eini^ft interessante 
Angaben ttber die preussiscbe Okkupation im Jahre 18uö, an der von Borcke als 
A^jntant im Inf-Regimente von Larisch teil genommen hat, nachgetragen. ,Dio 
Einquartierung des H^iinents (in Hannover)*, erz&hlt von Borcke, «geschah in 
grösster Ruhe und Ordnung, ohne die mindt-slon Ausschreitungen von beulen 
Teilen; man hörte nicht die geringäk Klage, vielmehr waren Offiziere und 
Soldaten mit der Auftiahme und den guten Einriehtnngen aufHeden» wenn ihnen 
andi die llenschen nicht gerade mit offienen Armen entgegenkamen. — Da wir 
zu einem anderen Zweck wie die Franzosen in« Lnnd gekommen waren, keines- 
wegs mit denselben Anforderungen auftraten und die strengste DiscipUn hand- 
habt^ so wurden die Einwohner das bald gewahr, tmd es legte den Grund aar 
Zufriedenheit und Knigkeit beider Teile, die in der Hauptstadt wlhrend unseres 
Aufenthalts nichl einen Augenblick unterbroclien worden ist. Nach und nach 
wurden uns die Herzen geneigter, die Düsterkeit und Zurückhaltung na l'ingauge 
mit uns verschwand mehr und mehr, man kam uns entgegen, behandelte ims 
nieht mehr als F^de und oShete ans Hiuser vnd geselliga Kieise. Nor alldn 
die Familien des Adels, der bekanntlich hier stolz und aufgeblasen ist und eine 
abgeschlossene Kaste ausmacht, blieben uns abhold,* S. & 9(. 
3) Kriegerlebeii a. a. O. ä. 147. 

*) Ob und wie weil diese Berichte auf Wahrheit beruhen» liest sieb natttiUeh 
heutigen Tages nicht mehr feststellen. 
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ab, welrho dn-? IG. nnd 21. Dragonerre^iment mif dem I)urclimarsr!ip 
durch das Amt begangen hatten. Das 10. Regiment hatte nur eme 
Nacht, das 21. drei Nächte im Amtsbezirke zu^'ebracht. Beide 
hätten nach dem Urteile der Beamten kaum ärger hausen könneilf 
«Is wenn sie auf Exekution ' eingelegt gewesen wftreo. Nach dem 
amtaseitig aufgenommenen Protokolle klagte ein Einwohner Namens 
Lüchan aus der Ortschaft Ahnsen, er hahe seinen nenn Dragcmem 
reicUidi and gut zu essen und trinken gegeben. Sie seien aber 
damit 'nicht zufrieden gewesen, sondern hätten immer mehr verlangt 
und zwar solche Sachen, deren Anschaffüng ihm unmöglich gefallen 
sei. Insbesondere habe er in einem fort Branntwein und Zucker 
herbeischaffen müssen, bis er solchen weder in Ahnsen noch in dem 
benachbarten Meinersen mehr habe erhalten können. Insgesamt hätten 
seine Dragoner über i24 Quartier Branntwein und eine un^fclieure 
Menge Bier konsumiert, daneben ihm mehrere Pfund Zuekei, Kaffee, 
Syrup, Pfeifen und Taback abgepresst. Für die Anschaffung dieser 
Sachen habe er mdir als 13 zahloi müssen. Ausserdem sei er 
genötigt worden, den Dragonam für ihre Pforde sechs I£mpten 
Hafer und eine grosse Menge Heu und Stroh zu verabreichen. 
Dabei hfttlen die Soldaten allen möglichen Mutwillen und Unfiig 
getrieben, Handtücher zerrissen, Geschirr zerbrochen, aus einer Lade 
ein Stück feines Linnen von 30 Ellen und andere Sachen mehr 
entwandt und ihn oben(h-ein beständig mit SchlSpren misshandelt, 
so dass er zweimal habe aus dern Hause tlöchten müssen. Beschwcrde- 
führung bei dem kommandierenden Offizier liabe nichts genützt, 
dieser habe ihn viehnehr f?ewaltig angefahren und jegliclie Hülfe 
verweigert — Ein anderer Einwohner aus demselben Dorfe meldete, 
die Soldaten hätten mit emem dicken, zackigen Knüppel auf ihn 
losgeschlagen, bis er die Flucht ergriffen und die Nacht auf dem Hofe 
zugebracht habe. Gewaltsam weggenommen seien ihm 5Vs Himpten 
Hafer und eine ungeheure Menge Stroh und Heu. Femer habe 
man ein grosses Laken von 19<;2 Ellen entwandt, die Fenster ein- 
geschlagen u. s. w. Ein dritter Bauer aus Ahnsen wollte von 
seinen fünf Dragonern ebenfalls auf das äusserste gequält worden 
sein. Nachdem dieselben gregessen und getrunken hAtten, erzfiliit»' 
er, seien von ihm vier Flaschen Wein nebst Zucker gefordert worden. 

Auch die boU&ndischea Trupj>en werden vielfach beschuldigt, ihrea 
Qoaitierwirtcn di« v«ndlded«iMl«i Gcfautinde geir^tMiH entwmdt ni haben. 

In erster Linie sollen die Holländer es auf baiw Geld abgefeben haben ; doch waren 
sie nicht wälileriscli, eigneten sich Kleidungsstücke, Leinenzeug, Schuhwfrk, Pfoiffn, 
Viklualien alier Art und was sie sonst kriegen konnten, an. Nichts war vor ihren 
ztttberischen Hftndea sicher. Ein Gleiches gilt Ton den bayrischen Truppen, 
wdcbe dcb im hi& nnd Angnst 1807 im HumoTenchen anfbidten. 
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Als (>r nicht im •^tando gewesen sei, das Verlangte anzuschaffen, 
habe man ihn mit einem Besenstiel aus dem Hause geprügelt. Seine 
Beschwerde bei dem Kantonnementschef sei ohne Erfolg geblieben; 
selbst dass man ihm amtsseitig einen schrifllichen Befehl des 
konunandiereDden Obersten an jenen ausgewlrict habe, sei nutdos 
gewesen. Als er von dem Gang« zn dem OfBzier zurftekgekehrt sei, 
habe seine FVan ihn gewarnt, nicht wieder m das Hans zu gehen, 
da die Dragoner ein Gewehr geladen und dasselbe mit mehreren 
Knüppeln zur Hand gesetzt hätten, alles unter den schlunmsten 
Drohungen. So sei er genötigt gewesen, die ganze Nacht draussen 
zu bleiben. Die Dragoner hatten inzwischen ^in reichliches Abend- 
essen verzehrt, dann spät abends noch sieben Hühner erwürgt und 
seine Frau mit vielen Stössen gezwungen, dieselben zu reinigen und 
in Butter zu braten. Am folgenden Morgen liätlen sie die Hühner 
mitgenommen, ohne davon im Hause zu gemessen. An Gelräul^en 
hfttten die Dragoner während ihres kunen Aufenthalts 14 Quart 
Bier und Branntwein ▼ettilgt 

Ihnlidie Klagen kamen aus anderen Ortschaften des Amtes 
Meinersen. In ölerse war ein Bauer angehalten worden, mit einem 
Dragoner nach der benachbarten Stadt Peine zu reiten und dort 
für ?ein Geld Mützen für zwei Wachtmeister zu kaufen, welche 4 ^ 
kosteten. Der in ölerse kommandierende Offizier hatte einen Ein- 
wohner, der sich bescliweren wollte, ohne weiteres hinter die Ohren 
geschlagen und dabei gesagt, der Bauer müsse geben, was die 
Dragoner irgend verlangten. In Kddt^ssc hatte man den einquartierten 
Offizieren I i Flaschen Rotwein und 2 Flaschen Rum liefern müssen. 
Auch die gemeinen Soldaten hatten durchweg Wein verlangt und 
ihre Wiste mit Schlagen traktiert, wenn diese sich darauf nicht gleich 
einlassen wollten. Die Zahl der Eipressungen ging ins Grosse; u. a. 
waren Terschiedene BSnwohner gewidtsam gezwungen worden, Hemden 
und Leinen herauszugeben. Aus der Dorfechaft Dedenhausen ver- 
lautet, dass die Dragoner enorme Quantitäten Wein erpresst hätten. 
So hatte ein Einwohner dem bei ihm einquartierten Korporal eine 
Flasche Rum und 15 Flaschen Wein verabfolgen müssen. Ein 
anderer war genötigt worden, 13 Flaschen Wein und S^'o Pfd. 
Zucker herzugeben. Ausserdem hatte er seinem Wachtmeister 2 Ellen 
weisses Tuch aus Peine holen lassen und ihm dazu noch 4^2 Ellen 
feines Leinen liefern müssen. Schliesslich war der Bauermeister 
der letztgenannten Ortschaft wie zum Hohn angehalten worden, 
einen Schein Aber das WoUyerhalten der Truppen auszustellen. Im 
Dorfe Eltze hatten die Offiziere am Abend vor dem Abmärsche ein 
Gastmahl gegeben, wozu die Vonftte Ton der Gemeinde herbeigeschafll 
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werden mussten. Auch hier war der Ortsvorsteber unter schweren 
Drohungen gezwungen worden, die gute Aufführung der Soldaten 
ZU bescheinigen. In gleicher Weise hatte sich die Gemeinde Ede- 
missen, um SchUmmerem Toraubeugen, dazu Teistehen mAssen, den 
Offizieren ein Essen zu geben, dessen Kosten sich auf )5 ^ beliefen. 

Der Magistrat der Stadt Lüneburg berichtet am 3. Mflrz 1808, 
er habe für das daselbst einquartierte b. französische Kürassier- 
r^iment die besten Quartiere ausgesucht und es durchweg ?o ein- 
gerichtet, dass auf einen Bürger nur ein Mann komme. Die Ein- 
^vohner thaten alles, um sich den Soldaten gefälH<r zu zeigen. Viele 
Bürger nähmen die Einquartierh'n mit an ihren Ti^ch und '^--riben 
ihnen, was sie irgend vermöchten. Allein es sei ganz unmöglich 
die weitgehenden Forderungen der Kürassiere immer zu befriedigen. 
Mit dem Lieferantenbrote seien die Soldaten nicht zufrieden, viehnehr 
hielten sie ihre Wirtsleute an, ihnen statt dessen feineres Brot an- 
zuschaffen. Ebensowenig wollten sie sich mit dem eingepöckelten 
und gerftucherten Fleische ihrer Wirte begnflgos, sondern verlangten 
tftglich frisches fleisch, und zwar gelwalen. Viel Beschwerde errege 
es auch unter der Bürgerschaft, dass die Kürassiere eigene Zimmer 
für sich verlangten und nur in geheizten Kammern schlafen wollten. 
— Am 51. Juni vnrd weiter berichtet, der so selir hemnlergekommene 
Bürger entzielK? sich alle nahriiafte Speise und setze sie seinem 
Einquartierten vor, um nur Ruhe und Frieden zu hi tn ii. Er gebe 
ihm Fleischsuppe, Fleisch. Gemüse, Kaffee, Bier und Branntwein, 
und was sein Hausstand autzubringen vermöge, ohne ihn doch zu- 
frieden stellen zu können. Bd dem geringsten Ifissvergni^en (kber 
die Bewirtung fange der Kürassier gleich an zu fluchen und zu schimpfen, 
ja sich an semem Wirte thätlich zu vergreifen und ihn zu miss- 
handeln. Das Verhalten der Offiziere könne den gemeinen Mann 
in solchem Benehmen nur bestärken. Habe doch selbst der kom- 
mandierende Oberst einen Bürger, der zu ihm gekommen sei, um 
sich zu beschweren, ohne auf dessen Klagen zu hören, die Treppe 
heral'gt'worfen. Damit noch nicht zufriedon, sei er demselben nach- 
geeilt, tiabe itmi Ohrfeigen und Fusstritte gegeben und ihn so aus 
dem Hause hinausgestossen. 

Am 12. April 1808 richtete das Amt Springe eine Eingabe an 
die Gouvemementskommission, in welcher lebhafte Klage über 
Excesse und Aundiweifüngen geflUut wurde, welche das 36. fkan- 
zösische Linienregunent daselbst ver&bt hatte. Kaum seien die 
lYuppen hl Springe und die benachbarten Ortschaften eingerückt, 
führten die Beamten aus, so habe man schon die Baiwnneister ver- 
schiedener Dörfer und zahlreiche Boten in Springe umherlaufen 
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sehen, welche in grösster An^t Wein, Rum. Citronen, Braten, Bier, 
Weissbrot und selbst maiidie Luxusmtikel aufzutreiben gesucht » 
hätten, welche im Orte gar nklit Torhanden, aber tod den Offizieren 
und Mannschaften mit SchimpfWorten, Drohungen, ScUfigen etc. 
verlangt worden seien. Nicht einmal die Honoratioren habe man 
franzfisischerseits geschont. So sei ein Pastor KrOger in Flegesen 
▼on fünf Unteroffizieren malträtiert und mit Füssen gestosson, dessen 
zu Hülfe eilender Schwiegersohn geprügelt, und ein anderer auf 
Besuch weilender Freund dos Hau?es mit Ohrfeigen traktiert worden. 
Amtsseitiff habe man die zahlreich eingehenden Beschwerden der 
Unterthanen zunAchst zurückgewiesen, weil man sieh von der Ver- 
wendung beim Oberst keine grosse Wirkung versprochen habe. Als 
es aber zu arg geworden sei, iiabe sich der drille Beamte nach 
l iUuneln begeben imd seine Reklamationen bei dem dort einquartierten 
Oberst Torgebradit Deisdbe sei ftusserst aufgebradtt Ober das 
Benehmen seiner Soldaten gewesen und habe den Beamten mit 
den strengsten Befehlen an alle [Eantonnementschefs Tersehen. Diese , 
hätten die Ordres indessen sdhr flt>el aufgenommen ; ein Kapitfin 
habe sogar gedroht: wenn er die verfluchten ,baillifs' hätte, so 
wolle er ?ie in Stücke Iiauen lassen. Die Befehle des Obersten ' 
hätten denn auch nichts gefruchtet. Kurz nach Eingang derselben 
sei der Kantor Bartels zu Ilaclnnülilen von zwei in seinem Hause 

I 

einquartierten Offizieren gröblich misshandelt worden, weil er sich 
geweigert habe, die vor jenen geflüchtete .Magd herbeizuscliaffen. 
Als der Kantor sich darauf bei dem KapitäiT l)eschwert habe, sei 
man wieder Ober ihn hergefallen, auch habe man ihm zur Strafe 
drei Unteroffiziere eingelegt Gleich darnach sei im Hause des 
Efteters Feuer ausgebrochen. Der Verdacht der Brandstiftung sei 
alsbald auf die Franzosen gefallen. Sowie aber der zweite Beamte 
Beaulieu sich angeschickt habe, die Sache zu untersuchen, habe der 
eine im Hause des Kantors einquartiert gewesene Oflizier sich mit 
einem Stocke auf ihn gestürzt und vier in der NAhe stehenden 
Soldaten zugeschrieen den Beamten anzugreifen. Andere Franzosen 
seien »mit unbändigen Knütteln" auf die sich um den Beamten 
sammelnde Volksmenge eingedrungen. Nur mit Mühe hätten die 
Beamten sich der Wütenden erwehren können, und kaum sei es 
möglich gewesen, die gegen das französische Militfir auligiebrachten 
und ihren Voigesetzten ergebenen Volksmassen von einem Blutbade 
abzuhalten. 

Bescbfimend ist die Angabe^ dass bei den von dem 36. Linien* 

regiment begangenai Ausschreitungen die darin zahlreich vorhandenai 
deutschen Soldaten sich am schlimmsten aufgeführt haben sollen. 
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So liatten auch die bayrischen Regimenter von Isenburg und von 
Ilaberniann, welche iiii Juni 1807 die hannoverschen Provinzen 
passierten, gethan, als ob die Ifoimoveraner ihre ärgsten Feinde 
wären. Vetschkdentlicfa Auaseiten die bayrischen Soldaten, sie kfimen 
nicht als Fkeande, sondern als Feinde und dürften sich deswegen 
aUes herausnehmen. Demgem&as missfaandelten sie ihre Wirtsleute 
vidfacb in einer Weise, dass die Eünwohner behaupteten, eine soldie 
Einquartierung' sei ihnen noch nie vorgekommen. Beschwerdeführung 
bei den bayerischen Offizieren soli für gewöhnlich nichts geholfen 
haben 

Überhaupt wird übei- die Subalternnffiziere mei?t noch melir 
g»>klnst al-s übei' die gemeinen Soldaten. Nun kann es ja nicht 
wunder neimien, dass die Offi/.ieie höhere Ansprüche an die 
Quartierwirte stellten als ihre Untergebenen. In vielen Fällen scheinen 
sie aber darin zu weit gegangen zu sein und die ftbertriebensten 
Anforderungen an ihre oft wenig wohlhabenden Wirte gerichtet zu 
haben. Es war darum eine grosse Erleichterung für die Unterthanen, 
ak der Marschall Dayout im November 18(fö die Verfügung traf, 
dass die Beköstigung der niederen Offiziere nicht mehr wie bisher 
den Einwohnern zur Last fallen, sondern dass sämtliche Offiziere 
bis zum Unterleutnant herab ^e^jen Auszahlung bestimmter Tafel- 
gelder selbst für ihre Beköstigung^ sorgen sollten.^ 

Wohlthueud pofjcn die AufTülirung der SubalternofUziere, welche 
an den Exce^si ii der Soldaten gegen die Quartierwirte nur zu oft 
teilnahmen, sticht in der Regel das Verhalten der höheren Offiziere 
und Befehlsliaber ab. Man muss ihnen durchweg nadidSmien, dass 
sie es sich eifrig angelegen sein liessen, gute Disdpltn unter den 
TVuppen zu halten, den Ausschreitung^ der Soldaten möglichst 
vorzubeugen und die vorgefallenen gebührend zu bestrafen. So 
sprach der Marschall nrrnadolte in ein^ Tagesbefehl vom 
34. Oktober 1807 3) seinen Unwillen darüber aus, dass viele MilitArs 
von ihren Wirten mehr forderten, als ihnen zukäme. Die Trappen 
wurden nuchdrückürh ermahnt, dass sie sich niil dem, was ihnen 
nach den Reglements zustande, begnügen müssten, ohne von den 
Einwohnern Unmögliches zu verlangen, um so mehr, als das Land 
schon unendlich gelitten habe. Hieran knüpfte Bernadolle die 
Drohung, er werde gegen die Soldaten, welche in Zukunft Veranlassung 
zu Beschwerden geben würden, mit aller Strenge einselireiten. In 

>) GouYernerTi*>nt«kommission an den Befehlshaber der bajrisefaai Truppen, 
Genemi ViucenU, i4. Juii 1SU7. 

?oriwr waxen nur den hobereo Oflliieren Tafdgdder «ufeahlt wordeD. 
^ Humöfeiaehe Anaeiccn i. 1807, SL 9a 
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gleichem Sinne Äusserte sich der Generalgouverneur Lasalcette in 
einer aUgeroeineD Ordre vom 19. Januar 1806 <): «Das Uilitär muss 
gut Terpflegt werden, aber ausserdem sind Verschwendungen und 
die geringsten Uissbrftuche ein Verbrechen bei einem Volke, wdches 
niit treuer Bereitwilligkeit giebt, was man ihm mit Vernunft und 
Gerechtigkeit abfordert." Auch der Marschall Davout machte den 
ihm untergebenen Befehlshabern wiederholt die Beobachtung der 
f^trenpsten Mannrs7,urht zur Pflicht. Er befahl sn^rar, dass jedes 
auf dem Marsch befindliclie Korp« von allen Otion, wo es sich 
aufgehalten habe, obrigkeilliilie Zeugnisse über sein Wohl verhalten 
mitbringen solle. So wurden auch die Orts- und Amtsbehörden 
von Davout und den anderen französischen Befeiilshabera mehrfach 
aufgefordert, Ober die AufiAhrung der Truppen Bericht zu erstatten. 
Dass die Exekutiv- und GouTemementskommisston in ihren wöchent* 
liehen Berichten an Lasalcette sich jedesmal auch Ober das Beilagen 
der französischen Soldaten auszulassen hatte, ist uns bekannt^. 
Auf solche Weise kamen w^igslens die erheblicheren Ausschreitungen 
und Gewaltth&tjgkNten, welche von den einquarti^en Truppen be- 
gangen ^^1l^den, zur Kenntnis des Generalgouvernements. 

Man glaube aber nicht, dass die Hannoveraner die sdiwere 
Einqiiartiminpslast wirklich .mit treuer Bereitwilligkeit" ;?el ragen 
liAtlen. Die französischen Soldaten hatten im Gegenteil selu- oft 
über die »mauvaise volonte* ihrer Quartierwirte zu klagen. Wer 
möchte es auch den hannoverschen Unterthanen verargen, dass sie nicht 
mit frOhlicfaem Antlitze zusahen, wenn die ungebetenen Gfiste ihre Vor- 
räte au&ehrten, und dass sie sich nicht immer eifrig zeigten, die oft 
Ober alles Mass und Ziel hinausgehenden AnsprQcbe der Fhmzosen 
zu befriedigen. Ein Teil der Misshelligkeiten mag auch auf die 
Schwierigkeit der VerstAndigung zwischen den Hannoveranern und den 
fremdländisc hen Soldaten zurückzufülu'en sein. Aus Lüneburg' wird 
im März 180s berichtet, dass das Verhällnis zwischen den Quartierwirien 
und den Einquailierten weit erträglicher geworden sei, seit beide 
Parteien gelernt hätten, sich besser zu verständigen. — Die Gouverne- 
ment skommission nahm verschiedentlich Anlass, der heimischen Be- 
völkerung ein geziemendes Verhalten gegenüber den französischen 
Soldaten einzuacbftrfen. So ^ess sie am 13. Februar 1809 einPubU- 
kandum, in welchem die Unterthanen ermahnt wurden, sich gegen das 
fhmzösische Militär so zu betragen, dass kemeVeranlassung zu Klagen und 
Beschwerden gegen sie eintrete. Dies sei um so mehr gdx>ten, hielt die 



1} HannOvenebe Aaseigeii J. 1806^ 9L 8. 
VgL & 880. 



395 



Kommission dem Volke vor, „als das französische Gouvernement 
den gegründeten Beschwerden mit ebensoviel Gerechtigkeit als 
Promptitüde abhelfe, indem die Militärs, welche sich Excesse gegen 
die Landeseinwohner eiiaubten, bestraft würden, angezeigte Miss- 
bräuche abgestellt und eine ToOkommene Disdplin beobachtet 
werde*. Obrigkeiten und Beamte sollten darum genau «auf ihre 
Untergebenen achten, Unordnungen, welche diese begehen möchten, 
hindern, allen Unfug jeglicher Art ahnden, die Schuldigen bestrafen 
und insonderheit diejenigen, welche der angreifende Teil viren 
oder einen französischen Militär beleidigten oder bei irgend einem 
Vorfalle sich eigenmächtig Recht verschafifen wollten, arretieren 
lassen" 

Auf weichen Provinzen die Einquartierungslast am schwersten 
gelegen hat, lässt sich nicht mit Sicherheit bestimmen. Durch die 
Durchmärsche wurden wohl das Herzogtum Lauenburg') und die 
Grafschaft Diepholz am stäilnten betroffen. Aus dem Amte Die|diob 
wird unter dem 9. Februar 1808 berichtet, nach Ausweis der Ein- 
quartierungslisten seien seit dem 1. Juni 1803 über 300000 Hann 
den unglücklichen Unterthanen zur Last gefellen. Desgleichen ergebe 
sich aus den Fuhrlisten, dafls seit jenem Zei^unkte mehr denn 
50000 Pferde zu Kriegerfuhren requiriert worden seien; fast ebenso 
viele liütten auf Ordonnanz gehalten werden mösfen. Das Amt sei 
dadurch so herabgekommen, dass sein Untergang nahe bevorstehe. 

Im allgemeinen waren die hannoverschen Behörden, vor allem 
die Gouvernements- und General vorpflegungs- Kommission bestrebt, 
die Einquartierung durch zweckmässige Dislokationspläne so gleich- 
mftssig als irgend möglich auf s&mtliche Gegenden zu verteilen. 
Doch konnten sie nicht hindern, dass die an den Militftrrouten be- 
legenen Ortschaften und unter diesen vor allem die Stfldte und 
Flecken von der Einquartierung besonders hart mitgenommen 
wurden^). Zahlreiche Berichte bestätigen den Niedergang des 
städtischen Wohlstandes infolge der Einquartierung. Aus der Haupt- 
stadt Hannover vernehmen wir, dass schon im Jahre 1807 mehrere 
grosse Häuser von drn Eigentümern ganz aufgegeben und dem 
Magistrate zur Verfügung gesteht worden seien. Gegen das Ende 



1) Hannöverscbe Anzeige» J. 1809, SL 14. 
^ Über Lauenlmrg vgl. Zander, II, 31. 

3) In einer Ein^,'abe versctiiedener Einwohner des Stadlchens Winsen a. L. 
nn den Intendanten Belleville vom H. März 180-^ lieisst es, während Winsen selbst 
durch Einquartierung ganz heruntergekommen sei, befänden sich im Amte Winsen 
nblraidieDarfert wdefae in den fQnf Kri^'aliivnfibeHunipt noch kdnen Soldaten 
gwcben hBttfBT 
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dieses Jahres sollen auch die kleinen Bürger, ausser stände die 
Kinquartierung ferner zu tragen, angefangen haben, sich des Eigeii- 
tums an Oiren Wohmmgen zu begeben, indem de die Sclilflaael 
ihrer HAuser auf das Ratbaus brachten*). Aus Lflnebuig wird 
der GoQvemeineiitskoniinission Ende 1806 berichtet, die Em* 
quartiening^last habe die BQrgerscbaft dennassen niedei^gedrQckt, 
dass viele Einwohner sich genötigt sähen, ihre Häuser zu verlassen. 
Die Zahl der leer stehenden Hftuser belaufe sich bereits auf nidit 
wenifjcr als 48; von den in Friedenszeiten einqimrtierrinf?«;- 
pflichtigen FiMierstellen könne wopen der Verarmung der Bewohner 
nur noch ein Drittel mit Eincjuartierung- belegt werden. Um die 
gleiche Zeit nn'ldet der riatzel)ui-ger Magistial, die BfiPpjerschaft sei 
durch die fortdauernden Kriegslaälen, unter denen die Einquartierung 
die erste Stelle dnnehme, so sehr herantergekommen, dass von 214 
Häusern bloss noch die Hftlfte belegt werden könne. Ähnliche 
Klagen kommen aus Gelle (Januar 1809). Dort war von d^ Haus- 
besitzern, welche auf ihren Feuerstellen Schuldverschrdbungen stehen 
hatten, kaum einer noch ini stände, die fälligen Zinsen zu entrichten. 
Mahnte der Gläubiger zur Zahlung, so hielt der Schuldner demselben 
die Einquartierungslast vor, welche sein ganzes Vermögen aufzehre. 
Strengte der Gläubiger dann einen Prozess an, so bot ilini der 
Schuldner im gerichtlichen Termin sicher das Haus dar. Dadurch 
wurde die Klage alsbald gehoben, denn jedermann hütete sich auf 
ein solclies Gebot einzugehen. Bedeutete die Erwerbung eines 
Hauses bei der schweren Einquartierungslast doch nicht sowohl 
einen Gewinn als ehien Verlust 

Bei dieser Sachlage musslen die Häuserpreise natürlich stark 
sinken. In der M ehntabi der Fülle soll es Oberhaupt nicht möglich 
gewesen sein E&ufer aufzutreiben. Der Magistrat von Celle führt 
in dem eben erwähnten Berichte an, die Zahl der zum Verkauf aus- 
stehenden Gebäude vergrössere sich täglich. Gleichzeitig mehrten 
sich aber auch die Schwierigkeiten KAufer :;^u finden. Komme hier 
und da der Verkauf eines Hauses noch zu stände, so werde es fast 
verschenkt. Beispielsweise habe ein Bürjer sein Haus um l^i 
verkauft, und um den Käufer überhaupt zur Annahme desselben 
bewegen zu können, Ratenzahlungen von je 3 vereinbaren müssen. 
Aus Verden wh d gemeldet (23. November 1808), die Wohnungen seien 
so sehr im Preise gesunken, dass man Zwangsversteigerungen nach 
Möglichkeit abzuwenden suche, weil die Gläubiger auf diesen 
Wege ihre Forderungen nur verlieren würden. Nicht ganz so 
schlim m lauten die Berichte aus Lüneburg. Immerhin waren auch 

1) Haiumann 8. 66» 
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hier die Preise ganz erheblich henintergeganpen und erreichten l)ei 
weitem nicht den meist selir niedrig bemessenen Taxpreis, zu welchem 
die Häuser in der Brandkasse versichert waren. Um einige Beispiele 
anzufOhren, so betrag der Taxpreis eines Gerades 1200 4^ der im 
Zwangswege emdte Verkaufspreis aber nur 500 «f. Bei einem 
zweiten Hausrerkaufe beltefen sich die beiden Pireise auf S850 i$ 
bzw. 999 ^ bei einem dritten auf 600 bzw. 350 ^ und bei einem 
vierten auf 150 resp. 106 

In gleichem Masse wie der Verkaufswert der Häuser sanken die 
Mielspreisc. Auch die Ländereien sind während der französischen Okku- 
pation erheblich im Preise herabgeganfrcn. Die Gouvemementskom- 
raission bemerkt in einem Berichte an Belleville vom 13. November 1809, 
die Grundstucke seien jetzt um zwei Drittel, ja in einzelnen Fällen 
um die Hälfte des früheren Wertes feil. Eheraals sei es ausser- 
ordentlich schwierig gewesen, ein Rittergui zu kaufen, so daas man 
jahrelang auf eine Gelegenheit habe warten müssen. Dagegen habe 
vor kurzem ein hannoversches Blatt dem Publikum auf einmal vier 
solcher Gütor zum Kaufe angeboten. Im grossen und ganzai 
haben aber die L&ndereien dch besser im Preise gehalten als die 
Wohnhäuser. 

Begreiflicherweise lässt sich nicht zalilemnassig berechnen, in 
welchem Masse der Vermöprensstand der Landeseinwohner sich durch 
die Einquartierung vermindert hat. Es fehlt zwar nicht an einzelnen 
Angaben darüber. Der Bürgermeister von Dassel zu Lüneburg 
führt in einer Eingabe an die Gouvernementskouunission vom 
28. Januar 1808 an, er habe in den letzten fünf Jahren durch 
Einquartierung, Kontributionen etc. so viel Verluste gehabt, dass 
seine Mittel sich um mehr als 10000 verringert h&ttoi. Ein 
Ämtmann Leist in Ebstorf schlägt um die gleiche Zeit die Kosten, 
die ihm durch die Einquartierung seit 1803 erwachsen seien, auf 
mindestens 9000 Fr. an, die durch Kriegssteuern, Naturallieferungen, 
Sauvegarden etc. verursachten Ausgaben nur auf GOOO Fr. Ein 
reicli' I- Kornhändler in Üken Namens Iloevermann hat nach einer 
„von dem Landkommispar von Weyhe auf höheren Befehl gemachten 
Berechnung" in den Jahren 1803 — 1807 für Eint^uartierung sogar 
40Ü0 4 aufwenden müssen. Diese Anifabeix bieten einen Anlialts- 
punkt dafür, wie ungeheuer der Volkswohlstand unter der Ein- 
quartierungslast gelitten hat Zu einer Abschätzung Aber den Gesamt* 
Verlust, der demselben durch die Einquartierung zugefflgt worden 
ist, setzen sie uns freilich nicht in stand. 

Neben den direkten Lasten, welche die französische Okkupation 
der hannov^schen BevOlk^ung gebracht hat: den ausserordentlichen 
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Steuern, NaturallichM ungen und sonstipren Abgaben, du Kneirerluliren 
und der Einquartiorung hat die Frenidlien:?cii.iH imch eine Reihe 
anderer Leiden im Gefulge geführt. Dahin gehürt namentUch die 
Suspension der Gehfllter und Pensionen/ welche ihren Anhng im 
hmnr 1807 nahm, freilich aber nie streng darcfagefthrt worden 
ist Belleville selbst konnte sich, wie wir fHttier gesehen haben, 
der Notwendigkeit nicht entziehen, von Zeit zu Zeit einige 
Zahlungen fflr die hannoversdie Administration, darunter auch f&r 
Besoldungen und Pensionen zu bewilligen. Ein Mehrcres mochte 
noch von den hannoverschen Behörden zn solchem Zwecke eigen- 
müchtipr nu? den ftfTentliclien Kassen verkvandt werden, besonders in 
der ersten Zeit der Okkupation. Endlich erhielten nicht wenige 
hannoversche Bean)t«'n ihre Besoldungen resp. Pensionen, sei es 
^'anz, sei es teilweise, aus gelieimen Fonds ausgezahlt, deren Existenz 
den Franzosen nicht bekannt war. Auf diese geheimen Fonds mCissen 
wir etwas näher eingehe. 

Unmittelbar nach dem Eintritt der ersten französischen Invasion 
war unter der Direktion der Minister von der Decken und von Grofte 
eine geheime Kasse errichtet worden. Den Grundstock derselben 
bildete eine Summe von 10 000 Jf, welche von dem Rechnungsführer 
der Gencralkasse hn dem Kamm erapren ten Meyer Michael David in 
Hannover zinsbar hinterle|.'t wurde. Dazu kamen etwa 20 OüO ,f 
an Cljer.-chussgeldern ans der Manufaktur- vmd Allodialkasse, welche 
anfringlicii gleich den Bestünden der General- und Kammorkasse 
nach Schwerin geflüchtet, dann aber nach Hannover zunuktrans- 
portiert waren, lui Laufe der Jahre 1803—1805 kamen dann noch 
die Überschösse verschiedener anderer Departementskassen, z. B. 
der Intelligenz -Comptoir-, der Kloster- und der Lotteriekasse hinzu. 
Auch diese wurden zum grossen Teil bei dem Kammeragenten 
M. H. David und dem Kriegaagenten Abraham Herz Cohen, welche 
sozusagen die hannoverschen Hofbanquiers waren, deponiert. 

So viel sich aus den Akten ersehen lAsst, hat die gesamte 
Einnahme der geheimen Kasse bis mm Beginn des Jalires 1806 
97 789 ..f 12 mrjr betragen. Davon sind bis Ende Februar 1806 
30 87Ü 4' 2') myr ausgegeben, grossenteils für Gehaltsziibliuigen an 
die in Hannover verbhebenen Minister und für Unterstützungen. 
Beim Beginn der preussischen Okkupation blieb somit eine Summe 
von 60 901> ^3 myr vorrätig. Den kurzen Zeitraum zwischen dem 
Ende der ersten französischen Okkupation und dem B^inn der 
preussischen Besetzung benutzte die hannoversche Regierung, um 
weitere Summen beiseite zu schaffen. So wurden insgeheim aus 
der Befghandhmgskasse 65500 ^ entnommen und teils in dem 
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Gfibäude der Königlichen Münzo unter dem Glühofen eiiifremauert 
(32 lOß ^ 5 mgr), teils fli m Kriegsagonton Golien zur Verwahrung 
übergeben (33 393 4' 'f'lff)- Um bei *kn prcussischea Behörden 
keinen Verdacht zu erwecken, stellte der hannoversche Minister von 
Münster onteiisible Empfangsbeseheinigung aus, des Inhalts, 
dass jene Gelder Uun als eine Abschlagszahlang auf einen Vorscfauss 
von 32000 Pf. St verabfolgt seien, welchen der König von England 
den Kurlanden im Jahre 1805 zur Verhütung dner Hungersnot ge- 
leistet haben sollte. In gleicher Weise ward eine aus der Verwaltung 
des landesherrlichen Kommagazins herrührende Summe von ISOOOwf 
als eine an Münster geleistete Zahlung in Ausgabe gebracht, in 
Wirklichkeit aber von dem Kamniersekretfir Barhig in separate 
Vmvahrung genommen. Dnzn Vnni noch eine Summe von IHGil 
^2 mgr 5 ^, die den Rechnungslührern der geheimen Kasse aus der 
Generalkasse ersel/.l wurde. 

Aus diesen Geldern ward bei Beginn der zweiten französischen 
Okkupation eine neue geheime Kasse gebildet und zwar dergrftstoren 
Sicheäjidt wegen nicht im Hannoverschen, sondern auf dänischem 
Gebiete: zu Altona. Die Verwaltung der sogenannten . Altonaer* 
Kasse lag dem Legationsrate von Hinüber und dem Geheimen 
Kanzleisekretftr Roscher ob, von denen der erste bereits Anfanf^ MArz 
180G nach AltCMia übergesiedelt zu sein scheint. Der Aufenthalt 
dt r beiden genannten Beamten in Altona dürfte neben der Ver- 
waltung der geheimen Kasse auch die Vermittclung des Verkelirs 
mit England und vor allem mit dem Grafen von Münster zum Zw» ck 
gehabt haben. Insbesondere unterhielt der Geh. Kanzleisekretär 
Roscher eine rührige Korrespondenz nach dem Mecklenburgischen, nach 
England, Russland, ja selbst nach Kopenhagen, Stockholm u. s« w. 
SpAter, im Juni 1806, verlegten Roscher und anscheuiend auch 
von Hinüber ihren Aufenthalt nach Hamburg. Hinüber kehrte im 
November desselben Jahres dauernd nach Hannover zurück. Von diesem 
Augenblicke an führte Roscher die Verwaltung dergeheimen Kasse allein. 

Die laufenden Einnahmen der geheimen Kasse bestanden haupt- 
sächlich in den Zinsen der in den englischen Stocks und bei den 
Herzöpen von Mecklenburg-Schwerin und Strelilz belegten Kapilitli«'?) 
und in englischen Unterst ützungsgeldem. Vom 18. Sepli niber IbUtJ 
bis zum 8. Januar 181U weist die Altonaer bzw. Hamburger 
Kassenrechnung eine Gesamleinnahnie von ca. 13GOÜ0 4' ^uf. Die 
Ausgabe betrug während derselben Zeit 122 000 Vom 8. Januar 
1810 bis zum 1. August 1813 belief sich die Ausgabe, wie gleich 
hier erwfthnt sei, auf ca. 191 172 ^* Der kleinere Teil dieser 
Sunuien ward verwandt, um den Aufenthalt Hinübers und Roschers 
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in Altona und Hamburg, deren umfängliche Korrespondenz und 
andere daiuil im Zusainnienhang stehende Ausgaben zu bestreiten, 
der grössere Teil übet ivard suceeasi?« nadi Haxmoivfir gesdiiekt 
Den ständigen Vennittler dabei spielte ein in Hambuiv Idiender Sohn 
des Kriegsagenten Cohen, Seelig Lefflnann Ciohen, welcher die 
Gelder meist in Wechseln an die Adresse seines Vaters sandte. 
Das hannoversche Bankgeschäft zahlte sdhersdts auf die Ordre der 
hannoverschen Minister Ton der Decken und von Bremer bestimmten 
Personen die Besoldungen und Pensionen aus oder lieferte jene 
Gelder an die beiden Minister ab, welche dann deren weitere Verteilung 
bcsoT-p-kn. Auf solche Weise haben eine ganze Reihe von han- 
noverschen Staatsdienern während der Jahre 180G— 1810 ihre 
Gehälter und Pensionen bezogen. \'ürwieg(^nd wurden hierbei die 
iiöheren Beamten berücksichtigt, welclte durch die Okkupation ausser 
Dienst gesetzt, und deren Gehalt von französischer Seite gänzlich 
gestrichen war, also die Minister, die adeligen Hofbeamten etc. 
Allen diesen ist wflhrend der französisch* westfftlischen Zeit kaum 
etwas von ihrem Gehalte abgegangen'). Erst in zweiter Linie wurden 
solche Beamten bedacht, deren Besoldung bloss suspendiert und 
vom Jahre 1809 an wenigstens zum Teil wieder ausgezahlt wurde. Unter 
den Reclinungsakten der geheimen Kasse befindet sich ein Ver- 
zeichnis von 102 Civilbeamten , welche aus den geheimen Fonds 
Zahlungen enipllngen. Wir bemerken darunter ausser den sämtlichen 
Ministern und Hofbeamten fast alle Mit^rUeder des Reo:ierun^'s- 
kollegiums zu Hannover, eine grössere Anzahl höherer Jusüzbeaniten, 
wie den ViceprOsident des Ober - Appellationsgerichts von Werlhof 
und die Ober - Appellationsrftte von Pufendorf, von Beulwitz, 
Böhmer, von Hinflber und Ifogemann, femer den OborforsU 
meister von Malortte, die Eonsistorialr&te Salfeld und Seiiro, 
den pensionierten Geheimen Kabinettsrat Rudioff u. s. w.^. Ausser 

1} im Oktober 1809 führte der KaininersekretAr Baring in einer Sitzung der 
Gouremementskommission aus: ,F.< liai I nzufrietJenheil erregt, ckss diejenigen, 
welche arbeiten in&Men, die Haltte ihrer Besoldungen entbehren, wahrend die- 
ieniigen, die nicht «rbäten, dei Guiie dessen erhalten, wee ihnen ak Bidoluuuig 
Tortiin geleisteter Dienste angesetzt ist*. 

2) Viel Irri^f - riuhfilt die Angabe vöri B. Ilartmann. (Grescbichte Hannovers 
von den ältesten Zeilen bia auf die Gegenwart ± Aufl., ö. 435) der edle Jude Banquier 
Atw. H. CSohen habe «eh die grOaaten Ventienste um rieleUnterbeainlenenrorbfln, 
wdefaft broUos gewesen wSrai, «eil ilir patriotischer Sinn es TenMdunAbt habe 
in französische Dienste zu treten. in<leiii dersi-llie ihnen durch seine Handeb« 
Verbindungen die (iehäUler aus England nicht ohne Gefahr vermiltelt habe.* Die 
Unterbearolen sind bei jenen geheimen Verwendungen fast gar nicht berücksichtigt 
worden. Was von der VendunBhnng franaOoeeher Dienste fesagt wird, iat fanz 
nnbcgrOndeL 
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den CivUbeamteii erhielten mehr als hundert hannoverache Offiziere 
Unterst&tzungen meist durch Vermittelung des Geheimen Kriegsrats 
Grafen von Eiehnansegge. Alles in allem mfissen wahrend der 
zweiten französischen Okkupation zwischen SOG 000 und 300 000 
aus geheimoi Fonds verausgabt sein. 

Übrigens war man in Hannover keineswegs auf die aus Altona 
einj^ehenden Gelder beschränkt. Viclrnf'hr waren zu B<^?inn der 
zweiten französischen Okkuiiation lteträcli(li( lie Summen in den 
Coniptoirs der bt iden Baiiquier> Mevt r und Cohen zu Hannover 
niedei^t legt uüer sonst verbor*gen. Dazu gesellten sieh im Laufe 
der Okkupationszeit noch die Überschüsse der Posten, der Lotteiie 
und anderer Spezialverwaltungen , die Zinsen verschiedener aus- 
stehender Kapitalien, Rückzahlungen mehrerer solcher Kapitalien u. s. w. 

Alle die Zahlungen aher, welche von Belleville autorisiert oder 
von hannoverscher Seite, sei es aus öffentUcboi Eassoi, sei es aus 
geheimen Fond«? geleistet wurden, konnten doch nicht hindern, dass 
sich mit der Zeit sehr bedeutende Rückstände anhäuften. Nach 
Anpnt)e der Gouvernementskommission waren an Besoldungen und 
Pensioiipn. soweit sie nicht gestrichen, sondern bloss suspendiert 
waren, bis zum 1. Juli 1808 212 755 4 1 gr -2 ^ bezw. 51 747 4 
3a 3 insgesamt also 264 503 »f 4 mfjr 5 4 rfu kständig. 
Zu demselben Zeitpunkte sollen dem veiabscliiedeleii hamioverschen 
Militflr an Pensionen ca. SOG 000 Thaler geschuldet worden sein 
Diese Angaben sind vielleicht zu hoch gegriffen; immerhin waren die 
Rflckstftnde, welche zudem in der zweiten H&lfte des Jahres 1806 
und im Jahre 1809 noch um ein Bedeutendes anwuchsen, erheblich 
genug, um einen grossoi Teil der hannoverschen Staatsdienerschaft 
und des Militärs in grosse Verlegenheit und Not zu stfirzen. Dies 
gilt insbesondere von der zahlreichen Klasse derjenigen Beamten, 
welche für ihren I^ebensunlerhalt lediglich auf ihre Besoldung,' an- 
gewit -« n waren. Freilich waren diejenigen, welche ihr Vermö^'en 
in ötTenllichen Papieren an;.'-ele;.'t liatlen, im (irund»' nicht be>.-t'r 
diiiaii. Mit den Besoldungen war ja zugleich aucii die Auszahlung; 
von Zinsen aus den öfifentlichen Kassen eingestellt worden. Ein 
schwerer Schlag, nicht nur für die »Angestellten*, sondern Oberhaupt 
für die hamioverschen Unterthanen. Man muss wissen, dass die 
Anzahl der Leute, welche ihr Geld dem Staate dargeliehen hatten, 
eine überaus grosse war; das hannoversche Pubhkum hatte eben 
von jeher sein Vermögen lieber in soliden Staatspapieren als im 
Handel und Wandel angelegt^. 

J) Vgl. S. 251, Anm. 3. 

2) Vgl. S. 27. 

T Ii i lu m OkkapnUoo Uannovers. ^ 
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Es waren viele tausend Personen, welche durch das Stocken 
der Zinsenzahlung auf das empfindlichste getroffen wurden. Allein 

in der Stadt Hannover sollen dadurch mehrere Hunderte von Ein- 
■wolmern mit einem Schlage ihrer Existenzmiitel p-anz oder doch 
grösstenteils beraubt worden sein. Bis zum Ende des Jahres 
1808 beim;.' der Rückstand der landschaftlichen Zinsen 646 377 
5 myr 1 ^ '). Um das Unglück voll zu machen wurde auch 
in anderen Ländern, wie in Uoai Herzogtum Mecklenburg- 
Schwerin, wo die Hannoveraner höchst bedeutende Summen, 
angeblich mehr als fünf Millionen Thaler zinslich belegt hatten, 
bald nadi dem Eintritt der zweiten französischen Okkupation 
die Auszahlung der Zinsen suspendiert. In Friedenszeiten hfttten die 
Inhaber der Obligationen sich Tielleicht durch deren Verkauf aus 
der Verlegenheit ziehen können. Unter den jetzigen ungünstigen 
Verhältnisse !i fanden sich aber keine K&ufer. Bei dem gerichtlichen 
Verkaufe solcher Staatspapiere sollen noch nicht einmal 50% des 
Nennwertes erzielt sein^. 

Grossen Schaden fügte auch die Kontinentalsperre dem \'ülks- 
wohlstande zu. Es würde uns zu weit fiihrt n, auf die Ger-( liic hte 
derselhea im allgemeinen einzugehen 3); wir müssen uns liier darauf 
beschränken, die Art und Weise, wie sie im Hannoverschen durch- 
geführt wurde, und die Bedeutung, welche sie für das Kurfurst^tum 
gehabt hat, darzulegen. 

Schon am 5. December 1806 hatte die Ezekutivkommission auf 
den Befehl des Marschalls Mortier »allen Handelsverkehr und jede 
sonstige Verbindung rnil Engend* auf da? -frrngste untersagen und 
insbesondere allen Einwohnern und Behörden , förmlichst verbieten* 
müssen, Briefe, Packete oder dergleichen nach England hin abzulassen 
oder zn befftrdem. Cleirhzeifig war die VpröffenlHcbtmp- des bekannten 
Napoleonisclien Dekrets vom Ü 1 . November ISO»') in tien Hannoverschen 
Anzeigen erfolgt, wonach jeder Verkehr mit den britischen Inseln 
und aller Handel mit englischen Waren verboten sein, jeder englischer 
ünterthan innerhalb der französischen Machtsphäre zum Kri^s- 
gefangenen gemacht, alles englische Eigentum und Überhaupt alle 
und jede aus England selbst oder aus englischen Kolonien stammenden 
Waren konfisziert werden sollten. 



») Vgl. s. aiü. 

2) Gouvernementskonimission an BellevUIe, 13. November 1S09. 

^ Eine Geschichte der KontinentalBperre ist noch immer nicht geecbridiei). 

Die Schrift von W. Kiesselbacti : »Die Konlinentalsperre in ihrer Ökonomisch- 
politischen Bedeutung* ist kaum etwas mehr als eine geistreiche ijiiizze. 
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Diesem Dekrete jremäss Hess der Intendant BellevilU' der 
Exekutivküumiiösion am 27. Januar 1807 den Befehl zugehen, alles 
Eigentum, welches dem Könige von England und seinen Söhnen 
oder sonst englischen Unterlhanen im Ilaiinoveisehen gehöre, zu 
Teneichnen uod darauf Beschlag zu legen. An demselben Tage 
musste die Exekutivkommiasion alle Obrigkeiten im Lande anweisen 
sofort In ihren Gerichtsbexirken eine genaue Untersucbmig anzustellen» 
,ob und welche englischen Waren, d. h. solche, welche aus englischen 
Fabriken oder Kolonien kämen, sich in denselben befänden, und 
ob solche Engländern zugehörten oder bereits in das Gigenium 
hannoverscher Landeseinwohner übergegangen seien'. Über die 
vorgefundenen Waren sollten genaue Verzeic imisse aufgenommen 
und eingesandt werden, welche von den Eigentümern der Waren 
zu unters( lireilien und von den Behörden zu beglaubigen waren. 
Die hannovei-schen Behörden kamen diesem Befehle in der 
Weise nach, dass sie von den Kaufleuten und Krämern schriftliche 
Verzeichnisse der in ihrem Besitze befindlichen englischen Waren 
einforderten. Von einer «genauen Untersuchung* war keine Rede. 

Am 2. April 1807 musste die Exekutivkommission des wdteren 
verordnen, alle Kaufleutet welche Verzeichnisse ihrer englischen Fabrik- 
oder Kolonialwaren eingeicicht hätten, sollten bei persönlicher Ver- 
antwortung schuldig sein, die Waren als secjuestriert zu betrachten und 
sie bis auf weitere Verfügung sorgffdtig bei sich zu verwahren, um 
sie auf Erfordern jedesmal vorzeigen zu können. Zugleich wirden 
diejenigen Kaulleute, welche aus „V^ersäumnis oih r Unwissenheit" 
die vorgeschriebenen Angaben nicht eingereicht hätten, aufgefordert, 
dieselben sofort nachzuliefern ^j. 

Am 10. Juni desselb^ Jahres erliess Bdleville selbst ein PubÜ- 
kandum, welches die Zoll-, Accise- und Postbeamten anwies, die 
englischen Waren, die den Vorschriften entgegen von einem Orte 
zum anderen gefOhrt wOrden, anzuhalten und in Gewahrsam zu 
nehmen. Der französische Intendant versprach, allen Personen, 
welche solche Waren entdecken und anhalten würden, sofort den 
fünften Teil des Werte? nnszahlen zu las.sen^). 

Viel Erfolg scheinen alle die?e Verfügungen nicht gehabt zu 
haben. Die Deklarnti(inen der hannoverschen KauHeute liefen so 
spürlicii ein und ergaben ein so geringes Resultat, dass die franzö- 
sischen Behörden in Paris es lange Zeit hinduich nicht für der 
Mühe wert hielten, dem Intendanten Belleville auf seine Anfrage, was 

>) HannOvei-sciie Anzeigen J. 1SU7, St. 9. 
2) Das., St. 28. 
^ Das^ SL 48. 

«6» 
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mit den sequestrierten Waren gesch^en solle, Bescheid zu erteilen >). 
Erst im November 1S09 erfolgte aus Paris der Befehl, dass die 
Deklaranten für die Freigebung der sequestrierten Güter 400000 Fr. 
bezahlen sollten. Die GouTemementskommission beeilte sich darauf, 

Vorstellungen zu Gunsten der betroffenen Kaufleute einzureichen. 
Als diese zurückgewiesen wurden, erklärte die Kommission ihre Mit- 
wirkung bei der Verteilung' der Abgabe versagen zu müssen. Belleville 
machte sii Ii nun selbst an die Her?tellunfr einer Repartitionsrolle^). 
1) ie Einverleibun;.' de- Kurfürstentum^ irs das Königreich Westfalen 
liinderte ihn jedoch bald an der Durchführung der geplanten 
M assregel. 

Von der Sequestrierung der angegebenen Güter abgesehen, 
sind Konfiskationen oiglischer Waren im Ifonnoversdien nicht gerade 
häufig vorgekommen'}. Freilich entsprach es nicht der Wahrheit, 
w^ui die Exekutiv- und die Gouveroementskommission in ihren 
wöchentlichen Berichten an den Generalgouvemeur Lasalcette immer 
wieder versicherten: .Les marchandises anglaisos sont prohiböes* 
oder »cessent d'entrer", oder ,n'entrent plus le Hanovre". Im 
Gegenteil, es unterliop:t keinem Zweifel, dass im Hannoverschen ein 
beträchtlicher Schleichhandel mit den verpönten Waren «tat(?efunden 
hat. Der Ausgangspunkt für denselben war haaptsächli« Ii die Insel 
Helgoland, welche sich seit 1807 in englischem Besitze befand. 
Helgoland war von 1808—1813 ,das Eldorado eines immensen 
Schleichhandels, welcher des Bonapartischen Kontinental) stems 
spottete. Es hiess .Eiern London*. Die grOssten HandelshAuser 
Englands, Hollands und Deutschlands hatten dort Gomptoirs. Handels* 
abenteurer ohne Zahl trieben sich herum. Ohne Beispiel in der 
Geschichte liefen auf dem kleinen Fleck täglich 300—400 Schiffe 
ein"*). Von Helgoland ergossen sich die ungeheuren Warenvorräte 
namentlich in das Holsteinische und das Oldenburgische, von hier 

1) Belleville an den westfälischen Generaldirektor Malchus, 10. März 1810. 
,Le sequestre a'avait point eu de suite par Ie deplacement des autorises sup^rienre» 
qui ne m^avaient paa transmis leurs ordres d^ftnitirs*. 

3) Vfrl. S. 268 f. 

3) Die einzige öffentliche Versteigerunp konfiszierter englischer Waren, welche 
mir bekannt geworden ist, fand ant 10. Septeiiiber 1807 zu Hannover btalt Ea 
handdte dch dabd um «eina ansehnliche Partie Cambrica, Mtuaeline^ gesticskte 

TOcber, Nankings, Dimitys, Manchester, Druckwaren, Shawls, wollene Zeuge etc.* 
■•) V. Homiayr, Lebensbilder aus dem Befreiung-skriege I, 62. Vgl. auch 
(Ueusinger), Achtuiidvierzig Jahre. Zeichnungen und Skizzen aus der Mappe eines 
konatitutioneUen Offizien I, 113 ff, 148. Die von Ad. Stahr harausgifebNien Er- 
innerungen dos aitf'M Hel^'üländer Kapil.lns John Frank Haikeos, welche interessante 
An'pTibcn Ober den Heltjoländer Sciilciclihandel enthalten sollen (vgl. Kiesselbach 
Die Kontinentalsperre li'2, Anm. l), sind mir nicht zugänglich gewesen. 
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wieder nach den Hansestädten, dem Hannovi i>i In n u. s. w. In 
den Kurlanden sollen fast alle Küstenanwoliiu r Gpschäft des 
Sclimuggelns betrieben haben. Die zahlreicheM Douaniors, welche 
▼on der Douanendirektion zu Hamburg an der Küste postiert waren, 
Termocfaten gegen den Schmuggel nur wenig auszurichten. Es fehlte 
ihnen an den nötigen Ortskenntnissen, wfthrend die Scfaleichhftndler 
mit allen Wegen und Stegen genau vertraut waren. Auch thaten 
die Sdileichhftndler sich meist zu starken bewaffliet«!! Banden 
zusammen, welche den Patrouillen der Mauthbeamten anZald über- 
legen waren und selten Bedenken trugen, gegen die verliassten 
Feinde von den Waffen rtrbrauch zu machen. So fand in dor Nacht 
vom 23. auf den 24. November 1809 zu Wohld o im Amte Harpstedt 
hart an der Oldenburgischen Grenze ein Zusammenstoss zwischen 
einer Abteilung Douaniers und eiiitr starken Sclileichhändlerl)ande 
von angeblich 56 Mann statt. Von den Franzosen ^vurde einer auf 
der Stelle durch einen Schuss getötet, zwei andere trugen schwere 
Verwundungen davmi. Die Zollbeamten zogen den kürzeren 
ohne dass es ihnen gelungen wäre, jemand von der Frachtwageneskorte 
dingfest zu machen oder auch nur zu erkennen. 

Einige Wochen vorher war in derselbe n Tiog^end bei einem Zu- 
sanimentreflen zwischen Schmugglern und Douaniers ein Fuhrmann 
an? Li'.-tf im Amio Sykf verwundet imd gefangen genommen 
worden. Dii ser gab spüter bei der gerieht liehen Vernehmnn*,' an. 
er pej ledi-lirh Fuhrmann, nicht Schleichliandler. Am 7. Oktober 
sei er /.usamiiien mit 12 — 15 anderen Wagen vonDehnenhurst im Olden- 
burgischen nach Bassum abgefahren. Unterwegs habe ein Renkontre 
mit Douaniers stattgefunden, wobei er gleich einen Schuss durch das 
rechte Bein erhalten habe. Die Wagen seien von vier jungen 
Leuten, welche sich fftr die Eigentümer der Ladung ausgegeben 
h&tten, und von denen zwei aus Bremen gewesen wftren, geführt 
worden. Überdies habe der Zug eine Begleitung von zehn mit 
Schiessgewehren bewaffneten Männern pehabl. Wer und woher 
diese gewesen spien, sei ihm völlig? unbekannt; die Kh-idunf^ liabe 
auf oldenburjjisehe Eiiiw(»hner schliessen lassen. Solehe bewaffneten 
Leute ptlegLen gewölmlieli im Dunkel der Nacht, wenn die Fahrt 
begonnen habe, plützlicli aufzutauchen und den bei den Wagen 
befindlichen Kaufleuten ihre Dienste anzubieten. 

Besonders viele Streitigkeiten mit Douaniers werden aus dem 
gleichfalls an oldenburgisches Gebiet grenzenden Arote Diepholz und 
aus dem Hambuig g^enüberliegenden Amte Harburg gemeldet. 
In letzterem müssen wahre Stapelpl&tze und Magazine von Konter^ 
bände gewesen sein, so namentlich auf der Elbinsel Wilhelmsbuig 
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und in dem dicht bei Harburg belegenen hambtugischen Dorfe 
Mohrburg. Im November 1809 veranstalteten die Douaniers hier 
eine grosse Razzia, bei der bedeutende Poeten englischer Waren 
entdeckt und beschlagnahmt wurden. Als diese durch Harfouig 
transportiert wurden, geriet die dortige BevöllLerung in Auflegung, 
es entstand ein Auflauf des Pöbels, und da sich das Gerücht ver- 
breitete, ein Plarbiir^rer Bürger Namens Henke habe sidi um Ein- 
stellung bei der Douanerie beworben und jene Waren denunziert, 
zog man in hellen Haufen vor dessen Haus. Tn einem AugcnbUcke 
waren Fenster und Tliürca demoliert, und nur die Dazwischenkunft des 
Stadtkommandanten und des Bürgermeisters verhinderte weitere 
Gewaltthütigkeiten '). 

Wie hier so ergriff die hannoversche Bevölkerung überall gegen 
die Douanenlieamten Partei. Nirgends fanden diese bei den Ein- 
wohnern des Landes Unterstützung, während die Pascher allerorten 
ihre Kundscliafler und H( lfer>lielfer hatten. Die Douaniers sdiienen 
es auch dsu'auf angelegt zu haben, die Abneigung des Volkes gegen 
sich wachzurufen. Sie walteten ihres Amtes durchweg in der ge- 
hässigsten Weise, schikanierten die ünteillianen, wo ?ie irgend 
konnten, und Hessen sich sogar vielfach arge iJewaltthfiligkeilen zu 
schulden kommen. Die französisciien HehOrden entschuldigten dies 
mit dem feindseligen Verhalten der Bevölkerung. Der „Directeur 
des Douanes* Endel zu I^mburg behauptet in einem Schreiben an 
dieiSouvemementskommission, das allerdings ent in die westflüische 
Zeit fiUlt (20. Juli 1810), die Douaniers seien lAngst nicht so strafbar, 
als man sie darstelle. Wie denn ein friedliches VerhAltnis zwischen 
ihnen und den Küstenanwohnern möglich sei, wenn diese alle dem 
Scfamugglei^werbe huldigten? In Harburg und Wilhelmsburg z. B., 
wo die Douaniers erst kürzlich mehrere Einwohner misshandelt 
haben sollten, seien bereits ungeheure Vorräte von Kolonialwaren 
angehalten. Die dortige Bevölkerung pllege sich aber der Konfiskation 
zu willersetzen. Es komme häufig vor, dass sich ganze Ortschaften 
empörten, die Mautlibeamten ungrinen und ihnen die Waren wieder 
entrissen. Man scheue sich nicht einmal die Douaniers zu ermorden, 
wovon eist neulich em Beispiel vorgekommen sei. Alles dieses 
rOhre daher, dass die LokalbehOrden in der Unterstützung der 
Douaniers zn saumselig seien und sich nicht bemAhten, die Unter- 

ii Einen ähnlichen Vorfall berichtet Kleinschniidt a. a. 0. S. 323. — Am 
16. D«cember lä09 erliess die Gouvemementäkomiiiisäiuri ein Ausschreiben an die 
Jnstukdlegia wigeii der Eiriehtimv eines Spemltribiiiieb am Milgliedeni der 
Hannoverschen Justizkanzlei zur I'ntersuchuii^' der SchUgeräen siriseben den 
Landeseinwolineni und den Douanian und MUiUUpenoiieD. 
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thanen von dem Schleichiiandel, der doch nur demoralisierend 
wirktii könne, abzuhalten. 

In der Thal ist nichts davon zu merken, dass die Behörden 
der Kurlande bei der Aufspürung der englischen Waren grossen 
Eifer bewiesen bfttten. Hussten sie einmal, etwa infolge einer Denun- 
ziatton, zu einer Untersuchung sehreiten, so wurde diese doch nur 
ISss^ geführt. BeUeville erhob mehrfach bei der Gouvernements- 
kommission darOber Beschwerde, dass die hannoTerschen Amts* 
behörden die Versicherung^ der Kaufleute, die englischen Waren 
auf rechtmässigem Wege erworben zu haben, ohne weiteres für bare 
Münze nfilimen, während sie doch verpflichtet seien, die fraglichen 
Gegenstände zunäclist in Beschlag zu nehmen und sodann in Ge- 
meinschaft mit dem nfichslon Douanenoffizier eine genaue Unter- 
suchung über deren Herkunfl zu veranstalten Aber auch die 
Gouvemementskommission zeigte sich nichts weniger als beflissen, 
den Intentionen der französischen Autoritäten nachzukommen. So 
waren im Amte Ottersbeig im September 1809 bei einem Handels- 
juden Namens Neumann auf die Anzeige eines Konkurrenten bin 
340 Pfd. Zucker beschlagnahmt worden. Der Besitzer konnte die 
erforderlichen Ursprungszeugnisse nicht beibringen und Ober die 
Herkunft des Zuckers nur angeben, dass er ihn von einem Ein- 
wohner des Kirchspiels Lüdingworth im Hadelnschen gekauft habe. 
Der letztere, gleichfalls ausser stände Certifiknfo aufzuweisen, suchte 
sich damit zu reclitfertigen, da.ss der Zucker ihm durch einen Juden 
aus Ritzebüttel vor das Haus gebracht worden sei. Nach den fran- 
Züsis( hen Verordnungen hätte der Zucker nun so lange beschlag- 
nahmt bleiben müssen, bis der Beweis geliefert war, dass es sich 
hier nicht um Konterbande handele. Die GouTemementskommiadon 
entschied aber auf die Anfrage der Amtes, da der Neumann TOllig 
rechtmässig (?) in den Besitz des Zuckers gelangt sei, so mOge 
ihm derselbe unbedenklich znrQckgestellt werden. Ebensowenig 
Neigung, die Massnahmen der Douaniers zu unterstützen, legte 
die Gouvemementskommission in einer Verfügung an das Gericht 
Jork vom 9. Aufrust an den Tag. Danach waren die Obrig- 
keiten im allgemeinen weder verpflichtet noch berechtigt , auf 
das Verlangen der Douaniers nach Vornahme von Haussuchungen 
einzugehen. Nur wenn die Douaniers Verdachtsgrönde gegen be- 
stimmte Personen glaubhaft nachweisen konnten, durften die Be- 
hörden ihre Hand zu einer Hausvisitation bieten. 

Seine höchste Blüte erreichte der Schleichhandel im Sommer 
lfl09, als Nqu oleon wegen des Krieges mit ÖsterrekA alle Truppen 

I) BelleTÜle an die GhnmnMiiientakoinmiBBioii, tt. Sqtttmber 1809. 
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niis (iriu Kurfürstenturn herausgezogen halte. Die wenigen zurück- 
gebhehenen Marinesoldalen und Douaiiiers vermochten die Bjigländer 
nicht abzuhalten. Wiederholt unternahmen diese kleinere Landungen, 
welche kaum einen anderen Zweck hatten, als den Schmuggel zu 
unterstützen. Damals glich deaaa auch die ganze EOstenstrecke 
zwischen den Mündungen der Weser und Elbe einem gewaltigen 
Warenlager. Die Landstrassen waren mit unzählitren Fraclitwagen 
bedeckt, welche die englischen und überseeischen Erzeugnisse nach 
allen Himmelsrichtungen lran?portiorlen '). 

Auch nh Endo AufrnF-t ISOU weslfäli^rhp Truppen die Elb- und 
Wosemiünduiig besetzten, um die Ausführung' der Kontinental^^perre 
7.n litici waclit n, hHiaupt^te sich der Schleichhandel auf seinor Höhe. 
Das Sprichworl „dtu Bock zum Gärtner setzen" soll nach dem 
Urteil eines beteiligten \ve^Ltalischen Offiziers niemals eine grössere 
Wahrheit gehabt haben, als hier, wo Napoleon das Geschäft der 
Sperre den westfälischen Soldaten übertragen hatte ^. Die West- 
fUinger vergalten die glänzende Auüiahme, welche die klugen 
Eüstenanwohner ihnen bereiteten, mit weitgehender Nachsicht gegen 
den Schmuggel. Als die westfälischen Truppen lütte Februar 1810 
wieder durch französische abgelöst wurden, halten , mehrere Offiziere 
und viele üntoroffiziere und Soldaten recht ansehnliche Summen 
durcli Br-fjunstigung des Sclinm^'^i.'i lhandt'ls zusammengebracht, und 
die EinwohutT machten k' in (ielioininis daraus, dass .sie die West- 
falen sein- uiigera weggehen »allen, nicht weil etwa die Franzosen 
unbestechlich, sondern weil sie in üiren Forderungen ein gutes 
Teil unverschämter als die deutschen Landsleute w&ren*^. 

Wenn es nun auch dank dem Schleichhandel im Hannover- 
schen nie an Kolonialwaren fehlte, so gingra die Preise für die- 
selben doch ganz erheblich ui die H6he. Das Pfund Zucker soll 
in der Stadt Hannover schliesslich 29 mgr gekostet haben, das 
Pfund Kaffee über einen Thaler*). Infolgedessen ging der Konsum 
an Kolonialwaren ganz enorm zurück. Wie der Bürgermeister der 
Stadt Hannover in einem Bericlite an die Gouvemementskommission 
nnfüln te (Ende 18ü8), verhielt sicli der Absatz von Zucker, Kallee, Reis, 
TabaJc u. s. w. nach den Versicherungen der Kautleule gegen 
früher kaum wie ehis zu hundert. Nui die wohliiabendsten Leute 
konnten sich noch den Luxus der Eoloniahraien leisten. Die 



I) Clironik des Landes Ila.k'lii S. GOl. 

3) Knegerleb«n des Johann von Borcke S. 152. 

3) Das, S. 157 f. 

4) Rausmaoii S. 74. Leider fehlt «s gftnilich an Prdsangaben Hb« die 
Koicnialweren. 
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weniger bemittelten Leute ;^aiffen, da sie tlocli den Kuflee, Zucker etc. 
nicht entbehren mochten, zu Surrop^aten. Man yab sich dazumal 
auf dem tranzen KonLinente die erdenklichste Mühe. Ersatzmittel für 
die Ost- und westindischen Produkte zu finden. Für den Kaffee 
soU es Im Jahre 1806 bereits an 150 Surrogate gegeben haben. 
Im Hannoverschen pflegte man Ihn durch Cichorien, Eichefai oder 
auch wohl durch gerostete Brotschnitte zu ersetzen. Statt des 
Zuckers gerauchte man Honig, den verdickten Saft von Birnen 
und Runkelrüben und andere mehr oder weniger unschmackbafte 
Dinge. In dem , Hannoverschen Magazine" kann man eine grosse 
Anzahl von Rezepten für solche Surrogate finden. 

Die Tenening der überseeischen Produkte traf aber nicht bloss 
die Konsument cn. Die Kriüner und übri^'en Zwischenhändler, welche 
sich sonst mit dem Vertrieb der Koloniidwarm befasst hatten, ge- 
rieten jetzt bei dem so sehr veniiiutierten Absätze in die grösste 
Bedrängnis'). Überhaupt wurde gerade der Zwischenhandel am 
schwersten von der Handelssperre betrofl'en. Man erwftge, dass so gut 
wie der Handel mit EolonialgAtem auch der mit ^glischen Manufaktur- 
und Fabrikwaren von firanzösischer Seite verboten war. Dies wollte um 
so mehr besagen, als bei dem Mangel einer einheimischen Industrie 
die englischen Fabrikate, so namentlich wollene und baumwollene Zeuge, 
Eisen- und Kurzwaren etc. den hannoverschen Markt allein beherrscht 
hatten^). .Tel?:! kamderllandel mit allen diesen Gogenstündenzumgro--l' Ti 
Teil in Fort fall. Aus Münden wird darüber zu Beginn des Jahres isuS 
berichtet , der seli\vun;,'liatte Warenliandel, den die Kaulniannschafl 
vormals betrieben liabe, sei seit dem Ausbnahe des Krieges ungemein 
gesunken. Hätten die Kaufleute früher ihre Waren mit Sicherheit 
aus Frankreich, Dänemark, Schweden und England beziehen können, 
so habe jetzt jeder überseeische Handel selbst nach neutralen Häfen 
aufgehört, so dass dem Kaufmann nur der Vertrieb der inländischen 



') So bwicbtet ein Kaufmann Berber in ( 't l'e in einer Eingabe an die Gouverne- 
nient8koinnii?sinn von» 28. Februar 1808, er babc i r ülicr mit Zucker, Kaffee und der- 
gleichen westindischen Produkten gehandelt. Gegenwärtig habe der Uiusatz in 
diesen Artikeln fast ganz aufgebort, so dass er niebts mehr verdiene. Aus Üben 
berichtcl ein Händler tu it Kolonialwaren um die gleiche Zeit, der sonst so äusserst 
Ichhnfle Handel und Verke>ir sei seil der Blockade der Klbe und Weser Jt-rart 
ins Stocken geraten, da&s er beii^atie nichts verdiene und der Armut entgegen- 
sehen mOsse, falls sich der Zustand der Dinge nieht bald Andere. 

3) Am 16. Mai 1807 flchrid) Exekutivkonimission an Lasalcette: ,Les 
marchands qui IrBfiiiiuiicnt nutrcfoi? rlnns les marchandises aiiglaise« languissent 
naturellemfflit par leur prohihition, d'aulant plus que les marchandises allemandes 
de nAme g«are telles qu'«n metauz, eain, eoton et laiaa na panvant Issrumiikear 
ni en priz ni en qnaliti'. 



41U 



Produkte bleibe. Auch dieser sei so herabgegangen, dass er kaum 
den vierten Teil des fHlheren Absatzes aufweise. Ein CHeiches gelte 
Ton dem Speditionshandel, dem wichtigsten Erwerbszweige fDr IfOnden. 

Der Speditions- und Transithandel, über dessen Verfall in 
Münden geUagt wird, hatte in den Kurlanden vor dem Kriege in 
hoher Blüte gestanden und für viele Sffidte, ausser Münden auch 
Gelle, Lünebui^, Harbni'g etc. die Hauptnahningsquelle ausgemacht. 
Auch die Residenzstadt Hannover hatte sich eines lebhaften Speditions- 
liandels erfreut ÜberhfiU])l zo;.' da? g-anzp T^and jrrosse Vorteile 
von demselben, mochle er nun in den Händen hannoverscher 
oder ?iusl;iiidiseher Spediteure und Fuhrleute liegen. Mussten 
doch so gut wie alle aus West- und Süddeutschland nach den 
HansestAdten und umgekehrt aus d^ letzteren nach West- 
und Süddeutschland gehenden Warentransporte das hannoversche 
Gebiet in seiner ganzen Ausdehnung passieren. Das brachte zahl- 
reichen Klassen der Bevölkerung: den Wirten, Kaufleuten, mancherlei 
Handwerkern u. s. w. willkommenen Verdien^^t. Jetzt ging aber d^ 
Transithandel, wie gesagt, infolge dtr Handelssperre ungemein 
zurück. Aus d llo wird im Januar 1809 gemeldet, dass Spediteure, 
welche sonst hundert und mehrere Fmchtwagen in dieser Jahreszeit 
zu beladen {)fk;,ten, bislang noch keinen einzigen Wagen hätten 
befi achten können. Einen Massstab für die Abnahme des Speditiuns- 
handels bietet der so sehr gesunkene Ertrag der Zolle und Weggelder. 

Wie der Zwischenhandel mit Kolonial- und englischen Manufaktur- 
waren und der Transithandel, so hatte auch der Exporthandel mit 
inländischen Plrodukten unter der Handelsq>we zu leiden. Von 
besonderer Intensität war derselbe im Hannoverschoi ja nie gewesen. 
Immerhin hatte, um von anderen Artikeln abzusehen, eine betr&ditlidie 
Ausfuhr in Getreide und Leinen namentlich nach den Hansestädten 
stattgefunden. 

Was den Konihandel betrifVt, so war im Januar 1806 von 
Preu>sen, dem KurlTirstentuni Hessen, den Fürstentümern Waldeck 
und Fulda und den säiutlichen zu dem obersächsisclien, niedersäch- 
sischen und westfälischen Kreise (das Herzogtum Berg ausgeschlossen) 
gehörenden Provinzen eine Vereinbarung getroffen worden, ,uin die Ver- 
pflegung der zum Schutze des nördlichen Deutschlands aufgestellten 
Thippenkorps zu sichern und zu diesem ipemeinnützigen Zweck sowie 
zur dgenen Konsumtion der teilnehmenden Länder die Masse des 
Getreides .zusammenzuhalten*. Danach sollte der wechsebdUge 
freie Getr^dererkehr zwischen diesen Ländern, soweit er nicht schon 
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bestand, hergestellt werden, dagegen die Ausfuhr des Getieides und 
sonstiger ViktuaHen nach allen anderen Staaten und seewärts 
untersagt und gespent sein. 

Diese Konvention, welche in Hannover durch eine Verordnung 
des Grafen Mflnster vom 30. Januar 1806 bekannt gemacht worden 
war>), hatte sich ursprOnglich gegen Frankreich gerichtet. Die 
Franzosen aber machten nach der Besetzunir les nördlichen 
Deutschlands von derselben Gebrauch, um die Ausfuhr des Getreides 
nach En^'land m hindern. Der Getreidehandel wurde dadurch 
überaus ge?chSdigl. Die Naclifrage nach Getreide aus 6rn ITanse- 
städlen, welche bisher den Ilaupimarktplatz für das haiiijovi rsche 
Getreide abgegeben hatten, sank auf ein Mininiuiii lieiab. Auf der 
anderen Seite konnten die hannoverschen ünterthaiien ihr Getreide 
nicht in den Hansestädten zu Markte bringen, da sie nach der 
Verfügung des Grafen Münster vom 30. Januar 1806 von der 
Regierung erst dann ÄusfuhrpAsse erhielten, wenn sie eine Be- 
scheinigung der hanseatischen Behöcdoi beigebracht hatten, dass 
das zu exportierende Getreide lediglich zur Konsumtion in den 
Hansestädten selbst, nicht aber «zum Handel auf Spekulation oder 
zum Rrannlweinbrennereibetrieb", bestimmt sei. Dies war natürlich 
für das Gros der haruif>v*'r<'i!*'n I^andwir»*' » in Ding der Unmöglichkeit, 
so das? jene Verordtiung iiaineiitlicii in üirer verschärften Durch- 
führung seit drill Beginn der Kontinentalsperre ein förmliches Aus- 
fulirverbot darstellte. Wie sehr die Korrisperre in manchen Gegenden 
des Kurfüiblentuüis empfunden wurde, mag ein Bericlit aus dem 
G«ichte Dorum im Lande Wursten (26. Uftrz 1810) darthun. Darin 
heisst es, die allgemeine Handelssperre und die Strenge, womit 
bisher das Vertx>t der Komausfuhr gehandhabt worden sei, habe in 
der ganzen Gegend emen solchen Geldmangel herbeigefOhrt, dass 
selbst die wohlhabendsten Einwohner nicht für die notdürftigsten 
baren Ausgaben Rat zu schaffen wüssten. Noch seien fas^t alle 
Komvorrfite von der vorigen Ernte her vorhanden, die man bei dem 
Ausfuhrverbot nicht an den Mann bringen könne. Soll»»^ dieser 
Zustand fortdauern, so würden trotz der aufgespeichierten (»etreide- 
massen viele Einwohner verarmen und aus Mangel an barem Gelde 
wohl gar zum Konkurse kommen. 

Unter solchen Umst&nden mussten die Preise der landwirt- 
schaftlichen Produkte seit dem Jahre 1806 mehr und melir herab- 
gehen. Im Folgenden geben wir euie Obersicht Ober die jährlichen 
Durchschnittspreise für Weizen, Roggen und Kartoifehi in der Stadt 



I) HannOvcrMlie Anidgen i, i90^ St 10. 
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Haijiiüver. bei der wir bis auf das Juhr 17'JÜ zurückgreilen. Die 
Preise verstehen sich füi* den neubraunschweigischen Himten. 
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Die Preise iür die beiden wichtigsten Getreideaiien waren 
demnach seit dem Jahre 1805« wo sie in Folge mehrerer schlechter 
Ernten eine früher nicht gekannte Höhe erreicht halten^, bestftndig 

gesLiiiken. Im Jahre 1810 befanden sie sich wieder unge&lir auf 
pleif her Höhe mit den Pn isrn der achtziger und neunziger Jahre 
des achtzehnten Jahrhunderts. Das Sinken der 0( Iroidepreise war 
eine schwere Kalamität für die ländliche Bevölkerung, um so mehr, 
als auch di(^ Leinenindustrie, welche soni^t für die landliclie Be- 
vülkcniijg und namentlich für die geringeren Klassen derselben einen 
lohnenden Nebenerwei b abgegeben hatte, einen entschiedenen Preis- 
rückgang ihrer Produkte erlitt. Die in den hannoverschen Provinzen 
verfertigte Leinewand hatte in Friedenszeiten schnellen Absatz in 
den Hansestädten gefunden. Von dort war sie zumeist nach Spanien, 
Amerika und den Eolimiai befördert worden. Jetzt, wo die 

') Nach Akten aus der westfälischen Zeit. Vgl. auch Festschrift rar Stkabr- 
fpier der Konigl. Landu irlseliafts-Gesellschafl zu Celle II, 4-1 1 ff, wo sich die Durch- 
schnittspreise des liüggens und Weizens aus den Monaten November und De- 
e«nib«r der hundert J«hn von 1764 bis 1863 verseichnet finden. 

«) Vgl S. 114. 
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KonÜnentalspeire den maritimen Handel vernichtet hatte, hörte die 
Nachfrage ans Hansestädten fast ganz auf. Die natürliche 
Folge davon war, dass die Preise erheblich Banken und die Leinen- 
indostrie mehr und mehr zorück|^. 

Dasselbe gilt von der hier nnd da betriebenen Tabaksindostrie 
und überhaupt von allen Gewerben und Handwerken. Auf dem 
gesamte Erwerbsleben lag eine Lähmung, die in dem gleichen 
Masse zunahm, als sich der Absatz nach aussen und die Kaufkraft 
dps heimischen Publikums verringerten. Dass bei den schweren 
Zeiten niemand für überflüssige Einkäufe und Bestellungen Geld übrig 
halte, versieht sich von -elhst. Jedermann schränkte sich auf das 
äusserste ein; auch die wohlhabenden Leute sahen sich genötigt 
in ihren Ausgaben die grösste Sparsamkeit zu beobachten. So ver- 
lautet aus der Hauptstadt des Kurfikrstentums (Ende 1808), dadurch, 
dass die besser situi^en Klassen der Bevölkerung zu strenger 
Ökonomie und zu Einschränkungen aller Art ihre Zuflucht nehmen 
mflssten, werde einem grossen TcUe der Bürgerschaft der Erwerb 
entzogen. Am meisten treffe die Veiarnuing neben den eigentlichen 
Kaufleuten diejenigen Künstler und Handwerker, deren Verdienst 
von der Wolilliabenheit der höheren Stände abhänge, als Uhrmarher, 
Maler, Steliniacher, Sattler, Tis( hler,Ziniinerleute, Schlosser, Schmiede 
u. s. w. Auij Harbur? vi i ni hmen wir, die Armut nehme wie überhaupt 
bei der Bevölkerung »ü nanienllieh bei den Maiidwerkern zu, deren 
Arbeiten sich auf Gebäude, Möbeln, Kleider etc. erstreckten. In Stade 
sollen die Handwerker Im December 1808 schon so sehr henmtei^ 
gekommen sein, dass sie durchgehends ihre Gesellen entlassen mussten. 
Hier und in Ratzebui|r werden die Tischler, Zimmerleute und Maurer als 
diejenigen bezeidmet, welche am meisten unter der Krisis zu leiden 
hatten. Nach diesem allem kann es nicht Wunder nehmen, dass 
in Handels- und Handwerkerkreisen zahlreiche Konkurse und In- 
solvenzerklärungen stattfanden. 

Unter den Symptomen des mehr und mehr um sich greifenden 
Notstandes nahm insbesondt-re die Abnaimie des baren Geldes die 
Aufmerksamkeit der liannoverschen Behörden in Anspruch. Durch 
die vielen Kontributioaeii, das Emprunt force etc. flössen gewaltige 
Summen in die französischen Kassen und gingen damit ausser Landes. 
So konnte es schon im Februar 1808 in einem Berichte an Bellevtlle 
heissen, das bare Geld sei wie veischwunden >). Im Sommer des- 
selben Jahres fassten m^rere Bancpjiers aus der Stadt Hannover 

1) Dies galt namenUich tod den CkildmttnEen. Am 13. November 1809 «ehrieb 
die Gottvemcmentskommission an BeHeTÜle: «La monnaie d*or a vetU d'entrer 
dam Ics fonds imblies, ils abondent de monnaie de billon*. 
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den Plan, Edelmetalle anzukaufen und daraus hannovetBches Geld 
prägen zu lassen, um so die Hasse des im Umlauf befindlichen 
Geldes »i vervieUUtigen und dem herrseheDden Geldmangel abzuhelfen. 
Die Gouvemementskommission schenkte dem Projekte Beachtung 
genug, um es zum Gegenstände eines Berichtes an Lasalcette zu 
machen. Zur Ausführung scheint dasselbe aber nicht gekommen zu 
sein; \vürde auch kaum irprcnd wolclien Nutzen jrobracht haben. 

Iti engem Zusammenhang mit dem Geldmangel steht das 
Schwinden des Kredit?. Kredilinslitute waren damals im Han- 
noverschen ausser dem nur für die lüneburgische Ritterschaft 
zugänglichen ritterschafl liehen Kreditinstitut zu Gelle nicht vorhanden, 
ebensowig Sparkassen oder Leihbanken i). Die durch eine im Jahre 
1806 erschienene Schrift: »Über die ErrichtoDg einer Cirkulations- 
oder Zettel- und Leihbank und den davon zu erwartenden Nutzen 
zu Beförderung des Geldumlaufs in den hannoverischen Landen* 
gegebene Anregung, man möge mit Rücksicht auf ,die gegenwfirtige 
Stockung unseres einländischen GtldTunlaufs* und den allgemein 
mangelnden Kredit Anstalten nach Art des rilterschaftlichen Kredit- 
instituts oder doch wenigstens Zettel- oder Leihbanken errichten, 
hatte keinen Erfolg gehabt. Die Privatleute al>er hielt 'h ihr Geld 
inügliclist ztuück, da sie dessen bei den scliw^ren Z> il- n selbst 
bedurften. So stieg der Ziusfuss von 3— 4"(, vor dt-ni Krie^je auf 
6, 7 und höhere Procente. Aus Lüneburg vet laukl zu Anfang 1808, 
nkht dnmal um hohe Zinsen sei Geld zu erhaltiai. Atn dem 
Gerichte Achim wird um die gleiche Zeit berichtet, wer nicht so 
viel hnmobilien zum Unterpfande bieten könne, dass deren Wert das 
anzuleihende Geld um mehr als das Zdmfadie Übersteige, bemühe 
sich vergeblich um Darleben; überdies erforderten die Kapitalisten 
noch Bürgschaften mehrerer anderer wohlhabender Personen. 

Am lautesten erschallten die Klagen über den mangelnden 
Kredit, als der französische Intendant die gezwungene Anleihe aus- 
geschrieben hatte. Man muss die zahlreich einge laufenen liittschrillen 
und Gesuche um Erlass derselben gelesen haben, um sich eine Vor- 
stellung von der peinlichen Lage machen zu können, in welche das 
Emprunt forc6 die davon beiroffenen Personen stmzte. Da war 
kaum ein einziger, der so viel bares Geld vorrätig gehabt hfltte, um 
semen Beitrag zu entrichten. Woher nun Geld nehmen? Leihen? 
Es gab nicht leicht jemanden, der in der Lage gewesen wftre, 
grössere Summen vorzustrecken. Nicht einmal in den Hansestädten 
war Geld zu erhalten. Oder sollte man etwaige ausstehende Kapitalien 

t) Die erste Sp«rkMse im HAnnDverschen wurde im Jahre 1801 ta Gflttingen 
gegrandet. 
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einziehen? Ja, wenn es nur möglich gewesen wäre, dieselben 
zarQdouerluütail Aus ^HTentliefaen Sassen ward nichts ausgezahlt; 
auch Privatscbuldner waren nur selten im stände, angeliehene Gelder 
jetzt zurQckzuzafalen. Da war denn guter Rat teuer. Die Landwirte 
sahen sich in vielen FAllen genötigt, ihr Vieh, Saatkorn etc. zu 
Schleuderpreisen loszuschlagen. Andere Personen verlmuiten itir 
Silber/eug und !;onstige Pretiosen; mitunter schritten sie gar zum 
Verkaufe des irgend entbehrlichen Mobiliars. 

Ob die Städte odor das platte Land melir iintor dr-r Fiemd- 
herrschafl zu leiden gehabt lialjon, dürfte nicht leiclit zu entscheiden 
sein. Erstore waren i-'. iK'iyt, i»ich für prügraviert zu halten. Am 
7. Deccnibur 1809 richtelun Bürgermeistor und Rat der iHadi Lüneburg 
eine Eingabe an die Gouvernement skommission, in welcher sie den 
Beweis zu führen versuchten, dass der Landmann sich in einer viel 
günstigeren Lage befinde, als der StAdter. »Rings um unsere Stadt*, 
hiess es darin, «finden wir den Bauer, den Landmann, wenn nicht gar be- 
mittelt, doch wolilhabend. Die gute Kultur seines Ackers, sein guter 
Viehbestand, seine ohne alle Einschränkung fortgesetzte Lebensart, der 
Besitz sogar von Kapitalien, dir- man noch auf dem Lande erhalten 
kann, dio iKtlien Preise meiner l'rodukte, die er dem Sffidler, welcher 
sie nicht entbehren kann, h\< auf den «re'/enwäiti^M'n Ati^enblick 
vorsrlueibt, und wovon jetzt da- Knm nur eine tenii>oräie Ausnrthme 
macht, zeugen von diesem Wohl-tande so utuviderspiecliiicli wie 
von der Schonung, die ihm in Übernahme der kriegerischen Lasten 
ZU teil wurde." Das war nun freilich gewaltig übertrieben; auch 
erteilte die Gouvemementskommission den Bescheid (14. December), 
dass man die BOrgerschaft von Lüneburg gegenüber den Be- 
wohnern des platten Landes nicht für benachteiligt erachten künne. 
Süvid dürfte aber doch sicher sein, dass die Armut in den Städten 
schneller um sich gegriffen hat, als auf dem Lande. Der I^ond- 
mann konnte doch immer aus dem Ertrag des Ackerbaues seinen 
Lel»ensun(erhall ziehen, wfdirend die Nahrungs- und Enverb>qnellen 
des .Städters fast ganz versiegten. Werfen wir z. B. i iiMU Miick 
auf die Stadt iJuiinover. nllannoNci", -o lie^s sich der Kuinmer- 
meisterPatje im Jahre 171^8 über dessen Woliir^taiid ans, »ist eigentlich 
keine Handels* und Fabrikenstadt. Die in dei-selben vorhandenen 
königlichen KoUegia und Bediente, welche eine ansehnlidie Summe 
von Besoldungen und Pensionen verzehren, die Hofhaltung, welche un- 
geachtet der Abwesenheit des Landesherm in allen ihren Zwe^n 
fortdauert, die aus drei Regimentern bestehende Garnison, die er- 
hebliche Anzahl begüterter Partikuliers, weiche teils die Zinsen ihrer 
Kapitalien, teils die liankünfle ihrer Güter hier verzehren, verursachen 



416 



den grOasten Teil des Wohlstandes hiesiger Stadt' i). Was war 
von diesem allen geblieben? Die Staatsdienerschaft erhielt von den 
Besoldungen und Pensionen entweder gar nichts oder doch nur 
einen geringen Bruchteil. Die Hofhaltung war nnfpclö?t- an 
Stelle der einheimischen Garnison hatte man fremdi^ Truppen im 
Quartier, welelie, statt Verdienst und Vorteil zu bringen, das Ver- 
mögen der Bürprer aufzehrten. Die eliemuls reichen Parlikuliers, 
welche keine Zuim u erhielten und in ihrem Vermögensstande mehr 
und mehr zurückkamen, konnten den iSnwohneni kaum nodi Verdienst 
gewfthran und verliessen zum Teil die Stadt Endlich kgen auch 
Handel und Fabriken gflnzlidi darnieder^. Kein Wunder, dass die 
Armut in Hannover und in anderen Städten in rapidem Waehsen 
begriffen war. Wie sehr die Lebenshaltung der städtischen Be- 
völkerung gegen früher gesunken war, mag man aus der Angabe 
entnehmen, dass die Konsumtion in der Sfadt Lüneburg im Jahre 1807 
ungeachtet der zahlreiclinn Eimiuartieruntr kaum drei Viei-fel von der 
des Jahres 1802 betraf/' n liaiien soll. Nanientlicli soll am h die (Qualität 
der Ernahrunp- ab'^'enunmieii habi ii. \va.s eine nicht unbeträchtliche 
Eriiühuug der Mürlaliläts^ififer zur Folge hatte 3). 

Eine grosse Wohlthat für die bedürftige Stadtbevölkerung war 
darum die Einrichtung Rumfordscher Suppen- und Kochanstalten 
während der Wintermonate. Wur finden solche namentlich in 
Hannover und Gelle, zeitweise auch in Harbui^, Ratzeburg und an 
anderen Orten mehr. Der menschenfireundlicfae Belleville bewilligte 
zu diesem Zwecke einige Zuschüsse aus der Kammerkasse. So 
erhielt die Anstalt zu Hannover in dem Winter 1807/8 monatUch 
100 1^, und im Winter 1808 0 50 aus der Kammerkasse. Die 
übrigen Kosten wurden durch niiliie Gal>en ^«-edLckt, auch die ge- 
heimen Fonds haben mohrfach P.eilni^M.- dazu geliefert. 

In iiaimover wurden an Portionen (airiPid.) meist unentgeltlich 
ausgeteilt : 

bn Winter 1807/8 43017 Portionen 
. imß 66815 
. 1809/10 83381 , 
An die 800 Menschen sollen in der Stadt Hannnover auf solche 
Weise beköstigt worden sein. 

>) Kurzer Abriss S. 429. 

2) Der LQneburger Magistrat fa.«st in einem Berichte an BeUeville vom 
^Jb. Februar 1809 die Situation dahin zusammen: „J^jü un mot, la mis^ chez 
notts est uniTendl«*. 

3'i Auch aus dem Amte Diepholz wird im Februar 1808 beriditett dass in- 
foljrt' des Krieges und der schlechten Nahrung viele Krankheiten, als Nervenfieber, 
Faulöeber, Frieseln etc. grassiert und zahlreiche Kinwohner dahingerafft hätten. 
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In Celle unirden verteilt: 

Im Winter 1806/7 26 008 Portionen 
1807/8 25080 
, 1806/9 
, , 1809/10 43228 

Den franzOsisdien Behörden muss man es lassen, dase sie iOr 
die Armut stets ein warmes Herz gehabt haben. BellevOIe be- 
wirkte u. a. bei Daiu, dass den städtischen Arnienver\valtungen die 
Zinpen ans den öfTentlichen Kassen aiisgrzahlt wurden. Bei Ge- 
legenheit der Feier von Kaiser Napoleons Geburtstag im Jahre 1808 ') 
wurden 2<J0(J für die Armen angewiesen und zur einen Hälfte 
an die bedürftigsten MilitÄrpensionSrs, zur anderen an anne Witwen 
ausgeteilt. Besonders zeigte sicli auch der Wohlthätigkeitssinn der 
französischen Behörden bei verschiedenen grossen Feuersbrünstent 
welche im Jahre 1808 mid 1809 im Hannoversche wüteten. Er- 
wähnung verdienen davon die zu Bodenteich am 18. Mfiiz 
1808 und zu Bargdorf am 25. Juni 1809. Die erster« ftscherte 
106 Gebfiude, darunter 58 Wolinli;luser ein. Der dadurch an- 
gerichtete Schaden wurde amtsseitig auf 108 078 >^ 13 mgr 4 ^ 
geschätzt. Schlimmer war noch die andere Feuersbrunst, welche 
fast das panze Städtchen Burgdorf (201 Hfliiser von 283) in Asche 
legte 2). Französischerseits wurden nach dem Brande zu Bodenteich 
sofort üCKX) ;f ans der Kammerkasse bewilligt. Auch erhielt das 
KammerküUegiujii die zVatorisulion, den Abgebrannten das Holz zum 
Wiederaufbau der Gebäude aus den Domanialforsten zu verabreichen. 
FQr Buigdorf ward ausser dem Bauholze aus den herrschafUiehen 
Waldungen eine Summe von 24000 Fr. angewiesen. Dem General- 
gottvemeur Lasalcette und dem hatendanten Belleville soll es un- 
vergessen bleiben, dass sie sich bei den Sammlungen fOr die Ab- 
gebrannten persönlich mit namhaften Gaben beteiligten. So gab 
Lasalcette im Jahre 1808 ^00 4 und im Jahre 1809 100 ^, Belleville 
1808 210 Fr. und 1809 50 4. Natürlich blieben hier auch die 
Hannoveraner nu-hi zurück. Von allen Seiten strömten die Gaben 
in Fülle herbei, so dass die erste Not der unglücklichen Abgebrannten 
bald gelindert werden konnte. 

Der überall wachsenden Verarmung freilich vermochte die 
Öffentliche und PrivatwoUthfttigkeit nicht Einhalt zu thun; um so 
wohiger, als die immer mehr zunehmende Anzahl der Armen und 
die Abnahme der milden Gaben und Almosen — eine natflrUche 

1} Vgl. Hamburger Unparieüscber Korrespondent J. 1808, Nr. 137 und 
HuuiAvwKbe Annigen J. 1806, St 65, 66. 

3) Hannovereche Änzeigcn J. 1809, St 58, S. 1795 f. 
Thimm«, Okkapatlon HaimoT«!«» 
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Folge der schweren Zeiten — das Annenwesen vielerorts in grosse 
Verwiming brachten. Unter solchen Umstanden konnte nicht mehr 

erreicht werden, als dass dem äussersten Elend gesteuert wurde. 
Die grosse Masse der Hilfsbedürftigen und Verarmten musste selbst 
sdien, wie sie ihr Leben kümmerlich firisteie. 



Kapitel U. 

Die Volkntimmiing. 

Es Hegt auf der Hand, dass der vvirtscliaftlidie Niedergang, den 
die Franzosenzeit mit sich brarhto, wie ein Alp auf allen Gemütern 
lasten musste. Die Mutlosigkeit und Niedergosrhlagcnheit war all- 
gemein. »Ein solcher bedrängter Zustand, der zum Hettelstabe 
füiut", wird einmal au> Helle berichtet, „muss natürlicli i ine liöclist 
traurige Stimmung ia i soi unngcii, und diese äussert sich audi von 
allen Seiten durch bittere Klagen". Aus dci-selben Stadt veilautet 
eul anderes Mal (December 1806): ,Die Äusserungen des Mtssmuts 
und bei nicht wenige, die keine Hülfe glauben erwarten zu dürfen, 
selbst der Verzweiflung, werden immer mehr laut, und wir kOnnen 
die gerechte Besorgnis nicht unterdrücken, dass diese angreifende 
Stimmung in dem bevorstehenden Winter, in welchem sich die Be- 
dürfnisse noch vermehren, und auf der anderen Seite der Mangel 
an Vordienst noch höher steigen muss, sehr traurige Folgen nach 
sich ziel 1 eil muss." Schon früher, im Juli 1808, hatte die Gou- 
verncmentölcommission über die starke Vermt lii ung der Selbstmorde 
infolge der immer grosser werdenden Notlage zu klagen gehabt. 
Speziell hören wir aus Lüneburg, manche Einwohner hätten sich 
ihre Verarmung so zu Gemüte gezogen, dass sie sich das Leben 
genommen hätten, andere wAren darüber wahnsbmig geworden. 
Auch vom Lande kmmen fthnliche Berichte. So wird aus dem 
Amte Winsen (6. December 1808) gemeldet: »Die Moralitftt ver- 
schlimmert sich seit d» ii 1( tzten Jahren sehr, und zugleich bemerkt 
man eine allgemeine Mutlosigkeit, welche der Mangel an Nahrung 
und Gewerben und die Bezalilung tinzühliger öffentlicher Abgaben 
veranlasst, so das« selbigt^ hin und wieder in Verzweiflung ausarten. 
Einige hal'en ^icli ihrer vorherigen Äusserung zufolge wahrscheinlich 
selbst ums Leben gebraeht; und nicht angesessene Einwolmer ver- 



lassen Frau und Kinder, weil sie sich nicht mehr zu ernähren 
msen und die ihnen auferlegten Abgaben nicht bezahlen können' 

Die sVerachlimmeniDg der Moralitat* seigte sieh insbesondere 
m der uns bekannten ungemeinen Zunahme der Vergehen wider 
das Eigentum. Die VerfQgung der Ezekutivkommission vom 24. No- 
vember 1806, na dl der auf dem platten Lande und in den Flecken 
nächtliche Patrouillen eingerichtet werden soUten'), scheint an den 
meisten Orlen nicht zur Ausführung gekommen zu sein. Nur in 
den Städten erjjrÜT man kiilÜige Massiegeln zum Schutze der 
öffentlichen Sicherheit. In Lüneburg wurden von der Bür^^erschaft 
z. B. sogenannte „Schleichwärter" in Dienst genommen. In Harburg, 
Ratzeburg, Verden und au anderen Orten mehr kam es zur Bildung 
freiwilliger Bürgerwachen, welche bei Nacht in den Strassen vigi- 
lierten. In der Stadt Hannover stellte man ndien der Stadtmiliz 
noch besondere Schleichw&rter an. In den Stftdtioi hArt man denn 
auch nur wenig von Diebstählen und Einbrachen, während auf dem 
Lande kaum ein Tag verging, an dem sich nicht mehrere Diebstähle er- 
eignet hätten. Ifier und da sammelten sich sogar bewaffnete Räuber- 
banden, welche die Einbrüche im grossen betrieben und sdbst die 
Landstrassen unsicher machten. 

Viel jjeklagt wird ferner über die Veiniehrun^-- der Jagdfrevel. 
Im iäoUin^' soll die Wilddieberei von den Waldbewohnern ganz pro- 
fessionsniässijz betrieben wurden sein. Ähnliches wird aus dem 
Deister und anderen waldreichen Distrikten berichtet. Als Grund 
dieser unerfireuUcfaffli Erscheinung wird ebenfalls die wachsende 
Armut und die daraus entspringende Venweiflung der Unterthanen 
angegeben. 

Auffallend erscheint, dass die Missstimmung, welche weite Kreise 
der Bevölkerung ergriffen hatte, nicht häufiger zu Thätlichkeiten gegm 
die Franzosen führte. Wohl herrschte überall Erbitterun? gegOTi 
dieselben. Es fehlte auch nicht pranz an Ausbrüchen des Un- 
willens. Streitigkeiten und hlä^'ei eien zwischen harmoverschen 
Untii thaiit n und französischen Süldatcn waren nichts Seltenes; mit- 
unter kam es «labei gar zu Murd und Tutsclilapr. Den vereinten 
Bemühungen der tranzösischen und hannoverschen Behörden aber 
gelang es zu verhindern, dass solche Vorkommnisse zahlreicher 
wurden. 

') Atis flem Ainle ni.s.-endürf verlautet (27. Sr|pt-'raber 1809), die dortigen 
£inwobner befänden sich in der traurigsten Lage. En sei unmöglich die bteuern 
anzutreiben, und man hab« es aelbat sdien mflnen, dass ganze Hofe yoü ihren 
Witten und Brnroluieni Terlatsai «oidat aden. 

S) Vgl. S. 3761 

37« 
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Dass die fraiuösischeii Befehlshaber durchweg auf eine strenge 
Mannestucht achteten, haben wir schon frflher erwfihnt. Die- 
jenigen Soldaten, welche sich Gewaltthätigkdten g^en hannoversche 
Einwohner erlaubt hatten, wurden vor ein Kriegsgericht gestellt und 

schwer bestraft. Beispielsweise ward im Mftrz 1808 ein Chasseur 
KufÜn vom dritten l*M'lifon Infanterififc'imrnt zum Tode verurteilt, 
weil er den Vollhöiricr Ehluis aus Oersdorf im Amte Harsefeld 
tistoclien hatte. Im Januar 180U fand zu I^öneburg die Hinrichtung 
eines anderen französischen Soldaten statt, der sich ebenfalls eines 
Mordes schuldig gemacht hatte. Am 7. Februar 1809 zeigte die 
GouTemementskonunission dem Generalgouvemeur Lasalcette an, 
dass zwei Kanoniere des sechstel franzftsischai Artillerieregimoites 
zu Dfishom im Amt Fallingbostel die Hagd ihres Quartierwirts in 
dne Kammer gezerrt und daselbst auf das schamloseste vergewaltigt 
hätten. Lasalcette veranstaltete sofort eine L'ntersucbtmg und Hess 
in Verden ein Kriegsgericht über die Missethäter zusammentreten. 
Wejren eines ähnlichen Verbrechens (Notzucht verbunden mit Be- 
raubung) verurteilte das Kriegsgericht der dritten fnuizösischen 
Dragonerdivisioii den Trompeter Didier im achten Dragonerregiment 
zu achtjähriger Kettenstrafe u. s. w. Uni den Gelegenheiten zu 
Reibereien und Streitigkeiten mögliclist vorzubeugen, wurde den 
franzosischen Soldaten von ihren Vorgesetzten vielfach To-boten, 
sich des Abends auf deso Strassen herumzutreiben oder in die 
Wirtshäuser zu gehen. Ähnliche Bfa^regeln ergriff man auf han- 
noverscher Seite. Die Verordnung der Gouvememrat^ommission 
vom 13. Februar, in welcher die Landeseinwohner aufgefordert 
wurden, sich gegen das französische Militär so zu betragen, dass 
demselben kein Anlass zur Unzufriedenheit gefreben werde, ist uns 
bereits bekannt. Femer wurden wie zur Zeit der ersten französi- 
schen Okkupation, so auch in den Jahren 1807, 1808 und 1809 
„das öffentliche Scheibenschiessen, das Halt u der Schützenhöfe und 
die Bauerbiere oder ähnUche öffentliche Gelagu" gänzlich untersagt*). 
Am 1. IMiz 1808 erliess die Gouvemementskommission ein Aus- 
schreiben, welches streng verbot, bei Streitigkeiten mit dem firan- 
zfifiiscfaen Militflr die Sturmglocke zu ziehen. Dies war kurz vorher 
(14. Februar 1806) zu Boetersen im Amte Rothenburg geschehen, 
und hatte einen grossen Volksauf lauf herbeigefikhrt'). Lasalcette 

Ausschreiben des Kegierungskollegiums vom 7. April 1807» vom 21. Mai 
1808 und Tom 26. April 1809. 

2) Honcey schrieb bei dieser Gdtgenlidt an im Kommi^^^ioii .- ,Je dois vous 
observer que le tocsin sonne dans une cominunc est un des plus {frands d^Iils 
qu'on puisse commettre, lorsqu'U apourbulde rallier les habitants contre les Fran^iais'' . 
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schickte den Polizeioberst Moncey zur Untersuchung hin. Dieser 
beobachtolf ein sehr mi]des Verfahren, indem er je einen von den 
])et(Mligten Einwohnern und den französischen Soldaten auf 14 Tage 

einöp<MTen lieps. 

Man darf es aber nicht allem diesen und ähnlichen Massregeln 
zuschreiben, dass die Erbitterung der Hannoveraner gegen die 
FVanzosen nicht m grösseren Aiisbr&cfaen fährte. Der Hauptgrund 
dafür ist Tielmehr in dem schwerfälligen, su Verschwörungen und 
Gewaltthfltigkeiten wenig neigenden Charakter der Niedersachsen zu 
suehen. Mit Recht sagt der bdcannte Professor Henrik Steffens: 
„Wenn die nördlichen Staaten Deutschlands überwältigt werden, ist 
ein kühnes Auflehnen gegen die fremde Gewalt fast unmöglich. 
Man entsrhliepst sich, das Verlorene aiifzii^rebcn, die linrfen An- 
forderungen des Siegers zu erdulden, aber nur, um mit desto 
grösserer sorgsamer Emsigkeit das Gerettete zusammenzuhalten und 
für eine dürftige Existenz zu retten"'). Diese Worte treffen für die 
hannoversche Bevölkerung vollkommen zu. Von aufständischen Be- 
wegungen, wie sie z. B. in Hessen wAhrend der französisch -we^- 
iftlischen Zeit wiederholt ausbradi^, ist in Hannover nichts zu 
merken. Wenn Steffens im Anfang des Jahres 1807 durch den 
hessischen Verschwörer Martin benachrichtigt wurde, dass ein 
geheimes von England unterstütztes Bündnis von Hessen und 
Hannover im Gange sei^), so ist das, soweit die hannoverschen 
Kurlande in Fni^e kommen, falsch. 

Alkidings belichtet Mierzinsky-^) von einem Aufstandsprojekte 
im Herbste 1807. Danach hätten Hanern in der Gegend von Gifhorn, 
Brauiischweig und Ilalberstadt den Plan gefasst, sich der öffentlichen 
Kassen und des grossen ArüUerieparks in Halberstadt zu bemächtigen, 
in der Hoffliung, alsdann eine Armee rekrutieren und die FVanzosen 
aus dem Lande jagen zu können. Ein Schusteigeselle aus Braunschweig, 
Namens Gelbke, habe die Umgegend von Gifhorn in einer hannorerscben 
OfiBziersunIform bereist, um fOr Georg HI. zu werben, sei aber er- 
griffen und mit mehreren Wagen voll angeworbmer Bauern gefangen 
nach Hannover gebracht worden. Weiber und Kinder seien nach- 
gefolgt und bald seien die Gefängnisse vollprcpfropft gewesen. Bei 
den Spezialverhören hätten die Verhafteten aus ihrem Anschlage, 
die Franzosen zu vertreiben, kein Hehl gemacht. Ihre Dummheit 

>) Steffens» Was ich erlebte VI, 164^ Vgl. »neb Boyen, ErinneroiigeD 

I, 365. 

3) Steffens V, i3i. 
*) S. 38ft 
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bemitleidend, habe Ln>alc('tte ihn, Miirziiisky, welcher damals 
Dolmetscher beim Spezial-Kriegsconaeil gewesen sei, zu »ich entboten 
und ihm aufgetragen, die Gefangenen in den Gefängnis au&usuehen 
ond sie zu instruieren, wie sie beim summarisdien Va4K>r aussagen 
und aUes, was sie bis dabin bekannt, widerrufen sollten. Die 
thöricbten Leute seien aber von ihren Ideen so besessen gewesen, 
dass er mit seinen Vorschlfigen knum Eingang geAmden hätte, wäre 
es ihm nicht nicht gelungen, die Weiber zu gewinnen, welche 
,die Verblendeten endUch auf den rechten Weg brachten, dass sie 
von ihren Versich emnfren, die Verjagung der Franzosen, wozu sie 
so viele Mittel hätten, beabsichtigt zu haben, abslanden und die 
ihnen in den Mund gelehrten Aussagen beim summarisehen General- 
verhör stotternd vorbrachten". Das Urteil sei dann dahin ausgefallen, 
dass die Gefangenen den Landesbehörden zu weiterer Untersuchung 
und Bestrafung übergeben werden sollten, worauf sie eiligst mittelst 
&iegerfuhren abgefOhrt seien. 

Diese EnAhlung Mietzinskys ist in Tiden Punkten unrichtig. Die 
aktenmftssigen Thatsachen sind folgende. Am 22. Olctober 1807 
erschienen zu Rethen im Amte Gifhorn vier fremde Männer, von 
denen einer mit einer roten Uniform bekleidet war und sich für 
einen Lieutenant im Dienste des englischen Könifrs ausp^ab. Sie 
versucliten in dem Dorfe Rethen einen jnni-'en Mann anzuwerben, 
wurden aber auf die Anzeige hannoverscln r Einwohner durch den 
Amtmann von Gifhoru, Wynecken, verhaftet, uebsl fünf anderen 
verdächtigen Personen in das Amtsgefängnis geworfen und von dort 
nach Hannover transportiert. Die Namen der neun Gefongenen 
waren nach den Rapporten des Gendarmerieobersten Moncey 
an Lasalcette folgende: Merkel, Meyer (mit Frau), Bodden, Struby, 
Jftger, Kelp, Gottipruz und Ftrmain >). Kein einziger von ihnen war, 
wie ausdrüciclich angegeben wird, aus dem Hannov^Msdien. Im 
Verhör sagte Merkel ans, es bestehe bei einem Teil der braun- 
schweiprischen Einwühner der Plan, die Waffen zu ergreifen und die 
französischen Truppen au-s dem Lande 7:n jajren. Alle ehemaligen 
braunschweigisflien und liannovei :=ciien Soldaten würden an dem 
Aufstande teilnehnien, ebenso die Handwerker in der Slaflt Braun- 
schweig mit ihrem ganzen Anbange. Auch die Einwohnei-schaft 
von Halberstadt sei im Einverständnis. An der Spitze der bisorrektion 
stehe ein preussischer Eapitftn in dem eine Meile von Braunschweig 



>) Die Namen sind durch Moncey offenbar entstellt wiedergegeWn. Die 
Sebreibweise Merkel wird richtiger sein als in den Akten voricommende «Heerdle*. 
Kdp dQrfte mit dem von Hier^nsky erwähnten Gelbke identisch «ehn. 
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hart an der hannoveisclien Grenze belegenen Dorle Tfiune In 
Halberstadt lägen grosso WalTt/n- und Pulvervorräte bereit. Merkel 
selbst rühmte sich veiscliiedener Unterredungen mit dem Herzoge 
Wilhehn 2) und wollte nebst mehreren anderen Personen den Auftrag 
erhalten haben, sich in das HaimOTersdie zu beg!d)eD und dort für 
das Untemefamen zu werben. Nach Tolbdebung dieses Auftrages 
sollte er, wie er weiter angab, wieder in das Braunschweigische 
zurrOckkehren und in dem Dorfe Wintel (P)^ das Zeichen zum 
Losbruch durch einen Flintenschuss geben. All« Einwohner, welche sich 
dem Aufstande dann nicht anschliessen würden, sollten ermordet werden. 

Der zweite Angeklaj/te, Meyer, behaui)tet, von Merkel gehört zu 
haben, dass ihm durch einen englischen Öftizier ein Petschaft und 
Papiere zugestellt worden seien, um damit Mannschaften zu werben. 
Der Offizier solle Geld versprochen und ausgesagt haben, dass 
bereits 3000—4000 Rekruten angeworben, und dass er der braun- 
schweigischen und hannoverschen Soldaten völlig sieher sei. Struby, 
der angebliche Lteutnant — er trug im Augenblicke seiner Verhaftung 
eine rote Uniform und war mit einem Siegelring und mit Papieren 
versehen, welche den Namenszug des englischen Königs trugen — 
verweigert«' jede Aussage. .Tfiger erklärte, in der Nacht vom 21. auf 
den 22. Oktober seien Merkel, Meyer und Struby bei ihm erschienen 
und hätten ihm bedeutet, sie seien von dt n Engländern beauftragt, 
möglichst viele Leute anzuweiben, um daraus ein Armeekorps zu 
bilden. Dieses sollte nach erfolgter Formation nach Braunschweig 
marschieren, wo es Geld und Watlt ii in Hülle und Fülle finden 
würde. Merkel, Meyer und Struby hätten ihm so lange . zugesetzt, 
bis er ihnen willfahrt habe, um nur die Quälgeister loszuwerden. 
Bodden behauptete gleichfalls von den eben genannten Personen 

*i Hiermit konnte vielleicht d^r preussische Offizier a. D. Terapsky gemeint 
sein, welcher nachmals bei den aul»tändischen Bewegiingen im Königreich West- 
Cden eine Rolle spielte. Tempeky war aber nicht in Thune sondern bei Hehn* 
stedt zu Hause. 

8j l'nff'r flem ,prince Guillaunie* kann nur der Herzog Friedrich Wilhelm 
von Braunschweig -Öls verslanden werden. Über die angebliche Unterredung 
Merkds mit dem Henoge enthalt ein Rapport Honoeji yom 14. Oktober 1807 
folgenden Passus: ,11. dMare qu'il y a enriron tro» non, en gortant le soir 
de Brunswick, i! a renoontr^ un homme ä lui inconnu, qiii apr^s plusipurs 
quesÜons lui a dit qu'il etaii le phnce (iuillaume et lui a demande des nouvelles 
du pays. Meikd hri ayant parM du projet dlnsurredion et du capitaine qni 
(tait k la Ifite du mouvement, il en a beaucoup ri et lui a dit que c'itait nne 
bC'lise; alors il a tire sa boursc, lui a ilonnt* 5 ^ et l'a quitU. U declar« avoir 
renconlre le meme hooune deux tois depuis*. 

^ Ein Ort dieses Namens ist nicht vorhaatai. Vermutlich kt das Dorf 
Wenden dicht bei Thtme femeinU 
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uberredet worden m sein, sicli ihnen anzuscliliessen und sie auf 
iliren Wanderungen zu begleiten. Von ihren Projekten wollte er 
keinerlei Kenntnis gehabt haben. Auch die übrigen Verhafteten 
beteaerten, von den Insunektionsplflnen nichts gewnsst zu haben. 
Sie h&tten, Teisicherten sie, Braunschweig verlassen, nm auf dem 
Lande ViktuaUen einzukaufen. Bei der Gelegenheit habe sich Meyer 
za ihnen gesellt und sie Terlodct, mit nach Retben zu gehen, wo 
sie das Gewünschte finden würden. So seien sie eben mili^re^ügen. 

Merkel denunzierte des weiteren dreizehn Personen, welche an 
dem Anfstandsprojekte heteilijft sein sollten. Auch die.«e waren 
durchweg braunschweigische ünterthanen; nur ein hannoverscher 
Einwohner bi fand sich darunter: ein Gastwirt aus Gross-Schwülper 
im Amte Gifliorn, wolrher poine Wirtschaft den Merkel, Struby etc. 
zui- Verfügung gestellt hatte. Die Angeschuldigten wurden sofort 
gef&nglicb eingezogen. Allein es fand sich nichts sie Belastendes. 
Einige gaben allerdings zu, zur Teilnahme an der Lisurrektion 
auffordert zu sein, leugneten aber, sich darauf irgendwie eingelassen 
zu haben. Von dem angeblichen preussischen Offizier in Thune 
war keine Spur zu entdecken. 

Den Franzosen, die anfänglich die Untersuchung mit grossem 
Eifer geführt hatten, verging bei dem offenbaren Unsinn, den die 
Verhöre zu Tagr fördert on, bald die Lust dazu. Lasalcctto, der die 
Sache gern los gewesen wäre, vertrat die Ansicht, da die Verhütteten 
fa.=;t sämtlich aus dem Braunschweigischen seien, so peho ihn die 
Aiiaire überhaupt nichts an, vielmehr müsse die Untersuchung zu 
Braunschweig geführt werden. Der dort kommandier^de General 
Rivaud behauptete dagegen, die Schuldigen mOasten da gerichtet 
werden, wo sie Terhaftet seien. Übrigens legten weder Lasalcette 
noch Rivaud der ganzen Angelegenheit irgend weldie Bedeutung 
bei, sondern sahen das hisurrektionsprojekt für ein Hirngespinst an, 
dem jede materielle Unterlage fehle. Sie glaubten — wohl mit 
Rocht - dass es sich bloss um Werbung von Soldaten für 
England handele. Schuldig in dieser Beziehung schienen ihnen 
Merkel, Meyer, Struby und Jäger zu sein; bei den übrigen nahmen 
sie die Unschuld als erwiesen an. Was mit den vier genannten 
Personen nun geschehen ist, ob sie in der von Mierzinsky angegebenen 
Weise vor eine Militäi'kommission gestellt und von dieser den Landes- 
behOrden Qbergeben wunden sind, oder wie man sonst mit ihnen 
verAihr, darüber schweigen die Akten. Bei der grossen Strenge, 
mit welcher die Franzosen sonst gegen die englischen Werber vorgingen, 
lassen sich einige gelinde Zweifel an der ErzAhlung Hierzinskys 
nicht unterdrücken. 
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Die Werbung für die englisch-deutsche Legion hat wrthreiul der 
Jahre 1806—1810 nie vöUip anfprehört. Am lebhaftesten ward sie 
in den Küstengegenden betrieben •). Man darf dabei nicht an 
englische Emissäre denken; vichnehr war^n es Landeseinwohner, 
welche sich dem gefährlichen Geschäfte unterzogen. Es ereignete 
sich auch mehrfach, dass Personen als der englischen Werberci ver- 
dfichtig von den Franzosen verfolgt wurden. So fahndete man im 
Herbst 1808 auf emen Unterrogt Kaannann aus Müssleringen im 
Amte Stolzenau, ohne jedoch seiner habhaft zu werden. Im Früh- 
jahr 1810 wurden zwei Haroelnsdie Bürger Namens Goecke und 
Kuckuk aus dem gleiclun Grande verhaftet. Von Zeit zu 5^1 
wiederholten die französischen Behörden das Verbot der Werbung 
für den englischen Dienst 2). Am 51. November 1800 traf Lasalcette 
die VerfüjmnK, da.?? die Amts- und Lokalbehörden monatlich eine 
VersamiiilunK der Einj^esesseneii einberufen und in derselben das 
Edikt gegen die Werbereien zur Verlesung bringen sollten. Die 
heimisehen Behörden begünstigten hidessen selbst die verbotene 
Werbung; so gab der PolizeidirdiAor Heyer inelen, die zur Legton 
wollten, PAsse als Kaufmannsdiener. 

Vermochten die Franzosen schon die Werbung fCbr die englisch- 
deutsche Legion nie ganz zu unterdrücken, so noch viel weniger 
den Verkehr mit Waren und die scliriflliche Korrespondenz nach 
England. Dass der Aufenthalt des Legationsrats von Hinüber und 
des Geheimen Kanzleisekretärs Roscher zu Altona resp. Hamburg 
neben der Verwaltung geheimer Fonds auch die Vermiltelung des 
schriftlichen Verkehrs zwischen Hannover und England zum Zweck 
hatte, ist uns bereits Ix kannt^). Nächst diesen beiden Männt in 
spielleii die Postmeister Meyer zu Hainiover und Johanns'*) zu 
Hamburg eine hervoiragende Rolle als Vomittler Auch Schirnneister, 
Schenkwirte, Schiffer, Schmuggler und Harzer Vogeihfindler leisteten 
gute Dienste'). Es Iflsst sich ohne Übertreibung behaupten, dass 
ein Netz geheimer Zwischentrftger, dessen Maschen überall in ein- 
ander griffen, über das ganze Land verbreil t w ar. 

Man glaube nicht, dass der schriftliche Verkehr mit England 
nur in dner «Familienkorre^ndenz von MilitArs* bestanden habe, 

I) Krieicerlebeii des Jirfiuin ron Borek« S. 153, (Heasinger), AditutidvteKig 
Jahre I, m. 

^ Vgl. <las Schrdbea Lasalcettes an die GouveraenienLskuiiiiuission vom 
39. AuguBt 1800. HannOwscbe Anieigen J. 1809, St «9. 

3) Vgl. S. 399. 

<) S. ^f>fK Anm. 4. 

') Mierzinsky ä. 82. Vgl auch Umpteda, Politischer Nachloss 1, 417 ff. und 
Heoainger I. 193 ff. 
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wie der Polizeidireklor M»\v<'i' jenem IVanzösi^chen Spion einzureden 
versucht hatte Nein, auch die onizieile Korrespondenz der haii- 
Doveradieti Behörden mit dem en^^isdieii Könige resp. dem han- 
novefschen Minister bei der Person des Königs, Grafen Münster, 
ward in den Jahren 1806—1810 insgeheim fortgesetzt. Beispiels- 
weise übersandte das Landesdeputations-Konegiam im Juli 1807, 
als die ersten Geruch! nl r eine von Napoleon beabsichtigte (und 
kurz darauf dm cli die Vereinigung der Provinzen Göttingen-Gruben- 
hagf'n und O^^nubrück sowie de-i Harzes mit dem Könijrreich Wrsf- 
falen bewerkr^tflligtf l Zersf tickelunp Hannovers auftauchten, Bitt- 
schriften an den Koni;/ GeoPf,', den Prinzen von Wales und den 
Grafen von Miinster. In denselben war ausgeführt, in dem Lande 
herischten allenthalben ,ängstUchstc Besorgungen", dass Napoleon 
die dauernde Losreissung Hannovers von dem Weifenhause plane. 
Dem gegenüber beruhe die einzige Hoffnung der Hannoveraner auf 
dem von Georg HL «allergnftdigst im vorigen Jahre eröffneten Ent^ 
schluss, Höchstihro angestammten alten Erblande weder im ganzen 
noch zum Teil aufgeben oder vertauschen zu wollen" 2). wje das 
Landesdeputations-Koll^ium so haben auch die hannoverschen 
Minister in der ersten Zeit der Okkupation noch mehrfach Eingaben 
und Berichte naeh England gesandt. Spfiter, als sie teilweise aus 
der Hauptstadl des Kurfürstentums vrrbannt waren und ihren ge- 
heimen Einfluss auf die Lan(les\ erwaltnii^-^ mehr und mehr ein- 
gfsi iuaukl sahen, scheinen keine forilaufendiin Berichte mehr ab- 
gegangen zu sein. Dagegen fuhren die Minister fort mit dem Grafen 
von MCknster privatim zu korrespondieren. Münster seinerseits unter- 
hielt einen ausgedehnten Schriftwechsel nach dem Hannoverschen und 
dem Festland Oberhaupt. Den Vermittler dabei machte der oiglische 
Vizekonsul Edouard Nicolas in Helgoland. 

Als ein Wunder erscheint, dass die Franzosen trotz ihres aus- 
gedehnten Spionagesyslems nicht dieser Korrespondenz auf die Spur 
gekommen sind. Wir dürfen hierin einen Beweis für die RtH'hfliclikeil 
des hannovei*schen Volkscharakters' sehen, der einer Verräterei nirlit 
(iih'v^ war. Auch war J)fi nianehen Zufällen, die hatten Licht flehen 
können", das Glück auf hannoverailier Seite "^l. Ein interessantes Bei- 
spiel hierfür aus dem Jalne 1809 erzählt der damalige Polizeidirektor, 
spätere Oberamtmann Meyer in seinen hinterlassenen Aufzeichnungen. 

I) Vgl, s, asi f. 

2j Das \\ eHeiiliaus hat dip«?"^ auch songl wiederholte Versprechen nicht ge- 
halten; vielmehr hat es im Wiener Koogress seine Einwilligung zu dem Umtausch 
des Henogtam» Lauenbutg, des Amtes Klotze ete. gegeben. 

^ Attfxeidinuiigen des Amtmanns Heyer. 
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Danach war ein kurfürstlicher Stallknecht, der heimlich mit einer 
Menjre Briefe aus Enprlnnd zurückgekehrt war, von tler frumösischeii 
OfTidaraierie aufgespürt und vor den Generalgonvemeur geführt 
\\oiiien. Die Franzosen hallen eine kindische Freude an dem Fang, 
als hätte ma.n den Hauptschlüssel zu allen Geheimnissen iuiiden". 
In der That befand sich unter den dem StaUknecht abgenommenen 
Papieren ein kompromittierendes Schriftstück: ein Brief des Grafen 
von Mfinster an den Geheimen Kammerrat von der Wense, welcher 
«eine An^be zu einer Zahhmg" aus den g^eimen Fonds enthielt 
Zum Glück vermochte weder Lasalcelte noch jemand aus seiner 
nftchsten Umgehung deutsche Schrift zu lesen. Man Hess also den 
Polizeidirektor Meyer holen imd ersuchte ihn die Briefe vorTinlepen. 
Meyer hielt den Buten und seine Briefe anlan^dicii für ^'anz liarmlor^, 
bis er bei der Durchsicht der Adressen die Handsclirilt des Grafen 
Münster erkannte. Schnell pofasst, wie er war, beschloss der 
Polizeidirektor jenes verlunt,liche Schreiben zu unterschlagen. Zu 
dem Ende erbrach er zunächst Briefe von Stallbedienten und 
Lsgionflrs, die ihm gleichgültig schienen. Den HOnsterschen Brief 
schob er wie za£Ü% etwas zur Seite. Dann nahm er eine Prise 
Taback. Dies liess es onauflUlig erscheinen, dass er gleich darauf, 
%vährend er Ober den Inhalt der erbrochenen Briefe referierte, das 
Taschentuch zog, es betiutzle und gleichsam achtlos auf dasMänsterscbe 
Schreiben fallen liess. Meyer erbrach dann von neuem mehrere 
Briefe, las, gab den Inhalt an und nahm schliesslich das Taschen- 
tuch mit dem darunter betindiichen Briefe wieder an sich, ohne 
dass die anwesenden Franzosen den Streich gemerkt hätten. Der 
Inhalt der übrigen Schriftstücke war völlig belanglos, so dass die 
Franzosen, welche zuerst einen Hauplfang gemacht zu haben 
glaubten, sehr enttäuscht waren <). 

Erhöhte Bedeutung erlangte der Verkehr mit England seit dem 
Ausbruche des Krieges zwischen Osterreich und Frankreich im 
Jahre 1809. Auch für das Kurfürstentum Hannover war es eine 
Frage von eminenter Wichtigkeit, weldien Anteil England an den 
kriegerischen Ereignissen nehmen würde. Wir dürfen uns datier für 
berechtigt halten auf diesen Punkt näher einzugehen 2). 

1) Vgl. aucti die allerdin^-s etwas dichterisch au=trrgchmOclcte Darstetlung' 
dieser Geschichte in dem Komao A. von der Elbe's Die Brüder Metenbui^ 1, lö9lT. 

2) Die Hauptquelle für das Folgende bietet die im Staatsarchiv zu Hannover 
rulMüde KorrespondeDX des Grafen von Hflrotcr mit dem Grafen Emst von 
Hardenberg zu Wien, ('lit-inaliKein hanriover^rlicn Gesamlfcn am östern-ichischen 
Hofp. Kr!>t ein kleiner T<'il dieser Knrri'siiond>.*riz ist durch Hassel in deui pr=ten 
Bande der , Geschichte der preussisciieii l'olildc Ibül — 15* veröffentlicht worden. 
Der bei weitem grossere Teil ist noch nngedniekt und meines Wissens nnr rem 
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Bereits im Oktober 18U8 halte clei usLerreiehische Minister 
Stadion bei dem englischen Gouveniement um den Abschluss eines 
Subsidienvertrages fOr den Fall eines Krieges mit Fronkreidi nach- 
gesucht. Die Blittelspersonen spielten dabei der frühere hannoversche 
Gesandte am Wiener Hofe Graf En^ von Haidenbotg und der 
Graf von Münster'). Dorch sie Hess Stadion die englische Regierung 
wissen, dass östeiTeich für die ki it^frcri-choii Zurüstungen eines 
ersten Fonds von 2 ','2 Millionen Pfd. St. und daneben einer jahr- 
lichen Unterstützunp' von 5 Millionen Pfd. St. bedürfe 2). Als die 
Antwort aus London (vom December) unbefriedigend ausfiel 3), 
ging der österreit hisclie General Graf von Wallmoden, ein Sohn 
des uns aus der Katastrophe von 1803 bekannten hannoverschen 
Feldmarschalls, Ende Januar 1809*) in geheimer Mission nach London, 
um die Absehliessung eines SubsSdieDtraktats zu betreiben und die 
weiteren Sdiritte mit dm englische Kabinett zu vereinbaren, üntc«' 
anderem hatte er vorzusdilagen, falls England nicht selbst eine 
Landung im nördlichen Deutschland beabsichtige, möge die militärische 
Or^'ani>ation der hannoverschen Provinzen dem Kui fürsten von Hessen 
übcrti nKen worHf^n. Der Oberbefehl Ober die Streitkräfte im nörd- 
lichen Dfutsclilaml war von der nFtorreichischcn Regiernnp: dem 
Könige Friedlich ^Vjlhelm III. von Pr<'iis?en zugedacht, den man in 
den Krieg liineinzuziehen lioiTIt ' . Wallmoden kam am 28. März 
in London an**). Er untenseichnete am 24. April (mik ii Friedens- 
vertrag zwischen Osterreich und Grossbritannien und kehrte mit 
demselben am 35. nadi dm Festlande zurüd[. Do* Vertrag legte 
den beiden Regieningen in allgemeinen Worten die Verpflichtung 
auf, »sich gegenseitig so viel als möglieh wider den gemeinsamen 
Feind ztr helfen*"). Zu dem Abschluss eines föimlichen Subsidien- 
Vertrags, wie ihn Österreich wünschte, wollte sich die englische 
Regierung nicht verstehen. Auch kargte man in London mit der 



W. Onckea iii seinem , Zeitalter der KeTolution, des Kaiserreichs und der Be- 
fretungskriege' benutzt worden, doch durduii» nicht in oschoprendcr WdM. 

>j von Honiiayr), Lebensbilder ans dem Befreiungekriege I, fit ff. 

2) Hassel, (ieschichte der preiissischen l'oiitik 1, 538. 

^) Vgl. Lebensbilder aus dem Befreiungskriege I, ö8. 

*) Nicht im Dec«nber 1808, wie A. Beer (Zehn Jahre österreichischer 
PoUtik 1801—1810 S. ISS) anciebt. ¥«1 Oneken, Da« Zeitalter der Revolntioii, 
des Kaiserreichs und der Refreiungskrif^'f II. 438. 

^) Münster an Hardenberg, 6. April lä09. 

6) Das. 

7) ,De s*aider mtitadlement contre i*eiiiiemi oommua en antant qne cek 
sera poarible*. Monster an Bardenbeiv» SS. und t9, April 18U9. 
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Geldhülfe. Man behauptete, durch den Krieg auf der spanischen 
Halbinsel ers( hüpft zu sein und darum die von Österreich verlangle 
Summe nicliL liefern zu können. Als ersten Fonds wollte man nur 
250000 Pfd. St. nach Malta schicken; ferner verhiess man, der 
österreichischen Regierungr 3 HiUionen Piaster aus Spanien zuzaflUiren. 
Eine bestimmte jährliche Subsidie ward nicht versprochen; es hiess, 
dass man steh bemAhen würde, Österreich wfthrend der Dauer des 
Krieges mittelst finanzieller Massiegt ln mit einer jährlichen Unter- 
stützung bis zu 3 Millionen Pfd. St. zu Hülfe zu kommen 

Ebensowenig wie auf den AbschUiss eines SubsidionvertrageR 
wollte die en^'lisclie Regierung sich auf eine Militärkonvention mit 
Osterreich einlassen. Sie schlug es rundweg ab, bhidende Zusagen 
wegen einer Expedition nach dem nördlichen Deutschland zu geben. 
Auf der anderen Seite aber wollte niuu in London auch nichts davon 
iivissen, dass der KurfOrst von Hessen die geplante Insurrektion im 
Hamioversdien leiten sollte. Den Vorschlag vollends^ dass der 
Oberbefehl über alle Truppen im nördlichen Deutschland dem Könige 
von Preamm fibertragen werden solle, erklärte man für gänzlich 
unannehmbar. Graf Münster schrieb darüber am 6. April 1809 an 
den Grafen von Hardenbea " t Wien: ,\iehts wflrc verkehrter als 
diese Idee. Wenn man auf den Patriotismus der N'ulker rechnen 
muss, die man bewaffnen will, so darf man sie nicht einem Füi-stcn 
unterstellen, der keinen Anspruch auf ihr Vertrauen hat. Noch viel 
weniger darf man sie durch den CJedank».!! hcimruhigen, dass sie 
wieder der preussischen Regierung, die sie docli mehrfach verraten 
hat, unterworfen werden könnten. Die augenscheinlich in Wien 
gehegte Idee, dass der preussische König sich unter dem Einflüsse 
seines Unglücks völUg gebessert habe, ist keineswegs durch die Er- 
fahrung bestätigt. Der König will, dass Sie begreiflich machen, wie 
er nie seine Einwilligung dazu geben könne, dass der König von 
Preussen sich in die Interessen der Kurlande mische. Dagegen 
wird der König gern bereit sein, mit Österreich gemeinschaftliche 
Sache zu machen*^. Und am. 2^. April wiederholte Münster; 



i) Münster an Hardenberg 22. April ISTO. 

iUen ne saurait 6tre plus mal cont^u que cette idee. Loräqu'on üoit 
compter sur le patrrotimie d«s peq>1es qn*on veat armer» il ne fitut pas I«s 
assigi!* r k un prince, qm n*a aucan droit k leur confiance, et beaucoup mciiiis 
lea allarmer par ritlAe de se voir dert-chef soumis ä la Prusse, qui leg a tralii 
plus qu'une fois. L'idee qu'on paratt avoir a Vienne, que le Roi de Frusse atl ele 
entiteeiiieiit eorrige par ses inallienn» ii*eit cetiainement paa appnyte par les iMtats 
de respirience, et le Roi Tent qae vona famea sentir, qa'U ne peut jainaia comcntir» 
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«Ich habe ausdrOcklich im Namen des Königs gegen jenes 
Arrangement protestieren und Ihnen auftragen mflasen, den Wiener 
Hof zu benachrichtigen, dass Se. MajestAt nun und nimmer em- 
willig^ würden, die Interessen ihrer deutschen Unterthanen einem 
fremden Fürsten und namentlich nicht dm pieussischen KAoige 
anzuvertrauen" 

Wir wissen leider nicht, ob und wie weit die-:»' Willensäusserungen 
des englischen Königs auf den Gang der Osten eiduach-preussischen 
Verhandlungen, welche de n Beilritt Preuaseris zum Kriege gegen Napoleon 
bezweckten, eingewirkt haben. Wenn wir aber vernehmen, in wie 
unbilliger Weise Graf Stadion die preussische Hülfe forderte, otmedoch 
hiiendwelche bestunmte Verpflichtungen gegen Preussen übernehmen 
zu wollen'), so fEkblen wir uns versucht, su glauben, dass die IBt- 
teilungen des Grafen Ton Münster nicht ohne Einfluss auf das brüske 
Braehmen des Osterreidiischen Bfinisters gegenüber Preussen ge- 
wesen sind. 

So viel ergiebt sich aus den Münsterschen Äusserungen mit 
absoluter Gewisslirit. das?: König Goorj? III. und sein vortrauter Rat- 
geber Münster im April KSuy nocli weit davon eulfemt waren 
ihren Groll gegen Preuasen fahren zu lassen, und dass sie von einer 
Mitwirkung Preussens bei der Befreiung von Hannover durchaus 
nichts wissen wollten. Es konnte also auch nicht in der Absicht 
der englischen Regierung liegen, eine Erhebung Preussens gegen 
Frankreich thatkräfUg zu unterstützen. Wenn dah«r der t>ekannte 
Oberst von Steigentesch in seinem Berichte an Stadion d. d. Königsberg, 
16. Juni 1809 behauptet^ der englische Konsul Drusina in Königsberg 
habe hinlängliche Vollinachl, der preussischen Repierunp: alle mögliche 
Unterstützung anzubieten; überhaupt scheine England gegen Preussen 
freigobigor als gpgen jede andere Maeht handeln und grosse Opfer 
bringen zu wollen^}, so sind wir befugt, diese Angabe für gänzlich 

que S. M. Prussienne se mäle de^ int^rßU de aes eUU au cas que la guerre 
Mate dans le Nord; mala qtt*il aania bien aiae d'agir de ooitc«ri av«o rAatridM 
ponr rint6r£t coimmin. 

') J";ii Jü prot*'s1(M- rormpllptnent au nom du Rni rnntrp ret nrrnn^nm»-'nt *»l 
vous charger eu möiiie temps de prevenir la Cour de Viemie, que S. M. ne con- 
sentirait jamais ä confier les inUrfits de ses si^ets Allemands k un Prince ätranger, 
BUrtout an Roi de Pnuse, maia qu'dle aerait bien aise d'agir de eonoert avee 
rAutriche. 

Vgl. darülier Duncker, iriedrich Wilhelm im Jalire 1809: Abhandlungen 
zur neueren Geschiiiile ä. 2S1, 292 und Onckeu, Dan Zeitaller der Revolution, 
dee Kaiserreiehs und der Befirtiungekriege II, 436 t 

3) Stern, AbbandhmgeB und AktenstAcke aar Geschichle d«r prenwischen 
Keformzeit S. 74. 
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falsch zu halten. TliataächUch liegt nicht dei gei ingsle AnhaltspuiikL 
dafür vor, dass die englische Regierung während des österreichischo 
fraozOsischeD Krieges der preussischm Regierung irgendwelche Unter- 
stÜtzODg, sei es mit Waffen, sei es mit Geld angeboten habe. 
Allerdings soll man in London einem preossischen Offizier Namens 
von Kleist im März 1809 den Beistand des englischen Gouvernements 
in Aussicht gesteilt haben ^)* Wie wir aus dem Briefwechsel zw ischen 
Münster und Hardenberg ersehen, war dieser Offizier aber nur 
privatim ,von hen orrafrenden Persönlichkeiten seiner Heimat" nach 
London gesandt worden, ^um wepen einer Insurrektion der Einwohner 
Prenssens und Niedei-sachscns für dt-n Fall des Krieges zu ver- 
handeln*^. In einem späteren Schreiben des Grafen von Münstei 
(29. April) finden wir den Passus, dass Kleist sich der englischen 
Hälfe für d&i Fall msichert habe, dass die ehemaligen (jetrt west- 
^iscben) Unterthanen des preussischen Königs die Waffen zu dessen 
Gunsten ergreifen würden. Die preussische Regierung hatte mit der 
Hission Kleists nichts zu schaffen. 

Jedenfalls bedurfte die preussische Regiornnfr aber der englischen 
Hülfe auf das dringendste, wenn sie in (l« n Krieg gegen Napoleon 
eingreifen wollte. Friedrich Wilhelm III. hat es selbst ausgespro» hen, 
ehe Preussen sich zum Kriege entsehliessen könne, müsse man 
Sicherheit haben, dassEntrland Landungen im nürdlielien DeutsrhUaid 
ins Werk setzen und SuIjSKlicn, Waflfen und Muniliou hcrbei.^ehuiren 
werde, um nicht abermals, wie im Feldzuge 1806/7, leer auszugehen. 
.Fielen diese Unterstützungen huiweg, so würde der Zutritt Preussens, 
wenn nicht unmöglich, doch von so geringer Bedeutung für den 
günstigen Erfolg bleiboi, dass die Gefahr Preussens mit dem Vorteil 
für das Ganze schwerlich ins Gleichgewicht fallen würde. Wenn 
die preussische Regierai^f es gleidiwohl unterliess, sofort um die 
englische Hülfeleistung nachzusuchen, so geschah das, weil sie der 
Überzeugung lebte, das? das en^rlischp Kabinett doch nicht geneigt 
sein werde, ihr seinen Beistand angedeihen zu lassen^). Erst in 

1) Beriebt des Gesandten von Ompteda an Georg III, London U. Juni ldU9. 

Oinpteda, Pülitischer Nachlan I» 43;). 

2 .Pai (1<_'S itiilividij-! marqnants dp ?on j>ays pour traiter crime insurrection 
des habitans des Etats Prussicna et de la Basse-Saxe, au cas que ia guerre de 
rAnUiebe «claterait* Münster an Hardenberg, 13. MAn 1900. 

3) Vgl Duncker, Abhandlungen aos der neueren Geschichte S. 270 und 
Lehmann, Srhrii iiIiijr,-( II, OM. 

Vgl, die Äusserung d<js preussiscli- u Minister» Von der GulU zu den» Ge- 
sandten van Ompteda Mai): ,Je n'ib'ti >r.- point qu'il nons sera plus difflcile 
qn'4 lout antre cabinet de riUblir une facureuse inteiUgence av< c cette ptiissancei 
Nona aTons et^ si souTsnl aeeuste de perfidie et de maavaise volonü q«e nous 



der zweiten Hälfte des Mai nahm der preussische Minister von der 
Goltz eine Reise des firOheren hannoverscfaea Gesandten am Berliner 
Hofe, TOD Ompteda, nach England zum Anlass, um dem englischen 
Gouvernement das dringende Bedürfnis Preussens nach Geld und Waffen 
kund zu thun. Nur dann könne Preussen sich dem Kriege gegen Napoleon 
anschliessen, erklArto dor preussische Minister dem Herrn von Omp- 
teda, wenn es von auswärtiger Seite beträchtliche Uoterstützungen 
empfange 

Ompteda kam am 11. Juni in London an. Der Graf von 
Münster war, wie uns Ompteda in seineu Lebenserinnerungen zu 
verstehen gi^^, von dem Zwecke der Reise nicht eben erbaut. 
Graf Mfinster sowohl als auch König Georg m. konnten sich noch 
immer nicht mit dem Gedanken befreunden, dem verhassten Preussen 
Untmtützungen zu gewähren. Man versteifte sich in London darauf, 
dass man erst weitere Nachrichten von dem preussischen Ministor 
erwarten müsse, welche über den Entschluss Friedrich Wilhelms III. 
Fi<h an dem Kriefre gegen Napoleon zu boleilig'pn, zweifellose 
Klarlu'it verschullcn würden, che man sich über ifE/'nuiwelche Hülfc- 
leiatun^^en schlüssig machen könne 3). Als diese weiLeren Nachlichten 
ausblieben — von der Goltz hatte offenbar zunächst weiter nichts 
beabsichtigt, als das brittiache Gouvernement zu sondieren — unterUess 
die englische Regierung es auch gänzlich, Preussen irgendwelche Aner- 
bietungen zu machen: eui Beweis, dass sie nichts weniger als ernstlich 
an ebe Unterstützung Preussens dachte. 

Auch die geplante englische Eipedition nach dem nördlichen 
Deutschland kam nicht ZU Stande. Eine solche Landung würde von 
weittragender Bedeutung gewesen sein. Im ganzen Norddeutschland 
würde sieh die Flamme des Aufstandef? {regen Frankreich ent^i^flndet 
haben, aueh die prenssisclie Repfierang würde ohne Zweifel mit fort- 
gerissen seiii^). Osterreichischerseits drang man deshalb mit Nach- 



auroas bien de la peine ä ^tablir la confiance indispeni^le 4 oue n^aaUon de 
ee genns.* Berieht Omptedu an Georg III., London 14. Juni 1800. Ompteda, 
Politischer NacUass I, 432. 

•) »Döpourvue presquf de tout apres une guerre aus« d^streuse, inanquant 
d'annes et surtout d'argent, la Frusse iie s^oroit mettre eu carapagne des troup«", 
dont Avee des eeeours nifllaanls» elte oe manquenit paa d'aillennk Ompteda, 
PolitUcber Nachlasa I, 431. 

2) Das. S. mf. 

3) Ompteda an Goltz, 28. Juoi 1809. Umpteda 1, Uit 

*) In einem Sehrdben an Hardenberg vom f9. April 1809 betetehnet 
Httnster als Zweck der Bspedtthm: aPremi^rement de df-taclK r le Danemarc de 
Fon alüance avcc Boniipnrte, ou du moin« de le forcer k dechiier la neutralil6 de 
Holstein afin de mettre le Nord ä l'abri de ses incursions qu'U ne fait que trop 
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druck auf eine Landung an den Mündungen der Elbe oder Weser. 
Dhc öi^terreichi^che Unterhändler, Für^t von Starhemhorfr, setzte die 
Bemühungen des Grafen von Wallinoden fort, das englische Kabinett 
für dieses Projekt zu gewinnen. Auch Graf Münster bemühte sich 
eifrig in diesem Sinne. Wie der letztere sich die Mitwu'kung Preussens 
für den Fall einev englischen Espedition nach Norddeotschland 
dachte, dürfte schwer za sagen sein. Anf Uärung daifiber giebt 
vielleidit ein Schreiben, welches Hänster am 11. Mai 1811 an 
Hardenberg richtete. Darin hiess es: »Was Preussen anbetrifft, so 
existierte im Jahre 1B09 eine ausgebreitete Verbindung Ewischen 
hervorragenden Persönlichkeiten, welche entschlossen waren, mit 
einem Teile der preu-~i-^<'}ien Armee zu den Engländern überzugehen, 
falls diese eine Landung an der (deutschen) Küste ins Werk gesetzt 
hätten"«). 

Übrigens vollzog sich nach und iiacli in dem Grafen Aiunster 
eine Sinnesänderung. Gneisenau, der sich von August bis No- 
vember 1809 in England aufhielt imd viel dazu beitrug, in den 
leitenden englischen Kreisen eine TersOhnlichere Stimmung gegenüber 
Preussen zu erwecken*), konnte Ober jenen schreiben: ,Er hasste 
ehemals ebenfalls Preussen, aber er fühlte das Unglück von Deutschland 
so lief, dass er seinen ehemaligen Groll ganz vergessen hat {?), in 
Preussens Erhaltung die Bedingung der Rettung des nördlichen 
Deutschlands erblickt, und sofern man nicht sein Hannover an- 
tastet, zu allem mitzuwirken ben if ifjf«*). 

Um auf die englische EIxpedilion zurückzukommen, so war 
Graf Münster noch zu Ende April überzeugt, dass es gelingen 
werde, die Einwilligung des englischen Kabinetts zu der Landung an 
der hannoverschen Küste zu erlangen. Wirklich wurde der Blinister 
Ganning dafür gewonnen. Dieser konnte aber nicht gegen seine 
Kollegen, namentlich den starrköpfigen Gastlereagh, durchdringen. 

alUndre ap^ qu*U aar« tut sa paix avec la SnAde. S«oondement d'etabUr nne 

communicaüon cornmerclale confidemment {lolitiiine et stirtoiit mililaire avec 
l'i^utriche el la Prusse, et troisieueiiient de venir au secours des peupleä qui 
TOudraient «eeouer le joug de la France, et qui ne pouiraient se wuUiver 4 moins 
d*aToir an point de r^nion et d'fitre assures de pouvoir se procurer des armes 
et dV'trp a«:sistAs par des Corps sunisant- il-- cavallerie et d'artillerie. 

') aQuant k la Prusse il existait en 1809 uoe onion ätendue parmi des 
penonnca maniuantes qui etaienl rteolues i iMsser aYee um parlie de rannte 
pntBsienne du eM/t des Anglais, an cas que eenx-ci einsent fait an dtibarqneinent 
nur la cöte." 

2) Pertz, ds» Leben des Feldraarschalls Graten ^eitbardt von Gneisenau 

1, ma. 

h Das S. 571. 

Tliliiiin«, Okkapation Haonoven. S8 
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Sei es aus persönlichen Motiven, sei es, dass man Bedenken üug, 
. eine Landung an der Weser resp. Elbe zu unternehmen, ohne von 
Preus8«is Absichten genau imtarichtet zu sein, man beschloss m 
der zweiten HAlfte des Juni, die geplante grosse Expedition nicht 
nach dem nOidlichen Deatschland, sondern nach Holland zu dir^ieren, 
um sidi Antwerpens, dieses «grossartigen Lieblingsetablissements Na- 
po]r'on>'' mit seinen ungeheuren Arsenale zu bemächtigen 2). 
Das britische Kabinett behielt sich vor, nach erreichtem Zwecke die 
Hälftp der Expedition nach dem nördlichen Deutschland zu versetzen. 
Dazu sollte es aber nicht kommen. Die Untemehmiin'2 sclieitertc 
an der Unfähigkeit des englischen Feldhemi und an der huUäudischen 
Sumpfluft, welche einen grossen Teil des Heeres liinratTte. 

Es dari nicht verschwiegen werden, dass die Scliuld au dem 
unseligen Bescblusset die Eiqpedition nach der Sdieldemflndm^ zu 
richten, hauptsächlich einen Hannoveraner, nämlich den General 
▼on der Decken trifft. Wenn wir uns auch dem harten Urteil, 
welches Gneisenau über den späteren hannoverschen Generalfeld- 
zeugmeister f^Uf). nicht unbedingt anschliessen können, so wird es 
doch richtig sein, dass von der Decken dem englischen Kabinett 
eine Unternehmung nach Deutschland als .zwecklo? und «refflhrlich, 
und die Deutschen als un=oldati«rh. feige und den Franzosen er- 
geben" geschildert habe. Bei den grossen Beprififen, die man in 
London von der Einsicht und den militärischen Kenntnissen des 
hannoverschen üenerals hatte, war sein Rat von massgebendem 
Einflüsse auf die Entsciüiessungen des britischen Kabinetts. 

FQr den Grafen von Münster, der auf das Zustandekommen der 
Expedition nach dem nördlichen Deutschland mit Sicherheit ge- 
rechnet hatte, war die anderweitige Bestimmung derselben ein 
schwerer Schlag. Er hatte es sich bereits angelegen sein lassen 
eine Insunektion im nördlichen Deutschland vorzubereiten. Der 
Biograph Münsters, Hormayr, erzählt darüber, in den ersten Julita^ren 
sei ein Herr von Wersebe „mit 15 000 n^, einem Kredit von 
6000 Pfd. St. für den ersten Anfang und einer l^dung Ue wehre die 

1) LelMiubilder aus dem Befreiungskriege I, 66. 

2) Schon am 30. .Tuiii musste MQnster Hardenberg mitteilen: -Je vous ai 
parlä de la peine que Je me suis donne d'appuyer les efforts du Princ« de 
Starliemberg, pour diriger Texpedition qui se prepare vers le Nord de TAUemagne. 
Od proltoe un prqjet qoi «st plus dangcfens, et le bnt n*est que de t'empemr 
des arscnaux «rAnviT.- et de se rembarquor lorsqu'ils seront dt'-truils'. - Am 
15. Juli schrieb Münster nach Wit^ii: ,I/e.\p*^dition est sur le poinl de partir. 
On n'a pas change sa destination, ei je im ^aurais changer ina moniere de 
Vmvua^er*, Am 38. Juli «tach die Expedition in See. 

S) Perts» Gneieenau I, 57a 
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We>*T hinaufgegangen; desgleichen .-ei ein Herr von Hake mit 
Geld, Kleidung und Munition nach Ritzebüttel aufgebrochen. Am 
8. Juli habe von Emden und Hannover bis auf den Harz alles gleichzeitig 
in Flammen stehen sollen. Als nun im englischen Kabinett be- 
schlossen worden sei, die Expedition nach dem Holländischen zu 
schicken, habe Mikoster eiligst Gegenbefehle gegeben, um zweckloses 
Uogläck za verhüten. Fast verzweifehid habe Wersche am 10. Mi 
aus Verden ge8chrid)eii: .Schon zog ein Teil meiner Leute in aller 
Stille gegen Hannover. Mit grösster Mühe, durch Geld und gute 
Worte, konnte ich sie besänftigen und auf einen anderen Zeitpunkt 
hinhalten. Wann aber dieser Zeitpunkt kommen soll, sehe ich nicht 
ein. Ich war gewiss, alles in Hannover, Braunschweig und Hildesheim 
aufzuheben und den Harzern die Hand zu bieten. So zurück- 
zutreten ist schmerzlich. Die WaÖen liabe ich so gut als mOglich 
verborgen* 

Die Angaben HormajTS sind indes nur zum Teile zuti'effend. 
Die Aufzeichnungen des Amtsmanns Mejer geben uns die Mittel 
an die Hand, dieselben zu berichtig^ und zu eigftnzen. Danach 
war Wersebe in der That .herau^schicU*, um die firanzösischen 
Behörden und Kassen in Hannover au&uheben und die Einwohner 
der Eurlande mit WafTen zu versehen. Er gelangte mit seinem 
«Montienu^ und WafTentransport' bis Hademstorf auf der Mitte 
des Weges zwischen Verden und Cello. Da ereilte ihn der Amts- 
schreiber Palm aus Verden mit der Contreordre, „die ihm Herr von 
Hake, der von England geschickt war, zur Bestellung übei-geben 
hatte*. Hake wai- demnach nicht, wie Hormavr angiebl, gekommen, 
um die Lisurrektion zu befördern, sondern um sie zu verhindern. 
Dies wird durch ein Billet des Grafen von Münster an den Ge- 
sandten von Ompteda vom 9. Juli bestätigt, hl dem es ausdrOddich 
heisst. Hake sei mit dem Auftrage den Aufstand zurOckzuhalten nach 
dem Feetlande geschickt worden^ Und zwar muss Hake schon 
in den letzten Tagen des Juni zu solchem Zwecke abgegangen sein; 
denn Münster schreibt am 30. Juni an Hardenberg in Wien, er 
gebe sich, seitdem man der grossen Expedition die Richtung auf 
Holland gegeben habe, alle Mühe für den Augenblick eine Insurrektion 
im Hannoverschen zu verhindern. 

Die französischen Behörden in Hannover haben von dem gegen 
sie gerichteten Anschlage nicht das Geringste geahnt^). Da nun 

') Lebensbililer aus dem Befieiuiigpkrie^'e I, 67. 
2) Ompteda, Politischer ^'ac^ll;ls^ I, 4t7. 

Der Amtmann Meyer beinerkl darüber in seinen Äufseichnungen : .Es 
war swar der Herr von Wencbe ^ vidleidit, w«l er die Apsttthning sones 
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die Kurlande damals vou französischen Truppen völlig entblöfist 
warai, so wQrde der Handstreich aller Wahrscheinliehkat nadi ge- 
glückt sein, mochte auch die Hannschaft Wersdies nur aus dnem 
kleinen Häuflein entschlossener Hftnner bestehen >). Im Falle des 
Gelingens wflrde Wersebe ohne Zweifel die Fahne des Au&tandes 
ofTeii entfaltet und die ganze hannoversche Bevölkerung zu den 
Wallen gerufen haben. 

Leidf'f ^'md wir nur unzureichend darüber unteirichtet, wie weit 
dem Herrn von Wersebe in Hannover bereits voi'froarbcitet war. 
So viel steht fest, dass seit dem Beginn des Krieges zwischen 
Ost erreich und Frankreich eine grosse und von eifrigen Patrioten 
nach Kiäften gescliürle Gährung in den Kurlandea herrsclile. 
Allerorten blickte man mit grösster Spannung auf die Nachrichten 
vom Kriegsschauplätze. Die bekannte Proklamation des Erzherzogs 
Karl ward in der Stadt Hannover und anderwärts in vielen Erem- 
plaren verbreitet und rief mächtige Aufregung hervor. Lasalcette 
suchte dieser dadurch zu begegnen « dass er der Gouvemements- 
kommission auftrug (21. April), dafür zu sorgen, dass durch die 
Post keinerlei öffentliche Blätter in das Land eingeführt würden, 
, welche aus Ländern kfirnen, die mit Frankreich im Kriege seien, 
wie überhaupt solche Blätter, \velche gegen das französische 
Gouvernement oder die französische Armee gerichtet seien", (ileich- 
zeilig (24. April) ward allen hannoverschen ünterthanen uuf »höheren 
Befehl in Erinnerung gebracht", dass alles »Reden über Kriegs- 
und politische Erdgnisse, an Öifentlidien Orten, in zahlreichen Ver- 
sammlungen, auf Kaffee- oder Wirtshäusern nicht geduldet werden 
könne, und dass darauf von Polizeiwegen genau geachtet und solches 
nachdrücklich bestraft werd^ solle*. Ebenso sollte sich em jeder 
dw mündlichen oder schiiftlich^ Verbreitung von Xachrichten oder 

Plans für gewiss hielt so unvorsichtig gewesen, dass es in Hademstorf und 
VragegfOd kein Geheimnis war; es bi w« i:-t aber lÜr die Rechtlichkeit der Han- 
noveraner, ttass die Sache dennoch den Franzosen nicht bekannt wurde. Ober- 
haupt waren sie m bocbwicbligeu Dingen schlecht unterhcbtet'. 

>) Meyer giebt in seinen Aufteidmnngen an, Wersd>e habe .einige Ihnn- 
schaft* bei sich gehabt. Für dit- Grösse des WafTenlransportcs ßnden wir einen 
Anhaltspunkt in einem Berichte des Amtes Ahlden an das Künipliche Staals- 
minislehiUQ vom iO. Mai 1819. Danach wären im Jahre läÜU, zur Zeit als die 
Absieht bestanden habe^ mit HOlfe Englands einen Teil des nordlichen Dentaeh- 
lands m bewafTncn, <]rei hannoversche Offixiere im Civüanzug nach Eickeloh im 
Amte Ahlden (dicht bei Hademstorf) {?ekommen und hstten bei dem Gastwirte 
Hodewald drei bis vier Wagen mit WafTen und Monlierungsstücken, in Kisten und 
Tonnen verpackt, untergebracht. Diese Kisten und Tonnen seien damals teils 
veignben, teils versteckt, nadiher aber Toa Eickeloh nadi Hademstorf mm Post- 
halter HohlfSsld transportiert und dort verborgen worden. 
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M;inife?ton, welche nicht unter der Autorität frntizösischor Behörden 
bekannt gemacht seien, bei schwerer Strafe enthalten'). Diese 
Verordnungen waren nicht dazu anpetlian, die Erregung im 
Volke zu beschwichtigen. Dieselbe nahm im Gegenteile mehr und 
mehr nt, namentlidi auch unter dem Eindrucke des hessischen Auf- 
standes,' der das Hannovenche zwar nieht direkt berOhrte, dessen 
Veilaafe man aber hier mit lebhafter Teihiahme folgte. Nur wider- 
strebend fügte die GouTemementskommission sich dem Gd»ote des 
Generalgouvemeuis, dnen Steckbrief wider den Leiter des Aufstandes, 
Oberst Dörnberg, zu erlassen. Derselbe ward in den .Hannoverschen 
Anzeigen" veröflent licht und gab allen Behörden auf, floissig auf 
Dörnberg zu vigilierert, ihn im Betretungsfalle zu arretieren und an 
die westfälischen Beliorden auszniiefcm ^. 

Näher betroffen wurde das Hannovei-sclie von dem Zuge des 
Majors von Schill. Die Hauptmasse des Schillschen Korps verweilte 
freilich nur kurze Zeit auf hannoverschem Gebiete 3). Am 14. Mai 
quartierte sich die Freischar, angeblich 2S00 Hann und 40—50 Offiziere 
stark, in Schnackenburg a. E. im ftussersten Osten des Kurfürstentums 
ein. Nach einem Berichte des dortigen Amtmanns Jacob! an die 
Gouvemementskommission kamen auf jedes Haus 20—40 Mann 
Einquartierung. Die Einwohner mussten den ungebetenen Gästen 
alle Vorräte an eingeschlachtetem Fleisch, Kartoffeln, Brot etc. her- 
geben. Auf ihre Klagen wurden ?ie von den Schillschen Soldaten 
damit vertröstet, dass ihre Auslagen vom ganzen Lande vergütet 
werden müssten. Die Einquartienmg dauerte nur eine Nacht. 
Früh am folgenden Tage fuhr ein Teil des Korps auf Kähnen und 
Fähren die Elbe hinunter, um die mecklenburgische Festung Dömitz, 
welche Schill zu einem Stützpunkte f&r seine weiteren Unternehmungen 
ausersehen hatte, za überrumpeln. Die übrige Mannschaft (400— SCO 
Mann) marschierte über Gartow und Gorld>en nach Dömitz. Um 5 Uhr 



>) Hannövereclie Anzeigen J. 1809, St. 33. 

Hannoversche Anzeigen J. 1809, St. \0. Dns Signaleinml Dörnbprjrs 
lautet: «L ogeHUir 40 Jahre alt, 5 Fuss 8 Zoll hoch, sctüank und zietnlidi gut gebaut, 
▼on schwanen, etwas in du Gnue ISüleoden Hauen and Angenbrnnen, keUem 
Kopf, lioher Stirn, schwanen Augen» grouer langlicher Kase, mittelmässigem 
Munfl. welcher sich fibor ver/rr■^-=t^|•t, wenn er spricht, und sich etwas auf die 
linke Seite zieht, von brauner Farbe, ovalem Gesicht, etwas mager und von 
geradem Gange. Sein Wesen ist geflUiig und sein Blick angendim; er trägt ge- 
wOhnlieb dne «diwane PerOcke iL la Titus, sprieht gut AraniOeisdi nnd stottert 
dn wenig h.'i dor Aussprache*. 

^ Ganz falsch ist die Angabe von Havemann ^Geschichte der Lande Braun* 
schweig und Laneburg III, 757), Schill sei Ober Clzen und Lüneburg nach der 
Elbe gesogen. 
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Morgens (15. Mai) traf Schill in Gartow ein und stieg dort in einem 
Gasthause ab. Er beschied die Ortsbehörde vor dch und verlangte, 
dass man unverzQglich eine grosse Menge Lebensmittel und Fourage 
nach Gorleben schicke. Nach einem Berichte des Gerichts Gartow 
wurd«D gefordert 2850 Berliner Quart Branntwein, 1 1 400 Quart 
Bier, 1 1 400 Pfd. Fleisch oder halb so viel Speck, 22 800 Pfd. Biot 
und 600 Berliner Scheffel Hafer. Schill soll gedroht haben, wenn 
diese Artikel nicht bi« zwm Xachmittap in Gorleben seien, so werde 
er sie durch eine Eskadron Husaren eintreiben lassen. Die Einwohner 
von Gartow mu?sten sicli bequemen, wenigstens einen Teil des 
Verlangten zu liefern. Li den folgenden Tagen wurden in ver- 
schiedenen hannoverschen Ortschaften der Umgegend von Dömitz 
Sdianzarbeiter aufgeboten, um die sehr Yer&Uenen Festungswerke 
auszubessern. Am 18. brach ^e Hauptmasse des SdiiUsdien K<»ps 
Yon Dömitz auf und marschierte tiefer in das Mecideniniigische 
hinein. In Dömitz blieb eine Besatzung von etwa 400 Hann unter 
dem Lieutenant K. von Francois zurück, um den verfolgenden Feind 
so lange als möglich aufzuhalten'). Frani^ois musste indessen, von 
den holländischen Truppen des Generals Gratien hart bedrängt, die 
Festung am 24. Mai rflnmen. 

Die französischen Behörden in Hannover iiaUen einen Augenblick 
gefürchtet, Schill würde meinen Marsch über Hannover nehmen, wie 
das auch der Fall gewesen wäre, wenn Schill den verständigen Rat 
des Uajors Ton Lützow, sich quer durch das Kurfürstentum nach 
Ost&iedand zu werf»i, befolgt hättet). Lasaleette, Belleville und 
die übrigen französischen Autoritäten hielten es fOr geraten, der 
drohenden Gefahr aus dem Wege zu gehen und flüchteten teib nach 
dem Bückeburgischen, teils nach P}Tmont Zurückgekehrt, schlug 
Lasalcette der Gouvemementskommission vor, die Unterthanen gej^en 
die „Brigands" zu den Wallen zu rufen. Die hannovorpclie I^ehörde 
wollte «ich al)er daraut nicht einlassen. Ebensoweni;.' fand der 
\ mi chla^-- D'Aubii^rnoscs, die Forstleute, , deren Anzahl über seehs- 
iiiuulert betrage, und die sämtlich sichere, tapfere und Wcilienkundige 
3klänner seien," gegen Schill auszuschicken, den Beifall der hannover- 
schen Behörden. Doch musste die Gouvemementskommission sich dazu 
verstehen, am 36. llai ein Publikandum Lasalcettes zu veröffentlichen'). 
Darin hiess es, da nach eingegangenen Nachrichten «der l>ewusste 
Schill mit seinen Anhängern* sich nach Wismar und Rostock 

1) Vgl. V. Schwartzkopptti, Karl von Francois. Ein Soldateoleben. ± Aufl., 
S.68ff. 

2) Vgl. Bärsch, Ferdinand von Schills Zug und Tod im Jahre 1809, S. öl. 

3) HannOT«r8che Anieigen J. 1809, St. 43. 
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lieruntergezogen habe, so könnten sich nur .einzelne sdilechtgesiimte 
MeDscben und Rftuberbanden unter dem Namen, als ob sie zum 
Schillschen Anhange gehörten, in den hannoverschen Landen blickoi 
lassen*, um miter solchem Vorwande desto leichter ihre R&ubereien 
ausüben m können. Alle Magistrate, Beamte, Gemeindevotstdier, 
Forstbedi^te und Polizeibehörden sollten bei persönlicher Verant- 
wortung die nachdrückUchsten Massregeln ergreifen, um derartigen 
Räubereien Einhalt zu thun. Es sei schimpflich und ohne Beispiel, 
wenn Ortschaften von einiger GrÖ5so, ja sogar Städte mit bedeutender 
Bevölkerung durcli einen uinlierstreifenden Haufen, der oft nur aus 
zwölf und weniger Menschen bestehe, ungesetzmässige Handlungen 
in ihrer Mitte vornehmen üessen. Allen Beamten, Magistraten und 
Receptoren öffentlicher Kassen werde es auf das strengste untersagt, 
sich irgendwelchen Requisitionen .solcher Abenteurer* zu (iQgen. 
Ein Emp&ngsschein, der von «einem sogenannten Chef einer solchen 
Bande' ausgestellt sd, könne die Obrigkeiten niemals reditfertigen 
und von der V'nrfli htiing, die etwa verabfolgten Summen ZU er^ 
setzen, befreien. Jedem ö£fentlichen Beamten, der nicht seine ganze 
Festigkeit angewandt habe, um dem öffentlichen und Privateigentum 
Schutz zu gewäliren, werde der Proze.ss gemaciit werden. — Anrh 
das Kammerkollegium musste auf den Befehl des Domänendirek t < 1 1 
D'Aiibignosc die Domanialrechnungsfüluer warnen (26. Muij, 
D'Aubignosc halte sich überzeugt, dass die Kassen den Xachsuchungen 
jener Räuber entzogen werden könnten, und sei darum entschlossen, 
jeden Rechnungsführer, der sich sebe Kasse habe nehmen lassen, 
als mitschuldig der Hftuberei gerichtlich zu verfolgen. 

Diese Yerfügmigen der französischen Behörden kamen aber zu 
spät. Schill hatte ^cl) n von d^ Elbe aus kleinere Abteilungen von 
30—50 Mann in das Hannoversche abgescliickt, um den heran- 
rückenden Feind zu alarmieren und über die Hichtimg seines Zuges 
zu täuschen. Der eine dieser Züge war von den Lieutrnnnts von 
Quistorp und von Strantz kommandiert, ein anderer von den i.ieutenants 
von dei Goltz und von Hngen. Beide Abteilungen streiften weit 
und breit im Lüneburgischen umher. Überall rissen sie von den 
öfTentUchen Gebäuden die französischen Adlerschilder herab und 
lichteten an deren Stelle die englischen oder auch wohl preussischen 
Wappen auf. Auch wurden an vielen Orten die bdcannten Schillschen 
Proldamationen : «Meine m Ketten eines fremden Volks schmachtenden 
Brüder«, und: .In einem Dekret vom 5. Mai 1809 fordert der König 
von Westfalen Euch, Ihr deutschen Brüder, auf, ..." angeschlagen. 

Im einzelnen sind wir nur ungenügend über die Streifzüge 
unterrichtet. Am besten lAsst sich noch der Zug des Lieutenants 
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TOD der Goltz verfolgen. Am 19. Hai, Hoigens Vf^ Uhr, traf von 
der Goltz nut seiner Schar ganz unerwartet in Lflneburg ein. Sofort 
worden die Thoie besetzt und Befehl gegeben, dass zwar jedermann 
herein, aber niemand herausgelassen werden sollte. Der Führer 

begab sich dann zu den öffentlichen Einnehmern und erzwang die 
Auslieferung ihrer Kassenvorräte. Aus der Zollkasse erhielt er 
65 ^ 12 mgr 1 aus der Postkasse 18i2 rf, aus der Liccntkasse 
129 17 mgr 4 und aus der Kasse des Kontributionseinnehniers 
Dr. Seelhorn 2U35 4> ' insgesamt also 3312 10wiyr4 4- 

Dann eilte von der Goltz zum Büi^ermeister der Stadt, zeigte eine 
Ordre Schills d. d. Ameburg, 9. Hai vor und forderte mit Bezug 
darauf die sofortige Liefoung von 300 Ellen grauem Tüdi, 10 Quartier 
Rotwein, Anker Branntwein, 40 Pfimd kaltem Fleisch oder Speck, 
einer Tonne Bier und (vom Fahrkommissariat) zweier vieispftoniger 
Wagen. Magistrat sseili? machte man geltend, dass man mit 
Rücksicht auf die Verordnungen der Landesbehörden sich auf 
keine Requisition einlassen könne. Dies half soweit, dass der 
preussische Oflizier die Forderung von 300 Ellen Tuch fallen liess. 
Dagegen beharrte er auf der Lieferung der Lebensmittel und drohte 
für den Fall der Verweigerung mit Naturaleinquartienmg. Da der 
Magistrat diese im Interesse der Bürgerschaft zu vermeiden wünschte, 
so liess er sich schliesslich auf die Herbeischaffung der verlangten 
Artikel ein. Nachmittags um S^/z Uhr zog die Streifschar wieder 
ab, nachdem ihr Führer noch angegeben hatte, dass in wenigen 
Stunden Sehill selbst mit 3000 Hann eintreffen wfiide. Die Nacht 
zum 90, Mai brachte das Detachement in Kirchgellersen bd Lüneburg 
zu, die folgende Nacht zu Einicke unweit Ülzen. Am 21. marschierte 
von der Goltz von Eimcke auf Soltau zu. In der Nacht vom 22. auf 
den 23. finden wir ihn in Nienwohlde in der Xrdie von Bodenteich. 
Am Morgen des Mai traf die Streifschar in l^odenteich ein. Von 
dort ging es über Isenliagen und Knesebeck (Nacht vom 23. ?4. Mai) 
nach Gifhorn (1^4. Mai) ') und am 25. Mai weiter über Meine, Campen, 
Hattorf, Vorsfelde, Croye in das preussische Gebiet -). In Bodenteich, 

• ; {I. Schuke, Gesi hiclitltches aus dem LOnebur^schen. 3. Aufl., S. 46 f. 

2} Mit diesen den Akten entnommenen Thatsachen wollen die Angaben bei 
Btrseh (Ferdinand von Schills Zug und Tod im Jahre 1809) nicht stimmen. Nach 
Bindi bfttt« Sdhfll den Uentanant von der Goltt von Rostodi ans bis Oiflioni 
geschickt, um den General Gratien zu alarmieren. Nach erreichter Ahsiclit sei 
von der tioltz in Eihnärschen zuriickij'fkehrt und am 2.5. Mai mit Schill in 
Stralsund eingestürmt. Hierbei haije er den Tod geiunden (S. 95, 244). Nach 
Aunroa dar Akten war von der Goltx in der Zeit vom 19. bis nun 95. Hai im 
Hannoverschen, konnte also weder am 22., wo Schill in Rostock eintraf, von 
Rostock aus detachiert werden, noch am S&. an dem äturm anf Stralsund teUnehmen. 
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Knesebeck, Isenhagen und Gifhurn wurden ebenfalls die Bestünde 
der Domanial- und anderen öffentlichen Kassen weggenommen 
and zwar 



Auch im Lauenburgischen wurden durch den Liwtenant von 
Bochow mehrere Kassen aufgehoben 2). Die Einnehmer protestierten 
zwar gegen die Ausleerung ihrer Kassen , erreichten aber damit 
höchstens, dass sie von den Zufrführern eine Bescheinigung über die 
stattgefundene gewaltsame Wegnahme der Bestände empfingen. So 
erhielt der Amtmann Wynecken zu Gifhorn von dem Lieutenant 
von der Goltz (24. Mai) eine Quittung ausgestellt, in welcher es 
IL a. hiess : .Zugleich inoas bonarkeii, daas nur meine mili- 
tftriscfae Gewalt die Auslieferung der Kasse bewirken konnte, und 
dass ich insbesondere den Herrn Amtsverwalter Wynecken als einen 
ganz besonderen Franzosenfreund kennen gelernt habe^. Ich hoffe, 
dass diese Gesinnung bei einer neuen Expedition unserer Truppe 
sich ändern möge, widrigenfalls der Herr Amtsverwalter Wynecken 
ach äusserst grosse Unannehmlichkeiten zn:^iehen würde. ' 

Alles in allem mögen die Schillschen Streifscharen zwischen 
500C) imd 60O<> Thaler im Hannoverschen an sich genommen haben. 
Die Beute würde eine weit grössere gewesen sein ohne lien Verifikator 
Isiebour. Dieser Beamte, welcher sich bei der Amiäherung der 
Schillschen TYuppen gerade auf einer inspekiionsre^ im Lftneburgi- 
schen befand, instruierte die Domanialeinnehmer inageheim, ihre 
Eassenvorrftte zu verstecken. Falsche Quittungen, die er den Etn> 
nehmem ausstellte, sollten gegenüber den Anhfingem Schills als 
Legitimation dioien. Die List gelang vollkommen. An allen Orten, 
wo Niebour gewesen war, erhielten die Schillschen Detachemenls 
keinen Pfennig. Sie gerieten darüber in grossen Zorn und fahndeten 
eifrig auf jenen, um ein Exempel un dem Franzosenfreunde zu 
statuieren. Zum Glück wurden sie seiner nicht habhaft, obwohl sie 



1) Vgl. Kleiuschmidt, Geschichte des KOnigreictis Westfalen S. 278. 

*) Vgl. C. Zander, Da» Henogtam Laaenbuiv II, 40 und Kleinaehmidt. Ge- 
schieh! iJe< Königreichs Westfalen S. 277. 

3) Dies bezieht sich vermutlich auf den Diensteifer, den rlie Beamten tu 
Gifborn im Herbst 1807 gegen die fremden Unruhstifter bewiesen hatten, welche 
unter der Vaake cngliseher Werbung die Bevolkening aufkuwiegdn auehten. 

Vgl s. m 
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ihm mehrfach dicht auf den Fersen waren Von der firanzöeischen 
Bdiörde erhielt Niebour zur Belohnung für den bewiesenen Diensteifer 
die BeC&rderung zum Verifikator erster Klasse und eine Gratifikation. 

Di^egen ward wider die Beamten, welche ihre Kassenvorräle aus- 
«eliofert hatten, eine Untersuchung einspieltet. Xur mit grosser 
Miilie vermochten verschitnlpno derselben die französischen Behörden 
von ilirtT Unschuld zu überzpii^ren 

Enthusiasmus hat der Zug Scliills nirgends unter den Han- 
noveranern erregt; vielmehr verfüelt die Bevölkerung sich überall 
passiT. Aus dem Amte Bodenteicb wird berichtet, > dass die Ein- 
wohner bei dem Durdimarsche der Schitischen Abteilungen .sich 
äusserst ruhig bezeigt und weder bei Abnahme der Adlertafel noch 
bei Aufpflanzung der GRx^) den mindesten Anteil genommen od» 
durch irgend ein Zeichen ihre Teikahme bezeugt" hätten. Ähnliches 
wird aus anderen Aintern gemeldet*). Man fühlte allgemein die 
Aussichtslosigkeit des Schillschen Zuges. Auch brachte man dem 
preussischen Offizier vom vornherein keine grosse Sympathien entg:e«ren. 
Das tragische Ende S( hüls, welches auf Befehl Lasalceltes in deii 
.Hannöverschell Aiiz«'igen" bekannt gemaclit wui-de, erregte aber 
auch in den Kurhuiden viel Teilnahme. 

Die Entmutigung, welche der Untei^ang Schills herroimfen 
musste, schlug bei der kurz darauf eintrelfenden Kunde von 
dem Siege des Erzherzogs Karl bei Aspem wieder in das Gegenteil 
um. Grosse Aufr^ung weckten auch die eifrig verbreitetoi Gerflehte 
von einer bevorstehende Landung der Engländer an den Mündungen 
der Elbe und Weser. AI- nun am 7. Juli der englische Kapitän 
Goates mit einigen hundert Mann in der Nähe von Cuxhaven landete, 
die dortigen Donaniers verjagte und die von den Franzosen angelegte 
Batterie zerstörte 3), machte das Gerücht daraus ?ofort die grosse 
Nordseeex])ediliün. Überall hiecs es, 36 englische Bataillone seien 
gelandet imd im Aumaracli auf Hannover begriüen'^). Nirgends war 
die Aufregung grOraer als in der Hauptstadt des Landes. Hiw 

') Vgl. Mierzinsky S. Od. 

2) Vgl. H. Schulze, GeschichUiches aus dem Laueburgiscben, S. 46. 

3) Mamenszug de» englischen Königs. 

*) %moai Glanben Terdient es* wenn der d«i fVuisoBen sehr eifdMme 
Taifieatenr Niebour an D'Aubi^osc aus Lüneburg schreibt : Hai) «Les 

ridicales prorlnmations des brignnds de Schill ont fait rire tous les gens honnfites*« 

h Vgl. Chronik des Landes Hadeln, S. 601. 

*) Sdbst Lesalcett« gkabte in der ersten BeetOrsang an «fie Landung eines 
englischen Heeres von 20000—30000 Mann. Vgl. die Depesche des trestOUsefaeQ 

Königs Jerome an Napoleon vom 17. ^1' 1S09. M^oires et correspoodance da 
roi Jeröme el de la reine Catherine IV, 274. 
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kam es am 10. Juli zu niinihigen Aui'lriUeii Kaum war die 
Xacliricht von der Landung der Engländer eingetroffen — der 
Hauptverbreiler derselben soll der Postmeister Meyer gewesen sein 
~ als die ,bei dem Ausziehen des Flossholzes arbeitenden alten 
Soldalen und ihre Instigators' sich zusammenrotteten und lärmend 
durch die Strassen zogen.') Sie stiessen dabei auf einm Kassierer 
der Gouvemementskommission, welcher eine grössere Summe Greldes 
nach dem Bureau des Receveur Hordl transporticrfc : Dies gab zu 
dem Verdaclite Anlass, als solle die gerade sehr gefüllte Armeekasse 
ans dem Lande gebracht werden. Sofort sammelte sich vor dem 
Hause des Receveur in der Mittelbrandstrasse ein grosser Menschen- 
liaufe an, der sich vorwiegend aus Arbeitern der Flossholzanstalt, 
Handwerksgesellen und Gassenbuben, aber nur aus wenigen Bürgern 
zusammensetzte. Wiederholt ertönten aus der Milte der zusammen- 
gelaufene Menge die Rufe: ,Es lebe der EOnig von England, es 
lebe der Erzherzog Karl!* Einer schrie dem andern zu, man wolle 
die Fortschaffung der Armeekasse nicht dulden und sich derselben im 
Notfidl mit Gewalt widersetzen* Am meisten Uürmten die Flossholz- 
arbeiter, welche seit langer Zeit keinen Tagelohn empfangen hatten 
und nun stürmisch die Bezahlung des Rückstandes forderten. Immer 
mehr erhitzten sich die Gemüter; schliesslich machte der Pöbel 
Miene, sich gewaltsam in den Besitz der Kasse zu setzen und durch- 
leuchte zu diesem Zwecke das Haus des Receveur nach Äxten und 
Beilen. Die Polizeiagenten, welche die Ordnung wieder herstellen 
wollten, wurden misshandelt und musslen sich zurückziehen^). Auch 
die Bärgerwache Yermochte den P6b^ nicht zur Ruhe zu bringen. 
Da erschien der allgemein beliebte Kabuiettsrat Paije nebst mehreren 
Magistratspersonen und «haranguierte das Volk von dem Balkon des 
Morellschen Quartieis mit so glöcklkdier Wirkung, dass es Yon der 
Kassenspoliierung abstand'"*) und sich allmählich beruhigte. Lasd- 
celte und Belleville konnten in Begleitung des Polizeidirektore Meyer 
mitten durch die Menschenmassen hindurchgehen, ohne dass ihnen 
eine Beleidigung zugefügt wurde, was ihnen zu der Bemerkung 
Anlass gab, der dcut-'lie Pöbel scheine sehr gutmütig^). 

Um der VV'i I i kehr ähnlicher Auftritte vorzubeugen, erliess die 
Gouvemementskunnnission noch am Abend des lü. Juni ein Publi- 
kandum, durch das sie warnend auf die geringe Anzahl der gelandeten 
englischen Truppen hinwies und die Bevölkerung emstlidi von der 

~ >) Vgl. darüber Mierzinaky S. 61 Hftusmaim S. COf. 
3) Aufzeichnungen des Amtmanns Meyer. 
3) Das. 
«) Das. 
•} Das. 
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Verbreitung weiterer unverbüi jifter Gerüchte abmahnte. Fenun- wui'den 
die Einwohner aufgefordert, sich ruhig zu verhalten, um .alle die 
unai^enehmen Folg^ zu vermeiden, denen sdbige disnik an un- 
▼oniditiges und unruhiges Betragen sich aussetzen wQrden*. Am 
folgenden Tage erliess die Konnnission eine neue Bekanntmachung'), 
in der sie zunftchst genauere Nachrichten Ober die Landung der 
Engländer brachte, sodann ihr Bedauern über die vorgefallenen 
Ausschreitungen aussprach und den sämtlichen £inwohnem nochmals 
die Beobachtung eines ruhigen Benehmen? auf das dringenf^'=;fe an 
das Herz legie. Sämllielif' Hauswirte und Handwerk^fTipictpr wurden 
persönlich dafür v«>nint woi Hifh gemacht, dass von seilen üu r Haus- 
genossen, Domestiket], Gtsellen und Lehrburscben keine Unordnungen 
und Excesse begangen würden. Zum Schluss ward den Einwohnern 
beliannt gemacht, Lasalcette wolle die bisher vorgefallene Unruhen, 
wenn sie nicht wiederlcehrten, als den Ausbruch ebier augenbliddichen 
Verirrung vergessen; bei erneuten Unordnungen würde er sich aber 
genötigt sehen, mit aller Strenge vorzugehen. 

Gleichzeitig veranlasste die Gouvemementskommission den Zu- 
sammentritt eines Komitees aus Mitgliedern der Bürgerschaft und 
des Magistrats, dessen Aufgabe darin bestehen sollte, »gemeinschaftlich 
mit den Obrifrkeiten und mit der Polizeidirektion durch gütliches 
Zureden auf die Mitglieder der Bürgerschaft dahin m wirken, dass 
keine Unruhen weiter entständen, und diejenigen, welche etwa statt- 
finden möchten, sicli nicht weiter verbreiteten, sondern sciileumgst 
gedämpft würden". Auch die eben damals auf den Vorschlag des 
Poliroidirektors Meyer erfolgende Enicbtung einer Stadtroiliz von 
110 Mann>) hatte vorwiegend die Aufrechterhaltung der Ordnung 
zum Zweck 3). Diese Massregeln hatten den erwünschten Erfolg. 
Wohl traten in den auf den 10. Juli folgenden T^en noch mehrfach 
Symptome der Gährung hervor. Unter anderem sandten die Floss- 
holzarbeÜer am 11. Juli eine Deputation an die Gouvemements- 
kommission mit dem nicht gerade imterlhfinig klingenden Antrage, die 
Armeeka - - Tnöge aus der Wohnung des Receveur Morell nach dem 
Schlosse gebracht werden, damit man sicher sei, dass deren Be- 
stände nicht lieimiieh ausser Landes gescliaffl würden. Auch die 

>) Hausmann S. Ml f. 
2) VgL S. 378. 

^ 0«r Politeid{r«ktor Meyer ISait sich in seinen Aulkdebnungen Ober den 

Zweck der Stadtmiliz folgendennassen aus: ,Ich verband mit dem Vorschlage der 
Kirichtutig einer Kompagnie Sladtsoldatcn mehrere nützUche Zwecke, nSmlich 
allen Soldaten brot zu verschaflen, gegen unzeitigen Unfug gesicherter zu sein und 
leit^ Massnfdn immlttelhar ndimen in Itfiiuien, ohne dass es emer Hemns- 
schickon^ von England beducfle* 0). 
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Zusammenrottungen dauerten am 11. irnd 12. fmt. In der Nacht 
vom 12. auf den 13. Juli wurde der iVanzosist he Adler auf dem 
Altstädler Markt abgerissen. Zu ernstlichen Ruhestöi-ungen kam es 
aber nicht weiter. Viel mochte dazu die Nachricht von dem Wafl'en- 
stiUstande bei Znaim — in Hannover dnrch dn Poblikandam vom 
19. Juli vefbKitet — beitragen, welche sehr niederschlagend wirkte. 
So unterblieb auch jede Störung der Öffentlichen Ruhe, als die 
klemen Landungen der Engländer sich im Laufe des Juli wieder- 
holten. Cuxhaven und Ritzebüttel blieben eigentlich während des 
ganzen Juli von den Engländern besetzt i). Von dort aus unter* 
nahmen dieselben Slreifzüge und Reko<,moszierungen in die um- 
liegende Gegend. So zeigten sich mehrfach in Altenbruch kleinere 
Tnipps von englischen Soldaten. Am 27. Jtili erschienen in Lehe 
an der Wcsenunndung 200 — iJOO Mami englisclie Marinesoldaten. 
Sie erstürmten und zerstörten die benachbarte Curlstädler Batterie 
und nahmen einige französische Douaniers gefangen '^). Der komman- 
dierende englische Offizier sagte zu dem Amtsschreiber des Amtes 
Stotel, diese Expedition solle nur eme Erwiderung auf emen Vorstoss 
sein, den die Franzoaen Tags zuvor gegen das von den Engländern 
Jjeset/.te Ritzebfiltel unternommen hätten. 

Die Engländer beabsichtigten mit solchen kleinen Landungs- 
versuchen schwerlich etwas anderes, als die Beförderung der 
Korrespondenz zwischen Enjjland und dem Kontinente und namentlich 
die Beförderung des Schleichhandels 3). .\uf eine Erhebuiif.'^ des 
Volkes gegen die Franzo.sen haben sie nirgends hingewirkt. Deni- 
gemäss verhielt die I^evölkerung in den Kustengegenden sich 
mhig. Aus Otteriidorf im Lande Hadeln wird am 24. Juli berichtet, 
es herrsche daselbst trotz der Nachbarschaft der Englftnder durch- 
gängig die beste Ordnung und die tie&te Ruhe. Die Obrigkeiten 
und Beamten thaten verstindigerweise Qberall ihr Möglichstes, um 
die öffentliche Ruhe zu erhalten. 

Um auf die Vorgänge vom 10. Juli zurückzukommen, so erblickte 
der Generalgouvemeur Lasalcette in ihnen nur eine , zubillige Be- 
gebenheit* Der tiefer blickende Belleville dagegen war in Über- 
einstimmung mit der öffentlichen Meinung der Ansicht, dass der 

') Einen jnilen Stützpunkt für die Englrmder gab die Insel Neuw^tk ab. 
Die Franzosen durften nicht wagen, eine Truppenabteilung dabin zu legen, da 
die Engländer, welche den Ausfiois dar EttM mit nMiunm grossen KriegssehiffeD 
besetzt hielten, xur Flulieit stets Herren der Insel waren. Chronik des Landes 

Hadeln S -Vk; f. 

Vgl. Chronik des Landes Hadeln S. üUl. 
3) Das. VgL S. 408. 

*) Aaheiehnungen des AmtmaniHi Mejrer. 
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Pöbel von geheimen A^rcnten durch Vorabroichung von Geld und 
Branntwein anffrercizt sei, und dass die Lüruhen somit „nicht ohne 
Zusammenhang" seien*). In seineu Berichten an den General- 
intendanten ViUemanzy schilderte er die franzosenfeindliche Gesinnung 
der HaanoYeraner In den schwftrzesten Farben^. ViHeman^ hielt 
es daher trotz der Veriieiasimg Lasaloettes, dass alles Vorgefallene 
▼ei^gessen sein sollte, für angezeigt, eine genaue Untersuchung ül>er 
die Voigflnge vom 10. Juli anzuordnen. Ein SekretAr des General- 
intendanten, Barberot mit Namen, äusserte zu dem gerade in Hanau 
befindlichen Landesökonomie-Rat Meyer, es sei von grosser Wichtigkeit, 
dafjs man die eigrpntlirhcn Urheber der Unruhen ausflndig mache, 
damit das dem Pöbe! 7ur Last fallende Faktum nicht als ein Ver- 
geiien de» Landes nj.« -eben und durch Auflegung neuer Lasten 
geahndet werde. — Aui liaimovei ^cber Seite dachte man aber anders. 
Der Polizeidirektor Meyer begab sich zu dem von der Gouvernements- 
kominiasion mtt der Untersuchung beauftragten Amtsschreiber Bliijer 
▼om Gericbtsschulzenamte der Stadt Hannover, «um ihm begreiflich 
zu machen, dass es darauf ankomme, das Dunkle im Dunklen zu 
lassen*. Nach «vielem verblümten Hin- und Herreden* begriff der 
Amtsschreiber seine Rolle und führte die Untersuchung nun mit 
Fleiss so. dass sämtliche Protokolle und Akt«i nichts als »unabsichtliche 
Zufälligkeiten" ergaben. Auch die Gouvemementskommission suchte 
in dem Berichte, welchen sie (2. Septemljer lb09) dem General- 
intendanten über jene Angelegenheit erstattete, die \'orfälle vom 
10. Juli nach Möglichkeit zu entschuldigen. Davon, dass geheime 
Agenten die Bevölkerung aufgewiegelt hätten, wollte sie nichts 
wissen. Villemanzy mid BellevUle scheinen sich dabei beruhigt zu 
haben, wenn auch der letztere die Bemerkung nicht unterdrücken 
konnte, von der Untersuchung des Polizeidirektors Meyer sei kein 
andres Resultat zu erwarten gewesen. 

E!bensowenig wie die bisher geschilderten Ereignisse, brachte der 
kühne Zug des Herzogs Friedrich Wilhelm von Braunschweig-Ols eine 
wirkliche Volkserhebung gegen die Franzosen zu Wege. Am Nachmittage 
des 2. Augusts l!^üO überschritt das Korpg des Herzogs, von Peine her- 
kommend, die hannoversche Grenze. In der Nacht vom 2. zum 3. August 
bivouakierte es voi' dem abgebrannten Städtchen Burgdorf. Am folgen- 
den Morgen um 10 Uhr rückte der Herzog mit seinen Truppen in die 

ij Aulieichnungeo des Atiitiiianuä Meyer. Vgl. das Schreiben Bellevilles an 
Vilknunsy vom IS. Juli 1S09, wo es n. ft. heiast: «Cea homm««, qui m diaenl 

pauvres, boivent, mangent, font de hl dipense et ne travailleot poiirt, ib mcnacent 
et n'agissent pas; il y a äonc un»> main inrisible qui les pousse »»t Ifs retienl, 
qui )es dinge et les salane*. Memoires et Correspondance du roi Jt^römelV, 'iGl t 
S) Du. 
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Stadt ffnrnover ein, welche bereits Tags zuvor von den französischen 
Behürdeii verlas.-en war. Bei dem Einmärsche verbreitete sich in 
der ganzen Stadt grosser Jubel*). All und Jun? -trömte herbei, um 
die ermüdeten Mannschaften mit Speise und Trank zu erfriacheii. 
Hit besonderem Eifer führte die städtische Jugend die Soldaten zu 
den Ölten, wo französisches Eigentum versteckt lag. Auch die 
Wohnungen des Generalgouveroeurs Lasalcette und des Intendanten 
wurden von den «Olsem* durchsucht. Die vorgeftindenen Effekten 
.wurden mitgenommen, unter der Hand und in öffentlicher Auktion 
verkauft*^. Dem Herzoge, welcher in der London -S( Ii eiike ab- 
gestiegen war und hier mit einem Teile seiner Offiziere otteiie Tafel 
abhielt, jauchzten „der Pfibcl und die Kurzsichtigen" ein Mal über das 
andere zu 3). Weiter ging aber die Begeisterung der Menge nicht. 
Zuzug hat der Ilerzog im Hannoverschen nicht erhalten. So viel 
man sehen kann, hat er sich aueh in den Kurlanden enthalten, die 
Bevölkerung aufzufordern, dass sie sich ihm anscliUessen möge. Die 
ProUamation des Heizogs an die Deutschen: .Welcher Deutsche 
sollte nicht mit mir das Ungläck seines Vaterlandes fflhlen? Welcher 
ist unter uns, der nicht verebt zu den Waffen greife? Auf denn zu 
den Walfent Lasst uns zeigen, dass vnt Deutsche sind, die fikr ihre 
Gesetze, Verfassung und gegen Bedrückung kämpfen u. s. w ' i t im 
Hannoverschen anscheinend nirgends angeschlagen oderverteili \. < rden. 
Der Weifenfürst elute die Vorstellungen der liannoverschen Behörden, 
welche es bei den ,n!ip'ün>tijren Konjunkturen* ^nr richtig hielten 
.alles zu vermeiden, wa^- tli • Hannoveraner kompronuttieren konnte'"*). 
Auch war es keinem Einsichtigen verborgen, das? seU)st eine Er- 
hebung des liamiüverschen Volkes den Herzog niclil in den Stand 
setzen konnte, sich der auf ihn eindringenden Feinde zu er- 
wehren. Der Kenog freilich, der wohl ein tapferar und todes- 
mutiger Held, aber nidit gerade ein klarer Kopf war, «wusste eigentlich 
nicht, was und wohin er wollte. Doch da ihm nur der einzige 
Ausweg blieb, bestimmte er sich dazu*'), nämlich so schleunig als 
möglich zur WesermOndung zu ziehen, wo englische Schiffe zu seiner 
Aufnahme bereit lagen. 

In eine überaus schwierige I.age gerieten die Gouvernements- 
kommission und die übrigen hannoverschen Behörden durcii den 

1) Für das Folgende vgl. die ausfOhrliche Schilderung der Vorgänge in 
HttUiOTer wShrend der Anwesenheit des Herzogs Uei Süerzinsky S. 66 f und 
namenüleh bei Hatumaim S. 62 ff. 

^ Autkeidmungett des Amtmaims M^er. 

3) Das. 

*) Das. 

^ Das. 
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Aufenthalt des Herzogs in Hannover. «Es kam darauf an» dem 
Herzoge jede thunlicfae Unterstützung zu gewähren, ohne doch ab 
Beförderer seines Zuges zu erscheinen" i). Der ebenso besonnene 
wie gewandte Pa^je und der nicht minder umsichtige Polizeidirektor 
Meyer wussien sich vortrefflich aus der Verlegenheit zu ziehen. 
Unter dem ostensibelen Verwände, die Verpfl^ng des Korps auf 
dem weiteren Marsche im Interesse der Unterthanen zu re^^ehi, 
gaben sie dem Herzoge bei seiiieru Abzüge, der schon am Nach- 
mittage des 3. Augusts erfolgte, in der Person des Arntssehreibeis 
Cropp aus liicklingen einen intelligenten und der Gegend überall 
kundigen Marschkommissar mit. Palje und Meyer haben dadurch 
sehr viel zur Rettung des welfisefaen Helden beigetragen. Cropp 
fahrte das herzogliche Korps Ober Neustadt a. Rbg., Nienburg a. W., 
Hoya und Syke auf dem nftchsten Wege in das Oldenburgische nach 
Elsfleth und Brake. Dort ging die Einschiffiing vor sich, ehe die 
verfolgenden TYuppen des Generals Rewbell zur Stelle waren. 

hl Hannover stellten die französischen Behörden sidt bereits 
am 4. Anglist ,in aller Stille" wieder ein, am frühesten der General- 
gouverneur La^aleette. der die FJire haben wollte, „am ersten wieder 
auf seinem Phit/.e zu sein" -). Sie that^n, als ob nichts geschehen 
sei, und uiiterlii-s^en anscheinend jede l'ntersudiung über die Vor- 
fälle während der Anwesenheit des Herzogs. Ohne eine Art vuu 
Strafe kamen die Einwohner der Hauptstadt aber doch nicht fort. 
Am 7. August rQckte das hollfindiache Armeekoips des Generals 
Gratien in Hannover ein. Die siebzehn Tage lang dauernde Ein- 
quartierung soll kaum zu ertragen gewesen sein 3), da die Soldaten 
sich als Exekutioristruppen betrachteten und die Einwoluier auf alle 
erdenkliche Weise quälten. In den Kurlanden grilT jetzt wieder 
tiefe Niedergesclilngenheit um sich. Mit dem Abschlüsse des Friedens 
zu Wien (14. Oktober) sanken auch die letzten Hoffnungen in den 
Staub. Zu Ende des Jalires 1809 herrschte überall Mutlosigkeit und 
apathische Trauer. 

Hausmann Ö. b-t. 

•) Aubnclmungen des Amtmanns Meyer. Meyer bemerkt des weiteren io 

Bezug auf die HUckkehr Lai>alcet(es: „Zuföllig war er nuch einigen Ol^^clien 
Hti«nrf»n — wahrscheinlich Desprtftsrs bc^repnet und kam in vross^r Angst zu 
loir, um ihn zu verbergen. So lange es Tag war, blieb er versteckt in meiner 
Kammer» ftr die Nacht hielt er sich aber nicht sieber» wdl er Arehteto, es habe 
ihn jemand ins Haas gehen «eben, und ein Verrat werde ihn an die Ober aus* 
liefern. Verkleidet in meinen scblecbteslen EfTi'klon brachte ich ihn ZU einer 
Priesterin der Venus vulgivaga, wo er die Nacht zubrachte*. 

3) S. .S. 387. Vtj'l. Hausmann S. GG und H. Schulze, Geschichtliches aus 
dem LQnd>urgischen S. 47 f. 

- > i )K« 
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